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A. Kartell⸗ und Patentmonopole 
I. Allgemeines 


ö Die Gleichheit des Ausdrucks Patentmonopol und Wirt⸗ 
Waftsmonopol verführt, auch in der Rechtſprechung, zu einer 
nen rechtlichen Behandlung. Da aber beide Begriffe ver⸗ 
Mien ſind, kommen dieſe Entſcheidungen zu irrigen Auf⸗ 

lungen und Ergebniſſen !). x 
mit Das Wirtſchaftsmonopol will den Wettbewerb der Kartell⸗ 
Vo glieder untereinander bezüglich beſtimmter wirtſchaftlicher 
ft rgänge (Herſtellung und Verteilung von Waren und Lei⸗ 
ſamden) regeln und Einfluß auf den Wettbewerb dieſer zu⸗ 
Das ongeſchloſſenen Mitglieder mit Außenſeitern nehmen. 
in 115 Wirtſchaftsmonopol will die Frage behandeln, ob und in 
le Form und von welchen Beteiligten ein Gewerbe über⸗ 
a ausgeübt werden darf. Ein Patentmonopol ift etwas 
eiald anderes. Durch einen Rechtsakt wird eine dem Sachen⸗ 
geder um ähnliche Monopolſtellung auf techniſche Ideen aus⸗ 
gun ont. Das Patent gewährt eine ausſchließliche Berechti⸗ 
welch, welche nicht auf Vertrag, ſondern auf Geſetz beruht; 
155 nicht Wirtſchaftsvorgänge betrifft, ſondern ein wert⸗ 
fe Wirtſchafts mittel (nämlich eine techniſche Idee) dar⸗ 
dw Mit der Gewährung des Patentes iſt über den Wett⸗ 
ia Aa des Patentinhabers mit den Nichtberechtigten nur ge⸗ 
% 8 daß erſterer allein nutzungsberechtigt iſt. Daher laſſen 
das er, welche das Wirtſchafts monopol verbieten (3. B. USA.), 

Patentmonopol zu. 

iin Das Patentmonopol (mehrerer Patentberechtigter) iſt daher 
Pat ich allein niemals ein Kartellmonopol, ſelbſt wenn das 
ihr ent einer Gemeinſchaft gehört und dieſe zur Regelung 
rer Rechte am Patent in örtlicher oder ſonſtiger Beziehung 


danachungen treffen. Erſt wenn das Patentmonopol mit den 
ſechenen eines Wirtſchaftsmonopols ?) verbunden wird, ent⸗ 
en kartellrechtliche Fragen. Niemals kann aber dadurch der 
rdcsartige Monopolcharakter des Patentes ſelbſt geändert 
ſcha en. Durch eine Verbindung des Patentes mit einem Wirt⸗ 
Höoltsmonopol können die Rechte aus dem Patent weder ver⸗ 
Wien noch verkleinert werden. Der Patentinhaber kann 
liche als gezwungen werden, auf dem Umweg über kartellrecht⸗ 
Rat Erwägungen andere Entſchlüſſe über die Verwertung des 
f chafntes zu faſſen, als er es ohne Verbindung mit dem Wirt⸗ 
gaftsmonopol tun könnte. 
die Kaſch hat a. a. O. mit Recht darauf hingewieſen daß 
ie Lertragsbeteiligten zur Vermeidung eines Kartellſtreits 
5 „Patentinhaber von den kartellvertraglichen Verpflichtungen 
ſpen lich des Patentes im Einzelfalle entbinden und den Ge⸗ 
1 


dierrten von den Kartellfolgen freiſtellen können. Damit wird 


Verbindung des Patentmonopols mit dem Wirtſchafts⸗ 


1 „ 
195 ) Siehe Telefunken⸗Entſcheidung des Kart.: Kartgdſch. 
100 264 ſowie Raſch: Kartofch. 1935, 547 und Schramm: 
1936, 518. 
Korporative Marktbeeinfluſſung oder Marktbeherrſchung 


durch 
ech Wettbewerbsregelung. 


monopol im Einzelfalle gelöſt. Der Patentinhaber kann 
wiederum frei entſcheiden. Wenn er etwa aus Loyalität dennoch 
keine Lizenz gewährt, ſo hat dies mit Kartellfragen nichts 
mehr zu tun. Schwierigkeiten kann dieſe Betrachtungsweiſe 
bei Syndikaten begegnen. Verſchiedene Betriebe ſchließen ſich 
zuſammen, gründen eine Syndikats⸗Gmbh. und übertragen 
dieſer ihre Patente. Neben dem GmbH.⸗Vertrag werden durch 
einen zweiten Vertrag die Kartellrechte und ⸗pflichten geregelt. 
Die Sperre des Außenſeiters, der am Patent teilnehmen will, 
liegt in dem Vertrag der Kartellmitglieder, welcher die Syn⸗ 
dikatsleitung anweiſt und bindet. Geben dieſe Kartellmitglieder 
dem Syndikat, das bei Übertragung der Patente vertraglich 
zur Verwertung der Patente im beſtimmten Sinne gebunden 
wurde, frei, auch dem Außenſeiter eine Lizenz zu erteilen, ſo 
kann das Syndikat auf Grund ſeiner Patentrechte ſich dennoch 
frei entſchließen und ablehnen s). 

Nicht jede Verbindung von Patenten durch Verträge 
(Patent Holding Company) begründet alſo einen Kartell⸗ 
vertrag. Es kommt auf den Zweck an. 

Verträge zur Klärung der Patentlage, Patentaustauſch⸗ 
verträge, Verträge zur Verwertung (auch wenn ſie geſell⸗ 
ſchaftsrechtlichen Charakter haben) u. a. m. begründen kein 
Kartell, wenn der Marktbeherrſchungswille ?) fehlt. 


II. Verbindungsmöglichkeiten von Patenten mit 
\ Kartellen 


1. Ein Betrieb beſitzt marktbeherrſchende Patente. Aus 
irgendwelchen (techniſchen oder finanziellen) Gründen vergibt 
dieſer Betrieb im weiteſten Umfange Lizenzen (Bauerlaubnis). 
Gleichzeitig werden mit der Lizenzgabe beſtimmte Wettbewerbs⸗ 
bedingungen vereinbart. Um die Zuſammenarbeit zu erleich⸗ 
tern, ſchließen ſich die Lizenznehmer zu einem Verband zu⸗ 
ſammen. Nur die Mitglieder dieſes Verbandes erhalten Lizenzen. 
Das typiſchſte Beiſpiel iſt der Telefunkenfall des Kartellurteils 
K 490/33 in KartRdſch. 1934, 264. 

2. Mehrere Betriebe haben Patente, welche ſich entweder 
ergänzen, oder deren gegenſeitige Abgrenzung (Nichtigkeit, Ab⸗ 
hängigkeit uſw.) ſchwierig iſt und im Streitfalle zu beider⸗ 
ſeitigen ſchweren Verluſten führen würde. 

a) Die Beteiligten ſchließen ſich zuſammen und geben 
ſich gegenſeitig Lizenzen mit dem Ergebnis: jeder bleibt In⸗ 
haber ſeiner eigenen Patente; jeder erhält Lizenzen zur Be⸗ 
nützung der fremden Patente. 197 3 

b) Oder bei gleicher Lage gründen die Beteiligten eine 
Geſellſchaft und übertragen dieſer die Patente. Die Geſellſchaft 
vergibt Lizenzen weiter (Fall des Hefeverbandes in RG. 
114, 213 = JW. 1927, 123). 


) Ein Kartell, das ein Verbandswarenzeichen beſitzt, kann 
ja auch niemals unter Berufung auf eine unzulaſſige Sperre ge⸗ 
zwungen werden, einem Außenſeiter die Benützung des Waxen⸗ 
zeichens zu geſtatten. Dies würde gegen die zwingenden Beſtim⸗ 
mungen des W. und 8 3 Unl WG. verſtoßen (Schramm: Akadg. 
1936, 521; a. M. für Ausſtattung das KartG.: Kartgtdſch. 1933, 807). 
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o) Die Geſellſchaft erhält nur eine ausſchließliche Lizenz 
an den beſtehenden Patenten mit dem Recht, Unterlizenzen 
weiter zu geben. Dagegen ſollen Verbeſſerungen auf Grund 
der gemeinſamen Zuſammenarbeit der Geſellſchaft gehören und 
ſolche neue Patente (alſo nicht die Gründungspatente!) auf 
den Namen der Geſellſchaft eingetragen werden. 

3. Endlich iſt die Form des Miteigentums nach Bruch⸗ 
teilen an den einzelnen Patenten möglich, eine Form, welche 
jedoch ſeltener angetroffen wird. 


B. Inhalt des § 54 Pat. 

1. In der amtlichen Begründung zu 8 54 Bat®. heißt es: 

„Eine beſondere Form des Mißbrauchs wirtſchaftlicher 
Übermacht bei der Austragung von Patentſtreitigkeiten hat 
ſich darin gezeigt, daß Inhaber von mehreren Patenten ver⸗ 
wandten Inhalts einen angeblichen Verletzer zunächſt nur auf 
Grund eines dieſer Rechte verklagen, um dann in weiteren 
Klagen gegen ihn wegen desſelben oder eines gleichartigen 
Tatbeſtandes die Verletzung der anderen Patente geltend zu 
machen. Dem Angegriffenen wird dadurch die Verteidigung 
erſchwert, weil die Vielzahl der Prozeſſe ihm erhöhte Koſten 
verurſacht.“ 

2. Nach § 54 Patch. kann derjenige, der eine Klage auf 
Unterlaſſung, Schadenserſatz oder Auskunft (§ 47 PatG.) er⸗ 
hoben hat, gegen den gleichen Beklagten wegen „derſelben 
oder einer gleichartigen Handlung“ auf Grund eines an⸗ 
deren Patentes nur dann eine weitere Klage erheben, wenn 
er ohne ſein Verſchulden nicht in der Lage war, auch 
dieſes Patent in dem früheren Rechtsſtreit geltend zu machen. 
(Beachte die Abweichung von 88 278, 279, 529 ZRO.!) Alle 
anderen Klagen, wie z. B. auf Feſtſtellung der Abhängigkeit 
und der Entnahme gehören nicht hierher. Klage im Sinne 
der 88 54, 47 PatG. iſt auch eine zuläſſigerweiſe erhobene 
Widerklage. 

Dieſes erſte Verfahren braucht nicht urteilsmäßig ab⸗ 
geſchloſſen zu ſein. Es genügt, daß die Klage erhoben worden 
iſt. Ob das Verfahren abgeſchloſſen wurde (etwa durch Ab⸗ 
weiſung, Zurücknahme oder Vergleich) oder ob das Verfahren 
noch läuft, iſt ohne Bedeutung. 

§ 54 PatG. verbietet lediglich die Erhebung einer 
neuen Klage. Wird eine bereits erhobene Klage auf ein 
weiteres Patent ausgedehnt, ſo tritt die Beſchränkung des 
8 54 Pat. nicht ein. Es kann hierin unter Umſtänden eine 
Klageänderung liegen. Angeſichts der Beſtimmung des 8 54 
Patch. iſt aber eine loyale Handhabung des § 268 ZPO. not⸗ 
wendig. Sind nacheinander zwei Klagen erhoben worden, fo 
wird man dem Kläger das Recht einräumen müſſen, gemäß 
§ 147 3PO. die Verbindung beider Prozeſſe zu beantragen, 
um die Folgen des § 54 PatG. abzuwenden. Hat das Gericht 
die Verbindung beſchloſſen, fo iſt der Einwand aus 8 54 PatG. 
beſeitigt. Es kommt ja nur auf den Erfolg an, den Beklagten 
vor einer Flut von Rechtsſtreitigkeiten zu bewahren. Lehnt 
das Gericht die Verbindung ab, ſo wird in der Regel damit 
auch feſtgeſtellt ſein, daß nicht „die gleiche oder gleichartige 
Handlung“ des Beklagten in beiden Prozeſſen vorliegt. Min⸗ 
deſtens kann ſich dann der Kläger, wenn nicht die Beſchluß⸗ 
gründe etwas anderes enthalten, darauf berufen, daß er ſchuld⸗ 
los davon ausgegangen iſt, daß nicht dieſelbe oder gleichartige 
Handlung vorliegt. 

Im Rahmen des 8 54 Patch. iſt es auch nicht zuläſſig, 
die Unterlaſſungsklage und ſpäter die Schadenserſatz⸗ und Aus⸗ 
kunftsklage getrennt zu erheben. Klage auf Unterlaſſung und 
Schadenserſatz muß gemeinſam erhoben werden, da der ſpä⸗ 
teren Klage der Einwand aus 8 54 PatG. entgegengehalten 
werden kann. Wird jedoch zunächſt mit der Unterlaſſungsklage 
die Klage auf Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht verbunden 
mit dem Antrag auf Rechnungslegung erhoben, ſo iſt eine 
ſelbſtändige Klage auf Bezahlung eines Geldbetrages nach er⸗ 
teilter Auskunft oder zunächſt nur die Klage auf Leiſtung des 
Offenbarungseides über die Richtigkeit der vorgelegten Rech⸗ 
nungslegung zuläſſig. $ 54 PBat®. ſetzt ja nur voraus, daß 
im Zeitpunkt der Klageſtellung alle Klagearten und Klage⸗ 
begründungen, welche geltend gemacht werden können, zu⸗ 
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ſammengefaßt werden. Er verbietet aber nicht die Klage a) 
Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht vorbehaltlich ziffer 
mäßiger Feſtſtellung (Krauße zu 8 47 S. 386). 51 

Mit Krauße und Buſſe iſt anzunehmen, daß 90 
PatG. nur eine prozeßhindernde Einrede begründet, auf wel . 
allerdings die Vorſchriften der 88 274, 275 ZPO. keine 
wendung finden. bei 

3. Um den „gleichen Beklagten“ handelt es ſich auch 
einer Rechtsnachfolge. 

4. Das Geſetz verweiſt auf den Kläger, der eine “ie 
im Sinne des $47 Bat®. erhebt. Diefer Kläger muß M 
identiſch ſein mit dem Patentinhaber. 

Aus einem Patent können klageberechtigt ſein: 


a) der Patentinhaber, 

b) der ausſchließliche Lizenznehmer, | er 

e) der einfache Lizenznehmer, wenn er mit Ermächtiggg 
des Patentinhabers und für deſſen Rechnung klagt (RO 
148, 146 = JW. 1935, 26247 m. Anm.), eils⸗ 

d) jeder Geſellſchafter (actio pro socio) und Bruchteg, 
eigner eines Patentes (RG. 86, 70 JW. 1915, W 
NGZ. 90, 302; RG. v. 21. Mai 1927, 1342/26: 9 
1928, 335). 


Nach 8 54 iſt nur entſcheidend, ob ein Kläger aus meh 
reren Patenten eine Klage hätte erheben können. Wer 9 
Inhaber eines Patentes, ausſchließlicher Lizenznehmer eim 88 
gleichartigen anderen Patentes und einfacher Lizenznehnn 
eines dritten gleichartigen Patentes iſt (eine Ermächtign 5 
vorausgeſetzt!), muß bei Meidung der Folgen des 854 5 
bei der gleichen oder gleichartigen Handlung des Beklag 
alle drei Patente als Klagebegründung aufführen. ud 

Es handelt ſich hier um mehrere, in einer Klage gurt 
gemachte Anſprüche im Sinne des § 145 ZPO. Das Wenn 
it nicht gehindert, aus Zweckmäßigkeitsgründen dieſe drei 4, 
ſprüche zu trennen und zu ſelbſtändigen Verfahren zu 128 
weiſen, wenn auch angeſichts des 854 PatG. hiervon n 
bei zwingenden Gründen Gebrauch gemacht werden ſoll. ihr 

Wechſelt der Berechtigte (Patentinhaber oder ausſchll 
licher Lizenznehmer) zwiſchen dem erſten und zweiten Prozeß, 
ſo bleibt die Einrede zuläſſig (Klauer). dr 

Wird das Recht am Patent in doloſer Abficht erſt 1 
träglich erworben, um die Einrede der Stufenklage zu 2 
feitigen, fo gelten die gleichen Grundſätze (Klaue““ 
Benkart, Riemenſchneider⸗Wilken S. 215). M 

5. Streitig ift, ob 854 Patch., wie es die Begründe 
will, auf Patente gleichen Inhalts oder auf die gleiche 2 it 
gleichartige Handlung des Täters abſtellt. Die Verſchiedengſ 
des Ausdrucks zwiſchen Begründung und Geſetzestext fällt eſt⸗ 
Man muß aber mit Benkart wohl zweckmäßigerweiſe * 
ſtellen, daß zwiſchen den Patenten ein innerer Zuſammeced⸗ 
beſtehen muß, da ſonſt nicht die gleiche oder gleichartige Ha 
lung vorliegen kann. „ rnliche 

Auffallenderweiſe enthält das GebrMuſtch. keine äh 1er 
Beſtimmung. Ein Grund hierfür iſt nicht einzuſehen. Klau 
wendet mit Recht den Rechtsgedanken des § 54 Patch. ſinnge et 
auch auf Gebrauchsmuſter an. Wenn Klauer es auch 
wörtlich ausspricht, fo bedeutet dieſe ausdehnende Anwen, 
daß im Gebrauchsmuſter⸗ oder Patentverletzungsſtreit alle c 
rechtigungen, welche der Kläger an Patenten und Gebraut 
muſtern beſitzt, zur Klagebegründung herangezogen re den 
müſſen. Das RG. hat ſchon einmal in der Frage der 2 
titätslöſchungsklage gegen Gebrauchsmuſter eine ſolche 
im Geſetz geſchloſſen (GRUR. 1936, 169). 


C. Anwendung des § 54 PatG. auf Kartelle i 


1. Das Geſetz geht nur von der Einheit des Klägers 5 
der Vielheit der Patentberechtigungen aus, während Ja fen 
noch die Mehrheit der Kläger bei einer Vielheit von Pa (ep? 
berechtigungen hätte berückſichtigt werden müſſen. Gerade a 
tere Möglichkeit iſt noch viel geführlicher und berührt aden 
beſonders die Kartellprobleme, welche hier behandelt we ber 
ſollen. Das Geſetz verbietet nicht, daß der Patentinhaber, 15 
ausſchließliche Lizenznehmer oder der einfache Lizenznehme 
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= Patentverletzungsklage ftellen, welche das gleich e. Patent 
r Grundlage hat. 

555 Klauer meint zwar zu einem ſolchen Tatbeſtand, daß 

er Verbot der Stufenklage auch dann gelte, „wenn das Ver⸗ 

NE: dadurch umgangen wird, daß mehrere Konzerngeſell⸗ 

ſchalten getrennt Verletzungsklagen erheben, obwohl die Geſell⸗ 

Halten im Patentaustauſch ſtehen“. 

or, Angeſichts der klaren Faſſung des 854 Patch. iſt die 

wendung dieſer Geſetzesſtelle auf den von Klauer be⸗ 
np olten „Konzernfall“ nicht denkbar. Auch die Begründung 

Ya eine ſolche Auslegung des Geſetzes nicht zu. Dagegen muß 
an im Ergebnis Klauer zuſtimmen. Das Geſetz hat einen 

In bertatbejtand der Klagenhäufung zum Schaden des Be⸗ 

been, diffamiert. Damit wird für den Beklagten bei dem viel 

Elubrlicheren Tatbeſtand der mehrfachen Konzernklagen der 
wand aus § 826 BGB. zuläſſig. Während aber 8 54 PatG. 

1 einen einfachen, klar geregelten Tatbeſtand abſtellt, muß 

na Anwendung des § 826 BGB. der ſubjektive Tatbeſtand 

letinewieſen werden. Für die Feſtſtellung des ſubjektiven Tat⸗ 
andes werden eine Reihe von Anhaltspunkten möglich ſein: 

Ra a) Nach Erlangung eines Unterlaſſungsurteils durch die 

un elgefetfjchaft oder ein Kartellmitglied beſteht kein ver⸗ 

minſliges ſelbſtändiges Intereſſe für ein onderes Kartell⸗ 

Etrolted⸗ eine neue, gleiche Unterlaſſungsklage zu erheben. 

ge aige eigene Rechte hätten ja durch die Nebenintervention 
wahrt werden können (88 59 ff. ZPO.). 

be Nach dem Kartellvertrag waren die Mitglieder aus⸗ 

def lich verpflichtet, Unterlaſſungsklagen nur durch die Kartell⸗ 

cigelſchaft führen zu laſſen. Unmittelbar vor der neuen Klage 
* Kartellmitgliedes (nach vorausgegangener Klage der 

Kartellgeſellſchaft) wird dieſe Beſtimmung aufgehoben und dem 

en ellmitglied das Recht der ſelbſtändigen Klageſtellung (ge⸗ 

br enenfalls mit Ermächtigung und für Rechnung des Patent⸗ 
habers) geſtattet. 

Be e) Die ſelbſtändige Klage eines Kartellmitgliedes iſt im 
nehmen mit der Kartelleitung als grundſätzliches Verfahren 
geführt worden. Es beſteht dann kein Anlaß, eine weitere 

laſſen gleichen Inhalts durch ein anderes Mitglied führen zu 

exit d) 854 PatG. findet an ſich auch Anwendung, wenn die 

8 b Klage abgewieſen wurde. Es würde aber zu weit führen, 

— anderen Kartellmitglied eine neue Klage zu unterſagen, 

ſichts verſucht werden ſoll, den Rechtsſtreit unter anderen Ge⸗ 

Hin spunkten neu aufzurollen. Hier liegt zweifellos ein ver⸗ 

Vchſtiges Intereſſe vor, welches die Anwendung des $ 826 

B. ausſchließt. 

ein 8 8 54 PatG. findet jedoch keine Anwendung im Streit 
1b Kartells mit einem Kartellmitglied. Nach dem Hefe⸗ 

andsurteil (RGZ. 114, 213 = ZW. 1927, 123) kündigte 
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ein Kartellmitglied den Kartellvertrag. Es entſtand Streit, ob 
das Mitglied als Geſellſchafter der Kartell⸗ GmbH. die Patente 
weiter benutzen dürfe. Eine Kündigung geſellſchaftsrechtlicher 
Bindungen an eine GmbH. iſt nach dem Geſetz nicht möglich. 
Das Kartell erhob Unterlaſſungsklage. Dieſe Klage war auch 
patentrechtlich begründen. Im Vordergrund ſtanden aber kartell⸗ 
rechtliche Fragen. Auf ſolche Rechtsſtreitigkeiten kann 8 54 
Patch. nicht angewendet werden. 

3. Endlich gibt es Fälle, in welchen durch Kartellbeſchluß 
die Benützung von Patenten unterſagt wird. Auch für ſolche 
Rechtsſtreitigkeiten kann § 54 Pat®. keine Anwendung finden. 
(Siehe Kartgidſch. 1936, 166, 331.) 


D. Ergebnis 

1. Eine Syndikats⸗ oder ſonſtige Kartellgeſellſchaft, welche 
von den Syndikats⸗ (Kartell⸗) Mitgliedern irgendeine Be⸗ 
rechtigung an Patenten (ſei es Miteigentum, ausſchließliche 
Lizenz, einfache Lizenz) übertragen erhalten hat, muß eine 
Klage auf alle einſchlägigen, den gleichen oder gleichartigen 
Tatbeſtand des Beklagten treffenden Patente ſtützen. 

2. Haben die Kartellmitglieder ſelbſt irgendwelche Berech⸗ 
tigungen an Patenten, ſo müſſen dieſe in gleicher Weiſe wie 
in 854 Patch. vorgeſchrieben, eine alle einſchlägigen Patente 
umfaſſende Klage ſtellen. 

3. Hat eine Geſellſchaft ein Prozeßverfahren durchgeführt 
und gegen den Verletzer ein Unterlaſſungsurteil erzielt, ſo 
dürfen die daneben noch berechtigten Syndikats⸗ oder Kartell⸗ 
mitglieder nicht eine gleiche Unterlaſſungsklage auf Grund des 
gleichen oder gleichartigen Sachverhalts erheben (§826 BGB.), 
ſoweit die Klage nicht eine ſelbſtändige, über die Wirkung des 
erſten Unterlaſſungsurteils hinausgehende Wirkung haben ſoll. 

4. Hat ein Kartellmitglied (das im internen Verhältnis 
gegenüber dem Kartell verpflichtet iſt, die Durchführung eines 
Rechtsſtreits nur im Benehmen mit dem Kartell zu erledigen) 
ein Unterlafſungsurteil erzielt, ſo iſt dem Kartell oder den 
übrigen Kartellmitgliedern unter den gleichen Vorausſetzungen 
wie zu 3 eine neue Unterlaſſungsklage unterſagt. 

5. Die Pflicht der Kartellmitglieder, die Klage auf alle 
Patente zu ſtützen, bezieht ſich auf alle Arten von Berech⸗ 
tigungen des Kartellmitgliedes am Patent (Miteigentum, 
Geſellſchaftsrechte am Patent, ausſchließliche Lizenz, einfache 
Lizenz, wenn die Ermächtigung erteilt wurde). Alle anderen 
Palente, welche anderen Kartellmitgliedern zuſtehen, brauchen 
und können nicht zur Begründung der Klage herangezogen 
werden, wenn ſolche Berechtigungen nicht beſtehen. 

6. Nach 854 Patch. iſt der Zweck, welchen Patentvereini⸗ 
gungen verfolgen, ohne Bedeutung. Daher gelten dieſe Aus⸗ 
führungen auch dann, wenn es ſich lediglich um Patentgemein⸗ 
ſchaften oder Patentaustauſchvereinigungen ohne Kartell⸗ 
charakter handelt. 


8 Die verfahrensrechtliche Wirkung des Verbots 
weiterer patentverletzungsklagen aus anderen Patenten ($ 54 Pat6.) 


Von Rechtsanwalt Dr, Eberhard Pinzger, Berlin 


I 


Be a) Das am 1. Okt. 1936 in Kraft getretene neue PatG. 
gebie Mai 1936 (RG Bl. II, 117) hat auch auf dieſem Rechts⸗ 
x ete die grundſätzlichen Gedanken des Nationalſozialismus 
ſchöntselkung gebracht. Mit der zielbewußten Förderung ber 
ben Perifchen Perſönlichkeit und ihrem Schutz gegen Aus⸗ 
ſeine 9 geht Hand in Hand die Erkenntnis, daß der Erfinder 
Volke Leiſtungen nicht nur ſich ſelbſt, ſondern zugleich der 
auf Sgemeinfchaft verdankt, die die Srundlagen geſchaffen hat, 
100 enen er erſt weiterbauen uno zu feiner Erfindung ge- 
Wein konnte 1). Deshalb iſt der Erfinder verpflichtet, bei der 
ung ſeiner Schöpfung nicht allein den eigenen Nutzen 

1 


ever Einleitung der amtl. Begründung zu den Geſetzen über den 


blichen Rechtsſchutz v. 5. Mai 1936 


zu bedenken, ſondern in maßvoller Beſchränkung auf die Be⸗ 
lange anderer Rückſicht zu nehmen. Das Monopol, das ihm 
für ſeine Bereicherung der Technik gewährt wird, darf weder 
der Erfinder noch ſein Rechtsnachfolger mißbräuchlich an⸗ 
wenden. 

Eine auf Grund liberaliſtiſcher Gedankengänge gelegentlich 
vorgekommene Form des Mißbrauchs von Patenten beſtand in 
der gerichtlichen Geltendmachung dieſer Rechte in der Weiſe, 
daß es dem Patentinhaber nicht auf die Feſtſtellung des ſach⸗ 
lichen Rechts — ob die angegriffene Verletzungsform ſeine 
Schutzrechte verletzt — ankam, ſondern daß er ſeine Ziele durch 
wiederholte Prozeſſe als Selbstzweck zu erreichen verſuchte, 
ſelbſt auf die Gefahr hin, mehrere Male zu unterliegen. Einmal 
würde — ſo rechneten ſolche Kläger — der Beklagte doch die 
Luſt am Streit verlieren, oder er würde die Koſten für den 
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Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrſt⸗ 


fünften oder ſechſten Prozeß nicht mehr aufbringen können. 
Bekanntlich ſind Patentprozeſſe wegen der großen Werte, die 
auf dem Spiele ſtehen, ſehr teuer. Sie ſind nicht nur un⸗ 
vermeidlich wie alle anderen Arten von Rechtsſtreitigkeiten. 
Sie ſind auch für hervorragendſte Sachkenner in ihrem Er⸗ 
gebnis oft nicht mit Beſtimmtheit vorauszuſehen. Die Be⸗ 
laſtung eines kleinen oder mittleren Betriebes mit zahlreichen 
derartigen Streitigkeiten beeinträchtigt aber nicht nur die Geld⸗ 
mittel, ſie beeinträchtigt insbeſondere die Arbeitskraft des Be⸗ 
triebsinhabers, für den es ſich häufig um die Frage handelt, 
ob er ſeine geſamte laufende Erzeugung einſtellen muß. 

b) Die finanzielle Belaſtung durch Patentprozeſſe 
überhaupt ſucht für kleinere Betriebe 853 PatG. zu mildern, 
indem für beide Parteien verſchiedene Streitwerte feſtgeſetzt 
werden können. Da die Wertfeſtſetzung für die wirtſchaftlich 
ſchwache Partei nicht von der Ausſicht der Rechtsverfolgung 
abhängig zu ſein braucht?), kann dabei ſogar die obſiegende 
wirtſchaftlich ſtärkere Partei den überwiegenden Koſtenanteil 
tragen, wenn beiſpielsweiſe der Streitwert — wie es ſchon 
geſchehen iſt — auf 1000 000: 10 000 feſtgeſetzt wird. 

Die Zahl der Patentprozeſſe zwiſchen den gleichen 
Parteien ſoll 8 54 PatG. einſchränken: Wer eine Patent⸗ 
verletzungsklage erhebt, muß bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
mit einer ſpäteren neuen Klage alle Patente heranziehen, die 
er gegen die angegriffene Ausführungsform bei ſorgfältiger 
Prüfung glaubt geltend machen zu können. 


II. 

Der Zweck diefer geſetzlichen Regelung iſt aus dem Wort⸗ 
laut der Vorſchrift nur mittelbar, aus der amtlichen Begrün⸗ 
dung hierzu jedoch mit voller Eindeutigkeit zu entnehmen. 

a) Der Kläger kann „nur dann eine weitere Klage er⸗ 
heben, wenn er ohne ſein Verſchulden nicht in der Lage war, 
auch dieſes Patent in dem früheren Rechtsſtreit geltend zu 
machen“. Was ſoll alſo der Patentinhaber tun, wenn er nicht 
den Folgen dieſes Ausſchluſſes ausgeſetzt ſein will? Er muß 
in der von ihm zu erhebenden Klage alle Patente geltend 
machen, die er zur Zeit der Erhebung der Klage geltend zu 
machen imſtande iſt: Das iſt mit anderen Worten die aus der 
Vollſtreckungsgegenklage in 8 767 Abſ. 3 ZPO. bekannte Häu⸗ 
fung von Klagegründen. Der unſerem Verfahrensrecht im 
allgemeinen unbekannte Häufungsgrundſatz (ſog. Eventual⸗ 
maxime) iſt hier in das Patentſtreitverfahren in erweitertem 
Umfange eingeführt. Er bezieht ſich aber hier nicht auf alle 
Klagegründe, die geltend gemacht werden könnten. Der Kläger 
iſt zwar bei Vermeidung ſpäteren Ausſchluſſes gehalten, alle 
Patente (ob auch Gebrauchsmuſter oder gar Urheberrechte und 
Warenzeichen iſt ſpäter zu erörtern) geltend zu machen, auf die 
er ſich berufen kann; aber er braucht nicht alle — nicht einmal 
alle ihm bekannten — Verletzungsformen des Beklagten an⸗ 
zugreifen. Der hier auf alle dem Kläger zuſtehenden Patente 
erſtreckte Häufungsgrundſatz bezweckt die Verhinderung des 
Mißbrauchs von prozeſſualen Behelfen. Das tft für 8 767 
Abi. 3 ZPO. ganz klar; der verurteilte Schuldner, dem 
Zwangsvollſtreckung droht, iſt nur zu leicht geneigt, ſich für 
den Fall des Mißerfolges einer erſten Klage aus 8 767 ZPO. 
für weitere Klagen noch Einwendungen aufzuſparen. Ihm 
kommt es nicht ſo ſehr auf den Erfolg ſeiner Einwendungen, 
als auf das Schweben eines Rechtsſtreits darüber an, der 
zufolge der üblichen Maßnahmen nach § 769 ZPO. die ge⸗ 
fürchtete Zwangsvollſtreckung hinausſchiebt. Es liegt außer⸗ 
ordentlich nahe, aus der Tatſache, daß § 54 Patch. ſeiner⸗ 
ſeits dieſen Häufungsgrundſatz einführt, auf den Zweck einer 
Verhinderung des Mißbrauchs von prozeſſualen Behelfen auch 
hier zu ſchließen. 

Die amtliche Begründung führt mit Bezug auf 8 54 
PatG. aus, daß dieſe Regelung die Entſtehung übermäßiger 
Koſten durch ſog. Stufenklagen vermeiden will. Unter Stufen⸗ 
klage wird dabei — im 7 9 zu dem eingebürgerten 
Sprachgebrauch für 8 254 3PO., der auch für Patentſtreit⸗ 
ſachen eine (meiſt unglückliche) Rolle ſpielt — der Vorgang ver⸗ 


2) Barthmann: ERUN. 1936, 841; Klauer-Möhring 
853 U. 3. 


ſtanden, daß der Inhaber mehrerer Patente verwandten 955 
halts einen angeblichen Verletzer zunächſt nur auf Grund M ai 
dieſer Patente verklagt, um dann in weiteren Klagen geben 
ihn wegen einer gleichartigen Verletzungsform die ande 
Patente geltend zu machen. Durch die hierbei entſtehen 10 
erhöhten Koſten würde dem Angegriffenen die Vexteibighin 
erſchwert. Deshalb will die Begründung ſolche Stufenilahn. 
überhaupt verhindern, indem fie den Häufungsgrundſaß n 
Patentſtreitſachen hinſichtlich der vom Kläger vorzutragende 
Klagepatente einführt. Der Zweck dieſer Regelung iſt unzwe re 
haft die Verhinderung des Mißbrauchs von Verletzungsklage 

wie ſchon aus dem Geſetz ſelbſt gefolgert wurde. . An⸗ 

e) Der Mißbrauch prozeſſualer Behelfe iſt nur ein ein 
wendungsfall argliſtigen Verhaltens im allgemeinen und on 
Fall prozeſſualer Argliſt im beſonderen. Gerade das on 
fahrensrecht iſt in beſonderem Maße durch die Grundſätze “ 44 
Treu und Glauben beherrſcht (3. B. § 138 Abs. 1 3Pd die 
Pat.). Sogar gegenüber rechtskräftigen Urteilen gib g 
Rechtſprechung des RG. ſeit langem den Einwand der 1 
lift, wenn das Urteil erſchlichen it?). Auch die Erſchleichen 
des Gerichtsſtandes tft unzuläſſig und unwirkſam ). Ci 
über dem von der amtlichen Begründung herangezogenen ber 
brauch hätten die Gerichte daher auch mit dem Einwand abei 
prozeſſualen Argliſt helfen können, beſonders wenn ſie d der 
das nationalſozialiſtiſche Gedankengut berückſichtigten, daß, em 
Erfinder und fein Rechtsnachfolger nicht nur Rechte, o 
auch Pflichten gegenüber der Allgemeinheit und ſeinen Hab 
bewerbern hat. Die Einführung einer Art Häufungsgrundſe 
an Stelle einer die geſamten Umſtände berückſichtigenden } den 
digung nach Treu und Glauben geht an ſich weit über ehes 
Zweck der Vorſchrift hinaus. Bei der Anwendung des aue 
wird daher in beſonderem Maße das Ziel zu berückſichti. 
ſein, das in der Verhinderung nur von Mißbräuchen eng 
Klagemöglichkeit durch beabſichtigte Verurſachung beser 
hoher Prozeßkoſten oder einer Dauerfolge von Rechtsſtrel 
keiten beſteht. 

Die durch verfahrensrechtliche Vorſchriften be 
Notwendigkeit, einen Sachvortrag mit aller denkbaren gel 
ſtändigkeit zu bringen, hat im deutſchen Verfahrensrecht bench, 
häufiger Ablehnung erfahren. Sie verhindert zwar ein N 1 
ſchieben von neuem Vorbringen zu Verſchleppungszwecken ein 
— bei den mehreren „Stufenklagen“ des § 54 PatG. = ven. 
dauerndes Schweben einer Folge von Patentſtreitverfah nr, 
Sie belaſtet jedoch den Rechtsſtreit mit einer Unmenge Im 
ſchiedenſten Vorbringens, das größtenteils zwecklos iſt. in 
Patentſtreitverfahren hat die Häufung zahlreicher Pate aber 
einem einzigen Verfahren den Nachteil befonderer intent 
ſichtlichkeit. Nicht ſelten werden einem einzelnen Klage? ſſen⸗ 
ſchon zahlreiche ähnliche Vorveröffentlichungen und ollen, 
kundige Vorbenutzungen als Stand der Technik ente für 
gehalten, deren Würdigung angeſichts ihrer Wichtigkei ichen 
die Entſcheidung einen ſehr breiten Raum in der mündl! er⸗ 
Verhandlung und in den Urteilen einnimmt. Bei einer n, 
vielfachung der Klagepatente vervielfachen ſich die Entgener 
haltungen. Soll die Vorſchrift des § 54 Patch. nicht zu Tin 
Erſchwerung der Rechtsverfolgung und der Findung de unter 
tigen Rechts führen, ſo muß ſie mit Zurückhaltung und ‚pen? 
Berückſichtigung des hinter dem Geſetzeswortlaut zurüdblel 
den geſetzgeberiſchen Zwecks angewandt werden. 


gründete 


III. 972 
Die verfahrensrechtliche Einordnung der Borfhei, 
854 PatG. macht Schwierigkeiten. Als eine echte Einre“ nd 
dem Sinne, daß der Beklagte auf ſie verzichten kan nd 
das Gericht ſie nur bei ausdrücklicher Geltendmachung eſehes⸗ 
ſichtigen darf, wird man ſie mit Rückſicht auf den Gerat 
wortlaut nicht bezeichnen können. Denn der Kläger r 
feine weitere Klage erheben, es ſei denn, daß er schuld 
erſten Klage zur Berufung auf die neuen Klagegründe ſch 
los außerſtande war. ſchrift 
Als echten Häufungsgrundſatz kann man die Vor 


3) Schon NG. 46, 79. 
9 Baumbech, „RO“, uberſicht 6 vor 8 12. 
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bald nicht bezeichnen, weil dieſer Begriff ſich auf das Ver⸗ 
in mis neuen Sachvortrages zu dem urſprünglichen Vortrag 
w ein und demſelben Verfahren bezieht und bei ſtrenger An⸗ 
Farbung jedes neue Vorbringen ausſchließt. Dagegen beſteht 
— 8 Rechtsähnlichkeit zu 8 767 Abſ. 3 ZPO., wo man von 
nn gemäßigten Häufungsgrundſatz fpricht. Wenn im Falle 
mi 854 PatG. die Geltendmachung weiterer Patente — auch 
an neuen Klageanträgen, die ja regelmäßig dem Klagepatent 
Mebaßt werden — unzuläſſig iſt, während es ſich in 8 767 
Er 3 ZPO. ſtets um den gleichen Antrag handelt, ſo be- 
an Det dies keine weſentliche Verſchiedenheit: denn auch bei 
ehreren Patentverletzungsklagen wegen derſelben oder einer 
((leichartigen Handlung“ wird ſtets die gleiche bzw. techniſch 
a hartige Verletzungsform angegriffen werden, ſo daß — wenn 
ao mit anderen Worten — doch wieder Unterlaſſung der 
werſtellung (des Inverkehrbringens, Feilhaltens oder gewerbs⸗ 
zeunigen Gebrauchs) der gleichen Maſchine, des gleichen Werk⸗ 
1.98 oder des gleichen Verfahrens verlangt wird. Dieſe not⸗ 
klaabige Gleichartigkeit des angegriffenen Erzeugniſſes des Be⸗ 
en en macht die Beſtimmung des 8 54 PatG. überhaupt erſt 
täglich, Ein Kraftwagenerzeuger, der ſeinen Wettbewerber 
0 Verletzung eines Patents für eine beſtimmte Federung 
zugl. lchſen von Kraftwagen in Anſpruch nimmt, braucht nicht 
lend ich auch ſeine Patente für Vergaſer oder Verdecks gel⸗ 
zu machen. 
doi Im übrigen beſteht eine weitgehende Verwandtſchaft 
8 hen beiden Vorſchriften (8 54 PatG., 8 767 Abſ. 3 ZPO.). 
iot e follen verhindern, daß der Kläger den Beklagten mit 
eines holten Prozeſſen überzieht, wobei ihm das Schweben 
. Rechtsſtreits und die daraus folgenden Nachteile für 
zwi Beklagten hauptſächliches Ziel ſind. Beide Vorſchriften 
be gen deshalb den Kläger, alle Gründe für fein Klage⸗ 
1 ten in einem Verfahren geltend zu machen. Die Folge 
Ans Verletzung dieſer Verpflichtung iſt in beiden Fällen der 
sſchluß des Klägers mit einer neuen Klage. 
. Beſonderheiten für § 54 PatG. ergeben ſich lediglich aus 
je Weſen des Patentrechtsſtreits, in welchem die Verletzung 
ſchied einzelnen Patents durch ein und dieſelbe Handlung ver⸗ 
laſſ ene Schadenserſatzanſprüche auslöſt und jedes Unter⸗ 
ungsurteil nur für die Dauer des dem Urteil jeweils zu⸗ 
im liegenden Patents gilt. Hier iſt es denkbar, daß der 
= erſten Rechtsſtreit obfiegende Kläger noch ein Intereſſe an 
erurteilung des Beklagten wegen Verletzung eines anderen 
its durch dieſelbe oder eine gleichartige Handlung beſitzt. 
dur der im erſten Rechtsſtreit obfiegende Kläger iſt aber 
ch 8 54 Pat&. mit einer weiteren Klage ausgeſchloſſen. 


te 


IV. 


Hau die Anerkennung des 8 54 Patch. als eines gemäßigten 
ee gewährt verſchiedene Aufſchlüſſe über die 


ene 


Sa a) Die erſte Klage nach 8 47 PatG. — auf Unterlaffung, 
adenserſatz oder auch nur auf Rechnungslegung — hat den 


es a f 

Ai möglich wäre, in der allgemein üblichen und allein 
laſfn äßigen Weiſe eine Patentverletzungsklage auf Unter⸗ 
legung Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht und Rechnungs⸗ 
ery. 9, zu richten, um nach erfolgter Rechnungslegung des 
Su agten die Schadenserſatzforderung in einer beſtimmten 
Ubriante in einem neuen Rechtsstreit geltend zu machen. 
eine dens verbietet das Geſetz nur eine weitere Klage auf Grund 
der martderen Patents. — Dieſe Löſung entſpricht etwa 
ſtrean öglichkeit, im Falle des 8 767 ZPO. ſtatt der Voll⸗ 
beſtetengsgegenklage eine Klage auf Feſtſtellung des Nicht⸗ 
a zu bekämpfenden Anſpruchs — alſo mit einem 


karg And Anſ. die überwiegende Meinung des Schrifttums: Ben⸗ 
954 A. 1; Möller 854 A. 5; Riſtow: Mitt. 1937, 104. 
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ganz andersartigen Antrage — zu erheben, die die fpätere 
Erhebung einer Vollſtreckungsgegenklage nicht ausſchließt s). 

b) Die mehreren Patente können in der erſten Klage im 
Verhältnis von Hauptantrag und Hilfsantrag geltend gemacht 
werden, wobei der Kläger zweckmäßig das jüngſte — alſo 
längſtdauernde — Patent dem Hauptantrag zugrunde legt. 
Denn es entſpricht dem Weſen des Häufungsgrundſatzes, daß 
mehrere Rechtsbehelfe zwar in einer Klage vorgetragen werden 
müſſen, aber nicht ſamtlich Grundlage der Entſcheidung zu 
ſein brauchen. Andert dann der Beklagte nach Verurteilung 
gemäß dem Hauptantrag ſeine Ausführungsform, ſo daß ſie 
nicht mehr unter den Hauptantrag fällt, aber die hilfsweiſe 
geltend gemachten Patente verletzt, ſo liegt häufig keine gleich⸗ 
artige Handlung mehr vor, jedenfalls hat aber der Kläger die 
übrigen Patente bereits im erſten Rechtsſtreit geltend gemacht 
und den Beklagten dadurch hinreichend gewarnt; 8 54 iſt auf 
die zweite Klage nicht anwendbar, weil es ſich nicht um ein 
anderes Patent handelt. — Weiſt dagegen das Gericht im 
erſten Rechtsſtreit den Hauptantrag ab, ſo muß es zugleich 
über die Hilfsanträge — je nach ihrer vom Kläger beſtimmten 
Folge gleichzeitig oder auch erſt nacheinander — entſcheiden. 
Für das Verhältnis eines zugeſprochenen Hilfsantrages zu 
einem dadurch ausgeſchloſſenen ganz hilfsweiſe geltend ge⸗ 
machten Patent gilt dann das gleiche wie für Hauptantrag 
und Hilfsantrag. 

c) Wie im Falle des § 767 Abſ. 3 ZPO. brauchen auch 
im Patentrechtsſtreit nicht alle Tatſachen (Patente) unbedingt 
in der Klageſchrift ſchon vorgetragen zu werden. Neue Patente 
können — im Rahmen der Zuläſſigkeit von Klageänderungen 
§§ 264, 529 3PO., deren Sachdienlichkeit hier regelmäßig 
zu bejahen iſt — noch bis zum Schluß der letzten mündlichen 
Verhandlung des zweiten Rechtszuges vorgebracht werden ). 
Andererſeits müſſen ſie auch im erſten Rechtsſtreit geltend 
gemacht werden. 

Zweifelhaft iſt, ob auch der vorläufige Schutz bekannk⸗ 
gemachter Anmeldungen (8 30 Bat®.) ſchon geltend gemacht 
werden muß, ſolange das Patent nicht erteilt iſt. Auch hier 
würde es ſich um eine Klage nach § 47 PatG. handeln, die 
§ 54 PatG. als zweite Klage grundſätzlich ausſchließt. Der 
vorläufige Schutz des $ 30 PatG. kann rückwirkend durch die 
endgültige Verſagung des Patents wieder erlöſchen. Deshalb 
iſt es nur vernünftig, wenn der Kläger eine erſt bekannt⸗ 
gemachte Anmeldung nicht mit der erſten Verletzungsklage 
geltend macht. Er handelt dadurch feiner durch 854 PatG. 
begründeten Verpflichtung nicht zuwider, weil bei Abwägung 
des Intereſſes des Beklagten an Erledigung aller Streit⸗ 
fragen in einem Rechtsſtreit gegenüber dem Intereſſe des Klä⸗ 
gers, ſich keine Koſten durch Geltendmachung eines zweifel⸗ 
haften Rechts zu machen, das letztere Intereſſe und die Er⸗ 
wägung überwiegt, daß die Parteien nicht zu einem Streit 
gezwungen werden ſollen, der möglicherweiſe ganz über⸗ 
flüſſig iſt. 

Was für bekanntgemachte Anmeldungen gilt, muß auch 
für die ihnen wirtſchaftlich naheſtehenden Gebrauchsmuſter 
gelten s). Das Geſetz ſchließt nur die Klage „auf Grund eines 
anderen Patents“ aus. Die Notwendigkeit einer ſinngemäßen 
Ausdehnung der Vorſchrift auf Gebrauchsmuſter kann ich nicht 
anerkennen; hätte der Geſetzgeber dies gewollt, ſo hätte er 
zumindeſt eine entſprechende Vorſchrift in das gleichzeitig er⸗ 
laſſene GebrMuft®. aufgenommen. Zudem enthält $ 54 PatG. 
gerade eine Ausnahmevorſchrift und iſt deshalb rechtsähnlicher 
Anwendung nicht fähig. 

Ganz undurchführbar iſt es, 854 PatG. ſogar auf An⸗ 
ſprüche aus Warenzeichen⸗, Geſchmacksmuſter⸗, Urheberrechts⸗ 
verletzung und unlauteren Wettbewerb auszudehnen ). Dieſe 
Anſicht ſcheitert ſchon an § 51 Abſ. 2 Pat., wonach die 
Patentſtreitſachen für beſtimmte Bezirke einem LG. zu⸗ 


6) Baumbach, „ZPO.“ 8 767 A. 1. 

) Für 8767 Abſ. 2 ZpO. N68. 55, 101; Jonas, „BRD.“ 
8 767 A. V; Baumbach, „3pO.“ 3 767 A. 5; Warneyer, 
„BRD.“ 8 767 A. III. . 

8) And. Anf. Klauer⸗Möhring 8 54 A. 2; Riſtow: 
Mitt. 1937, 105. 5 

9%) Wie Riſtow: Mitt. 1937, 105 es will, 
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gewieſen ſind 10). Danach iſt beiſpielsweiſe für Patentſtreit⸗ 
ſachen gegen einen Verletzer in Königsberg das LG. Berlin zu⸗ 
ſtändig, vor dem aber Anſprüche wegen Warenzeichenverletzung 
mangels einer Ausführung des 832 WZG., aus UnlWG. 
wegen 8 24 Unl WG. und aus Geſchmacksmuſtern und Urheber⸗ 
recht gleichfalls nicht erhoben werden können. 

d) Schon vor Erlaß des neuen PatG. hat es ſich in 
Patentſtreitſachen häufig als notwendig erwieſen, einen Rechts⸗ 
ſtreit, in dem mehrere Patente geltend gemacht werden, gemäß 
§ 145 ZPO. zu trennen, fo daß für jedes Patent ein be⸗ 
ſonderer Rechtsſtreit entſtand. Die eine Sicherung der Über⸗ 
ſichtlichkeit des Rechtsſtreites bezweckende Befugnis der Ge⸗ 
richte zu ſolcher Trennung wird durch § 54 PatG. nicht ein⸗ 
geſchränkt. Denn das Geſetz will ja nur eine Folge von 
Patentſtreitſachen verhindern. Die durch eine ſtarre Durch⸗ 
führung des Häufungsgrundſatzes unter Umſtänden gefährdete 
Überſichtlichkeit muß zumindeſt durch Abtrennung gemäß 


10) Vgl. VO. v. 10. Sept. 1936 (NEXT. II, 299). 
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§ 145 3PO. im Intereſſe der Rechtspflege wiederhergeſtell 
werden können. Die Zweckbeſtimmung des 854 PatG. ul 
oben II) kommt für ſolche gerichtliche Maßnahmen 1 
haupt nicht in Betracht. Zugleich erſcheint es auch unbed 
lich, wenn der Kläger bereits eine derartige Trennung du 
gleichzeitige Einreichung mehrerer Klagen bei dem gleich x 
Gericht vornimmt, da nach § 147 ZRD. jederzeit eine © 
bindung durch das Gericht erfolgen kann. 


V. 

Verfahrensrechtliche Vorſchriften in Geſetzen des ewe, 
lichen Rechtsſchutzes müſſen mit beſonderer Zurückhaltung VE 
gewendet werden. Ein warnendes Beiſpiel ftellt die Juſtäne . 
keitsbeſtimmung des $ 24 Unl Wh. dar, um den ſich DE. 
kein Kläger und kein Gericht mehr kümmert. Nur wenn et 
Bedeutung des 854 PatG. als Ausnahmevorſchrift beachte 
und eine erweiternde Auslegung entſchieden abgelehnt er 
kann der berechtigte und unſerem Rechtsempfinden entſprechend 
Grundgedanke dieſer Vorſchrift durchgeführt werden. 


Kann der $ 54 PatG. 
dem Inhaber einer ausfchlieglihen Lizenz entgegengehalten werden! 


Von Patentanwalt Diplomingenieur Dr. Dr. L. Weber, Dortmund 


§ 54. „Wer eine Klage nach 8 47 erhoben hat, kann 
gegen den Beklagten wegen derſelben oder einer gleichartigen 
Handlung auf Grund eines anderen Patentes nur dann eine 
weitere Klage erheben, wenn er ohne ſein Verſchulden nicht 
in der Lage war, auch dieſes Patent in dem früheren Rechts⸗ 
ſtreit geltend zu machen.“ 

Der § 54 Patch. bringt eine neue Beſtimmung in das 
Patentrecht hinein, nämlich das Verbot der wiederholten 
Klage des gleichen Klägers gegen die gleiche Verletzungs⸗ 
handlung auf Grund verſchiedener Patente. Für den Normal⸗ 
fall des § 54 ein praktiſches Beiſpiel: A. beſitzt die beiden 
Patente 552 128 und 610223. Das erſte ſchützt die Ver⸗ 
wendung eines Stahles mit einem beſtimmten Molybdän⸗ 


verletzer im Falle einer ausſchließlichen Lizenz zwei logs. 
berechtigte gegenüber, der Patentinhaber und der Lidel 5 
inhaber, und es ergibt ſich damit ohne weiteres die Sag 
wie wirkt ſich in dieſem Falle die Beſtimmung des 9 te 
aus. Will man dieſer Frage näher treten, fo muß man er 
wendig von den Motiven der neuen Geſetzesbeſtimmung 
Grundlage für weitere Betrachtungen ausgehen. 

Die amtliche Begründung zu $ 54 ſagt: ftlicher 

„Eine beſondere Form des Mißbrauchs wirtſchafklic 
Übermacht bei der Austragung von Patentſtreitigkeiten ) — 
ſich darin gezeigt, daß Inhaber von mehreren Patenten nur 
wandten Inhalts einen angeblichen Verletzer zunächſt ei⸗ 
auf Grund eines dieſer Patente verklagen, um dann in rt 


gehalt für Gegenſtände, die warmfeſt fein müſſen; das zweite »teren Klagen gegen ihn wegen desſelben oder eines 9°” 7, 


ſchützt für den gleichen Verwendungszweck die Verwendung 
eines Stahles mit Kupfer in beſtimmten Grenzen. B. ver⸗ 
wendet zur Herſtellung warmfeſter Gegenſtände einen Stahl, 
der ſowohl Molybdän als auch Kupfer in den Grenzen der 
Patente enthält. Klagt A. nun gegen B. wegen Verletzung 
nur des Molyhbdänpatentes, jo kann A. nicht ſpäter auf 
Grund der gleichen Stahlverwendung gegen B. wegen Ver⸗ 
letzung des Kupferpatentes klagen. 

Trotz der Einfachheit des Normalfalles iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß die knappe poſitiviſtiſche Faſſung des 8 54 faſt 
in allen Punkten Zweifel und Lücken offen läßt, welche die 
Rechtſprechung ausfüllen muß. So iſt im Wortlaut der Be⸗ 
ſtimmung offen gelaſſen, ob der Kläger Patentinhaber ſein 
muß oder nicht, welcher Grad des „Verſchuldens“ gefordert 
wird und insbeſondere, wie ſich der § 54 prozeſſual ein⸗ 
ordnet. Beſonders über die letztere Frage ſind die Anſichten 
im Schrifttum noch ſehr geteilt. Die Erläuterungsbücher von 
Möller, Buſſe und Krauße ſind der Anſicht, daß es 
ſich im 8 54 um eine Einrede handelt, was zur Folge hat, 
daß die Anwendung des 8 54 von der Geltendmachung der 
Beklagten abhängig iſt. Andere (Benkard, Klauer⸗ 
Möhring) ſehen im § 54 eine Prozeßvorausſetzung, die im 
Gegenſatz zur Einrede von Amts wegen zu prüfen iſt. Die 
prozeſſuale Einordnung des 8 54 iſt für alle ſich aus dieſer 
Beſtimmung ergebenden Fragen von großer Bedeutung; ſie 
wird auch hier noch geſtreift werden müſſen. 

Hier ſoll nur die Rede ſein vom perſönlichen Umfaug 
der Anwendung des 8 54, und zwar insbeſondere im Hin⸗ 
blick auf den Inhaber einer ausſchließlichen Lizenz. Bekannt⸗ 
lich iſt der ausſchließliche Lizenznehmer neben dem Patent⸗ 
inhaber aus dem Patent klageberechtigt, ſoweit die Aus⸗ 
ſchließlichkeit ſeiner Lizenz reicht. Es ſtehen alſo dem Patent⸗ 


artigen Tatbeſtandes die Verletzung der anderen Patente 147 
tend zu machen. Dem Angegriffenen wird dadurch die er⸗ 
teidigung erſchwert, weil die Vielzahl der Prozeſſe ihm 2 
höhte Koſten verurſacht. Um dieſen Stufenklagen zu be gegn 
erſcheint ein Zwang zur Geltendmachung aller in B 
kommenden Patente in einem Verfahren geboten.“ (Bl 
e ee in 

Danach iſt der Zweck der neuen Geſetzesbeſtimmung e 
erſter Linie ganz eindeutig der Schutz des kleinen Gewe der 
treibenden gegen den wirtſchaftlich ſtarkeren Patentinhaber, in 
wirtſchaftlich ſtärkere Inhaber mehrerer Patente ſoll den achen 
ſchaftlich ſchwächeren Wettbewerber nicht dadurch mürbe m uc 
können, daß er aus jedem Patent geſondert klagt, r⸗ 
dem Angegriffenen die Verteidigung erſchwert und ii nt pie 
höhte Koſten macht. Dem kleinen Gewerbetreibenden 5 uber 
Möglichkeit gefichert werden, eine Verletzungsfrage geh gage 
einem Komplex mehrerer Patente in einem einzigen fleine 
endgültig zu klären. Ein praktiſches Beiſpiel: Eine nr 
Fabrik für elektriſche Schweißmaſchinen wird von einer gem 
ßen Firma wegen Patentverletzung angegriffen, die auf ange 
Gebiete der elektriſchen Schweißmaſchinen über eine Arma 
Anzahl von Patenten verfügt. Wird ſie von der großen deere 
nach 8 47 Patch. wegen Verletzung eines oder me hel 
Patente verklagt, ſo will ihr der Geſetzgeber die Genau 
geben, daß mit dieſem Prozeß das patentrechtliche Verh der 
zwiſchen ihrer Maſchine und dem ganzen Patentkomples 
großen Firma abſchließend geklärt iſt. 

Aus dieſen Motiven heraus iſt im Hinblick auf nge 
zu behandelnde Frage zunächſt feſtzuſtellen, daß Umgehnral⸗ 
des § 54 auf dem Wege über das Klagerecht des ent 
lizenznehmers unmöglich ſein müſſen. Würde der # ‚ion 
inhaber, nur um den 5 54 zu umgehen, an dem z 


je her 
die n 
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Patent formell eine ausſchließliche Lizenz vergeben und würde 
ef er formell beftellte Generallizenznehmer dann im Inter⸗ 
1 “ des Patentinhabers als Strohmann den zweiten Prozeß 
ſuthren, jo würde ein ſolches Verfahren Treu und Glauben 
tezderſprechen. Der nachweisbare Umgehungsverfuch durch Er⸗ 
lung einer ausſchließlichen Lizenz an einen Strohmann 
10 Vorſchickung dieſes Strohmannes als Kläger kann 
türlich den § 54 nicht ausſchließen. 
en, Weiterhin ergibt fi) aus den Motiven der Geſetzes⸗ 
veſtimmung ohne weiteres, daß kein Anlaß beſteht, die An⸗ 
ber Ding des $ 54 grundſätzlich auf den Patentinhaber zu 
jaſchränken. Man muß vielmehr annehmen, daß der $ 54 
it en treffen ſoll, der aus mehreren Patenten klageberechtigt 
be Dieſe Auffaſſung beftätigt ſich ohne weiteres auch aus 
Ey Wortlaut des 8 54. Schon nach dem Wortlaut trifft 
ſeir 8 54 auch denjenigen, der, ohne ſelbſt Patentinhaber zu 
— als Generallizenzuehmer an mehreren Patenten klage⸗ 
8 zechtigt ift, ſoweit im übrigen die Bedingungen des 8 54 
erfüllt Find. 
90 Mit der Ausdehnung der Anwendbarkeit des 8 54 auf 
= als Strohmann auftretenden Generallizenznehmer und 
1 f den Generallizenznehmer an mehreren Patenten iſt aber 
1 nicht viel gewonnen. Die Intereſſen des wirtſchaftlich 
whwachen, deſſen Schutz der 8 54 dient, gehen erheblich 
r Das Ziel des 8 54, dem kleinen Gewerbetreibenden 
a) ‚einen einzigen Prozeß in einer beſtimmten Patentlage 
fi c Klärung mit unbedingter Rechtssicherheit zu geben, wird 
ralf, dann nicht erreicht, wenn er weitere Klagen von Gene⸗ 
kontenznehmern des erſten Klägers aus dem gleichen Patent⸗ 
Implex heraus befürchten muß. Vollkommen würde dieſes 
A nur dann erreicht werden, wenn man dem 8 54 eine 
dessliche Belaſtung nach Art des Vorbenutzungsrechtes oder 
N 8 cießbrauches aller der Patente entnehmen könnte, aus 
ift en zur Zeit der erſten Klage der Kläger klageberechtigt 
hof Die weiteren Patente wären dann für jeden Rechtsnach⸗ 
— 5 oder Generallizenznehmer dinglich mit dem Mangel 
fla after, daß fie gegenüber gleichartigen Handlungen des Be⸗ 
werden der erſten Klage nicht mehr zur Anwendung gebracht 
l eben können, ebenſo wie der Rechtsnachfolger und General⸗ 
zenznehmer eines Patentes andere dingliche Belaſtungen 
urnehmen muß. Natürlich würden in dieſem Falle dem 
ſchundsnachfolger oder Generallizenznehmer unter Umſtänden 
9% drechtliche Anſprüche gegenüber dem Patentinhaber bzw. 
elllögeber verbleiben wie auch bei den anderen dinglichen 
ungen. Diefe Löſung, die auf der einen Seite dem 
Be iſchaftlich Schwachen, der durch die Geſetzesbeſtimmung 
tie werden ſoll, allein die völlige Rechtsficherheit geben 
e, würde auf der anderen Seite im allgemeinen auch 
2 untragbaren Härten bringen, da der Rechtsnachfolger 
Han eneralfizenznehmer ſich gegen die Folgen einer ſolchen 
0 Glung ſchützen kann. Ebenſo wie es heute z. B. üblich iſt, 
1 enerallizenzverträgen das Vorhandenſein etwaiger Vor⸗ 
Lhenangsrechte zu berückſichtigen, etwa durch Minderung der 
In ögebühr oder durch Vorſehung eines Kündigungsrechtes, 
tigt te auch das Eintreten des Falles nach $ 54 ohne Schwie⸗ 
zeit berückſichtigt werden. 
Ag, m Sinne der Motive der Geſetzesbeſtimmung des 8 54 
em. Sinne des zu ſchützenden wirtſchaftlich Schwachen 
erste alſo eine ſolche dingliche Belaſtung der Patente des 
kenn. Klägers die Ideallöſung. Es iſt aber nicht zu ver⸗ 
zen, daß fie mit dem Wortlaut des 8 54 unvereinbar iſt. 
auf Ein Schritt in der Richtung der Ausdehnung des 8 54 
den Generallizenzunehmer laßt ſich noch tun auf dem 
weite der 3PO., wenn man den 8 54 prozeſſual als Er⸗ 
und rung der Rechtskraftwirkung des erſten Urteils auffaßt, 
nachfolgen man weiterhin den Generallizenznehmer als Rechts⸗ 
des ſolger des Patentinhabers anſieht. Gegen die Auffaſſung 
bene? 54 als Erweiterung der Rechtskraft beſtehen keine Be⸗ 
en, das Argument von Riſt ow (MittPat A. 1937, 102) 
" dieſe Auffaſſung, daß der ſachliche Umfang des erſten 
ed a feiner Weiſe berührt wird, erſcheint nicht aus⸗ 
nachfebend. Die Frage, ob der Generallizenzunehmer Rechts⸗ 
ſtrie,lger des Patentinhabers ift, iſt zwar ebenfalls be⸗ 


itten, kann jedoch für die hier zu unterſuchende Frage un⸗ 


keine 
0 


bedenklich bejaht werden. Unter dieſen beiden Vorausſetzungen 
trifft der $ 54 den Generallizenznehmer, der nach Rechts⸗ 
hängigkeit des erſten Prozeſſes an dem erſten Patent eine 
Generallizenz erworben hat, da die Rechtskraft eines Urteils 
den nach Rechtshängigkeit entſtandenen Rechtsnachfolger er⸗ 
faßt (8 325 3PO.). Damit ergibt ſich für die hier zu be⸗ 
handelnde Frage: Vergibt der Inhaber eines Patentes bzw. 
mehrerer Patente in oder nach einem Prozeß an dieſem 
Patent bzw. dieſen mehreren Patenten eine Generallizenz, 
ſo ſteht dem Generallizenznehmer der $ 54 in bezug auf 
dieſes Patent bzw. dieſen Patentkomplex entgegen, d. h. der 
Generallizenznehmer kann gegen gleichartige Handlungen des 
Beklagten des erſten Prozeſſes das Klagepatent der erſten 
Klage bzw. andere Patente des übernommenen Patentkom⸗ 
plexes nicht mehr zur Anwendung bringen. 

Man cam alſo in der Richtung der Ausdehnung des 
§ 54 auf den Generallizenznehmer ohne Konflikt mit dem 
Wortlaut der Beſtimmung feſtſtellen, daß der § 54 ent⸗ 
gegenſteht 

dem als Strohmann vorgeſchobenen Generallizenznehmer, 
weil ſolche Umgehungsverſuche Treu und Glauben wider⸗ 
ſprechen; 

dem Generallizenznehmer an beiden Patenten als Kläger 
in beiden Prozeſſen, weil dieſer Fall ohne weiteres vom 

Wortlaut des 8 54 erfaßt wird; 
dem Generallizenznehmer am erſten oder an beiden Pa⸗ 

tenten auf Grund einer in oder nach dem erſten Prozeß 

beſtellten Generallizenz als Kläger im zweiten Prozeß, 
weil er als Rechtsnachfolger des Patentinhabers anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Damit iſt aber in der Richtung der Motive zu 8 54 
wenig erreicht; nach wie vor hat der Bekl. des erſten Pro⸗ 
zeſſes aus dem Patentkomplex des erſten Klägers, vor dem 
er eigentlich ſicher ſein ſollte, Klagen von ſeiten des General⸗ 
lizenznehmers zu erwarten, der feine Lizenz ſchon vor der 
erſten Klage erworben hatte oder der nur eine Lizenz an 
1 nicht in der erſten Klage geltend gemachten Paten⸗ 
ten hat. 

Das Schrifttum ſagt bisher zu dieſen Fragen ſehr wenig; 
ſoweit ſie überhaupt berührt ſind, beſchränkt ſich die Stel⸗ 
lungnahme auf Andeutungen in der Richtung der Ausdehnung 
des 8 54 auf den Generallizenzuehmer als Rechtsnachfolger: 

Klauer⸗Möhring, S. 505: „Wechſelt zwiſchen 
der erſten und der folgenden Klage der Inhaber der meh⸗ 
reren Patente, ſo ſteht auch dem Erwerber das Verbot des 
8 54 entgegen.“ 

Riemſchneider⸗ Wilcken, S. 215: „Hat der 
Kläger an dem anderen Patent zur Zeit der früheren Klag⸗ 
erhebung ein ausſchließliches Benutzungsrecht, ſo wird er 
ſelbſt eine weitere Klage auf Grund dieſes Patents nicht 
anſtrengen können, ſoweit er überhaupt zur Klage legiti⸗ 
miert war. Dem eingetragenen Patentinhaber dürfte in 
dem Fall ein eigenes Klagerecht bleiben, wenn der Lizenz⸗ 
inhaber kein eigenes Klagerecht hatte. Sonſt wird man die 
beſonderen Umſtände berückſichtigen müſſen, durch die das 
Patent nicht auch dem früheren Rechtsſtreit zugrunde ge⸗ 
legt wurde, und insbeſondere, daß der Zweck des $ 54 
PatG. nicht umgangen wird, der neben der Verſchuldens⸗ 
frage auch bei allen anderen Zweifelsfragen maßgeblich 
heranzuziehen iſt.“ 

Benkard, S. 219: „Auch verſchiedene Berechtigte 
können unabhängig voneinander und zeitlich hintereinander 
klagen, ſo der Patentinhaber und der ausſchließliche Lizenz⸗ 
nehmer. 

Wechſelt der Patentinhaber, ſo wird der Rechtsnach⸗ 
folger ſich den Fehler des Rechtsvorgängers entgegenhalten 
laſſen müſſen. Die Rechtsſtellung desſelben Verletzers kann 
nicht dadurch verſchlechtert werden, daß an Stelle des 
erſten ein anderer Patentinhaber tritt.“ 

Buſſe, S. 401: „Die prozeßhindernde Einrede aus 
dem Verbot der Stufenklagen ſetzt voraus: 

a) Parteienidentität; hierzu nicht Patentinhaber und 
Generallizenznehmer, ausgenommen Strohmann; ..“ 

Riſto w, MittPat A. 1937, 105: „Die Frage, ob der 
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ausſchließliche Lizenznehmer, der klageberechtigt iſt und die 
ausſchließliche Lizenz nach Eintritt der Rechtshängigkeit der 
erſten Klage erwirbt, als Rechtsnachfolger anzuſehen iſt, iſt 
zweifelhaft. Die herrſchende Meinung verneint dies. Gleich⸗ 
wohl wird man § 54 PatG. auch hier anwenden müſſen, 
wenn man ihm nicht einen großen Teil ſeines Geltungs⸗ 
bereichs nehmen will, ſoweit die Ausſchließlichkeit reicht.“ 

Wenn man, wie einzelne dieſer Stellen, den Grund⸗ 
gedanken des § 54 heranzieht und hervorhebt, daß eine Aus⸗ 
ſchließung des Generallizenznehmers dem 8 54 einen großen 
Teil ſeines Geltungsbereiches nehmen würde, ſo kann man 
nicht beim Generallizenznehmer als Rechtsnachfolger ſtehen 
bleiben, zumal dieſer Fall praktiſch kaum von beſonderer 
Bedeutung iſt. Der kleine Gewerbetreibende will und ſoll vor 
einem Patentkomplex eines Patentinhabers, mit dem er in 
einem Prozeß zuſammengeſtoßen iſt, ein für allemal Ruhe 
haben. Von dieſem Geſichtspunkt aus geſehen iſt es ſinnlos, 
die Wirkung des § 54 auf den Generallizenzuehmer als 
Rechtsnachfolger zu beſchränken. 

Zu einer den Motiven des 8 54 gerecht werdenden 
Löſung der geſtellten Frage kann man — wenn man die 
jeden Rechtsnachfolger treffende dingliche Belaſtung als zu 
weitgehend ablehnt — nur kommen durch Ausdehnung der 


Anwendbarkeit diefer Beſtimmung wenigſtens ganz algen, 
er 


auf den Generallizenzuehmer des erſten Klägers ohne! en 
ſicht darauf, ob die Generallizenz vor oder nach der ur 
Klage beftellt wurde, ob ſie auch an dem Klagepatent obe 
nur an anderen, in der erſten Klage nicht geltend gemachte, 
Patenten des gleichen Patentkomplexes beſteht. Die 7, 
weichung diefer Löſung vom Wortlaut des 8 54 bezüglich ey 
dort verlangten Parteiidentität läßt ſich vielleicht rech 
fertigen durch den Hinweis darauf, daß der Generalligenk 
nehmer aus dem Patentrecht eines anderen klagt, nämm! 
auf Grund des Patentes des ſelbſt vom 8 54 direkt — 
troffenen erſten Klägers. Und die Vorausſetzung des * 
ſchuldens im Wortlaut des $ 54 kann man als erfüllt DT 
trachten, wenn man berückſichtigt, daß der Generallizene, 
nehmer der Klage des erſten Klägers als Nebenintervenie! 
beitreten kann, daß er beim Abſchluß des Lizenzvertrages m 
$ 54 berückſichtigen kann, und daß er in der Regel mit neh 
Lizenzgeber praktiſch und vertraglich in engſter Fühlung ſte en 
Im übrigen ſollte die Rechtſprechung ſelbſt dann den More, 
der Beſtimmung des $ 54 durch Ausdehnung der Anwen 
barkeit des § 54 allgemein auf den Generallizenzuehmer it 
recht werden, wenn die anzuſtrebende Löſung tatſächlich M 
dem Wortlaut der Beſtimmung unvereinbar wäre. 


Die Sechsmonatsfriſt 


Von Patentanwalt Dr. jur. 


Zu den wichtigſten Anderungen, die einen weiteren Schutz 
des Erfinders in den neuen Geſetzen vom Mai 1936 brachten, 
gehört auch die Beſtimmung, welche ſowohl im Patch. (8 2) 
als auch im GebrMuft®. (§ 1) ſich befinden, wonach eine 
innerhalb von ſechs Monaten vor der Anmeldung erfolgte 
Beſchreibung oder Benutzung, als neuheitsſchädliche Entgegen⸗ 
haltung außer Betracht bleibt, wenn ſie auf der Erfindung 
des Anmelders oder ſeines Rechtsnachfolgers beruht. Dieſe 
Beſtimmung, welche im erſten Augenblick ſo klar und einfach 
erſcheint, hat bereits in der Rechtſprechung eine Anzahl von 
Entſcheidungen gezeitigt und auch im Schrifttum zu verſchie⸗ 
denen Behandlungen Anlaß gegeben, die es begrüßenswert 
erſcheinen laſſen, eine Überſicht der bisher feſtgelegten Stand⸗ 
punkte zu gewinnen. 

Zunächſt erhob ſich die Frage, ob und inwieweit dieſe 
Beſtimmung auch auf die Schutzrechte anzuwenden iſt, die vor 
dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes, alſo vor dem 1. Okt. 
1936 ſchon erteilt, bzw. angemeldet waren. Die Meinungen 
darüber waren nicht einheitlich, wollte doch z. B. Klauer⸗ 
Möhring die Anwendung dieſer Beſtimmung auf bereits 
erteilte Patente nicht zulaſſen (Rlauer-Möhring S. 116), 
während an anderer Stelle (Zeller, „Handbuch des Ge⸗ 
brauchsmuſterrechts“ S. 485) der gegenteilige Standpunkt ver⸗ 
treten wurde, der dann auch in der Rechtſprechung überein⸗ 
ſtimmend ſeine Billigung fand. 

„Die erſte Entſcheidung erging vom Patentamt am 29. Okt. 
1936 (Mitt. 1937, 32) und ſtellte feſt, daß gemäß 859 Abſ. 1 
PatG. der Neuheitsbegriff auch auf die bereits vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes eingereichten Anmeldungen an⸗ 
zuwenden ſei, alſo auch die ſogenannte Schutzfriſt der ſechs 
Monate. Für bereits erteilte Patente hatte dann das RG. in 
feiner Entſch. v. 19. Dez. 1936, I 62/36: JW. 1937, 1149s 
— Mitt. 1937, 47 Gelegenheit, die gleiche Feſtſtellung zu 
treffen, nämlich daß auch auf die vor dem Inkrafttreten des 
neuen PatG. erteilten Patente der § 2 Abſ. 2 PatG. An⸗ 
wendung zu finden hätte. Schließlich wurde eine entſprechende 
Feſtſtellung für Gebrauchsmuſter dann durch die RGEntſch. 
v. 15. Febr. 1937, 1188/36: Mitt. 1937, 76 getroffen mit 
der Betonung, daß die Regel des 81 Abſ. 2 GebrMuft®. 
auch für die vor dem 1. Okt. 1936 eingetragenen Gebrauchs⸗ 
muſter gilt. In der genannten Entſcheidung wurde demnach 
die auf einer eigenen Vorbenutzung des Muſterinhabers be⸗ 
ruhende Benutzung der nach dem Muſter hergeſtellten Erzeug⸗ 
niſſe, durch deren Käufer, ebenfalls als nicht neuheitsſchädlich 


im neuen Patentrecht 
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betrachtet. Man kann daher wohl von einer völlig einheitlich 
Rechtſprechung, ſowohl des Patentamts als auch des 20 
dieſer Frage der Anwendung der Übergangsbeſtimmungen das 
die neue Schutzfriſt der ſechs Monate ſprechen, au ieſem 
Schrifttum, mit Ausnahme von Klauer, ſteht auf die 
Standpunkt (vgl. auch Kettner: GRUR. 1937, 17). ieſet 
Soweit nun die materiellrechtlichen Auswirkungen nige 
Beſtimmung in Frage kommen, liegen bisher veröffentl 5 
Entſcheidungen nicht vor. Es tft aber trotzdem wertvoll, 
Geſichtspunkte zu prüfen, welche ſolchen Entſcheidungen 
ſichtlich zugrunde liegen werden, ohne daß ſie aus de die 
febestert unmittelbar erkennbar find. Zunächſt gewährt 
Geſetzesbeſtimmung über die Sechsmonatsfriſt eine Ausna nd» 
von der Neuheitsſchädlichkeit nur dann, wenn bie Benuß ng 
die ſonſt offenkundig oder ſchädlich war, auf der Ausarbenen 
des Anmelders oder feines Rechtsvorgängers beruht. wich 
man dieſe Vorſchrift rein praktiſch geſehen betrachtet, ſo en 
man ſofort erkennen, daß ſie nicht einen ſo weitgehen in 
Schutz gewährt, wie es auf den erſten Blick den Anſchert 
haben könnte, denn der Anmelder, alſo der Erfinde! grin 
den Nachweis in obiger Richtung zu führen, un diese 
liegt die große praktiſche Schwierigkeit. Außerdem gilt rauf 
Vorſchrift nur für Deutſchland, nicht für das Ausland, onen 
bereits bei Veröffentlichung des Geſetzes von allen weder 
immer wieder hingewieſen worden iſt, um deutſche Aums die 
vor Schaden zu bewahren, die vielleicht annahmen, ba keit 
gleichen Vorſchriften nun auch für das Ausland Wirkſal 
hätten. jo der 
Im Anmeldeverfahren vor dem Patentamt hat a auf, 
Anmelder dieſen Nachweis zu führen, ohne Ruückſicht De rheit 
ob er auch der Erfinder ift oder nicht. Wenn eine mn 
von Erfindern in Frage kommt, fo genügt es, wenn achtigten 
veröffentlichung oder Benutzung auf einen Mitberech er⸗ 
zurückgeht. Hat dieſer eine Mitberechtigte alſo durch die per? 
öffentlichung feinen übrigen Miterfindern gegenüber Rolle, 
rechtlich gehandelt, jo ſpielt das für die Schutzfriſt keine Ein, 
da auch in dieſem Fall die Veröffentlichung auf die als . 
heit zu behandelnde Erfindergemeinſchaft zurückgeht, 204 
Zeller, „Handbuch des Gebrauchsmuſterrechts“ S. auf 
u. folgende). Daß bei offenkundiger Vorbenutzung, bie alb 
eine widerrechtliche Entnahme zurückgeht, auch eine auß! eits⸗ 
der Sechsmonatsfriſt liegende Vorbenutzung nicht neut der 
ſchädlich iſt, ſofern fie auf Vertrauensbruch und Bruch t 
Geheimhaltungspflicht zurückgeht, hat das RG. bereits 


88. Jahrg. 1987 Heft 29/80] 


Aufſätze 


1857 


ſwieden (JW. 1937, 1560 und Zeller, „Handbuch des Ge⸗ 
lat csmuſterrechts“ S. 205 Abf. 2). Die Frage der Beweis⸗ 
al, die praftifch eine große Rolle für dieſe Vorſchrift fpielt, 
met, um überhaupt dieſe Schutzvorſchrift nicht in ihrer 
allakſamkeit allzuſehr einzuſchränken, daß die Beweislaſt nicht 
alt nach formell zivilprozeßrechtlichen Geſichtspunkten ver⸗ 
bie wird, ſondern ſinngemäß fo, daß dem Beweispflichtigen 
der Beweisführung auch praktiſch zugemutet werden kann. In. 
ſelt Regel alſo wird der geſchädigte Erfinder, zunächſt poſitiv 
Mien, bei einer Veröffentlichung, die auf eine Kette von 
e smännern zurückgeht, ohne weiteres nachweiſen können, 
Nun er das letzte Glied der Kette, der berechtigte Erfinder und 
Re elber ift. Um dieſen Nachweis zu führen, muß er in der 
0 gel die Angabe von dem fordern, der als Urheber bei der 
eröffentlichung ermittelt werden kann, und dann muß erſt 
* er zurückgegangen werden, woher dann der Urheber der 
eröffentlichung ſeine Kenntnis bekommen hat. Mit anderen 
für zen, es mülfen zunächſt nur ausreichende Anhaltspunkte 
fein die Glaubhaftmachung der Behauptung vorhanden 
Ver daß die ſonſt ſchädliche offenkundige Vorbenutzung oder 
geröffentlichung auf ſeine Erfindung zurückgeht, ſei es daß 
es dau die Nachahmung ſeines Modells benutzt worden iſt, ſei 
e im Wortlaut und in der Aufmachung der Beſchreibung 
a deutliche Abhängigkeit von der Arbeit des Erfinders er⸗ 
b nbar wird; dann muß der Angegriffene nachweiſen, woher 
peakſe Kenntnis hat. Würde es anders gemacht, ſo würde 
Fall isch die Beſtimmung zur Bedeutungsloſigkeit in vielen 
len verurteilt fein (vgl. Zeller, „Handb.“ S. 206). 
Soviel bezüglich der Beweislaſt. 
Erzi Der Schutz bezieht ſich nur auf die fertig angemeldete 
meldung, und die ſechs Monate rechnen vom Tage der An⸗ 
irrtunng an, nicht etwa, wie das in Erfinderkreiſen häufig 
amen lich angenommen wurde (wohl in Anlehnung an das 
ber itaniſche Geſetz), von dem Tage an, an dem Verſuche 
b r erite Entwürfe für die Niederlegung von Erfindungen 
Anmelder vorliegen. 
Ne Die Vorſchrift der neuen Schutzfriſt gilt auch für den 
feln tsvorgänger. Der Wortlaut des Geſetzes könnte zu Zwei⸗ 
obe Anlaß geben, ob nur der unmittelbare Rechtsvorgänger 
Sar auch bei einer Mehrheit von Rechtsübertragungen die 
chuzvorſchrift Geltung hat. 
ſag Es wäre vielleicht zweckmäßig geweſen, im Geſetz zu 
A „ſeines oder auch ſeiner Rechtsvorgänger“, denn das 
0 ſiungemäß das Geſetz auch mit erfaſſen. Ein Beiſpiel 
fin d dieſen Fall erläutern: Ein Erfinder verkauft ſeine Er⸗ 
nad ohne fie bisher angemeldet zu haben. Der Rechts⸗ 
implolger des Erfinders und rechtmäßige Erwerber der Er⸗ 
Au errechte bewirkt Veröffentlichungen, um zu ſehen, welche 
die ichten die Verwertung der Erfindung bietet. Er verkauft 
Kett rfindung dann wieder weiter, und dieſer Dritte in der 
jene, als der rechtmäßige Erwerber der Erfinderrechte, meldet 


1 er 
r erſt an, beiſpielsweiſe eine zu dem Zweck der Verwertung 
nünſtialindung beſonders gegründete Geſellſchaft. Bei ver⸗ 


müſ ger Betrachtung dieſer Entwicklung wird man zugeben 
Wellen daß hier die gleiche Sachlage vorliegt, wie fie das 
beben geſehen hat, und daß nur formelle Verſchiedenheiten 
uns gt find. An ſich würde es durchaus auch möglich fein 
un; glich geweſen ſein, daß als der Anmelder auch der 
könntelbare Rechtsnachfolger des Erfinders hätte auftreten 
kön en, die Anmeldung hätte ſpäter übertragen werden 
weiten; dann wäre nach dem Wortlaut des Geſetzes ohne 
kan eres die Schutzwirkung der ſechs Monate eingetreten. Es 
= nun finngemäß keinen Unterſchied bedeuten, daß die 
. rtragung vor der Anmeldung ſtattfand und infolgedeſſen 
nicht r Anmeldung bereits berückſichtigt wird; es kann auch 
Ren, entſcheidend fein, ob der Erfinder durch den erſten 
Antsnachfolger ſchon abgefunden wurde, oder ob er noch 
gerüche an den weiteren Rechtsnachfolger hatte (jo auch 
aus der „Handbuch“ S. 206). Dieſe Regelung ergibt ſich 
gege er Erwägung, daß gerade dieſe Beſtimmung ein Schutz 
daßen widerrechtliche Entnahme fein ſollte. Notwendig iſt nur, 
a die Kette zwiſchen Erfinder und berechtigtem Anmelder 
928 aunterbrochen iſt; dann ift es gleich, von welchem Glied 
ette die Veröffentlichung ihren Ausgang nahm. 


Ein Punkt ſei noch betrachtet, der ſich auf den Stichtag 
bezieht, von dem an die Sechsmonatsfriſt rechnet; das Geſetz 
ſagt, „eine innerhalb der ſechs Monate vor der Anmeldung 
erfolgte Benutzung bleibt außer Betracht“, das heißt, der erſte 
maßgebende Tag iſt der Tag, an welchem der Exfinder ſeine 
Erfindung dem Patentamt klar genug offenbart hat und das 
Patentamt davon Kenntnis nehmen konnte. Es gilt alſo der 
Anmeldetag der Darſtellung der Erfindung beim Patentamt, 
und zwar der erſte Eingang der Erfindung beim Patentamt, 
nicht etwa eine erſt ſpätere Anmeldung, da hier bedeutſame 
Verſchiedenheiten, die auf rein formeller Einſtellung beruhen 
könnten, möglich ſind. Dieſe wichtige Frage, die zu einer 
anderen Entſcheidung führen könnte, habe ich an anderer 
Stelle (Handbuch“ S. 208) ausführlich behandelt. Es iſt ein 
Unterſchied, ob man mit dem Wort „Anmeldung“ gerade beim 
Gebrauchsmuſter ſinngemäß den Tag der erſten Offenbarung 
gegenüber dem Patentamt verſteht, oder rein formell ein⸗ 
geſtellt, unter „Anmeldung“ nur die Priorität verſteht, die, 
wie es z. B. bei Gebrauchsmuſtern möglich iſt, aus Gründen 
der Einheitlichkeit, bei ſpäter nachgereichten Erfindungsmerk⸗ 
malen des Gebrauchsmuſters von dem zuerſt eingereichten 
Erfindungsgedanken und ſeiner Offenbarung gegenüber dem 
Patentamt, als ſpätere Priorität zuerkannt wird. Mit anderen 
Worten, wird aus formellen Gründen die Priorität ver⸗ 
ſchoben, ſo wäre es formell verſtändlich, aber ſachlich un⸗ 
gerecht, daß für ein in dieſer Anmeldung verbleibendes, viel⸗ 
leicht früher dem Patentamt offenbartes Merkmal, die Sechs⸗ 
monatsfriſt von dieſem formell feſtgeſetzten Prioritätsdatum, 
ſtatt von der tatſächlich erfolgten Anmeldung an, läuft. Das 
iſt jedoch eine Streitfrage, die hauptſächlich bei Gebrauchs⸗ 
muſtern eine Rolle ſpielen kann, da im Patentprüfungs⸗ 
verfahren ſolche ſachlichen Fragen kaum entſtehen können, da 
es eine Verſchiebung der Priorität, wie das beiſpielsweiſe in 
der Schweiz der Fall iſt, im deutſchen Recht für Patente 
nicht gibt. 

Für die Prioritätsfrage muß aber weiter noch beachtet 
werden, daß unter dem Wort „Anmeldung“ auch inſofern 
als Stichtag, der Tag der wirklich in Deutſchland erfolgten 
Anmeldung, zugrunde zu legen iſt, wenn es ſich um An⸗ 
meldungen handelt, die aus dem Ausland kommen. Der Sinn 
des Geſetzes war, wie die Geſetzesbegründung zeigt, dem deut⸗ 
ſchen Erfinder einen Schutz zu gewähren und dieſen Schutz 
auszubauen; es ſollte bei der Sechsmonatsfriſt ſich um die 
deutſchen Anmeldungen handeln, und zwar die tatſächlich er⸗ 
folgte Offenbarung dem Patentamt gegenüber. Daraus ergibt 
ſich dann, daß nicht etwa für Auslandsanmeldungen, die mit 
Priorität gemacht werden, nun noch das Prioritätsdatum als 
das fiktive Anmeldedatum dem Anmeldetag in dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung gleichzuſetzen iſt, denn das würde bedeuten, daß 
außer der Vergünſtigung der Unionspriorität nun auch den 
Auslandsanmeldern eine darüber hinausgehende Vergünſti⸗ 
gung von ſechs Monaten für die Neuheitsſchädlichkeit zu⸗ 
geſtanden würde, für die es an einer entſprechenden Vorſchrift 
im Auslande fehlt. Mit „Anmeldung“ iſt daher im 8 2 PatG. 
und 81 Abſ. 2 GebrMuft®. die tatſächlich erfolgte Anmeldung 
gemeint, wie das auch in der Begründung im 8 7 Abſ. 3 
PatG. zum Ausdruck kommt, wo bezüglich der Vorbenutzung 
eine Regelung in gleicher Weiſe getroffen iſt, derart, daß 
die Beſtimmung nur dann ausländiſchen Anmeldern zugute 
kommt, wenn durch das ausländiſche Recht eine entſprechende 
Gegenſeitigkeit bedingt iſt. Das wäre auch für die Beſtim⸗ 
mung der Sechsmonatsſchonfriſt die mindeſte Forderung, 
welche man zu ſtellen hätte, alſo die Forderung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit, wenn man den Tag der Anmeldung auch auf aus⸗ 
ländiſche Anmeldungen ausdehnen wollte, die mit Priorität 
erfolgen, alſo das dadurch erhaltene rein fiktive Prioritäts⸗ 
datum als maßgeblich anerkennen würde. M. W. iſt bisher 
zu dieſer Frage im Schrifttum eine Stellungnahme nur 
in meinem Handbuch erfolgt und es wäre wünſchenswert, 
wenn dieſe Frage zu einer Stellungnahme Anlaß geben würde. 

Die Erwähnung des 8 7 Abſ. 3 PatG. leitet über zu 
den Einſchränkungen des Schutzrechtes, welche der Anmelder 
dulden muß; auch hier ergab ſich in der Praxis bereits die 
Frage, ob die Sechsmonatsfriſt irgendeinen Einfluß auf ſolche 
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Vorbenutzungsrechte habe; das iſt ſelbſtverſtändlich nicht der 
Fall, denn dieſe Beſtimmungen des Geſetzes über die Sechs⸗ 
monatsfriſt haben nur eine Bedeutung für die Entſcheidung 
über die Neuheit, alſo darüber, welche Tatſachen als patent⸗ 
hindernd betrachtet werden können und jollen, aber nicht 
darüber, was an Einſchränkungen für das Schutzrecht in Frage 
kommt. Es iſt hier ein Unterſchied zu beachten, der bei der 
Beurteilung einer offenkundigen im Gegenſatz zu einer ein⸗ 
fachen Vorbenutzung beachtlich iſt. Die offenkundige Vor⸗ 


benutzung hindert die Erteilung des Schutzrechtes, die einfache 
Vorbenutzung hindert die Rechtsbeſtändigkeit eines Scho, 
rechtes nicht, ſie ſchränkt nur das Unterſagungsrecht geg 
über dem Vorbenutzer ein. In dieſem Zuſammenhang ſei 155 
ergänzt, daß bezüglich der Verletzung eine Entſcheidung ür 
RG. v. 4. Jan. 1937 (Mitt. 1937, 80) vorliegt, wonach f 
die Anerkennung eines Weiterbenutzungsrechts das Recht en 
ſcheidet, welches zur Zeit der Anmeldung des entſprechen 
Schutzrechts galt. 


„ 


Die Bedeutung 


der Eintragung in die Patentrolle bei der Übertragung eines patentes 
Von Rechtsanwalt Dr. Erich Riſtow, Berlin 


Die Bedeutung der Patentrolle iſt für die Praxis der 
Patentrechtspflege gering. Anträge, die Rolle zu einem 
öffentlichen Regiſter auszugeſtalten und ihre Bedeutung der⸗ 
jenigen des Grundbuches anzunähern, wurden abgelehnt. Der 
Fehler, der begangen wurde, liegt darin, daß man anderer⸗ 
ſeits die Anſätze, die in der Richtung der Schaffung eines 
öffentlichen Regiſters lagen, nicht ganz beſeitigte. Insbeſon⸗ 
dere glaubte man, auf einen ſtets im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit notwendigen Zuſtellungsadreſſaten nicht verzichten 
zu können. In den meiſten Fällen geht die Übertragung von 
Patenten, die Erteilung von Benutzungsrechten vor ſich, ohne 
daß eine Umſchreibung in der Rolle erfolgt. Sachlich beſtehen 
gegenüber dieſer Praxis keine Bedenken, denn der Übergang 
der materiellen Rechte ſetzt Eintragungen in die Rolle nicht 
voraus, und ein Verluſt von Rechten iſt nicht zu befürchten, 
weil der gute Glaube an die Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
der Rolle nicht geſchützt wird und Patentrechte nicht unter 
entſprechender Anwendung der Vorſchriften über den gutgläu⸗ 
bigen Erwerb von Sachenrechten von einem Nichtberechtigten 
erworben werden können. 88 932 ff. BGB. finden keine 
Anwendung. Indeſſen entſtehen Schwierigkeiten, die tatſäch⸗ 
lich zu einem Rechtsverluſt führen können, wenn Doppel⸗ 
verfügungen ſtattfinden, die miteinander in Widerſpruch ſtehen, 
weil dann ſowohl wegen der beſtehenden Rechtslage Streit 
entſtehen kann als auch formelle Einwände von Dritten er⸗ 
hoben werden können, die ohne Zuſtimmung des formell nach 
der Rolle Berechtigten nicht ohne weiteres aus dem Wege 
geräumt werden können. Man denke etwa an die Anfechtung 
von Übertragungen uſw. 


Dieſe Schwierigkeiten ſind jedoch nicht typiſch für die 
Regelung des PatG. hinſichtlich der Bedeutung von Ein- 
tragungen in die Patentrolle. 8 24 Pat G. beſtimmt, daß 
der frühere Patentinhaber nach Maßgabe des PatG. 
berechtigt und verpflichtet bleibt, ſolange die 
Anderung der Perſon des Patentinhabers nicht in der 
Patentrolle vermerkt iſt. Die geſetzliche Regelung iſt 
unverändert aus dem alten PatG. übernommen worden, ohne 
die ſachliche Berechtigung grundſätzlich zu überprüfen. Nach der 
herrſchenden Lehre und Rechtſprechung hat dieſe 
Beſtimmung, die ſich wegen ihrer Stellung im zweiten Ab⸗ 
ſchnitt (lüberſchrieben: „Reichspatentamt“) des PatG. befindet 
und ſich nur auf Erklärungen gegenüber dem Reichspatentamt 
beziehen ſollte, nicht nur Bedeutung, ſoweit es Zuſtellungen 
im Erteilungs⸗, Einſpruchs⸗, Nichtigkeits⸗ und Beſchwerde⸗ 
verfahren betrifft, ſondern auch hinſichtlich aller anderen Vor⸗ 
gänge, insbeſondere für die Geltendmachung materieller Rechte. 
Obwohl im § 9 Pat®. die materiellen Vorausſetzungen für 
die Übertragung von Patenten erſchöpfend geregelt ſind, wird 
die geſetzesſyſtematiſch unmögliche Schlußfolgerung gezogen, 
daß zur Ergänzung aus dem zweiten Abſchnitt, der ausſchließ⸗ 
lich das Patentamt betrifft, der § 24 zur Ergänzung des 
89 herangezogen wird. Die herrſchende Lehre und Recht⸗ 
ſprechung verlangt alſo über die Vorausſetzungen des 8 9 
hinaus zur Erlangung der vollen Rechtsſtellung des Erwerbers 
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verletzungsklagen vor den ordentlichen Gerichten, die 90 
tragung der Rechtsänderung in die Patentrolle (RGZ. = 
280 = JW. 1930, 1673 m. Anm.; Bl. 36, 102; 25, 55 
164; ſowie das geſamte neuere Schrifttum: Benk ar 5 
Lutter, Klauer⸗Möhring, Möller, Bull“ 
Krauße⸗Katluhn). 


Dieſe Auffaſſung iſt abzulehnen. 


J. 
Der Zweck, der für die Einführung des § 24 N 


zwiſchen dem Patentamt einerſeits und einem beſti nt 
Adreſſaten andererfeit3 herzuſtellen. Es ſollte für das Pate 
amt unzweifelhaft feſtſtehen, an wen es ſich zu wenden wi 
wenn Zuſtellungen zu erfolgen hatten. Dafür ſpricht, 4G. 
bereits erwähnt, auch die Stellung im 2. Abſchnitt des 5 st 
Soweit diefer Zweck reicht, ift der Inhalt des § 24 auch 

zu beanſtanden. 
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Eine weſentliche Anderung trat in dieſer Auffaſſean ale 
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des Übergangs des Vollrechts nicht erſchöpfend regele, Fe 
zur Geltendmachung gegenüber Dritten ganz allgemein. en⸗ 
Eintragung in die Rolle erforderlich ſei. Nur im Jun 
verhältnis ſei ein Rechtsübergang erfolgt. Nunmehr traten ine 
Prozeſſualiſten hervor und erklärten die Eintragung für igen 
Prozeßvorausſetzung, die von Amts wegen zu berückſicht die 
ſei. Der Erfolg war der, daß auch bei Verletzungsklagen der 
ordentlichen Gerichte die Sachbefugnis verneinten, we ' 
Kläger Rechte als Eigentümer geltend machte und nich 
der Rolle eingetragen war. Ja, die Gerichte mußten Tag 
noch weiter gehen und erklären: Auch alle anderen Ri 
gründe werden von dieſer Vorausſetzung betroffen; man "une 
jagen können, daß eine Patentverletzung zugleich EINE nne 
erlaubte Handlung ſei, daß dies eine Geſchäftsführung nher 
Auftrag ſei (8 687 Abſ. 2 BGB.), daß die Vorſchriften 94 
ungerechtfertigte Bereicherung Anwendung finden und e chen 
Patch. nur auf Anſprüche nach Maßgabe des PatG. De doch 
würde. Die Rechtſprechung hat, ſoweit ich ſehe, dies N ng 
nicht geſagt, ſondern ganz allgemein die fehlende Eintrag 
bemängelt und die Sachbefugnis verneint. 


Die Folgen, die ſich hieraus ergaben, waren kaum men 
bar: Der wirkliche Eigentümer eines Patentes konnte, ine 
er nicht eingetragen war, keine Verletzungsklagen erheben, be⸗ 
Verwarnungen ausſprechen uſw. Wer ein minderes Re feine 
ſaß, nämlich eine ausſchließliche Lizenz, konnte, ſoweit 1 o- 
Ausſchließlichkeit reichte, dies tun. Es mußte der noch „„ an 
mell“ Berechtigte die Klage erheben und dann Leiſtung 
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gan anderen, nämlich den materiell Berechtigten, verlangen. 
und e der „formell“ Berechtigte gar ſeine Stellung mißbraucht 
Be (nichtige) zweite Abtretung vorgenommen, dieſen 
dies berechtigten aber in die Rolle eintragen laſſen, ſo ſtand 
. erheblich beſſer da als der wirkliche Berechtigte. Es 
uche ohne Rückſicht darauf, ob er Eigentümer war oder 
„gegen Dritte vorgehen. 

Er Solange es eine Rechtsſchau (Rechtsphiloſophie) gibt, kann 
55 zwei Grundformen unterſcheiden: diejenigen, die den 
Een große Bedeutung beimeffen, und zwar auch dann, 
fahrt im Einzelfall das Motiv, das zu ihrer Einführung 
125 te, nicht zutrifft; ferner diejenigen, die auch bei Formen 
liche ihrer Berechtigung im Einzelfall fragen und das Sach⸗ 
mi auch hinter einer zu erfordernden Form ſehen. Das hat 
ſcha der Frage Rechtspoſitivismus oder lebensnahe Rechts⸗ 
75 u nichts zu tun. Geht man aber von der letzteren aus, 
W bes bei einer geſetzlichen Form ſtets folgendes geprüft 
a: Führt der Grund, der zur Schaffung der Form 
ain e, auch im vorliegenden Falle dazu, die Form zu ver⸗ 
tea {ft alſo die Form nicht nur Geſetz — ſondern auch 
ug mäßig? Die Antwort kann bei der Frage der Sachbefug⸗ 
rei des Inhabers von gewerblichen Schutzrechten nur ver⸗ 
5 lauten. Meiſt kann der Kläger die Abtretung durch 
Lerlschriftſtück oder dergleichen nachweiſen; häufig wird der 
Adel etzer durch feine beſonderen Kenntniſſe feines Gewerbe⸗ 
if ges und durch die Vorkorreſpondenz die Eigentumsverhält⸗ 
einen an dem Schutzrecht kennen. Beiden liegt daran, nicht 
Amn Streit um Formalien zu führen, ſondern ſachlich eine 
böricht des Gerichts zu einer aufgetauchten Zweifelsfrage zu 
1 en. Häufig finden gerichtliche Auseinanderſetzungen nicht 
Wiso rm von ſcharfen Kämpfen ſtatt, ſondern die Beteiligten 
lic len bereits vor der Klagerhebung, daß es ſich im weſent⸗ 
ande nur um die Frage einer Lizenzabgabe oder dergleichen 
weſ elt; ja, in vielen Fällen iſt es ſogar nicht in erſter Linie 
enter, wie entſchieden wird, ſondern daß überhaupt 
he teden wird, um die Ruhe zwiſchen den Beteiligten wieder⸗ 
Tdzuſtellen. 
ai Die fachlichen Gründe, die zur Einführung des Erforder⸗ 
1 5 der Eintragung des Eigentums in die Patentrolle 
frei en, rechtfertigen eine Anwendung auf den Verletzungs⸗ 
des t nicht. Klagt nicht derjenige, der im Patent als Inhaber 
8 Schutzrechtes benannt iſt, ſo muß er — das gehört zur 


Ser. 
un ligfeit der Klage — die Art des Erwerbs des Schutz⸗ 
end oder einen ſonſtigen Grund für die Klagebefugnis 


Wißſchließliche Lizenz usw.) dartun. Beſtehen Zweifel, fo 
d bereits der Beklagte auf dieſe hinweiſen. Das gleiche gilt 
erh ben Fall, daß der Patentverletzer eine Feſtſtellungsklage 
‚ben will. Auch hier wird regelmäßig ein Schriftwechſel 
1 em Berechtigten vorausgehen, durch den bereits feſtliegt, 
wirt der wahre Berechtigte iſt. Eine lebensnahe Anſchauung 
dacht ſtets einen ſachlichen Streit zwiſchen den ſachlich Be⸗ 
For igten verlangen. Demgegenüber beſitzt die Berufung auf 
gerinborſchriften, insbeſondere diejenige des § 24 PatG., nur 
ſterndere Kraft. Der unbefangen und natürlich Denkende wird 
Vert verlangen, daß ſich der Streit zwiſchen dem wirklich 
ddenbenden und dem wirklichen Intereſſenten abſpielt. Aus 
bent, Grunde ſollte die Rechtſprechung den 8 24 nicht dazu 
eri pen, um einen ſachlichen Streit, den die Parteien dem 
icht vortragen, formell beiſeitezuſchieben. 


8 

jur die herrſchende Auffaſſung iſt formal⸗ 
Yan. tif nicht haltbar und mit dem Wort⸗ 
mt des Geſetzes nicht vereinbar. Dies wiegt 
3 ſchwerer, als gerade Formvorſchriften einer beſonders 
gebt gen Auslegung hinſichtlich ihres fachlichen Geltungs⸗ 
38 bedürfen und daher eine ausdehnende Auslegung, 
tim, auch bei ſonſtigen Formerforderniſſen von der höchſt⸗ 
zug zerlichen Rechtſprechung ſtets anerkannt worden iſt, nicht 
gänglich find. 


. 


9 24 Es iſt bereits darauf hingewieſen worden, daß der 
und d atGG. im zweiten Abſchnitt: „Reichspatentantt“ ſteht 
lage daher nicht für eine Anderung der materiellen Rechts⸗ 


© des erſten Abſchnittes: „Das Patent“ herangezogen wer⸗ 


den kann. Wenn der Geſetzgeber dieſe Formvorſchrift des 8 24 
PatG. in den zweiten Abſchnitt über das Reichspatentamt ein⸗ 
gefügt hat, ſo hat er damit feſtgeſtellt, daß es auf das Patent 
und ſeine ſachlichen Ausſtrahlungen keinerlei weſentliche Ande⸗ 
rungen herbeizuführen geeignet ſein kann. Wenn 89 PatG. 
eine Form für die Übertragung eines Patentes nicht vor⸗ 
ſchreibt, fo kann die Rechtsfolge, die ſich aus der Übertragung 
ergibt, nicht durch eine Beſtimmung des zweiten Abſchnittes 
zu einer Übertragung minderen Rechts werden; denn das 
würde es bedeuten, wenn $ 24 PatG. gerade in den Fällen, 
in denen gegenüber dritten Verletzern Rechte aus der Über⸗ 
tragung hergeleitet werden ſollen, die Übertragung des Patentes 
für unerheblich erklart. 

2. Auch die Motive des 8 9 (früher 8 6) ſowie des 8 24 
(früher § 19) Patch. ſprechen für die hier vertretene Auf⸗ 
faſſung; hätte der Geſetzgeber beide Beſtimmungen mit⸗ 
einander inhaltlich verbinden wollen, um eine Vollübertra⸗ 
gung eines Patentes von der Eintragung in die Rolle ab⸗ 
hängig zu machen, ſo wäre dieſe grundſätzliche Anderung 
gegenüber dem klaren Inhalt des 8 9 gejagt worden. 

3. Aus den Worten des Geſetzes iſt nicht zu entnehmen, 
daß der formal Berechtigte, der in der Rolle eingetragen iſt, 
berechtigt und verpflichtet iſt. Das Geſetz ſagt „der frühere 
Patentinhaber“. Dieſer braucht gar nicht in der Rolle ein⸗ 
getragen geweſen zu ſein, weil die Übertragung nach 89 
formlos vor ſich geht und mit der Eintragung in die Rolle 
nichts zu tun hat. Auch hieraus ergibt ſich, daß die Form⸗ 
vorſchrift des § 24 nicht grundſätzliche Bedeutung für das 
ganze PatG. hat. 

4. Aber ſelbſt wenn man den Wortlaut des Geſetzes dahin 
berichtigt, daß der in der Rolle als Inhaber Eingetragene 
berechtigt und verpflichtet bleibt, ergibt ſich aus dem Wort⸗ 
laut nicht, daß nur dieſer die Rechte geltend machen kann. 

5. Es ergibt ſich ſchließlich nicht aus dem Wortlaut des 
Geſetzes, daß die Berechtigung für alle Klagegründe gilt, ins⸗ 
beſondere auch ſolche, die außerhalb des PatG. zur Klage⸗ 
begründung herangezogen werden. Im Gegenteil, die herr⸗ 
ſchende Meinung muß ſich gegen den Wortlaut 
des Geſetzes ſtellen, um ihre Auffaſſung halten zu können. 
Der Wortlaut ſagt, daß der Eingetragene nach Maßgabe des 
Patentgeſetzes berechtigt und verpflichtet iſt. Faſt immer 
beſtehen bei Verletzungsklagen außer den Klagegründen des 
PatG. ſolche aus anderen geſetzlichen Beſtimmungen: eine 
Patentverletzung iſt auch ſtets eine unerlaubte Handlung nach 
§ 823 BGB., weil das Patentrecht ein ſonſtiges Recht im 
Sinne des 8 823 BGB. iſt. Auch unter dem Geſichtspunkt 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag (8 687 BGB.) ſowie der 
ungerechtfertigten Bereicherung (88 812 ff. BGB.) wird man 
häufig der Klage ſtattgeben müſſen. 

6. Schließlich beweiſen eine große Anzahl von Fällen, 
daß die herrſchende Lehre zu unannehmbaren Ergeb⸗ 
niſſen führt, ſo daß ſie, wie die Rechtſprechung zeigt, ge⸗ 
zwungen war, für mehrere Fallgruppen von der herrſchenden 
Meinung abzugehen. 

Klagt der Eigentümer eines Patentes, der als ſolcher 
nicht in der Rolle eingetragen iſt, gegen den in der Rolle als 
Eigentümer Eingetragenen, fo iſt 8 24 undurchführbar. Wenn 
ſich die Klage gegen den Rechtsvorgänger richtet, ſo könnte 
man noch ſagen, daß die Geltendmachung des Anſpruches auf 
Umſchreibung der Rolle kein Anſpruch aus dem PatG., ſon⸗ 
dern ein ſolcher aus dem Abtretungsvertrage iſt (genauer: 
dem der Abtretung zugrunde liegenden Schuldverhältnis). 
Dieſer Gedanke verſagt jedoch in den Fällen, in denen der 
Rechtsvorgänger ſein früheres Schutzrecht weiter benutzt und 
der jetzige Eigentümer gegen ihn auf Unterlaſſung und Scha⸗ 
denserſatz vorgehen will. Das gleiche trifft zu, wenn der 
Rechtsvorgänger das Patent (zeitlich ſpäter als die erſte Uber⸗ 
tragung) auf einen Dritten überträgt, und deſſen Eintragung 
in die Patentrolle als Eigentümer bewilligt. Die herrſchende 
Lehre, auf dieſe Fälle angewandt, wurde dazu führen, die 
Klagebefugnis gegen Nichtberechtigte zu verſagen. Dieſes un⸗ 
annehmbare Ergebnis hat die Rechtſprechung dadurch beſeitigt, 
daß fie in derartigen Fallen die Klagebefugnis unabhängig 
von der Eintragung in die Rolle gewährt hat. 
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Es ift anerkannt, daß der Inhaber einer ausſchließlichen 
Lizenz Klagebefugnis gegenüber Verletzern des Patentes be⸗ 
ſitzt, ſoweit ſeine Ausſchließlichkeit reicht. Seine Eintragung 
in die Patentrolle iſt nicht erforderlich. Es iſt widerſinnig, die 
Klagebefugnis für den Inhaber einer ausſchließlichen Lizenz 
zu bejahen — der Erwerb iſt ebenfalls an keine Form ge⸗ 
bunden — und ſie dem Inhaber des ſtärkeren Rechts, dem 
Eigentümer, zu verſagen. Das würde dazu führen, daß der⸗ 
jenige, der das Eigentum an einem Patent erwerben will, 
ſich zunächſt eine ausſchließliche Lizenz geben läßt, damit er 
für den Verletzungsfall gegen Dritte vorgehen kann, und ſich 
dann erſt das Eigentum übertragen läßt. 


III. 


Die herrſchende Lehre läßt ſich durch geeigneten Sach⸗ 
vortrag praktiſch bedeutungslos machen. 

1. In den meiſten Fällen wird zwiſchen den Par⸗ 
teien Einigkeit darüber beſtehen, daß der Kläger ver⸗ 
fügungsberechtigt und materiell klagebefugt iſt, und der Mangel 
der Eintragung in die Patentrolle wird nicht gerügt werden. 
Zu einer Nachprüfung von Amts wegen, die an ſich nach der 
herrſchenden Auffaſſung notwendig iſt, wird es dann nicht 
kommen. Erfolgt die Nachprüfung, ſo kann die Umſchrei⸗ 
bung in der Rolle — notfalls auch noch in der Berufungs⸗ 
inſtanz — nachgeholt werden. Eine Klageänderung liegt 
nicht vor, da weder der Klageantrag noch der Klagegrund ge⸗ 
ändert wird. Klagegrund iſt nach wie vor das Eigentums⸗ 
recht an dem Patent. Aber ſelbſt wenn man eine Klage⸗ 
änderung annimmt, wird man dieſe für ſachdienlich halten 
müſſen. 

2. Der zweite Weg, auf dem die unliebſamen Folgen 
der herrſchenden Auffaſſung beſeitigt werden können, iſt die 
Prozeßermächtigung (Prozeßſtandſchaft). Es iſt an⸗ 
erkannt, daß die formelle Klagebefugnis allein und unabhängig 
von dem materiellen Recht mit der Wirkung abtretbar iſt, daß 
der Erwerber im eigenen Namen fremde Rechte gerichtlich 
geltend machen kann. Es iſt hierbei unerheblich, ob das Eigen⸗ 
tum auf den Kläger bereits übergegangen iſt oder nicht. Die 
formelle Ermächtigung nach § 24 Patch. kann für den Einzel⸗ 
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fall formlos übertragen werden: der Kläger wird von 97 
in der Rolle als Eigentümer Eingetragenen ermächtigt, * 
ihm (dem Eingetragenen) formell zuſtehenden Rechte zur Klag 
erhebung im eigenen Namen geltend zu machen. } 

Die Rechtſprechung hat die Zuläſſigkeit derartiger ie. 
zeſſualer Ermächtigungen ausgeſprochen, wenn zwei Voran 
ſetzungen gegeben waren: Ff 

a) Es mußte eine Ermächtigung des zur Klage 9 
fugten an den Kläger vorliegen. Dieſe Ermächtigung kann JE 
den Fall des Beſtreitens während des Schwebens des "7, 
fahrens nachgeholt werden. Iſt eine Abtretung erfolgt, de 
wird man im Zweifel annehmen können, daß darin auch = 
Ermächtigung zur Erhebung von Anſprüchen gegen Pe 
gelegen hat. Darüber hinaus wird in vielen Fällen die . 
tretung ohne Umſchreibung zum Zwecke der Geltendmachung 
der Anſprüche erfolgen. Iſt ein Kartellvertrag geſchloſſen, 
dem ſich die Beteiligten ihre Schutzrechte zur Mitbenuzun 
überlaſſen, ſo findet ſich in dieſem meiſt ausdrücklich ao 
daß jedem Vertragsbeteiligten die Schutzrechte der anden 
zur Erhebung von Klagen gegen Dritte zur Verfügung ſtehe ; 

b) Es muß ein eigenes Intereſſe des Kläger. 
vorliegen. Dieſes iſt ohne weiteres gegeben, wenn der Klin 
Eigentümer des Schutzrechtes iſt. Es liegt ferner vor, 1 
die angegriffenen Gegenſtände den Abſatz des Klägers . 
einträchtigen, wenn ſich feine Lizenzeinnahmen durch die de 
letzung vermindern uſw. 


I 


Aus dem Vorhergehenden ergibt ſich, daß die herrschende 
Lehre hinſichtlich der Auslegung des § 24 PatG. zur 25 
der Klagebefugnis des nicht in der Patentrolle eingetragen 
Eigentümers eines Patentes unhaltbar ift, daß die herrſche fie 
Lehre zu praktiſch unannehmbaren Ergebniſſen führt, daß aß 
in der Rechtspflege nicht folgerichtig durchgeführt wird, 01 
fie der Forderung nach einer lebensnahen Rechtspflege n 
gerecht wird, ſowie ſchließlich, daß ſie durch geeigneten 1 
vortrag in ihrer Bedeutung mühelos beſeitigt werden kam! 
ſie ſollte daher aufgehoben werden. 


Erteilungspatent und verletzungspatent 


prüfung, Umgrenzung und Auslegung der Erfindungstragweite nach dem neuen Patentgefed 
Von Rechtsanwalt Dr. von der Trend, Berlin 


(Vortrag gehalten in der Arbeitsgemeinſchaft für gewerblichen Rechtsſchutz und Urheberrecht im Reichspatentamt 
am 29. April 1937 (gekürzt), ausführliche Wiedergabe GRUR.) 


Die Urerſcheinung des bisherigen deutſchen Patentrechts 
war ſein dualiſtiſcher Charakter. Dieſer Sachverhalt wurde 
ein Viertel Jahrhundert lang zugleich getarnt und verſchärft 
durch die Wendung vom „Gegenſtand und Schutzumfang“. 
Wenn man dieſe Wendung mit dem Thema des Vortrages 
dahin überſetzt, daß man von Erteilungspatent und Ver⸗ 
letzungspatent ſpricht, tritt der wahre Sachverhalt in Erſchei⸗ 
nung. Zugleich wird damit die Frage aufgeworfen, ob dieſer 
Sachverhalt mit dem Weſen der Erfindung und der deutſchen 
Regelung des Patentrechts vereinbar iſt. Die Frage kann nur 
gefördert werden, wenn konkrete Einzelheiten in ihrer 
Bedeutung für die Praxis geprüft werden!). 

Der weitgehende Dualismus des Patentrechts im Gegen⸗ 
ſatz zu dem vom Geſetz vorausgeſetzten Monismus (Einheit), 
durch welch erſteren praktiſch nach der zutreffenden Bezeich⸗ 
nung von Richard Wirth das geſetzlich als Vorprüfungs⸗ 
verfahren gedachte Verfahren ein gemiſchtes Anmelde- und 
Vorprüfungsverfahren (mit mehr anmeldeverfahrensmäßigem 
Einſchlag, aber als Vorprüfungsverfahren falſch bezeichnet) 
wurde, zeigte ſich 


1) GRUR. 1936, 763, 


A. in der geringen Bedeutung, die das Erteilungsverfah 
ren für das Verletzungsverfahren hatte. zagchlich 

1. Die Berückſichtigung des Erteilungspatents (fälſch e 
ſogenannten „Gegenſtandes“) im Identitätsſtrei und 
einer neuen Anmeldung kam hierfür nicht in Betracht 
war an ſich ſogar prinzipwidrig. 

2. Die bloße Zugrundelegung des Erteilungspatent 
„Ausgangspunkt“ der Beurteilung im Verletzungs 
war ein leeres Ehrenrecht. im 

3. Gegenüber der ausdehnenden Auslegung g, 
Verletzungsſtreit behielt das Erteilungspatent nur Beben ei 
ſoweit unzweideutige Verzichte und abfihtlide “ 
ſchränkungen vorlagen. per 

4. Gegenüber der einſchränkenden Auslegung 
hielt es nur inſoweit Bedeutung, als dieſe nicht unte un. 
„Anſpruch“ heruntergehen durfte. Beides waren ſo enge tent, 
wirkungen des Erteilungspatents für das Verletzungs . etive 
daß das Erteilungsverfahren im weſentlichen nur negas 
Bedeutung hatte (bindende Verſagung). 


B. Auch die Grundſätze der Patenterteilung im einze 
wurden im Verletzungsverfahren nicht innegehalten. 


3 U 1? 
ſtreit 


{nen 
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re 1. Die engen Identitätsgrundſätze des Erteilungsverfah⸗ 
us wurden im Verletzungsverfahren überſchritten. 

pa 2. Die ſtrengen Beſtimmtheitsanforderungen (Aufgaben⸗ 
tent) wurden im Verletzungsverfahren gemildert. 

955 3. Die übermäßigen Einheitsgrundſätze des Erteilungs⸗ 
Lelahrens wurden durch den ſelbſtändigen Elementenſchutz des 
rletzungsrichters bei der Kombination illuſoriſch gemacht. 
Erk 4. Ahnlich wechſelten die Anforderungen bezüglich des 
Keſorderniſſes der Ausführbarkeit der Erfindung und der 

untnis des Erfinders von ihr. 
18 5. Der Verletzungsrichter ſelbſt vergaß ſeinen eigenen 
heit dangspunkt, nämlich den der weitgehenden Unbeſtimmt⸗ 
Eil des Patents im Erteilungsverfahren, wenn es ſich bei der 
bangdenserſatzfolge um die grobe Fahrläſſigkeit des Verletzers 
halt elte, indem die durch die Natur der Sache oder das Ver⸗ 
En des Patentamts oder Anmelders bewirkte Unklarheit 
Mm Verletzer weitgehend zum Nachteil gereichte (ähnlich nach 
ucher Auffaſſung in Strafſachen). 
6. Die Wahrheitspflicht wurde nicht genügend beachtet 
die widerſpruchsvolle Praxis war an ſich nicht wahr⸗ 
g genug. 
en Die Erfinder ſprachen oft ganz offen aus, daß fie die 
lindung im Erteilungsverfahren nicht klarſtellen wollten, 
ziel die Erteilung leicht mit unſcheinbaren Patenten zu er⸗ 
* und im Verletzungsverfahren weitgehende Folgerungen 
A ns zu ziehen, und die Verletzungsbeklagten operierten 
chräuechträglichem „papiernen“ Stand der Technik zur Ein⸗ 
ankung des Patents. 


C. Die Mittel zur Erzielung der falſchen Ergebniſſe waren 
doſteib mangelnde methodiſche Durchdringung überhaupt. Dem 
ken lidiſtiſchen Zeitgeiſt war die Theorie keine organiſche Er⸗ 

chens auf biologiſch⸗raſſiſcher Grundlage, ſondern reiner 
Forankenmechanismus, der äußerſtes Freirecht mit äußerſtem 
rutalismus vereinigte. Es wurden richtige Gedankengänge 
ückgedrängt und die unrichtigen überſpitzt. 
als 2. Der Begriff der Ausführungsform wurde überſpitzt, 
ſchl ob das Erkeilungsverfahren das, was das Patentamt 
leu te, überhaupt nicht erkennen ließe, und deshalb die Ver⸗ 
Erfinsgerichte faſt völlig freie Hand in der Auslegung der 
ing dung hätten. Wenn das Patentamt wirklich den Er⸗ 
Fehlendsgedanken nicht erkennen ließ, war das wiederum ein 
er ſeinerſeits. 
Abg. , Der Erfindungsgedanke wurde zu ſehr mit Hilfe der 
Dur aktion als Oberbegriff, ſtatt mit Hilfe der techniſchen 
denkung als Prinzip ermittelt 
nal 4. Die Redewendung, daß das Patent weſenhaft irratio⸗ 
ſtim ſei, verführte dazu und ſollte dazu verführen, die Be⸗ 
or nung im Erteilungsverfahren ungenauer als notwendig 
gehennehmen und im Verletzungsverfahren zu übermäßig weit⸗ 
nden Abänderungen zu kommen. 
im Er Dasſelbe gilt von der Theorie, die Beſtimmung ſollte 
nicht rteilungsverfahren, auch ſoweit möglich und geboten, 
die vorgenommen werden. Das Offenbarungserfordernis und 
Ihe deutung der Beanſpruchung wurde zurückgedrängt, um 
übermäßig weite Ausdehnung zu erzielen. 
um 10 Aufgebot und Präkluſivfriſt wurden zurückgedrängt, 
zielen. mäßig enge Auslegung im Verletzungsſtreit zu er⸗ 
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bat rn Die Wendung vom „Gegenſtand“ und „Schutzumfang“ 
war efe Widerſprüche gleichzeitig getarnt und verſchärft. Sie 


Ermöglichung geſchah dadurch, daß man das Ding ſelbſt mit 
verſchiedenen, gegenſätzlichen Namen belegte. 


D. Die Widerſprüche waren verſtändlich, weil das Patent⸗ 
recht einerſeits mit ſchwer beſtimmbaren Begriffen und anderer⸗ 
ſeits mit einander widerſprechenden Gedankenkomplexen arbeiten 
muß. Das brauchte aber nicht zu ſo weitgehenden Widerſprüchen 
zu führen, ſondern ſie mußten nach Möglichkeit überwunden 
werden (Gegenſatz von Schutz des Erfinders und der Offent⸗ 
lichkeit, ſubjektivem und objektivem Erfindungsgedanken, Er⸗ 
findung, Erkenntnis und Offenbarung, techniſchem und juriſti⸗ 
ſchem Denken, Theorie und Praxis, ſachlichem und Verfahrens⸗ 
recht. Fließende Übergänge zwiſchen Zweck, Aufgabe, Brauch⸗ 
barkeit, Löſungsprinzip und einzelnem Löſungsgedanken, 
Schwierigkeiten der abſtrakten und konkreten, der feſten und 
der fließenden Beſtimmung. Sprach- und Sachwerte, Aus⸗ 
gangspunkt und Grundlage, Ausdrücklichkeit und Klarheit, 
hervorragender und einfacher Sachverſtändiger, Betrachtung 
aus der Zeit des Verletzungsprozeſſes und Zurückverſetzung 
in die Erteilungszeit, wachſende Erkenntnis und wachſende 
objektive Größe des Patents, unerkennbarer Erfindungs⸗ 
gedanke, Gefahr von Umgehungen, Betrachtung nach Aqui⸗ 
valenten und nach Erfindungsgedanken, empiriſche und wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis, fließender Übergang zwiſchen Klarſtel⸗ 
lung einerſeits und Ausdehnung und Einſchränkung anderer⸗ 
ſeits.) Das Geſetz war falſch, weil natürlich das Verbot nicht 
nur den „Gegenſtand der Erfindung“, ſondern auch Nach⸗ 
ahmungen umfaßt. Die völlige Klarſtellung des Patentgehalts 
im Erteilungsverfahren war ſchon durch die zeitlichen Schwie⸗ 
rigkeiten und die Prioritätsgefahr gehemmt. Unrichtige ein⸗ 
ſchränkende oder ausdehnende Erklärungen im Erteilungs⸗ 
verfahren waren nicht wieder gutzumachen. Es lagen alſo 
große Schwierigkeiten vor, um das moniſtiſche Ideal in mög⸗ 
lichſter Annäherung zu erreichen. 


E. Der neue Geſetzgeber hat patentamtliche Vorprüfung 
und richterliche Verletzungssatſcheidung beibehalten, iſt aber 
den Urſachen der Überſpannung des Gegenſatzes zwiſchen 
Erteilungspatent und Verletzungspatent nachgegangen (An⸗ 
ordnung der Wahrheitspflicht, des Miteinanderarbeitens von 
Patentamt und Gerichten, Verlängerung der zur Verfügung 
ſtehenden Zeit). So iſt es möglich und geboten, das Aus⸗ 
einanderklaffen auf ein optimales Minimum zurückzuführen. 

Vorſicht des Patentamts und freie Sachauslegung der 
Gerichte ſind als Regel prinzipiell beizubehalten. Im übrigen 
find die Ergebniſſe durch Korrektur der Mittel zu verbeſſern. 


F. Mittelverbeſſerung. 1. Die beſſere Einſchär⸗ 
fung des Einheitsgedankens, Patent gleich Patent, muß ge⸗ 
fördert werden. 

2. Das Erteilungsverfahren darf nicht mit leeren Aus⸗ 
führungsformen und leeren Abſtraktionen arbeiten, ſondern 
hat ein Erfindungsprinzip herauszuſtellen, das dann vom 
Verletzungsverfahren weitgehend zu berückſichtigen iſt. 

3. Von Irrationalismus darf nicht geſprochen werden. 
Die Beſtimmung des Patentgehalts iſt, ſoweit möglich und 
zumutbar, im Exteilungsverfahren vorzunehmen und vom 
Verletzungsverfahren zu reſpektieren. 

4. Dabei find auch die Beanſpruchung und die ſonſtigen 
Formwerte des Rechts zu beachten. 

5. Der Offenbarungsgedanke iſt immer noch mehr zu 
betonen, ohne daß er das Allheilmittel wäre. 

6. Aufgebot und Präkluſivfriſt ſind ernſt zu nehmen. 

7. Der Stand der Technik iſt im Verletzungsverfahren 
nur im lebendigen Sinne zur Klärung, nicht im fiktiven 
Sinne zur Korrektur zu benutzen?). . 

8. Bei dem Satz von der Bereicherung der Technik ift 
ſtets auf die Frage Rücksicht zu nehmen, ob der Erfinder den 
weiteren Gedanken gehabt und offenbart hat!). 

9. Mit der Zurückverſetzung in die Anmeldezeit und in 
die Seele eines mäßigen Sachverſtändigen iſt Ernſt zu machen. 

10. Die Theorie von „Gegenſtand“ und „Schutzumfang“, 
die aus dem unvollkommenen Monismus, mit deſſen Unvoll⸗ 


2) GRUR. 1936, 763. 
8) Akadg. 1936, 1064. 
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Aufſätze 


dJuriſtiſche Wochenſchrif 


kommenheit man kämpfen wollte, einen bewußten Dualismus 
machte, muß fallen. 


G. Ergebnisverbeſſerung. 1. Das Erteilungs⸗ 
patent wird dann wirkliche Grundlage, nicht nur formeller 
Ausgangspunkt des Verletzungsverfahrens (konkret⸗abſtrakte, 
elaſtiſche Rahmenbeſtimmung), ohne daß das Verletzungs⸗ 
verfahren in ein Aktenverfahren ausarten darf. Beide In⸗ 
ſtanzen müſſen dauernd gegenſeitig zuſammenwirken und ſich 
gegenſeitig in ihre Gedankengänge verſetzen. Vor allem muß 
klargeſtellt werden, ob über das Konkrete hinaus ein Er⸗ 
findungsprinzip geſchützt ſein ſoll. Das ſo mäßig ausgelegte 
Patent iſt dann auch im Identitätsſtreit zu beachten. In der 
Frage der ausdrücklichen Verzichte und auch ſonſt iſt das Ver⸗ 
autwortungsprinzip durchzuführen ). 

Auch die Verantwortung des Rechtswahrers, der Aus⸗ 
kunft geben ſoll, muß beachtet werden. Die Rechtsſicherheit 
darf nicht zurücktreten. 

2. Die Grundſätze, nach denen in beiden Verfahren ge⸗ 
arbeitet wird, müſſen ebenfalls möglichſt übereinſtimmen. Die 
Identitätsgrundſätze im Erteilungsverfahren ſind zu mildern 
und in dieſer gemäßigten Strenge auch im Verletzungsverfah⸗ 
ren einzuhalten. 

3. Das Einheitsprinzip iſt im Erteilungsverfahren nicht 
zu überſpannen und im Verletzungsverfahren nicht zu ſehr 
zurückzuſtellen (Zuſatzanſpruch, Kombinationspatent). 

Die Grundſätze vom Zweck des Patents und von den 
Brauchbarkeiten ſind ebenfalls auf eine einheitliche Linie zu 
bringen. 

4. Bei der Frage des Schadenserſatzes iſt, ſoweit hier⸗ 
nach noch weitgehende Ausdehnungen des Patents im Ver⸗ 


4) Mu W. 1936, 393. Zum ganzen v. d. Treuck, „Der ein⸗ 
heitliche Schutzgegenſtand des Patents“, 1936. 


letzungsſtreit möglich ſind, die Fragen der groben und au 
einfachen Fahrläſſigkeit vorſichtig zu behandeln und nicht, 65 
Gefährdungshaftung des Verletzers für Unklarheiten des 
finders beizubehalten. Zt 
5. Die Wahrheitspflicht ift ſtreng zu handhaben. un 
Praxis ſelbſt muß ſie unterſtützen, indem ſie innerlich in al 
ihren Teilen konſequent wird. ic! 
Patentamt und Gerichte dürfen im neuen Staat N 0 
gegeneinander arbeiten. Erfinder und Öffentlichkeit find . 
das Band der Rechtsgemeinſchaft verbunden. Die ertrag 
Überfpannungen des Dualismus widerſprechen nicht nur met 
Weſen des Patents und den Anforderungen innerlich nl m 
Methodik und Einheitlichkeit, ſondern find an ſich, auch 3 
Geſichtspunkt des Rechtsgefühls aus, durchaus verfehlt. für 
iſt nicht zu rechtfertigen, daß der Erfinder übermäßig! 
Erfindungen belohnt wird, die er weder erkannt noch Br 
bart hat, und daß das Patent übermäßig eingeſchränkt "er 
wegen eines papiernen Standes der Technik, der erſt im 
letzungsverfahren ausgegraben wird. air 
Die Rechtslehre zum neuen PatG. hat dieſe Grundiät 
weitgehend in ihren Einzelheiten anerkannt. „ 
Die Praxis des Patentamts hat weitgehende Anſätze zn 
beſſeren Beſtimmung des Patents im Erteilungsverfahret ni 
macht. Die Gerichte zeigen, zumal ſie es zum Teil no tun 
älteren, nach der alten Methode beſtimmten Patenten 5 50 
haben, noch weniger die Auswirkung des neuen Geſetzes. er’ 
find auch hier Anſätze vorhanden, deren Ausbau zur ie 
ringerung des Übels im Sinne der geſetzlichen Beſtrebun g 
führen wird, ohne daß nunmehr nach der anderen Seite (gas, 
mäßige Beſtimmung im Erteilungsverfahren, mechaniſche? iſen 
legung im Verletzungsverfahren) über das Ziel geſchof 
werden darf. 


verwirkung und Erſitzung im Warenzeichenrecht 


Von Juſtizrat Dr. Preſſer, Düſſeldorf 


Der Kampf um die Verwirkung iſt noch nicht abgeſchloſſen. 
Ihre Gegner, wie Nolting⸗Hauff und Schumann, be⸗ 
fehden fie als „Irrweg“, als „entnervendes Gift“: GRUR. 
1932, 1088; 1933, 81, während ihre Verteidiger, wie Leh⸗ 
mann, erklären, daß ſie aus dem Rechtsleben nicht mehr 
wegzudenken ſei (JW. 1936, 2193). Wer die Entwicklung ver⸗ 
folgen will, findet in dem IW. 1937, 320 abgedruckten Urteil 
des KG. ein gutes Fundſtellen verzeichnis. Das RG. will 
RZ. 135, 374 — ZW. 1932, 2972 die Anwendbarkeit dieſes 
Rechtsbehelfes auf das Aufwertungsrecht beſchränken, geht aber 
RG. 144, 22 = ZW. 1934, 18491 weiter und erklärt ihn für 
einige Sondergebiete als zuläſſig, wie namentlich für gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutz, Aufwertungsrecht, Arbeitsrecht. An dieſer 
Zulaſſung hat es bis heute feſtgehalten; ſiehe die Urteile vom 
26. Mai 1936: Mu W. 37, 27; v. 7. Juli 1936: GRUR. 1937, 
148 und vom 4. Dez. 1936: JW. 1937, 990, wo es für den ge⸗ 
werblichen Rechtsſchutz grundſätzlich die Verwirkungseinrede an⸗ 
erkennt. Das RG. beugt ſich dem Bedürfnis der Praxis, das 
allerdings über allen dogmatiſchen Bedenken ſtehen muß. In 
der Tat iſt beim gewerblichen Rechtsſchutz, ſpeziell beim Waren⸗ 
zeichenrecht, die Verwirkung ein unentbehrliches Hilfsmittel 
geworden. Das erklärt ſich durch die im Warenzeichenverkehr 
üblichen Kolliſionen der Werbemittel. Der eine führt ſeine 
Ware unter einer die Herkunft kennzeichnenden Marke ein, 
ſpäter benutzt ein anderer für gleichartige Waren die Marke 
in derſelben oder in verwechſlungsfähiger Form, und nachdem 
dieſes Nebeneinandergebrauchen ſo lange gewährt hat, bis der 
andere ſeine Marke im Verkehr durchgeſetzt hat, erfolgt ein 
Zuſammenſtoß. Dann ſtreiten gegeneinander entweder 1. ein⸗ 
getragenes Warenzeichen gegen eingetragenes Warenzeichen 
(nachſtehend kurz Warenzeichen genannt), oder 2. Warenzeichen 
gegen Ausſtattung (825 WIZG.), oder 3. Ausſtattung gegen 
Ausſtattung. Wäre der Befugte, alſo der Verletzte, bald nach 
Beginn des unbefugten Gebrauchs gegen den Verletzer ein⸗ 
geſchritten, jo wäre der Konflikt durch das Prioritätsprinzip 


gelöft worden. Im Falle 1 gemäß 8 11 WZ. (bisher 2" 
in den beiden anderen Fällen gemäß analoger Anwenden 
des 8 11 WG. Hat beiſpielsweiſe ein Münchener für De ft 
jeiner nicht regiſtrierten Marke Verkehrsgeltung verch er 
(Ausſtattung) und läßt nachher ein Leipziger dieſelbe al 
eine verwechflungsfähige Marke für gleichartige Waren fi 
Warenzeichen eintragen, fo muß er, obwohl an und für n 
ſein Zeichen für ganz Deutſchland gilt, in Bayern vor us 
Ausſtattungsſchutz des Münchener zurücktreten „Alterer ſagt 
ſtattungsſchutz bricht jüngeres Warenzeichen“. Das RG. 8 
MuW. 37, 29: „Nach der jetzt ſtändigen Nechtiprehund er 
RE. hat ein durch die Entwicklung des Verkehrs geſchaf alen 
tatſächlicher Zuſtand Anſpruch auf Schutz vor dem form 
Zeichenrecht.“ „ Aarichen 
Aber wie iſt es, wenn, nachdem der Leipziger ſein 3 enet 
ſchon eingetragen und benutzt hatte, dann erſt der Mün 4 
ſeine Marke in Bayern eingeführt und dort durch Land 
ungeſtörte Benutzung zur Verkehrsanerkennung 9 ingen 
hat? Muß der Leipziger, wenn er jetzt in Bayern eind ist 
will, den jüngeren Ausſtattungsbeſitz reſpektieren? Marke 
klar, daß der Leipziger bei fortgeſetzter Benutzung ſeiner em 
ſeinen Unterlaſſungsanſpruch nicht etwa durch Verjährung achte; 
lieren kann. Dennoch verlangt in gewiſſen Fällen das Reuter, 
gefühl, daß der Münchener nicht zur Aufgabe ſeines nz ent 
gebrauchs und ſomit feiner Geſchäftsgrundlagen gezwungen 
werden ſoll. Unter Umſtänden kann der Jüngerberechtigne nd 
mit Mühe und Koſten erworbenen wertvollen Beet Fr 
ſchützen, indem er dem Alterberechtigten den Verwirkn 
einwand entgegenſetzen darf. n 
Der Gandhedane wird aus 8 242 BGB. entnom ie 
es iſt der Gemeinſchaftsgedanke, der in gewiſſen Fällen cht, 
Berückſichtigung der beiderſeitigen Intereſſenanlage erh eite 
d. h. die Betrachtung des Streitfalles nicht nur von der ner 
des Gläubigers, ſondern auch von der Seite des Schuld l 
Alſo Haftungsſchutz des Schuldners zum Unterſchied von 


6. Jahrg. 1937 Heft 29,80] 


llecungsſchutz Der erſtgenannte Schutz hat im Aufwertungs⸗ 
— zahlreiche Streitfälle, beſonders ſolche der freien Auf⸗ 
mr ang, beherrſcht und teils zur Schuldbeſchränkung, teils 
lief Schuldbefreiung geführt. Der Lieferant brauchte nicht zu 
Patt wenn ihm ein nach Vertragsſchluß wertlos gewordenes 
auch geld als Kaufpreis geboten wurde. Die Formel wurde 
ger. ſchon vor den Aufwertungsprozeſſen anderswo an⸗ 
A zändt, z. B. bei der Unzumutbarkeitslehre, wonach der 
Zieferant nicht zu liefern brauchte, wenn nach Vertragsſchluß 
ie wartete übermäßige Beſchaffungsſchwierigkeiten eintraten, 
5 1910 Leiſtung zwar nicht unmöglich, aber unzumutbar 
* 
M Nur fo viel ſoll hier gefagt werden zur Daſeinsberech⸗ 
kung der Verwirkung im Warenzeichenrecht: Der Meinungs⸗ 


banpf um ihre Unentbehrlichkeit iſt heute abgeebbt, um ſo leb⸗ 


1 er ſtreitet man um eine gültige Definition des Begriffs, 
al um die Begriffselemente. Es erſcheint dienlich, zumal für 
Mei Praktiker, der ſchnell entſcheiden ſoll, die zerſplitterten 
ung ungen einer kurzen zuſammenfaſſenden Betrachtung zu 
erziehen. 
nich Darüber herrſcht Einigkeit, daß der Zeitablauf allein 
Aus zur Anſpruchsverwirkung genügt. Der Münchener jüngere 
des ſtattungserwerber kann ſich gegen die Unterlaſſungsklage 
bei Leipziger älteren Zeicheninhabers nicht auf die Einrede 
m ränken, er habe 10 Jahre von dem Leipziger nichts ge⸗ 
zart, jetzt auf einmal komme dieſer mit der Abſicht, Bayern 
hinstobern. Zu dem Zeitablauf müſſen noch andere Momente 
zutreten. 
Mr Streitig ift zunächſt, ob auf feiten des Verletzten 
wg des Unterlaſſungsklägers) eine Vorausſetzung hinzu⸗ 
ie nen muß. Die einen behaupten, er müſſe um die Ver⸗ 
zz ung gewußt haben und trotzdem untätig geblieben ſein, dem 
Wi gleich, wenn er zwar keine Kenntnis gehabt habe, die 
der untnis aber auf Fahrläſſigkeit beruhe. Das Erfordernis 
Kenntnis des Verletzten wird von anderen beſtritten. 
134 Die Meinungen gehen ſcharf auseinander. Das RG. 
nis 38 JW. 1932, 9429 (m. Anm.) ſchaltet das Erforder⸗ 
685 der Kenntnis des Verletzten aus, ebenſo in einer ſpäteren 
8 18: GRUR. 1932, 300. Pinzger, Komm., 2. Aufl., 
ſah 06 ſchließt ſich an. Danach wäre weder Kenntnis noch 
: rläſſige Unkenntnis des Verletzten von Belang. Im Schrift⸗ 
15 findet man recht gegenſätzliche Anfichten. Dieſer Gegen⸗ 
— erklärt ſich durch die Verſchiedenheit der Konſtruktionen 
lg Verwirkungsbegriffs. Tegtmeyer: JW. 1936, 3100 
en das Gewicht auf die Untätigkeit des Verletzten. Dieſe ſei 
Ha erſtoß gegen Treu und Glauben und konſtruiert eine 
Diadlungspflicht des Verletzten auf Grund einer Treupflicht. 
ſonlie will er nicht auf Verhältniſſe beſchränkt ſehen, wo per⸗ 
SE Beziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner zur 
1 verpflichten. Er verweiſt aber ſelbſt auf die oben zitierte 
Ahn RG. 134, 38 und fügt hinzu, daß dort dem völlig 
chen ngsloſen Gläubiger der Unterlaſſungsanſpruch abgeſpro⸗ 
tun worden ſei. Tegtmeyer müßte in Konſequenz dieſer 
loſe cheidung eine Handlungspflicht verneinen, da ein ahnungs⸗ 
dan Verletzter eine ſolche Pflicht nicht haben kann. Wer ſie 
ober muß verlangen, daß der Verletzte eine Ahnung har, 
wiff haben müßte. Im erſteren Fall läge ſein Verſtoß im 
ni entlichen Nichteinſchreiten, im letzteren Fall in der mangeln⸗ 
achforſchung nach etwaigen Verletzungen ). 
An aum bach nähert ſich Tegtmeyer, wenn er den 
wisteruch des Verletzten nur im Fall ſeiner Schuld als ver⸗ 
4 Aungsfähig anſieht. In feinem „Kurzkomm. zum WG.“, 
verwin S. 56 ſagt er, „es kann unmöglich der ſein Recht 
and irken, der ganz ſchuldlos nicht eingeſchritten iſt“. Ganz 
. Lehmann: IW. 1936, 193. Er verneint eine Hand⸗ 
runs und Treupflicht des Verletzten, die zu einer Überſteige⸗ 
"8 der Gläubigerpflichten führen würde“). 
as Schwergewicht liegt nach Lehmann nicht in der 


ber 1) Siehe Verf.: Dig. 1922, 147 ſpeziell auch über Schuld⸗ 
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Untätigkeit des Verletzten, ſondern in der Rechtsausübung nach 
langer Zeit, in dem Zurückgreifen auf den Anfang einer Ent⸗ 
wicklung, die er nicht verſchuldet haben mag, die aber nun 
einmal ungeſtört verlaufen iſt und wirtſchaftliche Verhältniſſe 
geändert hat. Alſo der Verſuch, eine abgeſchloſſene Entwick⸗ 
lung zurückzuſchrauben durch Geltendmachung eines an und 
für ſich beſtehenden unverjährten Rechts iſt das, was gegen 
Treu und Glauben verſtößt. Lehmann ſtellt die Theſe von 
der Unzuläſſigkeit des gegenſätzlichen Verhaltens des Glän⸗ 
bigers auf, der ſich mit ſeiner bisherigen Paſſivität durch die 
Unterlaſſungsklage in Widerſpruch ſetzt. Er verweiſt auf RGZ. 
131, 233 JW. 1931, 2704, die einen Fall aus dem Auf⸗ 
wertungsrecht behandelt und einen Ausgleichsanſpruch auch 
bei völlig ſchuldloſem Verhalten des Gläubigers als 
der Verwirkung fähig bezeichnet, „da die Sachlage auf ſeiten 
des Gläubigers überhaupt nicht ausſchließlich maßgeblich iſt“. 
Wer Schuld oder Unſchuld des Gläubigers für belanglos hält, 
muß deſſen Kenntnis oder Unkenntnis für belanglos halten 
und demnach das Poſtulat, daß zum Zeitablauf Kenntnis auf 
ſeiten des Gläubigers hinzutreten muß, ablehnen. 

Welche Vorausſetzungen müſſen nun auf ſeiten des 
Schuldners hinzukommen? Einmütig iſt man der Meinung, 
daß der Verletzer in redlichem Beſitz ſein muß. 

Hier ſind nun drei Fälle zu unterſcheiden. 

1. Der Verletzer nimmt die Marke ahnungslos in Ge⸗ 
brauch und bleibt in dieſer Unkenntnis, bis er ihr Verkehrs⸗ 
anerkennung verſchafft hat. 

2. Er nimmt ſie in Gebrauch in Kenntnis ſeiner mangeln⸗ 
den Befugnis, ſetzt den unbefugten Gebrauch fort, erfährt aber, 
während er ſie im Verkehr durchzuſetzen beſtrebt iſt, daß der 
Verletzte keinenfalls mit Verletzungen irgendwelcher Art ein⸗ 
verſtanden iſt, z. B. eine Abwehrorganiſation hat, die nach 
Verletzungen ſucht und jeden Nachahmer faßt. Der Verletzer 
ſtört ſich aber nicht daran, ſondern ſpekuliert darauf, daß er 
ſo lange unbehelligt bleibt, bis ſeine Marke die Verkehrs⸗ 
geltung erlangt hat. Zu dem wiſſentlich unbefugten Gebrauch 
kommt alſo Argliſt. 

3. Der Verletzer beginnt ſubjektiv unbefugt den Gebrauch, 
das paſſive Verhalten des Verletzten berechtigt ihn aber zu 
dem Glauben, daß dieſer die Störung dulde. 

Die beiden erſten Fälle bieten kein Problem. Im erſten 
Fall wird die Verwirkung nicht gehindert, im zweiten Falle 
wird ſie gehindert, da niemand aus ſeiner fortdauernden Arg⸗ 
liſt Vorteile ziehen kann. 

Der dritte Fall iſt aber umſtritten. 

Kann ſich die anfängliche Unredlichkeit verlieren? 

Es handelt ſich um die Umwandlungstheſe. Umwand⸗ 
lung der anfänglichen mala fides in nachträgliche bona fides. 
Schumann ſagt a. a. O. „Raubgut bleibt Raubgut“, „quod 
initio vitiosum est, non tractu temporis potest convales- 
cere“. Aber die Umformungslehre hat fich durchgeſetzt. Das 
RG. ſagt ſchon JW. 1931, 430 in einem Fall aus dem 
Lit UrhG. „untätiges Abwarten läßt ſich, wenn keine be⸗ 
ſonderen Gründe es rechtfertigen, als Einverſtändnis mit dem 
Verhalten des Gegners deuten“. Pinzger a. a. O. ſagt: 
„Kann der Schuldner das paſſive Verhalten des Zeichen⸗ 
inhabers dahin deuten, daß ſeine Bemühungen um Erlangung 
der Anerkennung im Verkehr geduldet werden ſollen — ſo 
daß alſo der gute Glaube des Verletzers von weſentlicher Be⸗ 
deutung iſt —, ſo kann die Tatſache, daß dieſe Bemühungen 
urſprünglich unzuläſſige, ja ſogar vielleicht ſittenwidrige 
Wettbewerbshandlungen waren, dem Einwand der Verwirkung 
nicht mehr entgegenſtehen“ (mit Zitaten). 

Wann nun der Verletzer an die Duldung ſeitens des Ver⸗ 
letzten glauben darf, iſt immer nach den beſonderen Umſtän⸗ 
den des Falles zu beurteilen (JW. 1937, 992). Er braucht 
nicht die Kenntnis des Verletzten zu beweiſen, ſondern nur 
ſeinen Glauben an dieſe Kenntnis. Für dieſen Glauben genügt 
ſeine Annahme, daß der Verletzte untätig bleibe trotz Kennk⸗ 
nis von der Verletzung und trotz dem Bewußtſein, daß dieſe 
auf die Dauer zu einem Beſitzſtand des Verletzers führen muß. 

Man darf aber nicht die Fälle des guten Glaubens auf 
den Fall beſchränken, wo der Verletzer die Kenntnis des 
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anderen hat unterſtellen dürfen. Die Sache kann auch ſo 
liegen, daß der Verletzer die Ahnungsloſigkeit des anderen 
gewußt hat, oder damit hat rechnen müſſen, trotzdem aber 
guten Glaubens iſt. In obigem Beiſpielsfall kann der 
Münchener aus dem Charakter des Leipziger Unternehmens 
geſchloſſen haben, daß der Leipziger ſeinen Abnehmerkreis nicht 
über Sachſen hinaus ausdehnen wolle, und es dieſem daher 
gleichgültig ſei, ob vielleicht in anderen Gebieten, z. B. in 
Bayern, Nachahmungen ſtattfinden. 

Erwähnenswert ſind noch zwei Fälle, die man bei der 
Erörterung des Verwirkungsbegriffs behandelt, zu deren Ent⸗ 
ſcheidung man aber die Hilfe dieſes Rechtsbehelfes nicht zu 
beanſpruchen braucht und daher auch nicht beanſpruchen ſoll. 

Erſter Fall: Das argliſtige Zuwarten des Verletzten. 
Er weiß von der unbefugten Ingebrauchnahme ſeiner Marke 
durch einen anderen, wartet abſichtlich, bis dieſer mit Mühe 
und Koſten der gleichen oder einer verwechſlungsfähigen Marke 
Verkehrsgeltung verſchafft hat, um dann aus dem Hinterhalt 
auf ihn zu ſtürzen, etwa um ihm eine Abfindung abzupreſſen 
(Baumbach, „Kurzkomm. zum WG.“ S. 57). Da hilft 
dem Verletzer der allgemeine Einwand der Argliſt, auch in 
dem Falle, wo er ſelbſt argliſtig iſt. In pari turpitudine est 
melior causa possidentis. 

Zweiter Fall: Der Verletzer benutzt die Marke zu 
betrügeriſchen Zwecken. Das deckt ſich aber nicht mit dem Be⸗ 
wußtſein, daß ſeine Marke verwechſlungsfähig und daher irre⸗ 
führend iſt, ſondern es muß hinzukommen, daß er unlautere 
Zwecke verfolgt. 

Hier greift der Grundſatz durch, daß unlauterer Wett⸗ 
bewerb, als die Allgemeinheit ſchädigend, nicht geſchützt wer⸗ 
den darf. Die Belange der Allgemeinheit gehen den Einzel⸗ 
31990 immer vor (Baumbach a. a. O. S. 57; JW. 1935, 
39) 

Vereinzelt wird nun eine Anſicht vertreten, die über die 
Verwirkung hinausgeht und Erſitzung annimmt (GRUR. 1930, 
93), und zwar unter analoger Anwendung von 8937 BGB. 
Damit würde gewiß manche der obigen Streitfragen leichter 
gelöſt werden können, aber es fehlt an den Begriffsmerk⸗ 
malen der Erſitzung. Daher wird ſie faſt allgemein abgelehnt. 
So Baumbach: GRUR. 1930, 251 und fein „Kurzkomm. 


zum W3G.“ S. 57; ebenſo Pinzger a. a. O. S. 206. Auch 
das RGZ. 134, 41 JW. 1932, 942 (m. Anm.) ſagt, des 
die Verwirkung im Wettbewerbsrecht und im Warenzeichen 
recht nicht auf erſitzungsähnlichen Gedanken beruhe. vo 

Das Erfordernis, daß auf ſeiten des Verletzers ern icht 
ſtimmter Zuſtand, ein Beſitzſtand, eingetreten fein muß, PH 5 
nicht gegen die Verwirkung, denn auch dieſer ift es eigentiM 
lich, daß gewiſſe Verhältniſſe bei dem eingetreten ſein müßen 
der ſich auf die Verwirkung beruft (im Gegenſatz zur 7 
jährung), er muß Maßnahmen ergriffen haben im Vertraue“ 
darauf, daß ſeine durch die Maßnahmen veränderte wir 
ſchaftliche Lage vom Gegner nicht geſtört wird. Die Beeinfluß 
ſung der wirtſchaftlichen Lage des Schuldners durch die 5 
wußte oder unbewußte Untätigkeit des Gläubigers it ;, 
griffselement der Verwirkung, wie ſchon das RG. im Auf 
wertungsrecht JW. 1936, 2388 ausgeſprochen hat. 

Vor allem kann aus folgendem Grunde von keiner 
ſitzung, alſo von keiner erwerbenden Verjährung 
Rede fein. a 0 

Der Verletzer erwirbt kein Recht. Aus dem Beſitzſtand, 
der nur ein faktiſcher, unter Umſtänden geſchützter iſt, at, 
wächſt ihm kein Beſitzrecht, erſt recht kein Eigentums rech, 
Der Einwand der Verwirkung beſchränkt nur den Unten 
laſſungsanſpruch des Verletzten. Häufig wirkt der Einmal 
auch nur für ein abgegrenztes räumliches Gebiet, jo in obigen, 
Beiſpielsfalle nur für Bayern, falls der Leipziger dort Hun 
faſſen will und vom Münchener die Unterlaſſung verlong 
Dann kann ihm der Leipziger für Bayern nicht den Gebrauf) 
der Marke verbieten, aber auch umgekehrt kann der München 
dem Leipziger nichts verbieten, ſondern muß ihn neben ne 
in Bayern dulden, der beſte Beweis, daß der Münchener pe 
Recht erwirbt. Dieſe Rechtspoſition des Verletzers verken 
auch die Freunde der Erſitzung nicht und ſprechen deshalb bn, 
relativ wirkſamer Erſitzung. Aber warum den überfüllten Kol, 
ſtruktionshimmel noch mit einem Zwiſchenbegriff berechen 
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ſitzung, greifen muß. 


Iſt der hinweis auf die Tatſache, daß ein Wettbewerber Jude iſt, 


als unlautere Wettbewerbshandlung anzufehen ? 
Von Rechtsanwalt Dr. Otto Rilk, Berlin 


Das RG. (der 2. Ziv Sen.) hat in der Entſcheidung vom 
26. Jan. 1937 (II 161/36, in dieſem Heft S. 18783) keinen 
Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. darin geſehen, daß ein deutſches 
Wirtſchaftsunternehmen eine amtliche Stelle (Induſtrie⸗ und 
Handelskammer) darauf hinwies, daß ein Konkurrent eine 
ausländiſche Firma und ihr Inhaber jüdiſch ſei. 

Wenn auch das RG. hier zu dem Ergebnis kommt, daß 
der Hinweis auf die Eigenſchaft des Wettbewerbers als Aus⸗ 
länder oder Jude zuläſſig iſt, ſo iſt doch in dieſer Entſcheidung 
gerade der Grundſatz ausgeſprochen, daß an und für ſich der 
Hinweis auf derartige perſönliche Eigenſchaften des Wett⸗ 
bewerbers als Maßnahme des Wettbewerbs nicht zuläſſig ſei. 
Nur wegen der beſonderen Umſtände des vorliegenden Falles, 
der Beklagte hatte ſich nicht an Intereſſenten, ſondern an eine 
Behörde gewandt, iſt fein Verhalten von dem RG. nicht als 
unlauter angeſehen worden. 

Mit dieſer Entſcheidung hat das RG. erneut zu erkennen 
gegeben, daß es ſeinen von 1933 bis 1935 eingenommenen 
Standpunkt, daß der Hinweis auf die Eigenſchaft des Wett⸗ 
bewerbers als Ausländer und als Juden zuläſſig ſei, nicht 
aufrechthalten will. Es iſt intereſſant, zu verfolgen, wie die 
Rechtſprechung des RG. zu dieſer Rechtsfrage gewechſelt hat. 
Bis 1933 war es einſtimmige Anſicht im Schrifttum und 
ſtändige Rechtſprechung, daß der Hinweis auf perſönliche 
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unlauter ſei (vgl. Rilk, „Judentum und Wettbewer 105 
der Schriftenreihe „Das Judentum in der Rechtswiſſenſchaſn 
S. 19, und das dort zitierte Schrifttum). Eine Ausnah es 
hatte das RG. nur in den Kriegsjahren aus der Idee , 
Retorſionsrechts zugelaſſen (vgl. MuW. XV, 87 und 433 
165). Die allgemeine Wandlung im Rechtsdenken nach den 
hat dann dazu geführt, daß das RG. in zwei grundlege gg 
Entſcheidungen den Standpunkt einnahm, daß es grund 
lich zuläſſig ſei, im Wettbewerb darauf hinzuweiſen, daß oh 
Konkurrent Ausländer oder Jude ſei. Es find dies die NT, 
Dunlopentſcheidung (JW. 1933, 1578) und das Multig hei 
urteil (JW. 1935, 1681). In der erſten, der Dunlopentſche, 
dung, wird der Grundſatz gerade dahin aufgeſtellt, daß its 
Hinweis auf den ausländiſchen Charakter eines Geſchag, 
oder einer fremden Ware nicht als Verſtoß gegen 8 1 Unten 
anzuſehen ſei, „eine gegenteilige Auffaſſung würde von Ent⸗ 
Verkehr einfach nicht verſtanden werden“. Die zweite ung 
ſcheidung verſtärkt noch einmal den in der erſten Entſcheidnch 
eingenommenen Standpunkt. Sie ſetzt ſich dabei ausbrin, fl 
mit der Gegenmeinung von Baumbach: Mu 1934, bim 
auseinander und bezieht ſich auf die wiſſenſchaftliche Jug 
mung von Nerreter: GRUR. 1933, 477ff. Die Beggell 
dung des RG. iſt im weſentlichen wirtſchaftspolitiſch und | 
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10 darauf ab, daß ſich der deutſche Handel bereits ſeit 1931 
einem angeſpannten Wettkampf mit dem Ausland befinde. 
tri Das RG. greift damit zurück auf die bereits in den Welt⸗ 
zlegsentſcheidungen angewandte Begründung, daß derartige 
inweiſe als Notwehrmaßnahmen gegen den handelspolitiſchen 
ruck des Auslands gerechtfertigt und daher nicht un⸗ 
auter ſeien. 
f Stufenweiſe ift dann das RG. von feiner Auffaſſung ab- 
Lebichen, und, während es noch in der Entſcheidung vom 
„Jan. 1936 (JW. 1936, 1366) heißt, daß für den dort 


0 entſchiedenen Fall kein Anlaß vorläge, zu der Frage Stellung 


zu nehmen, ob an der Dunlopentſcheidung grundſätzlich feſt⸗ 
Tnalten fei, heißt es ſchon in der Entſcheidung v. 13. Nov. 
ö 6 (AWR. 1937, 73), daß der Hinweis in einem Rund⸗ 
chreiben, daß ein Konkurrent Ausländer und Jude ſei, un⸗ 
kater ſei und es ſich auch um eine wettbewerbsrechtliche Er- 
rung handle. 
136 In der Entſcheidung v. 25. Febr. 1936 (JW. 1936, 
3566 ff., insbeſondere 1368) begründet das RG. feinen neuen 
Rechtsſtandpunkt wörtlich folgendermaßen: 
u „Soll der Hinweis auf den jüdiſchen Charakter eines 
Koternehmens dazu dienen, den eigenen Wettbewerb auf 
er ſten des angegriffenen Mitbewerbers zu fördern, ſo ſtellt 
2 einen Fall perſönlicher Reklame dar, die aus den oben 
Ngeführten Gründen als wettbewerbsfremd und unlauter an⸗ 
gejehen werden muß und ebenſo gegen $ 1 UnlWG. verſtößt 
de die vorher behandelte Betonung des internationalen 
nichtakters der Klägerin. Auch hier kann ſich die Beklagte 
A9. darauf berufen, daß es im Sinne nationalſozialiſtiſcher 
ei eltanſchauung liege, gerade die ländliche Bevölkerung von 
a wirtfchaftlichen Beeinfluſſung durch jüdiſche Kreiſe zu 
0 wahren.“ Auſchließend iſt dann der Vorbehalt gemacht wor⸗ 
falls daß es jedem Wettbewerber freiſtehen mag, „gegebenen⸗ 
S die Parteien oder die Staatsſtellen zu unterrichten“. 
0 wird alſo bereits in dieſer Entſcheidung, wie auch in der 
botliegenden, die häufig angewandte Begründung angeführt, 
dis die Staats⸗ und Parteiſtellen auch im Wettbewerbsrecht 
zel. Grenzen politiſchen Geſchehens gezogen haben. Der ein⸗ 
üben Volksgenoſſe und die Gerichte ſeien nicht berufen, dar⸗ 
Gef hinauszugehen, insbeſondere dürften nicht die von dem 
eſetzgeber erkennbar gezogenen Grenzen überſchritten werden. 
de Auf den vorliegenden Fall übertragen, heißt das, daß 
der Staat die Ausübung eines gewöhnlichen Gewerbes durch 
aber oder Ausländer nicht verboten habe, daß fie demnach 
an gleichberechtigt mit jedem deutſchen, ariſchen Unternehmen 
f weben ſeien. Es wird deshalb auch in vorliegendem Falle 
ſta er Begründung ausdrücklich der berühmte „Anundfürſich⸗ 
aundbunkte des RG. eingenommen, wenn es heißt: „Wenn 
Han die Heranziehung perſönlicher Eigenſchaften und Ver⸗ 
zeltuiſſe eines Mitbewerbers, alſo von Umſtänden, die mit 
uni üte der eigenen Leiſtung nichts zu tun haben, als dem 
ſitt ändigen Wettbewerb fremd, grundſätzlich unlauter und 
denkbwidrig im Sinne des $ 1 UnlWG. iſt, fo find doch Fälle 
ar, in denen ein ſolches wettbewerbliches Verhalten für 
äſſig erachtet werden muß.“ 
er Es iſt erſtaunlich, daß derſelbe Senat des RG. in ſo 
Er Zeit feinen Standpunkt grundſätzlich geändert hat. 
fh emann (JW. 1936, 1369) ſcheint dies darauf zurück⸗ 
eren zu wollen, daß im Schrifttum ſich zahlreiche Stimmen 
len dieſe Entſcheidung ausgeſprochen haben. Immerhin 
. auch Culemann gegenüber fünf ablehnenden Lite⸗ 
wottbefegen zwei zuſtimmende an, nämlich Nerreter: 
R. 1933, 747 und Schlechtriem: JW. 1933, 1578. 
1983 E. iſt das RG. zu Unrecht von feinem in den Jahren 
ieh bis 1935 vertretenen Standpunkt wieder abgewichen, 
cells ſoweit es die Frage des Hinweiſes auf die Tatſache 
tt, daß der Konkurrent Jude iſt. Sowohl die Recht⸗ 
5 dung des RG. als auch das Schrifttum haben bisher die 
Zugen, Fälle, den Hinweis auf Ausländereigenſchaft und auf 
Frebörigkeit zur jüdischen Raſſe, identiſch behandelt. Die 
neh ge, ob ein Hinweis darauf, daß der Inhaber eines Unter⸗ 
der gens Jude iſt, ſtatthaft ſei, iſt ſtets nur als eine Funktion 
er Frage behandelt worden, ob der Hinweis auf die Aus⸗ 


ländereigenſchaft eines Unternehmens zuläſſig ſei. Die Recht⸗ 
ſprechung und die Rechtswiſſenſchaft haben beide Fälle als völlig 
gleichliegend angeſehen. Da die Begründung in der Recht⸗ 
ſprechung, wie bereits oben dargelegt, eine wirtſchaftspolitiſche 
war, ſo wurde auch die Frage des Hinweiſes auf das Nicht⸗ 
ariertum eines Unternehmens inzidenter mit derſelben Be⸗ 
gründung ausgefochten, obwohl dieſe hierfür überhaupt nicht 
paßt. Lediglich weil das Schrifttum erhebliche Bedenken gegen 
die wirtſchaftspolitiſche Begründung des RG. bei der Aus⸗ 
ländereigenſchaft erhoben hatte, und die Art der Begründung 
ſich auch tatſächlich als erheblich angreifbar darſtellt, iſt man 
wieder auf dem Standpunkt angelangt: „Perſönliche Hin⸗ 
weiſe ſind wettbewerbsfremd, alſo ſind ſie auch unlauter.“ 
Damit iſt wieder einmal von der Rechtswiſſenſchaft ein 
Schutzwall um das Judentum bezogen mit einer Begründung, 
die mit der Judenfrage überhaupt nicht das geringſte zu tun 
hat (vgl. Rilk a. a. O. S. 19). Die wirtſchaftspolitiſche Be⸗ 
gründung des RG., daß man auf die Ausländereigenſchaft 
eines Konkurrenten hinweiſen darf, iſt für die Frage, ob man 
einen Wettbewerber als Juden bezeichnen darf, überhaupt 
nicht verwendbar. Umgekehrt ſind deshalb auch die Angriffe 
im Schrifttum, die ſich gegen die Dunlop⸗Multigraph⸗Ent⸗ 
ſcheidung gewandt haben, keineswegs irgendwie brauchbar, um 
darzutun, daß es unlauter ſei, im Wettbewerb einen Kon⸗ 
kurrenten als Juden zu bezeichnen. Dieſe Frage iſt von den 
Gegnern der bisherigen Rechtſprechung des RG. auch zumeiſt 
nicht berührt, ſondern lediglich als Unterfall der Frage der 
Ausländereigenſchaft behandelt worden (vgl. z. B. Brau n⸗ 
mühl: AWR. 1936, 67). 

Lediglich Culemann: JW. 1936, 1370 nimmt zu 
dieſem Punkt näher Stellung. Er hebt insbeſondere hervor, 
wie es auch das RG.: JW. 1936, 1368 zur Begründung mit 
angeführt hat, „daß der privaten Hand eine Erweiterung der⸗ 
jenigen Maßnahmen verboten iſt, die Staat und Partei zur 
Beſchränkung der wirtſchaftlichen Betätigung von Nichtariern 
für geboten bisher erachtet haben“. 

Dieſe Begründung iſt nicht ſtichhaltig. Die Tatſache, 
daß der Staat dem jüdiſchen Unternehmer erlaubt, an dem 
Wirtſchaftsleben des deutſchen Volkes teilzunehmen, hat nichts 
mit der Frage zu tun, wie ſich die ariſchen Wirtſchaftsunter⸗ 
nehmer und die ariſchen Käufer zu dieſer Teilnahme der 
Juden an dem Wirtſchaftsleben ſtellen. Wollte man an⸗ 
nehmen, daß in der Zulaſſung des Judentums zur deutſchen 
Wirtſchaft gleichzeitig eine Garantie läge, daß der jüdiſche 
Wettbewerber völlige tatſächliche Gleichberechtigung mit dem 
ariſchen Wettbewerber genießen ſolle, ſo müßten auch folgende 
Folgerungen daraus gezogen werden. Es müßte als unzu⸗ 
läſſig angeſehen werden, daß die öffentliche Hand ihre Auf⸗ 
träge gerade nach dem Geſichtspunkt vergibt, ob der zu be⸗ 
auftragende Unternehmer ariſch iſt oder nicht. Es müßte 
ferner auch im Privatleben der Hinweis des einen Volks⸗ 
genoſſen gegenüber dem anderen, daß er nicht mehr bei dem 
und dem Unternehmer kaufen ſolle, weil er jüdiſch ſei, unzu⸗ 
läſſig ſein. Es zweifelt wohl niemand daran, daß ein der⸗ 
artiges Verhalten durchaus erlaubt und zuläſſig iſt. Iſt nun 
aber zweifellos der Hinweis im Privatleben auf den jüdiſchen 
Charakter eines Unternehmens nicht unlauter oder unanſtän⸗ 
dig, ſo muß man ſich fragen, ob durch die Tatſache allein, 
daß dieſe Erklärung im Wettbewerb abgegeben wird, zu fol⸗ 
gern iſt, daß ſie unlauter und ſittenwidrig ſei. Es iſt für die 
kaufenden Volksgenoſſen ganz allgemein von großer Bedeu⸗ 
tung, daß ſie ſich darüber im klaren ſind, ob ihr Kontrahent 
Jude iſt oder nicht. Es iſt richtig, daß ein amtlicher Kenn⸗ 
zeichnungszwang für jüdiſche Unternehmen nicht vorliegt. Tat⸗ 
ſächlich ſucht ſich aber das Wirtſchaftsleben hier bereits ſelbſt zu 
helfen. Einmal wird praktiſch mehr und mehr eine allgemeine 
Kennzeichnung von Ladengeſchäften dadurch erreicht, daß deren 
Inhaber ſichtbar ein Schild anbringen, das ihre Zugehörig⸗ 
keit zur Deutſchen Arbeitsfront kundtut. Ferner wirkt ſich 
das Verbot des Hiſſens der Reichs⸗ und Nationalflagge für 
Juden (8 4 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre vom 15. Sept. 1935) im Wirtſchafts⸗ 
leben praktiſch dahin aus, daß es nach und nach bekannt wird, 
welche Unternehmen jüdiſch ſind und welche nicht. Im übrigen 


284 


1866 


verſchafft ja oft der typiſch jüdiſche Name eines Unternehmens 
die erforderliche Klarheit. Dieſes Streben im Wirtſchaftsver⸗ 
kehr zeigt, daß es ganz allgemein als notwendig anerkannt 
wird, daß man erkennen kann, ob ein Unternehmen jüdiſch {ft 
oder nicht. Die erforderliche Klarheit in dieſer Hinſicht für 
die kaufende Wirtſchaft und das kaufende Publikum wird nun 
im weſentlichen in den Fällen unmöglich gemacht, wo die 
jüdiſche Eigenſchaft eines Unternehmens nach außenhin infolge 
der Firmenbezeichnung, eines ariſchen Vertreters uſw. ver⸗ 
borgen wird. Die Aufklärung in ſolchen Fällen wird meiſt 
nur dadurch zu erreichen ſein, daß ein Wettbewerber, der auf 
Grund ſeiner Tätigkeit in demſelben Wirtſchaftsgebiet über 
das betreffende Unternehmen genauer unterrichtet iſt, die 
Intereſſenten aufklären kann. Es iſt nun nicht einzuſehen, 
warum er bei dem Verſuch, einen Käufer für ſeine Ware zu 
intereſſieren, nicht darauf hinweiſen ſoll, daß ſein Unter⸗ 
nehmen ariſch ſei, während der Käufer, falls er mit dem und 
dem Wettbewerber abſchließt, ein Geſchäft mit einem Juden 
tätige. Der bloße Hinweis auf die Tatſache, daß der Ver⸗ 
kaufskonkurrent jüdiſch ſei, ſtellt ſich nicht als eine Herab⸗ 
ſetzung der Perſon oder der Ware des Konkurrenten dar, 
ſondern als ein aufklärender Hinweis, deſſen die kaufende 
Wirtſchaft bedarf. Mit einem ſolchen Hinweis trägt der Wett⸗ 
bewerber lediglich zu einer von der Allgemeinheit erjtrebten. 
Klarheit bei. Dieſer Hinweis kann aus dem Grund nicht als 
unlauter angeſehen werden, weil die deutſche Allgemeinheit 
ihn ſucht und die Tatſache, ob ein Kontrahent jüdiſch iſt oder 
nicht, allgemein für einen Vertragsabſchluß von Erheblichkeit 
hält. Die Raſſenzugehörigkeit eines Unternehmers iſt damit 
für die Wirtſchaft von Bedeutung geworden und ſtellt ſich als 
ein von der Geſamtheit der deutſchen Volksgenoſſen als weſent⸗ 
lich angeſehener Umſtand hinſichtlich einer Ware oder Leiſtung 
dar. Man kann demnach nicht mehr davon ſprechen, daß es 
ſich um einen wirtſchafts⸗ oder wettbewerbsfremden Umſtand 
handelt, wenn darauf hingewieſen wird, daß ein Wettbewerber 
jüdiſch iſt. Anders wäre der Hinweis z. B. auf die Religions⸗ 
zugehörigkeit eines Wettbewerbers zu beurteilen, weil es nach 
der allgemeinen Auffaſſung aller billig und anſtändig den⸗ 
kenden Deutſchen bei der Tätigung eines Geſchäfts nicht dar⸗ 
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auf ankommt, welcher Religion der betreffende Unternehmer 
angehört. 

Das gleiche gilt für die Tatſache, daß ein Unternehmen 
ausländiſch iſt. Es iſt zu berückſichtigen, daß allgemein 4 
kannt iſt, daß Deutſchland ein Land iſt, das notwendigerwel 
den Austauſch pflegen muß. Die allgemeine Auffaſſung ber 
anſtändigen Volksgenoſſen ſieht deshalb gewöhnlich, falls nich 
beſondere Umſtände vorliegen, in Geſchäftsabſchlüſſen mit aus 
ländiſchen Unternehmen keinen Verſtoß gegen völkiſche Pflicht. 

Die Rechtſprechung hat im Dritten Reich die im 9 
ſchen Volk herrſchende Weltanſchauung zu berückſichtigen. Nu 
dann wird wirkliches Recht geſprochen, wenn es mit der dur) 
den Nationalſozialismus begründeten Anſchauung übereim⸗ 
ſtimmt. Die wettbewerbsrechtlichen Entſcheidungen müſſen des“ 
halb die Tatſachen zugrunde legen, daß das nationalſoßia⸗ 
liſtiſche Deutſchland einen Kauf bei Juden ablehnt, bei au 
ländern dagegen nicht, ſoweit nicht im einzelnen Fall beſon 
dere Umſtände hinzukommen. 3 

Richtig iſt es nun, daß der Wettbewerber, der darauf 
hinweiſt, daß ein Konkurrent jüdiſch iſt, dieſes zumeiſt des 
wegen tut, weil er dadurch hofft, im einzelnen Fall durch ö 
Erlangung des Auftrages einen wirtſchaftlichen Erfolg zu er 
reichen. Dieſe Tatſache kann aber aus den oben genannten 
Gründen nicht als unlauter angeſehen werden, weil er m 
Recht für ſich ins Treffen führt, daß der Verkehr allgemein 
danach trachtet, mit ariſchen Unternehmen in Beziehung zu 
treten und nicht mit jüdiſchen. Lediglich wird der Hinwei 
darauf, daß ein Konkurrent jüdiſch iſt, dann als unlaue 
anzuſehen ſein, wenn der Wettbewerber über den aufklären del 
Hinweis hinaus dazu übergeht, den Intereſſenten unter einen 
beſonderen Druck zu ſetzen, z. B. dadurch, daß er mit 7 75 
zeige an Partei- oder Staatsſtellen droht oder in Ausſich⸗ 
ſtellt, über den Intereſſenten zu verbreiten, daß er mit m 
ſchen Unternehmen Beziehungen unterhält. Soweit er 1 
lich die Tatſache, daß ein Wettbewerber jüdiſch iſt, als ſolch⸗ 
anführt, befindet er ſich in Übereinſtimmung mit den Bedurf 
niſſen und dem Streben der deutſchen Allgemeinheit und = 
deutſchen Wirtſchaftsverkehrs. Ein ſolches Verhalten far 
nicht als unlauter angeſehen werden. 


Sind private Verſicherungsleiſtungen auf Haftpflichtanſprüche anzurechnen! 


Von Reichsgerichtsrat 


Nach der ſtändigen und bis in die neueſte Zeit (RG. 
153, 264 = 3%. 1937, 1241s) feſtgehaltenen Rechtſprechung des 
RG. iſt in den Fällen der fahrläſſigen Tötung oder Körper⸗ 
verletzung zwiſchen den geſetzlichen Bezügen der Verletzten oder 
ihrer Hinterbliebenen, namentlich der Beamtenpenſion, einer⸗ 
ſeits und den auf der Freigebigkeit Dritter oder auf Verträgen 
beruhenden Verſorgungsbezügen anderſeits zu unterſcheiden. 
Die erſten mindern ohne weiteres den Schaden, die letzten ſind 
auf die nach den 88 833, 844 BGB. zu zahlenden Renten 
nicht anzurechnen. RA. Walter bekämpft JW. 1937, 846f. 
dieſe Rechtſprechung, indem er etliche Entſcheidungen, haupt⸗ 
ſächlich des 6. ZivSen., kurz wiedergibt. Seine Ausführungen 
können nicht überzeugen. 

Iſt ein Schaden infolge Tötung oder Verletzung des Kör⸗ 
pers eines Menſchen einmal entſtanden, ſo kann für die Frage 
der Anrechnung nachträglich gewährter Leiſtungen aus Ver⸗ 
trägen, beſonders aus Verſicherungsverträgen, nur der recht⸗ 
liche Geſichtspunkt der Vorteilsausgleichung herangezogen 
werden. Zunächſt iſt die Frage aufzuwerfen und, wie ich 
glaube, zu verneinen, ob es mit dem heutigen geſunden Volks⸗ 
empfinden überhaupt vereinbar iſt, daß ein durch unerlaubte 
Handlung Verletzter oder die Hinterbliebenen eines Getöteten 
ſich auf ihren Schaden Vermögenswerte anrechnen laſſen ſollen, 
die ihnen von Dritten ohne Mitwirkung des Erſatzpflichtigen 
gewährt werden. Der unmittelbare in der Körperverletzung 
oder in dem Verluſt eines nahen Angehörigen beſtehende 
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Schaden, durch welchen die Geſchädigten am härteſten 5 
troffen werden, kann durch den Erſatz der entſtehenden 1 
ſchaftlichen Nachteile nicht behoben werden. Inſofern iſt fe 
in 88 842—845 BGB. verordnete Schadenserſatz ein unvo 

kommener. Das kann nicht unberückſichtigt bleiben. Der 108 


Schmerzensgeldanſpruch aus 8 847 BGB. ſoll zwar ein e 
gänzung bilden, er gilt aber nicht für die zahlreichen Bit 
der reinen Gefährdungshaftung, in denen ein Verſchulden m 1 
nachgewieſen werden kann, und nicht für den ſchweren On 
der Tötung. Bei dieſem Anſpruch ift eine Vorteilsausgleiht! 
begrifflich ausgeſchloſſen; denn ein Vermögens ſchabge⸗ 
dem ein Vorteil gegenübertreten könnte, kommt nicht in Mr 
tracht. Ebenſowenig läßt ſich ein Vorteilsausgleich begründe 
in den Fällen des § 845 BGB., weil hier der Wert der er“ 
gehenden Dienſte und nicht ein allgemeiner Schaden zu 
ſetzen iſt. u 
Um den Schaden auf die unerlaubte Handlung AUT, 
führen zu können, verlangt die Rechtſprechung einen adäqun 
Zuſammenhang; doch kann dieſer Zuſammenhang ſich 4469 
auf einen mittelbaren Schaden erſtrecken (RGZ. 141, teil, 
JW. 1933, 2118). Erlangt der Geſchädigte einen Vor 
ſo iſt dieſer auf den Schaden nur anzurechnen, wenn. lende 
Entſtehung in adäquatem Zuſammenhang auf das jhädige 
Ereignis zurückzuführen it; daran iſt grundſatzlich Vet; 
(vgl. z. B. NOB. 133, 221 [223] = ZW. 1931, 277° f 
1932, 435). Die Anwendung des Grundſatzes hängt " 
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den Umſtänden des einzelnen Falles ab, wie anderſeits trotz 
neiguaten Zuſammenhangs der Ausgleich eines Vorteils ver⸗ 
a werden kann. Wollte man aber einen Vorteil zum Aus⸗ 
d dach zulaſſen, der mit dem ſchädigenden Ereignis nur in loſer 
ußerlicher Verbindung fteht, ſo würde man mit ungleichem 
5 aße meſſen und dem geſetzlichen Schadenserſatzanſpruch nicht 
cht werden. Zu beachten iſt, daß der Schadenserſatz⸗ 
uſpruch geſetzlich begründet iſt, während die Lehre über die 
bercteilsausgleichung, eine Schöpfung der Rechtſprechung iſt, 
10 en von vornherein wohl erwogene Grenzen nicht ohne 
Auteres erweitert werden dürfen. Bedenklich ſind deshalb die 
Kasführungen von Dr. Baur: JW. 1937, 1463, welcher die 
winlalität bis auf den Bedingungszuſammenhang beſeitigen 
vi U, ohne für andere Fälle etwas an die Stelle zu ſetzen, was 
ie Rechtsſicherheit auf dieſem Gebiet verbürgt. 

& Für den Fall der fahrläffigen Tötung kommt namentlich 
17 Lebensverſicherung auf den Todesfall in Betracht. Die 
5 icherungsſumme gehört regelmäßig nicht zum Nachlaß, 
Bm ein Bezugsberechtigter benannt worden iſt (§ 330 
5 GB.), im Zweifel auch dann nicht, wenn die Verſicherung 
eingunſten der Erben geſchloſſen wurde (8 167 VVG.) Erhält 
. anderer als der Schadenserſatzberechtigte die Verſiche⸗ 
aſſgsſumme, ſo fehlt jeder Zuſammenhang mit der fahr⸗ 
10 igen Tötung. Aber auch, wenn der Verſicherungsbetrag in 
zen Nachlaß fällt, beruht die Zahlung überwiegend auf dem 
Serſicherungsvertrag und der Prämienzahlung und iſt ſchon 
einer älteren Entſcheidung nicht auf den Schaden an⸗ 
zurechnen (Warn. 1917 Nr. 266). Nicht anders iſt es zu be⸗ 
erteilen, wenn jemand für den Fall, daß er inſolge Unfalls 
uwerbsunfähig wird, einen Verſicherungsvertrag geichloffen 
iin ſich durch einen Dienſtvertrag, alſo durch eigene Tätig⸗ 
ER eine Verſorgung für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit er⸗ 
Vent hat. Alle dieſe Fälle haben das Gemeinſame, daß der 
erletzte auf Grund eines gegenſeitigen Vertrages nach Maß⸗ 
ne feiner Aufwendungen eine Zahlung erhält. Ein Ver⸗ 
mögensvorteil liegt überhaupt nicht vor, auch nicht in Geſtalt 
es Unterſchiedes zwiſchen der Summe der geleiſteten Prä⸗ 
Men und dem Verſicherungsbetrag. Die Gefahrenübernahme 
darch den Verſicherer gehört zum Inhalt des Verſicherungs⸗ 
zertrags und kann von ihm nicht losgelöſt werden. Der Ver⸗ 
ſcherungsnehmer erhält nicht mehr, als ihm für ſeine ver⸗ 
dau mäßigen Leiſtungen zukommt. Ganz fern liegt der Ge⸗ 
danke, daß die Vertragſchließenden den Willen gehabt haben 
wilten, den von vornherein unbekannten Schädiger zu be⸗ 
günſtigen. Beim Mangel eines Vermögensvorteils verſagt der 
beeſichtspunkt der Vorteilsausgleichung. Selbſt wenn der Ver⸗ 
este durch die beiden Leiſtungen des Verſicherers und des 
techädigers im Einzelfall mehr erhält, als ſein Schaden be⸗ 
dengt, ſo geſchieht das doch nicht auf Koſten des Schädigers, 
— ſeine geſetzliche Erſatzpflicht erfüllt, ſofern dieſer nicht ſelbſt 
ne Unfallverſicherung abgeſchloſſen hat (RGZ. 152, 199 


JW. 1936, 27882). Auf dieſem Standpunkt ſteht auch 
Baur: JW. 1937, 1467, der ſelbſt die Beamtenpenſion auf 
den Schaden nicht anrechnen will. Nicht entgegen ſteht das 
Urteil des 3. Senats des RG. v. 29. Juni 1934 (RG. 145, 56 
JW. 1934, 2543), das die nur hilfsweiſe Haftung des 
fahrläſſig handelnden Beamten und des für ihn eintretenden 
Staates im Fall des § 839 Satz 2 BGB. betrifft. 

Auch der zu erfordernde Zuſammenhang zwiſchen dem 
Anſpruch auf Leiſtung der Verſicherungsſumme und dem 
auf Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlung iſt nicht an⸗ 
zuerkennen, da ſie ſich durch den Entſtehungsgrund und in 
aller Regel auch durch den Inhalt unterſcheiden. Bei der recht⸗ 
lichen Selbſtändigkeit beider Anſprüche genügt der kurze Be⸗ 
rührungspunkt im Unfallereignis, nämlich das zeitliche Zu⸗ 
ſammenfallen der Entſtehung des Schadenserſatzanſpruchs mit 
dem Eintritt des Verſicherungsfalls, nicht, um eine enge Be⸗ 
ziehung zwiſchen beiden Anſprüchen herzustellen. Fälle anderer 
Art, bei denen nicht eine gegen die Perſon gerichtete un⸗ 
erlaubte Handlung, ſondern z. B. eine Vertragsverletzung die 
Grundlage der Schadenserſatzpflicht bildet und der dem Be⸗ 
rechtigten anfallende Vermögensgewinn einer anderen Be⸗ 
urteilung unterliegt, können nicht zum Vergleich herangezogen 
werden (vgl. die Zuſammenſtellung der einſchlägigen Entſch. 
im RONKomm. z. BGB., Bem. 5 vor 8 249). 

Kann ſich hiernach der Schädiger auf die Leiſtungen 
Dritter, die auf Grund von Verträgen mit dem Verletzten 
erfolgen, nicht berufen, ſo iſt doch der Gedanke nicht ganz 
unberechtigt, daß vom Standpunkte der Allgemeinheit eine 
Doppelentſchädigung der Verletzten nicht geboten erſcheint. 
Der Geſetzgeber hat dem Rechnung getragen durch $ 1542 
RBD., wonach die Schadenserſatzanſprüche gegen Dritte, wie 
dort näher geregelt, auf die öffentlichen Verſicherungsträger 
kraft Geſetzes übergehen. Gleichartige Vorſchriften, wenn auch 
beſchränkten Inhalts, enthalten 88 12 und 14 UnfFürſG. für 
Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes v. 18. Juni 
1901 (RG Bl. 211). Auch hieraus ergibt ſich, daß der, welcher 
eine Körperverletzung oder Tötung fahrläffig verſchuldet, den 
vollen Schaden zu erſtatten und nur teilweiſe an andere 
Berechtigte zu leiſten hat. Das BGB. hat bei Unterhalts⸗ 
anſprüchen zwar keinen Rechtsübergang, wohl aber verordnet, 
daß bei mehreren Unterhaltsanſprüchen kein Ausgleich ſtatt⸗ 
finden, ſondern der Erſatzpflichtige den Schaden voll erſtatten 
ſoll (88 843 Abſ. 4, 844, 845 BGB.). Ob der Gedanke des 
Rechtsübergangs weiter auszudehnen iſt, könnte bei der be⸗ 
abſichtigten Umgeſtaltung des bürgerlichen Rechts vielleicht 
erwogen werden. 

Das Deutſche Beamtengeſetz v. 26. Jan. 1937 beſtimmt 
nunmehr in 8 139, daß geſetzliche Schadenserſatzanſprüche von 
Beamten gegen Dritte auf den Dienſtherrn übergehen, ſoweit 
dieſer zur Gewährung oder Erhöhung von Verſorgungsbezügen 
verpflichtet iſt. 


Die Beseitigung der relativen Nangverhältniſſe 
mit hilfe des Art. 31 der 7. Ddurchfv . zum Schuldenregelungs geſetz 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Cordes, Leiter des Entſchuldungsamtes Detmold 


1% Die Abſetzung der Grundbucherſuchen durch das Ent⸗ 
Suldungsamt kann in den meiſten Fällen nennenswerte 

wierigkeiten nicht mehr haben, nachdem die früher mehr 
5 weniger zweifelhafte Frage des Ranges der im Einzelfalle 

Betracht kommenden Rechte geklärt iſt. So beſtehen z. B. 
garüber keine Zweifel mehr, daß die Entſchuldungsrente keinen 
Sung hat (ſ. AME. Heft 207 S. 77 und KG.: AME Heft 239 
. 112), daß die Zuſatzhypotheken gleichen Rang mit dem 
6 emmrechte im Grundbuch erhalten müſſen (Art. 16 der 
ber ach WO.) und daß die Zinsrückſtandshypotheken hinter 
6 Hauptforderung rangieren (ſ. hierzu AME. Heft 225, 
em. Richtl. Nr. 72). Auch die Einrangierung der Rechte 


innerhalb und außerhalb der Mündelſicherheitsgrenze kann 
keinen Bedenken mehr begegnen. x 

Es gibt aber immer noch eine nicht unerhebliche Anzahl 
von Fällen, in denen die fog. relativen Rangverhältniſſe die 
Auſſtellung der Pläne (bzw. Vergleichsvorſchläge) und die Ab⸗ 
ſetzung des Grundbucherſuchens ſehr erſchweren. 

Der Entſchuldungsrichter könnte ſich die Löſung dieſer 
ſchwierigen Aufgabe dadurch erleichtern, daß er der Entſchul⸗ 
dungsſtelle nahelegt, die relattven Rangverhältniſſe unberück⸗ 
ſichtigt zu laſſen und lediglich die Aufnahme eines Vermerkes 
auf Bogen V de3 Planes (Vergleichsvorſchlages) anheimgibt, 
etwa mit dem Wortlaut: „Zwiſchen den Hypotheken ... be⸗ 
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ſteht ein relatives Rangverhältnis.“ Der Entſchuldungsrichter 
könnte alsdann die Schwierigkeiten und Unklarheiten einfach 
dadurch umgehen, daß er die nötigen Vermerke über die Feſt⸗ 
ſchreibung der Rechte (mit Zinsſatz und Tilgung) in Spalte 
„Veränderungen“ im Grundbuche eintragen läßt. Dieſes Ver⸗ 
fahren widerſpricht aber ſo ſehr dem Beſtreben des Geſetz⸗ 
gebers, ein für allemal Klarheit in die Grundbücher zu bringen, 
daß es m. E. mit der dem Entſchuldungsrichter übertragenen 
Aufgabe einfach nicht in Einklang gebracht werden kann, die 
oft ſehr verworrenen Eintragungen im Grundbuche nicht allein 
beſtehen zu laſſen, ſondern auch noch neue Schwierigkeiten 
hinzuzufügen! Soweit der Entſchuldungsrichter bei den land⸗ 
wirtſchaftlichen Entſchuldungsverfahren die Möglichkeit hat, 
das Grundbuch zu bereinigen, darf er ſich dieſer Aufgabe nicht 
entziehen! Grundſatz bleibt immer, das Grundbuch von aller 
Unklarheit und Unüberſichtlichkeit für lange Zeit zu bereinigen, 
d. h. alſo alle Rechte abzulöſchen und eine neue klare Rang⸗ 
folge eintragen zu laſſen. Dies gilt ganz beſonders bei den 
relativen Rangverhältniſſen. 

Der Entſchuldungsrichter könnte auch noch einen zweiten 
Weg wählen, nämlich bei dem Grundbuchrichter anregen, im 
Wege des Grundbuchbereinigungsverfahrens ſelbſt zunächſt 
Klarheit in die Rechtsverhältniſſe zu bringen, um erſt dann 
Plan bzw. Vergleichsvorſchlag und Grundbucherſuchen abgehen 
zu laſſen. Aber dieſes Verfahren iſt umſtändlich und erfordert 
viel Zeit (ſ. hierzu Maſchner: AME. Heft 223 S. 69 zu II: 
und III). Der Grundbuchrichter iſt mehr als der Entſchul⸗ 
dungsrichter an die Einhaltung von Formvorſchriften ge⸗ 
bunden; das Verfahren iſt nicht einfacher, ſondern nur um⸗ 
ſtändlicher durchzuführen (Ladungen, Termine, Aufſtellung der 
neuen Rangordnung, ſofortige Beſchwerde). Schließlich haben 
Entſchuldungsſtelle und Entſchuldungsrichter aus der Kennlnis 
der Fälle beſſeren Einblick in die wirtſchaftlichen Intereſſen 
der Beteiligten, ſo daß man die Regelung der Rangverhält⸗ 
niſſe auch aus dieſem Grunde nicht dem Grundbuchrichter 
überlaſſen ſollte. 

Daß der Entſchuldungsrichter rechtlich befugt iſt, die 
Grundbuchbereinigung ſelbſt vorzunehmen, dürfte m. E. nicht 
zweifelhaft ſein. Wäre es anders, ſo würde der Geſetzgeber die 
vorherige Bereinigung der Grundbücher durch das Grundbuch⸗ 
amt als Regel aufgeſtellt haben. Statt deſſen hat er im Art. 31 
der 7. DurchfVO. dem Entſchuldungsrichter weitgehende Voll⸗ 
macht gegeben, durch den Rangordnungsbeſchluß das 
Eutſchuldungsverfahren fo zu geſtalten, wie er es mit Rück⸗ 
ſicht auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe und die Umſtände 
des einzelnen Falles für richtig hält. In dieſer Beziehung 
iſt der Entſchuldungsrichter nur ſeinem Gewiſſen und ſeiner 
8800 Verantwortung unterworfen (KG.: AME. Heft 255 

. 80). 

Welchen Sinn ſollte aber der Rangordnungsbeſchluß über⸗ 
haupt haben, wenn er lediglich einen Berechnungsmodus im 
Entſchuldungsverfahren darſtellte, ohne gleichzeitig auch die 
Grundlage für das Grundbuch zu ſein? Wie könnte der Ent⸗ 
ſchuldungsrichter den Plan bzw. Vergleichsvorſchlag mit der 
auf Bogen V aufgenommenen neuen Rangordnung beſtätigen, 
wenn er ſpäter von ſeinem eigenen Beſchluß abweichen und 
ihn nicht zur Grundlage ſeines im einzelnen ſpezifizierten 
Erſuchens machen wollte? Es gibt eben nur dieſen einen Weg: 
Der Rangordnungsbeſchluß nach Art. 31 der 7. DurchfVDO. iſt 
nicht nur Berechnungsfaktor, ſondern er wirkt für die neuen 
Grundbuchverhältniſſe konſtitutiv (ſ. hierzu auch Schwalbe: 
AME. Heft 222 ©. 73/74 und neuerdings LG. Hildesheim: 
AME. Heft 252 S. 151). 

Allerdings iſt die Frage bislang nur unter dem Geſichts⸗ 
punkte erörtert worden, daß der Betrieb aus mehreren 
Grundſtücken beſteht. Mir iſt nur ein Fall durch Veröffent⸗ 
lichung bekanntgeworden (f. die Eutſch. des Entſchuldungs⸗ 
amtes Dingolfing: AME. Heft 215 S. 80), in dem die Rang⸗ 
ordnung beim Vorliegen von relativen Rangverhältniſſen zur 
Grundlage des Grundbucherſuchens auch in dem Falle erhoben 
iſt, daß nur ein Betriebsgrundſtück vorhanden war. Die Zu⸗ 
läſſigkeit dieſes Verfahrens iſt im Grundgedanken des Art. 31 
der 7. DurchfVO. begründet: Wenn das Geſetz dem Entſchul⸗ 


dungsrichter die Berechtigung gibt, im einzelnen Falle 5 
Rechte zu vereinigen oder zu teilen, auch die Grundſtücke 8 
vereinigen oder aufzuteilen, m. a. W. alles zu tun, was ‚3 
endgültigen Feſtlegung der Rechte auf lange Jahre zweckdie. 
lich erſcheint, ſo muß er auch das Recht beſitzen, die a 
einem Grundſtücke beſtehenden verworrenen Rechtsverhan 
niſſe durch entſprechende Maßnahmen ein für allemal aus pe 
Welt zu Schaffen. Die Berechtigung hierzu kann man berg 
aus dem Schlußſatz des Art. 31 Abſ. 5 herleiten. Denn 940 
dem in den Ab. 1—4 Einzelbeſtimmungen getroffen ſind, 3 
im erſten Satz des Abſ. 5 beſtimmt, daß die Entſcheidung 
durch Zwiſchenbeſchluß zu erfolgen haben; im letzten Satze 5 
dem Entſchuldungsrichter aber noch eine neue materiellrech 
liche Befugnis gegeben: Er „kann gleichzeitig die Teiln — 
oder Vereinigung einzelner Grundſtücke oder Grundſtücz 
teile im Grundbuche anordnen“. Dieſe iſoliert im Art . 
ſtehende Befugnis kann im Vergleich mit den Beſtimmunger 
der Abſ. 1—4 nur dahin ausgelegt werden, daß die Befuge d= 
auch dann vorhanden iſt, wenn es ſich bloß um ein Grun 5 
ſtück eines Betriebes handelt (ſ. hierzu H armen iaſß 
Pägold, „Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung“, 1 
S. 632 Note 94). Zu demſelben Ergebnis kann man a 1 
auch auf indirektem Wege kommen: Liegen z. B. zwei Grun f 
ſtücke vor, die beide mit relativen Rangverhältniſſen belaſtel 
ſind oder auch nur eines von beiden, ſo dürften nach Ma a 
gabe der Abſ. 1—4 wohl keinerlei Bedenken beſtehen, die 75 
laſtung nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten anders zu regen 
Es liegt kein innerer Grund vor, die Befugnis zu verneine. 
wenn von vornherein nur ein Grundſtück gegeben iſt. Wenn 
der Geſetzgeber dem Entſchuldungsrichter ſo weitgehende m 
fugnis beim Vorliegen mehrerer Grundſtücke gibt, wann 
ſollte er eine andere Stellung einnehmen bei den einfa 15 
liegenden Fällen des Vorhandenſeins nur eines Grun, 
ſtückes? Schließlich iſt die Beſeitigung der Unklarheiten ne 
die Herbeiführung klarer Rechtsverhältniſſe ja gerade d 
Grundgedanke des ganzen Art. 31. * 
Iſt das richtig, ſo bleibt aber immer noch die Frage offen, 
wie die relativen Rangverhältniſſe beſeitigt werden h 
Das hängt ganz von den Umſtänden des einzelnen Falles 45 
ein für alle Fälle gültiges Schema dafür aufzuſtellen, iſt be 
der Verſchiedenartigkeit der Fälle unmöglich. ‚rn 
Verhältnismäßig einfach liegt der Fall bei der einfachen 
Vorrangseinräumung und dem Rangvorbehalt. Liegt der 12 
jo, wie ihn v. Rozycki⸗v. Hoewel und v. Arnzwal : 
(ſ. DIZ. 1935, 1487 und DIL. 1936, 944) gewählt habe 
fo liegen m. E. keine Schwierigkeiten vor. Der Fall iſt ® 
gender: 
Hypotheken: A — 80000 . 
B — 20000 RAM 
© — 40000 RM 
D — 4000 AN 
E — 20000 RAM. 


Mündelſicherheitsgrenze: 100000 AM. C hat E ben Vorort 
eingeräumt. Der Entſchuldungsrichter verfährt in dieſem 1 
nicht anders wie der Zwangsverſteigerungsrichter. Er errech e 
unter Austauſch der Rechte des E mit denen des C, we ei 
Rechte bis an die Grenze der Mündelſicherheit reichen, ler 
zeitig darf er die Rechte des D nicht ſchmälern; D hat te 
immer nur 90000 AM vorgehen zu laſſen. Die übrigen Rech 
ſind nicht mündelſicher, alſo 


A — 30000 RM 
B — 20000 AM 
E — 20000 RAM 
C — 20000 ZH 
D — 40000 RM 
Ce — 20000 RM. 


A, B, E und Ci find ganz mündelſicher; münbeffige, N} 
ferner noch der erſtrangige Teil von D in Höhe von 10000. 
dagegen find nicht mündelſicher 30 000 AM von D und 
in Höhe von 20000 AM. 5 ** 

D wird in ſeinem Rechte nicht berührt. Auch bei 1 
übrigen von v. Arnswaldt gebildeten Fällen ergeben 
m. E. keine weſentlichen Schwierigkeiten. 
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5. Viel ſchwieriger ſind die Fälle, bei denen die Rang⸗ 
forhältniſſe entweder durch das AufwG. oder durch Unachtſam⸗ 
Re, oder Unkenntnis der Parteien bei der Eintragung der 
echte unklar und unüberſichtlich geworden ſind, z. B. 
it; a) eine erſtſtellige Vorkriegshypothek des A zu 100000 % 
Grun Februar 1923 mit dem Nennwerte zurückbezahlt und im 
m undbuche gelöſcht. An zweiter Stelle jteht eine Vorkriegs⸗ 
pothet des B zu 60000 , die nicht gelöſcht it. Sie iſt 
1 15000 GM. im Grundbuche in Spalte Veränderungen 
ih ſgewertet. An dritter Stelle ſoll eine wertbeſtändige Hypo⸗ 
Rel des C zu 10000 GM. folgen, die nach der Löſchung des 
diachtes des A im Januar 1924 eingetragen iſt (ſog. gutgläu⸗ 
111 Goldmarkhypothek). Die Hypothek des A iſt wieder auf⸗ 
ne ertet und mit dem Aufwertungsbetrage von 24900 GM. 
U eingetragen. 
Mn (25000 GM. abzüglich des zurückbezahlten, in Goldmark 
kei ehneten Markbetrages.) Hier ergeben ſich Rangſchwierig⸗ 
9 en, die in der Zwangsverſteigerung, wenn überhaupt, nur 
% r ſchwer zu löſen find. (Siehe hierzu die Kommentare zum 
19206 und die dort gebildeten Beiſpiele: Nadler, 2. Aufl. 
4 6, S. 39, 55f., 72; Schlegelberger⸗Harmening, 
Yo, 1926, S. 28, 199/200; Quaſſowski, 3. Aufl. 
15 6, S. 93, 241, 250 f.; Lehmann⸗Boeſebeck, 1925, 
8 $6 Anm. 3, 5, 7, zu § 20 Anm. 3—6; Mügel, 1925, 
88224, 302 f.; derſ., „Komm. z. DVD. “ 1926, ©. 227231, 
886 f., 252, 290-291; Reinhard, „Einfluß der neuen 
woſezgebung auf die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwal⸗ 
ung“, 1926, S. 42 f., 124 f., 147 f.) 
„„Denn die Hypothek des B geht C vor, weil fie bei Be⸗ 
Yen dung des Rechtes des C noch im Grundbuche ftand; fie 
. aber dem Aufwertungsbetrage des A im Range nach, 
aft Beſtimmung des Aufiv®. 
8 A rangiert vor B, andererſeits aber nach C, denn C kann 
der auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs gegenüber 
r gelöſchten Hypothek des A berufen. 
Hei wiederum geht dem A vor, rangiert aber nach B. 
eines der Rechte darf in der Zwangsverſteigerung in das 
deuingſte Gebot aufgenommen werden, da, wenn irgendeiner 
er drei Gläubiger die Zwangsverſteigerung betreibt, die 
Wache 5 Aufnahme in das geringſte Gebot nicht zu dulden 
en! 


fügt Wie ſoll nun in dem Entſchuldungsverfahren ohne Rück⸗ 
ut auf die Löſung des Problems im etwaigen Zwangs⸗ 
vodſteigerungsverfahren dieſes relative Rangverhältnis in Ord⸗ 
daß gebracht werden? M. E. muß man davon ausgehen, 
die drei Rechte die durch das AufwGh. hervorgerufene 
angverſchiebung gemeinſam zu tragen haben; hier liegt, 
dor es ſo auszudrücken, eine Gläubiger⸗Intereſſengemeinſchaft 
Fer die es berechtigt erſcheinen läßt, das jedem in der Zwangs⸗ 
broſteigerung durch die unbeſtimmte Höhe des Meiſtgebotes 
6 hende Riſiko des Ausfalles gleichmäßig zu verteilen. Es iſt 
as beſſer für den einzelnen Gläubiger, etwas zu verlieren, 
ul der Zwangsverſteigerung ganz auszufallen! Der Ent⸗ 
An dungsrichter kann alſo ſo verfahren, daß er alle Rechte 
115 miert und ſie nach Maßgabe der Höhe der Einzelbeträge 
zentual teils in die Mündelſicherheitsgrenze einrangiert, 
ER Teil außerhalb der Mündelſicherheitsgrenze bringt. Liegt 
nach durchgeführter Aufwertung der Fall ſo: 
2 = 12000 925 nach obigen Ausführungen alle mit 


B iti 
6000 GM. gegenſeitigem Vor⸗ und Nachrange 


C= 3000 GM. 


15 beträgt die Mündelſicherheitsgrenze 14000 GM., ſo wären 
mot A, B, C = 8006, 4000, 2000 Gm, zu 14000 cam, 
au, elficer die Reſtbeträge von 4000, 2000, 1000 GM., 
vert 7000 GM., nicht mündelſicher. So würde man dieſen 
mäß achten Fall in obigem Sinne löſen können und zweck⸗ 
m 018 alsdann die ſowohl innerhalb als auch außerhalb der 
Randelſicherheitsgrenze ſtehenden Rechte jeweils in. gleichen 
ten 49 bringen. Soweit wenigſtens das Entſchuldungsverfah⸗ 
un 15 Betracht kommt, könnte der Entſchuldungsrichter dieſe 


glücklichen Rangverhältniſſe mit Hilfe des Art. 31 der 


7. Durchf VO. endgültig beſeitigen, und er muß ſie beſeitigen, 
ohne die Löſung dem etwaigen Zwangsverſteigerungsverfahren 
zu überlaſſen. 

Nicht anders würde die Löſung ſein, wenn der Fall da⸗ 
durch kompliziert wird, daß die dem Eigentümer auf Grund 
des AufwGG. zuſtehenden Eigentümerrangvorbehalte 
ausgenutzt find, die zioar eine neue Nummer haben, aber 
zwiſchen den Einzelrechten rangieren, und in welche die gut⸗ 
gläubigen Goldmarkhypotheken eingerückt ſind. An der Tat⸗ 
ſache, daß ſonſt der Fall nicht gelöſt werden kann und anderer⸗ 
ſeits ſowohl das gemeinſame Gläubigerintereſſe als auch das 
Intereſſe des Staates eine praktiſche Löſung dringend er⸗ 
heiſcht, iſt nicht vorbeizukommen. 

b) Man nehme einen anderen Fall aus der Praxis: Die 
Eigentümerin A hat ihre Stätte an X, ihren Sohn, abgetreten. 
Bei der Übergabe hat ſie ſich durch Eintragung eines Alten⸗ 
teils geſichert. X muß Abfindungen ausbezahlen und nimmt 
öffentliche Kaſſen in Anſpruch. Die Altenteilerin läßt für ſich 
noch ein Darlehn (Reſtkaufgeld) zu ihrer Sicherung eintragen. 
Die Parteien achten aber nicht auf das Datum der Begrün⸗ 
dung ihrer Rechte, und ſo entſteht folgendes Bild: 


Abt. II Altenteil der 4 Abt. III 
eingetragen am Nr. 1 Kaſſe B 
31. Okt. 1928 Nr. 2 Kalte B 
Nr. 3 Kaſſe C 
Nr. 4 Darlehn oder Reſtkaufgeld 
der A 


Die Rechte in Abt. III ſind gleichfalls ſämtlich am 31. Okt. 
1928 eingetragen. Auch hier beſteht relatives Rangverhältnis. 
Abt. II hat mit Abt. III gleichen Rang. Das Recht der Alten⸗ 
teilerin ſteht ſowohl mit den Rechten des B und C als auch 
mit ihrem eigenen Rechte Abt. III Nr. 4 im gleichen Rang. 
Innerhalb der Abt. III iſt aber die Reihenfolge maßgebend, 
da gleicher Rang innerhalb Abt. III nicht vereinbart iſt, Nr. 4 
rangiert alſo hinter 1, 2, 3. 

Hier wird man ſich unter Berückſichtigung der wirtſchaft⸗ 
lichen Zweckmäßigkeit die Frage vorlegen müſſen, ob man das 
Recht der Altenteilerin Abt. III Nr. 4 nicht den Rechten 1—3 
im Range nachſetzen muß. Sicher iſt anzunehmen, daß die 
Altenteilerin bzw. ihr Sohn das Kaſſengeld nicht erhalten 
hätte, wenn die A innerhalb der Abt. III gleichen Rang mit 
den Darlehen der Kaſſen gefordert hätte. Die Kaſſen haben 
wohl mit Rückſicht auf das Alter der Altenteilerin den gleichen 
Rang mit Abt. II in Kauf genommen, aber nicht den gleichen 
Rang mit Abt. III Nr. 4. 

Ein praktiſches Beiſpiel: 

Beträgt der Kapitalwert des Altenteils 6000 AM und 
der Betrag der Rechte Abt. III 


Nr. 1 6000 GM. 

Nr. 2 4000 GM. 

Nr. 3 2000 GM. 
zuſ. 12000 GM. 

und das Recht Nr. 4 1000 GM. 


die Mündelſicherheitsgrenze 12000 GM., ſo könnten die Rechte 
Abt. II und Abt. III Nr. 1, 2, 3 im gleichen Range miteinander 
in die Mündelſicherheitsgrenze gebracht werden, und zwar mit 
2 ihrer Beträge; der Altenteil wäre dann jo neu feſtzuſetzen 
(Art. 21 der 3., 46 der 6., 42 der 7. Durchf VO. zum Schuld⸗ 
ReglG.), daß der Kapitalwert mit 4000 RM ausläuft. Das 
Recht Nr. 4 wäre nicht mehr mündelſicher. 2 

Gegen dieſes Verfahren kann aber der Gläubiger Abt. I 
Nr. 1 m. E. mit Recht den Einwand erheben, daß er — den 
Rechten Abt. III 2—4 vorgehend — auf alle Fälle Anſpruch 
auf Einreihung in die Mündelſicherheitsgrenze in vollem 
Umfange habe. Im gewählten Falle macht die Summe der 
Rechte Abt. II und Abt. III Nr. 1 die Mündelſicherheits⸗ 
grenze aus. Man kann alſo auf der einen. Seite das Recht 
Abt. III Nr. 1 (6000 GM.) voll in die Mündelſicherheits⸗ 
grenze bringen, muß dann aber unter angemeſſener Kürzung 
des Rechtes Abt. II dieſem Recht gleichen Rang mit Abt. III 
Nr. 2 3 gewähren. So würde man unter Ausnutzung des 
durch die Neufeſtſetzung des Altenteils frei werdenden Be⸗ 
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trages gleichrangige zweit⸗ bzw. drittſtellige Rechte innerhalb 
und außerhalb der Mündelſicherheitsgrenze erhalten. Das 
Recht Abt. III Nr. 4 fällt nicht mehr in die Mündelſicher⸗ 
heitsgrenze. 
Es entſteht dann folgendes Bild: 
an erſter Rangſtelle: 
Abt. III Nr. 1 zu 6000 GM. 
an zweiter Rangſtelle, gleichrangig unter ſich, bisher: 
Abt. II 4000 ZA (nach Neufeſtſetzung !) 


Abt. III 
2 4000 GM. 


Abt. III 
988 } 2000 GM. 


zuſ. 10000 GM.; 


nach der Einreihung in die Mündelſicherheitsgrenze (Verhält⸗ 
nis 10:6): 
Abt. II 
Abt. III 
W. 2 


2400 AM 

2 400 GM. 

Abt. III 
23 


9 1200 GM. 


zuſ. 6000 GM. bzw. AH. 
Nicht mündelſicher an 
dritter Rangſtelle, gleichrangig unter ſich: 


Abt. II (Reſt) 1600 AA 
Abt. III Nr. 2 (Reſt) 1600 GM. 
Abt. III Nr. 3 (Reſt) 800 GM. 


zuſ. 4000 GM. bzw. AM 


an vierter Rangſtelle: 
Abt. III Nr. 4 zu 


1000 GM. 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenschrift 


Die Geſamtſumme der Neubelaſtung: 6000 + 6000 GM: 
(mündelficher) -+ 4000 + 1000 GM. (nicht mündelſicher 
2000 RM find durch die Neufeſtſetzung des Altenteils weg 
gefallen. — 
Es könnte aber auch auf Grund des Art. 31° ber 
7. DurchfVO. eine Teilung des Grundſtücks in Wohn, 
haus und Ländereien angeordnet werden. Der Altenteil wär 
auf das Wohnhaus zu bringen. Wie dann die Hypotheken 115 
einzelnen nach Maßgabe des Art. 31 Abſ. 1—4 auf das Wohn 
haus und die Ländereien verteilt werden, bleibt zweckmäßig 
der Entſcheidung im Einzelfalle überlaſſen. 


Rangordnungsbeſchluſſes nicht nur zweckmäßig, ſondern 15 
erforderlich. Denn der Rangordnungsbeſchluß im Entſchu 


Löſung aufbringen und, wie ſchon Reinhard für den O7 
10 Zwangsverſteigerung ſagte, den gordiſchen Knoten durch 
auen. 


Partei, Recht und politik 


Wenn Reichsminiſter Dr. Frank, der Führer der deut⸗ 
ſchen Rechtswahrer, auf politiſchen Großkundgebungen überall 
im Reich zu den Volksgenoſſen ſpricht, ſo liegt darin eine tiefe 
Symbolik für den Wandel der Rechtsauffaſſung unſerer Zeit 
überhaupt. Der Rechtswahrer iſt nicht mehr nur ein Fach⸗ 
ſpezialiſt, nämlich Spezialiſt der juriſtiſchen Form und damit 
Geſetzestechniker, ſondern er lebt im Volk, deſſen Intereſſen, 
Nöte, Kämpfe und Erfolge auch dann unmittelbar die ſeinigen 
ſind, wenn ſie über den Rahmen des Fachlichen weit hinaus⸗ 
reichen, etwa auf das Gebiet der geſamten Innenpolitik oder 
das der Außenpolitik. Der Rechtswahrer iſt entſprechend der 
nationalſozialiſtiſchen Lehre ſeinem Volke nah, weil und 
ſoweit er Politiker iſt. Dies iſt die Krönung ſeiner Aufgabe, 
die der Nationalſozialismus ſo formuliert: „Dienſt am Recht 
iſt Dienſt am Volk. Recht iſt, was dem Volke nützt.“ 

Es wäre vielleicht eine dankbare Aufgabe der beſonderen 
wiſſenſchaftlichen Unterſuchung einer ſpäteren Zeit, zu ver⸗ 
folgen, wie das Werden unſeres nationalſozialiſtiſchen Rechts 
auf das engſte verknüpft iſt mit dem Aufbau des Reiches 
ſelbſt. Eine herrliche Aufgabe, feſtzuſtellen, wie die Funda⸗ 
mente des Reiches aus der nationalſozialiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung heraus gelegt wurden, wie die klaren und ſo ein⸗ 
fachen Erkenntuiſſe des Führers ſchon in den kleinſten An⸗ 
fängen der Bewegung eine neue Zeit für Deutſchland und 
auch eine neue Zeitgeſchichte überhaupt beſtimmt haben. Auch 
der Bearbeiter eines ſolchen Themas wird in dem künftigen 
neuen Zeitgeiſt als Politiker ſtehen oder ſeiner Aufgabe nicht 
gewachſen ſein. Ihm werden die politiſchen Großkundgebungen 
unſerer Kampfzeit — in der wir Gegenwärtigen noch den 
Aufbau des Dritten Reiches erleben dürfen und unſeren höch⸗ 
ſten Stolz darin ſehen, an welchem Platz wir auch immer 


Aus der Deutſchen Kechtsfront 


ſtehen mögen, das Unſere zum Werk beizutragen — ma, 
ſteine ſein. Eine ſpätere Generation wird es einmal für ſel — 
verſtändlich anſehen, daß die Rechtswahrer und ihre Führus 
mitten in dieſem Kampf ſtanden und daß der erſte Rel 

rechtsführer des Dritten Reiches in politiſchen Großkun 
gebungen ein ſtarkes Echo im deutſchen Volk gefunden W 
Darin liegt auch der entſcheidende Unterſchied zwiſchen Ge⸗ 
Juriſten, mag er ſelbſt ein Mann aufrichtiger deutſcher eule 
ſinnung geweſen fein, und dem Rechtswahrer, der ſich he 
zum politiſchen Kampftyp entwickelt und damit einer welch 


bei den Großkundgebungen der Partei, auf welchen Reich 


leiter Reichsminiſter Dr. Frank Hauptredner iſt. e 
dem 25. und 28. Juni ſprach Dr. Frank in Würde 


Stettin und Stuttgart in drei Großkundgebungen der FÜ 


und in Heringsdorf vor den pommerſchen Erziehern 2 
dieſen wenigen Tagen ſtand er vor aber Tauſenden von? x. 0 


genoſſen. Allein in Stuttgart hörten ihn mehr als 1 chen 
Menſchen in der Großkundgebung des Württembergiſch 
Gautages. 32 

Dieſe Tatſache iſt ein entſcheidender Beweis dafür, n 
der Führer der nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung den 
wichtiger politiſcher Faktor iſt und daß der Rechtswahrer 
Weg zum Volk deshalb gefunden hat, weil er als Politite vie 
Volk ſteht. Es läßt ſich daher nicht mehr unterſcheiden (auf 
der Verlauf der politiſchen Kundgebungen gezeigt hat, n 
denen der Reichsrechtsführer ſprach), inwieweit ſeine das 
legungen „rechtlicher“ oder „politiſcher“ Art find. Denn 
Recht umfaßt den geſamten Lebensbereich der Nation. 

Einige wenige Beiſpiele ſeien hier angeführt: rau 

Reichsminiſter Dr. Frank wies in Würzburg ba mi 
hin, daß wir eine Volksgemeinſchaft geworden ſind, die . 
das engſte miteinander verbunden iſt: „Wenn wir im 
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wieder in die Volksverſammlungen kommen und dort ſpüren, 
aa ſehr heute das deutſche Volk in ſeinem Fühlen, Hoffen. 
bn Glauben aufs tiefſte mit dem Werk des Führers ver⸗ 
unden iſt, ſo iſt das ein Erlebnis, das in ſeinen Voraus⸗ 
ezungen, in ſeinem Inhalt und auch in ſeinen Wirkungen in 
> übrigen Welt leider noch nicht verſtanden wird.“ Ein 
olches Wort ſpricht der Politiker ebenſo wie der Reichsrechts⸗ 
e rer als Rechtswahrer es ſagen kann. Wenn er ſich anderer⸗ 
m über die Rechtserneuerungsarbeit im Dritten Reich 
ußert und darlegt, daß es allein die Subſtanzwerte des 
intſchen Volkes geweſen ſeien, die Ausgangspunkt und Leit⸗ 
ie für dieſe Arbeit waren, jo iſt die Darlegung der natio⸗ 
hofſozialiſtichen Raſſen⸗ und Blutſchutzgeſetzgebung, des Erb⸗ 
95 rechts und der Geſetze zum Schutze der nationalen Arbeit 
Geh ein politiſches Bekenntnis. Es handelt ſich hier um die 
un ndfäge der NSDAP., und „an ihnen wird nicht gerüttelt, 
110 das Programm der Partei wird nicht verhandelt, über 
prsere Ideen ſchließen wir mit niemandem in der Welt Kom⸗ 
Fel“ Bei einer anderen Gelegenheit wählt Dr. Frank 
n dieſem Zuſammenhang dafür folgendes Beiſpiel: „Wenn 
Sen ſagt, warum wir nicht dieſes oder jenes Geſetz, insbeſon⸗ 
dare die Raſſengeſetze ändern, dann konnen wir nur erwidern, 
fuß wir in dieſen Raſſegeſetzen des Dritten Reiches das revo⸗ 
utionärſte Element unſeres Kampfes überhaupt ſehen, und 
wir damit auch der Welt Vorbild ſein werden.“ 
di Wenn die Einigkeit aller deutſchen Stämme eine unab⸗ 
au,dbare Forderung der Partei von jeher war, ſo kann gerade 
feu der Reichsrechtsführer den Satz ausſprechen: „Wo man 
under von der Mainlinie ſprach, da iſt heute die Mainbrücke, 
10 0 die ſich die deutſchen Stämme zu einer machtvollen Ein⸗ 
geit zuſammenfinden.“ Dieſe Feſtſtellung trifft auch auf die 
ben eitlichkeit der Rechtswahrer zu, die aus unzähligen Grup⸗ 

n und Verbänden kommend in einer einzigen Front der 
Diener am Recht ihre ganze Arbeit in den Dienſt der Volks- 
Emeinſchaft in allen Gauen des Reiches und auf beiden 
Seiten der Mainbrücke geſtellt haben. 
ſei Das Recht durchdringt alle politiſchen Bereiche vermöge 
Ir grundſätzlich geſtaltenden Struktur. Die einzelnen Be⸗ 
eiche des politischen Geſtaltungswillens laſſen ſich im Rah⸗ 
Fe einer echten Volksführung nicht trennen, noch weniger 
0 er läßt ſich das geſtaltende Moment des Rechts aus ihnen 
10 Gefahr eliminieren. Denn ſelbſt jeder politiſche Eni- 
eine der nationalſozialiſtiſchen Volksführung ſtützt ſich auf 
99 beſtimmte Rechtsauffaſſung. So hat der allererſte Satz, 
er Reichsminiſter Dr. Frank auf dem Generalappell der 
Sümerſchen Erzieher in Heringsdorf ausſprach, einen tiefen 
5 n: „Für uns Nationalſozialiſten war es ſeit alters her 
uch geworden, daß wir neben die großen Gemeinſchafts⸗ 
Kundgebungen der Geſamtbewegung in ſteigendem Maße auch 
einndgebungen fachlicher Art in das Programm der Bewegung 
allnlihten. Dies allein zeigt ſchon, daß die Idee des Führers 
schen ahlich immer intenſiver aus dem Bereich des rein politi⸗ 
Lebe immer mehr in die Geſamtbereiche unſeres nationalen 
ens ſich einzuwurzeln beginnt.“ 

„Dieſe Idee des Führers verlangt aber“ — ſo führte 
Hitl rank aus vor den 120000, die ihn auf der Adol⸗ 
lengberKampfbahn in Stuttgart hörten — „eine einzige Wil⸗ 
In bildung, nämlich die des Führers und ſeiner Bewegung. 
al, Deutſchland muß ſich im Intereſſe des Ganzen alles dieſer 
ſtantischen Geſchloſſenheit beugen, oder es wird der Wider⸗ 
a. gebrochen werden.” 
in Geſichtspunkt, der in der Außenpolitik ebenſo wie in 
orſchung und Praxis des internationalen Rechts zwei 
act Fronten erkennen läßt und ben Miniſter Frank hier 
M. anſchneidet, ift die „Staatlichkeit“ des Bolſchewismus: 


er 
u 
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Kenn kann uns mit der ſogenannten Staatlichkeit des Bol⸗ 

hönesmus nicht imponieren. Man kann uns mit noch fo 
klarnen Ratſchlägen aus London, Paris oder Waſhington nicht 
Sachen, daß dieſe Mörder von Moskau nun über Nacht 
eine männer geworden wären. Es ift klar, daß wir niemals 
von Kombination, die uns in eine Linie mit den Mördern 
ten Moskau brächte, eingehen werden. Wir können und dürf⸗ 
der das nicht, denn dieſe Bolſchewiſten ſind ja auch die Mör⸗ 

unſerer eigenen Kameraden. Um ſo weniger könnten wir 


eine Kombination mit Moskau eingehen, als man ja heute 
in der breiten Welt überall das Vorgehen des Bolſchewismus 
ſieht.“ Reichsminiſter Frank erläutert dies am Beiſpiel 
Spanien und erklärt hinſichtlich der Ermordung der Matroſen 
der „Deutſchland“: „Sie fielen im Abwehrkrieg gegen den 
Bolſchewismus für die ganze europäiſche Kultur.“ 

An dieſen Beiſpielen dürfte erſichtlich ſein, daß im Volks⸗ 
ſtaat Adolf Hitlers das Recht denſelben Weg geht wie die 
übrige Politik. Eines der wichtigſten Ziele iſt dabei die 
Volksgemeinſchaft, ein politiſches wie rechtliches Ziel. 

Die innenpolitiſche und rechtliche Einheit hat auf allen 
Gebieten Leiſtungen ermöglicht, die mangels einer Einheitlich⸗ 
keit der Willensbildung und mangels eines großen Führertums 
in den ſogenannten „freien“ Demokratien ganz undenkbar 
wären. Allerdings hat das deutſche Beifpiel durch feine un⸗ 
erhörten Erfolge immer größere Bedeutung auch außerhalb 
des Reichs gefunden, ja, auf manchen Gebieten hat man im 
Ausland Deutſchlaud zum Vorbild genommen. Beſonders tft 
es die deutſche Geſetzgebung, der ſtärkſtes Intereſſe entgegen⸗ 
gebracht wird. Nur dadurch, daß Recht und Politik den⸗ 
ſelben Weg im deutſchen Volksſtaat gehen, ſind die deutſchen 
Leiſtungen der letzten vier Jahre und die Wirkung dieſer 
Leiſtungen nach außen denkbar. Dies iſt die Folge des un⸗ 
beirrbaren Feſthaltens an den nationalſozialiſtiſchen Erkennt⸗ 
niſſen, eine politiſche Haltung, die dem Bedürfnis unſerer 
Zeit entſpricht. Daher geht auch der Rechtswahrer in das 
Volk und in die Verſammlungen. Gerade auch dem Rechts⸗ 
wahrer geht es nicht mehr um Theorien, ſondern um das 
ſchaffende Volk, nicht um die techniſche Form des Rechts 
allein, ſondern um das Gedeihen der ganzen Nation. Der 
Rechtswahrergedanke wird im Volk heimiſch, Volk und Volks⸗ 
recht werden miteinander unauflöslich verbunden, wenn das 
Recht als politiſcher Faktor erkannt und über die politiſche 
Kundgebung Eingang im Volk findet und ſo zum geiſtigen 
Beſitz der Nation wird. 

Dr. Zeller, Berlin. 


Internationaler Sachverſtändigenverband 
unter deutſcher Führung 


NSK. Das ſtarke Intereſſe des Auslandes an der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Geſtaltung des Rechts iſt darauf zurückzuführen, 
daß der Nationalſozialismus die Bedeutung des Rechts für 
das Gedeihen der Nation richtig erkannt, die völkiſche Rechts⸗ 
erneuerung kräftig angepackt und in die richtige Form ge⸗ 
bracht hat. Reichsleiter, Reichsminiſter Dr. Frank kann 
daher bei den verſchiedenen Anläſſen, beſonders bei Groß⸗ 
kundgebungen der Partei, immer wieder feſtſtellen: „Es iſt 
in Deutſchland beſſer geworden!“ Die nationalſozialiſtiſchen 
Grundſätze haben das Reich aufgebaut, weil ſie einfach und 
klar ſind. 

Im Ausland hat darüber hinaus auch der Gedanke des 
Rechtswahrers bereits Anerkennung gefunden, wie das Er⸗ 
gebnis des vor einigen Tagen abgeſchloſſenen 5. Internatio⸗ 
nalen Sachverſtändigenkongreſſes in Paris gezeigt hat. Dort 
hat die deutſche Abordnung einheitlich zum Ausdruck gebracht, 
daß jeder, der dem Recht dient, alſo in dieſem Falle 
auch der Sachverſtändige als Gehilfe des Richters, Rechts⸗ 
wahrer iſt und daher in Deutſchland das Kriterium der Zu⸗ 
gehörigkeit zur Deutſchen Rechtsfront erfüllt. Der ehrliche 
Wunſch der auf dem Kongreß verſammelten Vertreter aller 
Länder nach Gemeinſchaftsarbeit, Weltfrieden und Eintracht 
unter den Völkern fand wohl auch in dem großen Verſtänd⸗ 
nis ſeinen Ausdruck, mit dem ſich die Kongreßteilnehmer der 
grundſätzlichen Auffaſſung der deutſchen Abordnung anſchloſ⸗ 
ſen. So iſt es nicht verwunderlich, daß auf Grund der An⸗ 
nahme der deutſchen Leitſätze ohne jede Diskuſſton der Vor⸗ 
ſitz des Internationalen Sachverſtändigenverbandes für die 
nächſten zwei Jahre dem Leiter der Reichsfachſchaft für 
das Sachverſtändigenweſen in der Deutſchen Rechtsfront, 
Römer, übertragen und als Tagungsort für den näch⸗ 
ſten, den 6. Internationalen Sachverſtändigenkongreß im 
Jahre 1939, Berlin beſtimmt wurde. 
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„Deutſche Rechtskartei“ („Da.“). Die Entſcheidungs⸗ 
ſammlung in Karteiform. Herausgegeben von Dr. W. Vo⸗ 
gels, MinR. im RI M., Mitglied der Akademie für Deut⸗ 
ſches Recht, und Dr. Joſef Bühler, OStA. und Leiter 
des Miniſteramts des Reichsminiſters Dr. Frank, Mitglied 
der Akademie für Deutſches Recht. Verlag Deutſcher Rechts⸗ 
Verlag GmbH. und Verlag für Recht und Verwaltung 
C. A. Weller GmbH., Berlin. Preis monatlich 2,40 AM 
(zwei Lieferungen zu je zwölf Karten). Nachlieferung aller 
bisher erſchienenen etwa 850 Karten mit rund 2500 Ent⸗ 
ſcheidungen einſchließlich Karteikaſten 19,60 AM. 

Grundlage der Beſprechung ſind die in der Zeit vom 
1. April 1937 bis 1. Juni 1937 einſchließlich erſchienenen fünf 
Lieferungen von je zwölf Karten. Die Karten enthalten Aus⸗ 
züge aus Gerichtsentſcheidungen unter Voranſtellung eines 
Leitſatzes, ähnlich, wie es in dem Rechtſprechungsteil der 
„JW.“ üblich iſt. Teilweiſe find Anmerkungen oder Verwei⸗ 
ſungen hinzugefügt. Soweit die Entſcheidungen bereits in 
einzelnen Zeitſchriften veröffentlicht ſind, ſind meiſtens die 
Fundſtellen angegeben. Die in den erwähnten fünf Liefe⸗ 
rungen enthaltenen richterlichen Erkenntniſſe ſind nach fol⸗ 
genden Sachgebieten eingeteilt: BGB., Handelsrecht, Wirt⸗ 
ſchaftsrecht, Arbeitsrecht, Verkehrsrecht, Zivilprozeß, Zwangs⸗ 
vollſtreckung, Strafrecht und ſtrafrechtliche Nebengefetze. Zeit⸗ 
lich find die Entſcheidungen größtenteils innerhalb der letzten 
vier bis ſechs Monate vor Abdruck verkündet worden, teil⸗ 
weiſe auch aus jüngerer Zeit. 

Jede Lieferung enthält auf zwölf Karteikarten etwa 
15—20 Entſcheidungen, unter denen die des RG. in Zivil⸗ 
ſachen überwiegen, während die Rechtſprechung der OLG. und 
LG. bisher nur wenig vertreten iſt. Die Zahl der Eutſchei⸗ 
dungen des RArbcg. und der LALEG. machen etwa 10% aus, 
noch geringer iſt in den vorliegenden Lieferungen das Straf⸗ 
recht vertreten. Hier wäre eine Erweiterung für die Zukunft 
wohl zweckmäßig. 

Im Verhältnis zur Fachzeitſchrift liegt die Beſonderheit 
der DAR. in der Beſchränkung der Zahl der zur Veröffent⸗ 
lichung gebrachten Entſcheidungen. Während die Fachzeit⸗ 
ſchrift im Rechtſprechungsteil eine gewiſſe Vollſtändigkeit er⸗ 
ſtrebt, treffen die Herausgeber der Kartei mit ihren Mit⸗ 
arbeitern eine Auswahl der wichtigſten für die Entwicklung 
der Rechtſprechung bedeutſamen Entſcheidungen, wobei beacht⸗ 
liche Anmerkungen und Verweiſungen der Benutzung ſehr 
dienlich ſind. Durchaus praktiſch iſt auch das Stichwortver⸗ 
zeichnis und das alphabetiſche Sachverzeichnis, das nach der 
Ankündigung vierteljährlich ergänzt wird. D. S. 


Achilles⸗Greiff: Bürgerliches Geſetzbuch nebſt 
Jugendwohlfahrtsgeſetz. Mit Einleitung, Anmer⸗ 
kungen und Sachverzeichnis. 14., völlig neu bearb. Aufl. 
mit Erläuterungen der VO. über das Erbbaurecht und des 
Geſ. über die religiöſe Kindererziehung ſowie von Teilen, 
des Blutſchutzc. und des Ehegeſundheß., herausgegeben 
von Joſef Altſtötter, RGR. in Leipzig, Dr. Jo⸗ 
achim Greiff, LGR. in Görlitz, Dr. Joachim Kiecke⸗ 
buſch, LGdir. in Marburg, Dr. Otto Strecker, Sen⸗ 
Präſ. am RG. i. R. in Leipzig. Berlin und Leipzig 1937. 
Verlag Walter de Gruyter & Co. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 38/39). XXIV u. 1105 S. 
Preis geb. 18 RM. 

Die jetzt vorliegende 14. Auflage des bewährten „Achil⸗ 
les⸗Greiff“ bezeichnet ſich zu Recht als völlig neu 
bearbeitete Auflage. Die Herausgeber haben im Inter⸗ 
eſſe der Handlichkeit und der ebenfalls erreichten Preisherab⸗ 
ſetzung den äußeren Umfang des Erläuterungsbuches erheblich 
verringert, ohne den Grundſatz der Reichhaltigkeit ſeines In⸗ 


haltes irgendwie aufzugeben. Dies erreichten ſie dadurch, Be 
fie für jede Rechtsfrage nur eine maßgebende Entſcheidun 
und nach Möglichkeit aus neueſter Zeit anführen, 5 
durch weitgehende und durchgreifende Anwendung von W 9 
kürzungen. Hierdurch wie durch den verwendeten Druckſa 
es gelungen, eine gewaltige Fülle von Sto 2 
verarbeiten, die ſouſt mehrere Bände erfordert hätte. Aller 
dings dürfte die Möglichkeit, auf dieſe Weiſe Raum zu 
winnen, nunmehr erſchöpft ſein. une 
Den neu gewonnenen Raum haben die Herausgeber 1" 
die zahlreichen ſachlichen Neuerungen, Anderunge. 
und Ergänzungen in hervorragender Weiſe verwandt. en 
allem haben ſie es ſich bei dieſer Neubearbeitung angeleh 
fein laſſen, der nationalſozialiſtiſchen Rechtsauffaſſung 4 h 
da, wo die Vorſchriften des BGB. ihrem Wortlaut nan 
noch unverändert gelten, Rechnung zu tragen, wie es z. er 
die Erläuterungen zu 88 138, 157, 626 und die Vorbei 
kungen zum Schuldrecht und Sachenrecht zeigen. Die zahn. 
reichen neuen Geſetze und Entſcheidungen, die die Anwen 10 
und Auslegung des BGB. beeinfluſſen, find durchweg n 
arbeitet (und zwar bis zum Stande von etwa Anfang pe 
1937). Bereits in der Vorbemerkung zu $ 1 BOB. wird au 
die Bedeutung der Raſſe für privatrechtliche Verhälkn 
näher hingewieſen und vor 88 1303 ff. die einſchlägigen =D. 
des Blutfihus®. und des EhegefundhG. nebſt ihren Ausser 
eingehend erläutert. Auf die weſentlichen Verſchiedenhenen, 
bes Erbhofrechts vom Sachenrecht und Erbrecht des go” 


Gedankengut des Nationalſozialismus.“ Je mehr man 


mit dem ſich ſicher und gut arbeiten läßt, daß aber auch 18 
gleich deutlich werden läßt, wie weitgreifend bereits es 
BGB. in den lebendigen Rechtsneubau des deutſchen Vo 
einbezogen iſt. lens 
Für die praktiſche Benutzung erſcheint es empfehlen 
wert, neben der im Einzelfall geſuchten Einzelbeſtim men 
auch die für den fraglichen Abſchnitt in Betracht komme 
Vorbemerkungen nachzuſchlagen. In dieſen findet der Neuen 
wohlgeordnet eine Fülle bedeutſamer Hinweiſe. Auße der, 
machen ſie in vorbildlicher Klarheit und Kürze ſelbſt endlich 
flochtenſten Aufbau geſetzlicher Beſtimmungen verſtänd nu 
Ju der Vorbemerkung zum Titel „Geſellſchaft“ vermißt vohl 
allerdings einen Hinweis auf Kartell und Kartellrecht, ob! eine 
die Geſellſchaft des BGB. im Kartellrecht bekanntlich nor? 
beſonders wichtige Anwendung findet. Dankbar fei gem 115 
gehoben, daß die Erläuterungen zum zwiſchenſtaatlichen rial 
vatrecht des EGBGB. ein beſonders weitſchichtiges Mat pie 
in klarer Gliederung verarbeiten. Hier werden u. a. aug ehe 
weſentlichen Vorſchriften der Haager Abkommen im ea 
laut mit abgedruckt. Schließlich iſt es ein bekannter Vo das 
des Achilles⸗Greiff, daß in gleicher Weiſe wie 
BGB. das JugWohlfch. erläutert wird. . künden 
Die Benutzer wären ſicher dankbar, wenn die ſich find . 
den ſteuerrechtlichen Hinweiſe bei der nächſten Auflage er 
mehrt werden könnten. Erwünſcht wäre wohl auch eine ieſes 
mehrung der Stichwörter im Sachverzeichnis, damit A 
den reichhaltigen Inhalt des Werkes noch beifer erjehließ" 
RA. Dr. P. Bach, Freiburg (Br.. 
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Cold⸗ und Valutaklauſel in deutſcher und nieder⸗ 
Badischer Gerichtspraxis. Von RA. u. Notar Dr. Sack, 
in, und Aſſeſſor Dr. Joachim J. Meyer⸗Col⸗ 
Vins Berlin. München u. Berlin 1937. C. H. Beck. 

III u. 336 S. Preis geb. 12 RM, broſch. 10 AM. 


auc Das Werk hat ſich die Aufgabe geſtellt, dem Praktiker, 
uch dem ausländiſchen Juriſten, eine Zuſammenfaſſung ſämt⸗ 
fener: einſchlägiger Entſcheidungen deutſcher Gerichte, im we⸗ 
Di ichen feit 1930, zur Gold⸗ und Valutaklauſel vorzulegen. 
ade Urteile ſind (mit Fundſtellen!) abgedruckt und in 
wä pper, aber durchaus treffender Form erläutert. Schon dies 
re als eine wiſſenſchaftliche Tat zu bezeichnen, nachdem 
life manche Urteile und verſchiedene auslandiſche Ver⸗ 
er ntlichungen über die Goldklauſel eine gewiſſe Unſicherheit 
Freugt war, die auch durch das Geſetz v. 26. Juni 1936 über 
zu badwährungsſchuldverſchreibungen nicht mit einem Schlage 
den eſeitigen war. Die Veröffentlichung geht aber weit über 
aus ahmen einer derartigen nützlichen Fallſammlung hin⸗ 
bau Dies gilt ſchon für den währungsgeſchichtlichen Unter⸗ 
aug; Vor allem aber iſt hervorzuheben, daß die Heranziehung 
züsländiſcher Rechtſprechung und Geſetzgebung, wie wohl jede 
ſchtsvergleichende Arbeit, dem Aufbau und der Durchführung 
zunz derkes in hohem Maße zugute gekommen iſt. Dies gilt 
Hefe für den ſich mit dem fonft nur ſchwer zugänglichen 
lerderländiſchen Recht beſchäftigenden II. Teil, bei dem dan⸗ 
werterweiſe alle einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen und 
lundtebegriffe überſetzt und erläutert werden. Dies gilt be⸗ 
Kt ers für den Begriff der „Overmacht“. Bemerkenswert 
bir die ſeerechtlichen Fälle (S. 273 ff.) und die überzeugend 
ſche ende Kritik an der Ablehnung der Anwendung der deut⸗ 
un Deviſengeſetzgebung durch das niederländiſche Gericht im 
tale Osram (©. 282). Neben dem niederländischen Recht 
Uſſtber auch das ſonſtige internationale Recht nicht vernach⸗ 
Ki ligt. Sowohl Entſcheidungen der Haager Cour wie der eng⸗ 
5 en und amerikaniſchen Gerichte ſind berückſichtigt. Beſon⸗ 
Bo Aufmerkſamkeit verdient hier der Fal! Protection of 
m dholders Aktiengeſellſchaft, bei dem das S. 214 wieder⸗ 
Ina bene Berufungsurteil durch das House of Lords als 
ton Konsgericht am 28. Jan. 1937, alſo nach Erſchei⸗ 
fer des Buches, aufgehoben wurde, was bei der entgegen» 
unzenden Entſcheidung in Sachen Zeilt (JW. 1934, 255) völlig 
erwartet war. 
ls An Einzelheiten ſeien noch hervorgehoben die Darſtel⸗ 
bein der Behandlung der Goldmark im Grundbuchrecht unter 
Hi htaderer Berückſichtigung der Bedürfniſſe des Grundbuch⸗ 
lers. wie des Notars (S. 45 ff.) und die Ausführungen 
Per die Auslegung der Begriffe payable und collectible 
Rn USA. aufgelegten Anleihen (S. 172). 
Das l1larbondsgeſe iſt eingehend ewürdigt 
S. 188 ff. geſetz if gehend a 9 
ift „Das S. 133 ff. behandelte Urteil des OLG. Hamburg 
934g wiſchen durch Urteil des RG. v. 15. März 1937. IV 
36 = JW. 1937, 16971 beſtätigt. 

Bu Ausgezeichnete Regiſter erleichtern die Benutzung des 
abt „ das eine hervorragende Leiſtung auf dem Sonder 
iet der internationalen Abwertungsrechtsfragen darſtellt. 

RA. Dr. Domke, Berlin. 


Hur. Georg Krapf: Der Kontokorrentvertrag. 
6 cherode 1936. Verlag Carl Nieft. 249 S. Preis kart. 
M. 


Der Verf. hat ſich die Aufgabe geſtellt, die an den 
aus okorrentvertrag anknüpfenden gewohnheitsrechtlich her⸗ 
Görsgebildeten Rechtssätze auf eine rechtlich einwandfreie 
denndlage zurückzuführen, um dadurch nicht nur zu ciner 
glanatiſchen Vertiefung des Kontokorrentrechts, ſondern zu⸗ 
geht zur Klärung einzelner Zweifelsfragen zu gelangen. Er 
. dabei von der geſchichtlichen Grundlage des Konto⸗ 
aug entes als einer Erſcheinungsform des Depoſitengeſchäftes 
Kor, Hierauf aufbauend begründet er das Weſen des Konto⸗ 

entvertrages als Verrechnungsvertrag, der darauf hin⸗ 


Kont 


zielt, die von dem Kontokorrent vertraglich erfaßten Leiſtun⸗ 
gen und Gegenleiſtungen in Darlehnsforderungen gemäß 
8 607 Abſ. 2 umzuwandeln und als ſolche in das Konto⸗ 
korrent einzuſetzen. Die durch die Umwandlung entſtehenden 
Darlehnsforderungen werden durch die Einſetzung in das 
Kontokorrent zur Verrechnung gebracht. Durch die Ver⸗ 
rechnung entſteht die durch den Kontokorrentvertrag bezweckte 
Vereinfachung, indem an Stelle der Vielzahl der einzelnen 
umgewandelten Forderungen nunmehr nur noch der jeweilige 
Saldo als einzige Endforderung tritt. Die kontokorrentmäßige 
Verrechnung erfolgt demgemäß nach Meinung des Verf. nicht 
periodiſch mit dem Abſchluß des Kontos, fondern mit der 
jeweiligen Inrechnungſtellung eines Kredit⸗ oder Debetpoſtens. 
Sie ſei keine „aufgeſchobene“, ſondern, wie ſchon der Name 
ſage, eine „laufende“ Verrechnung. Von dieſem im einzelnen 
ausführlich begründeten Standpunkt aus nimmt der Verf. 
zu allen im Zuſammenhang mit dem Kontokorrentvertrag 
auftauchenden Fragen Stellung. Der beſondere Wert des 
Buches beſteht weniger in der ausführlichen Heranziehung 
und Behandlung des vorhandenen Schrifttums — hier hätte 
der Verf. mit weniger mehr geben können, da das Buch dann 
leichter lesbar geworden wäre —, ſondern darin, daß der 
Verf. bei allen auftauchenden Rechtsfragen die kaufmänniſche 
Praxis, die einſchlägigen Geſchäftsbedingungen der großen 
Banken, insbeſondere die ſich aus den Regeln über die kauf⸗ 
männiſche Buchführung ergebenden Erkenntnisquellen in aus⸗ 
giebiger Weiſe verwertet hat. Inſofern hat ſich wieder einmal 
die Verknüpfung von Rechtstatſachenforſchung und Betriebs⸗ 
wirtſchaftslehre mit rein juriſtiſcher Betrachtungsweiſe als 
fruchtbar erwieſen. 
RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 


Merkblatt für gewerblichen Rechtsſchutz (Pa⸗ 
tent⸗, Gebrauchsmuſter⸗, Geſchmacksmuſter⸗, Warenzeichen⸗ 
ſchutz). Herausgegeben van der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer Krefeld. Preis 60 Pf. zuzüglich Verſandkoſten. 


Es iſt verdienſtlich, daß eine Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer für die von ihr betreuten Wirtſchaftskreiſe in leicht⸗ 
verſtändlicher Form und klarer Gliederung grundrißartig 
einen Überblick über den gewerblichen Rechtsſchutz des In⸗ und 
Auslandes gibt. Es iſt dabei auf Einzelheiten verzichtet 
worden; der Überblick gibt auch demjenigen, der ſelten ge⸗ 
werbliche Schutzrechte zur Anmeldung gebracht hat, einen 
klaren Einblick in die wirtſchaftliche und rechtliche Bedeutung 
derartiger Anmeldungen. 

Bei dem gewerblichen Rechtsſchutz im Ausland vermißt 
man die Sonderabkommen, die mit einzelnen Staaten ge⸗ 
ſchloſſen worden ſind, die ſelbſt bei der gewählten Kürze an⸗ 
deutungsweiſe hätten gebracht werden müſſen. In dieſem 
Teil wäre auch ein Hinweis auf die entſtehenden Koſten zweck⸗ 
mäßig geweſen. RA. Dr. Riſtow, Berlin. 


Zulaſſungs⸗ und Prüfungsordnung für „Wirt⸗ 
ſchaftstreuhänder NSR B.“. Erläutert von Dr. 
Udo-Horft Bychelberg. Berlin 1937. Deutſcher 
Rechtsverlag. 57 S. Preis broſch. 2,40 AM. 


Die Prüfungsordnung für „Wirtſchaftstreuhänder 
NSRB.“ iſt in doppelter Hinſicht bemerkenswert: einmal 
weil mit ihr der Verſuch gemacht wird, die Verwirklichung 
eines von der Berufsführung geforderten Berufstypus durch 
klare Leiftungsanforderungen zu erreichen (anſtatt ſich immer 
nur mit ideologiſcher Umſchreibung zu begnügen), und zum 
anderen, weil es ſich hierbei zugleich auch um den Verſuch 
handelt, mit einem großen gewagten Schritt berufsſtändiſches 
Gemeinſchaftsrecht zu ſchaffen und durchzuſetzen, das einer 
künftigen ſtaatlichen Regelung den Weg bereiten ſoll. 

In der Präambel der durch den Reichs rechtsführer, 
Reichsminiſter Dr. Hans Frank erlaſſenen Zulaſſungs⸗ und 
Prüfungsordnung heißt es, daß für die deutſchen Wirt⸗ 
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ſchaftstreuhänder zur Erfüllung ihrer beruflichen Aufgaben 
eine ſtrenge perſönliche und fachliche Ausleſe erforderlich ſei. 
Zur Durchführung dieſer Berufsausleſe ſieht die am 1. März 
1937 in Kraft geſetzte Zulaſſungs⸗ und Prüfungsordnung vor, 
daß nur diejenigen Angehörigen des Wirtſchaftstreuhänder⸗ 
berufes zur Führung der berufsſtändiſchen Bezeichnung 
„Wirtſchaftstreuhänder NSRB.“ berechtigt ſind, die ſich der 
dort näher beſtimmten Prüfung erfolgreich unterzogen haben 
oder als Wirtſchaftsprüfer bzw. Beeidigte Bücherreviſoren die 
Gewähr bieten, den an den „Wirtſchaftstreuhänder NSR B.“ 
geſtellten Anforderungen zu entſprechen. Bei den Erwägungen 
über die Schaffung einer ſolchen neuen, klarbeſtimmten Be⸗ 
rufsbezeichnung war maßgeblich, daß die verſchiedenen bisher 
vorhandenen Berufsbezeichnungen innerhalb des Wirtſchafts⸗ 
treuhänderberufs — abgeſehen von den geſetzlich geſchützten — 
erfahrungsgemäß nicht ohne weiteres Gewähr boten für die 
unbedingte Zuverläſſigkeit und das Leiſtungsvermögen ihrer 
Träger, während nunmehr bei allen Berufsangehörigen, die 
als „Wirtſchaftstreuhänder NSRB.“ in Erſcheinung treten, 
ein beſtimmtes Niveau von vornherein erwartet werden darf. 

Die vorliegende Veröffentlichung bringt zu dem Wort⸗ 
laut der Zulaſſungs⸗ und Prüfungsordnung eine Reihe von 
Erläuterungen, in denen berufsrechtliche, berufspolitiſche und 
organiſatoriſche Fragen, die ſich aus der neuen Ausleſeeinrich⸗ 
tung ergeben, geklärt werden. Von beſonderem Intereſſe für 
alle Wirtſchaftstreuhänder dürften die Beſtimmungen bzm. 
Erläuterungen zu den Fragen der Anwartſchaft, Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zulaſſung, Prüfungsverfahren und Prü⸗ 
fungsanforderungen, Gebühren ſein. Ebenſo für alle dem 
NSR B. bereits eingegliederten Wirtſchaftstreuhänder die 
Übergangsbeſtimmungen mit den entſprechenden Erläuterungen. 

Abſchließend ſei erwähnt, daß die Prüfung für alle dem 
NSR B. angeſchloſſenen Wirtſchaftstreuhänder obligatoriſch 
iſt. So heißt es in den Erläuterungen auf S. 47: „es wird 
künftig nicht möglich fein, im NSR B. neben Berufsangehöri- 
gen, die die Prüfung als ‚Wirtſchaftstreuhänder RSR B.“ be⸗ 
ſtanden haben, Mitglieder zu führen, die dieſe Prüfung nicht 
abgelegt haben“. Daraus ergibt ſich ganz von ſelbſt, daß 
jeder Wirtſchaftstreuhänder ſich eingehend mit der Zulaſſungs⸗ 
und Prüfungsordnung befaſſen muß. Vielleicht iſt es nicht 
mehr ein ſo weiter Weg bis zu der erwarteten ſtaatlichen 
Regelung. 

Diplomvolkswirt Hans Leitner, Berlin. 


Dr. Ludwig Lechner, RA. in München, Mitglied der 
Akademie für deutſches Recht: Kraftfahrzeuggeſetz⸗ 
gebung nebſt Reichsſtraßenverkehrsordnung mit kurzen 
Erläuterungen. 4. neubearb. Aufl. München und Berlin 
1937. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. 266 S. und 
22 Tafeln. Preis geb. 4,50 A. 


Das Buch bringt in bekannter, handlicher Taſchenausgabe 
Kraftf. und RStraßVerko., die Ausf Anw., dazu Einf VO., 
Geſetze und DurchfVO. über die Beförderung von Perſonen 
zu Lande, über den Güterfernverkehr, internationales Ab⸗ 
kommen über Kraftfahrzeugverkehr und VO. dazu, Geſetz 
über die Reichsautobahn und vorläufige Betriebs⸗ und Ver⸗ 
kehrsordnung für die Autobahnen, dazu in einem Anhang 
VO. über die Ausbildung von Kraftfahrzeugführern, die An⸗ 
erkennung von Sachverſtändigen, gegen den unbefugten Ge⸗ 
brauch von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern, Richtlinien für 
die Durchführung von Verkehrskontrolle und GebO. für den 
Kraftfahrzeugverkehr und für den Gelegenheitsverkehr. 

Die normalerweiſe für das Gebiet des Verkehrs not⸗ 
wendigen Geſetze und Verordnungen ſind alſo in dieſem ſehr 
handlichen Büchlein vereinigt. 

Daß eine Taſchenausgabe mit kurzen Erläuterungen ſehr 
erwünſcht iſt, kann auch nicht zweifelhaft ſein. l 

Die Anordnung von Geſetz bzw. VerkO., Ausf Anw. und 
Erläuterungen iſt durch verſchiedenartigen Druck ſehr über⸗ 
ſichtlich geſtaltet. Die Erläuterungen geben den heutigen 
Stand der Rechtſprechung im allgemeinen wieder, ſind aber 


von verſchiedenartiger Ausführlichkeit für Vorſchriften il 
deſtens gleicher Bedeutung. So ſind die Ausführungen 
§§ 1, 2, 7, 10 KraftfGG. ſehr ausführlich gehalten, zu 4 
und 17 jedenfalls unzulänglich. Auffallend iſt, daß Si 
KraftfG. trotz des Beſtehens neuerer Urteile hauptfiche. 
ältere zitiert werden, die zum großen Teil aus der Zeit ade 
1930 liegen. Es wäre doch wohl richtiger geweſen, ger fe 
bei einer ſolchen Handausgabe, die natürlich nicht die En 
wicklung einer Rechtſprechung, ſondern nur ihren derzeit 7 
Stand aufzeigen kann, nach Möglichkeit neueſte Entf je 
dungen zu bringen. Gerade für den Begriff „umabmenbbeit 
Ereignis“ (S. 20 Anm. 9) oder Anforderungen an den rule. 
laſtungsbeweis hätte die neuere Rechtſprechung (vgl. Vs 
1936, 571, 575, 583, 592) herangezogen werden müßen 
Bei § 4 wäre ein Hinweis auf die ſtrengen Anfordet 
gen des PrOVG. an die Zuverläſſigkeit des Fahrers gelen 
geweſen (einmalige Trunkenheit ausreichend für 936 
ziehung der Fahrerlaubnis: VAC. 1936, 120 und JW. 195 
1403 58). Der Hinweis in Anm. 2 iſt gerade bei dieſer gag, 
tigen Beſtimmung auch für eine Taſchenausgabe zu bit] 5, 
wenn nicht irreführend. Bei $ 7 wäre bei den recht ausll, 
lichen Hinweiſen ein Zuſatz erwünſcht geweſen, daß alles, id 
nicht aufgeklärt iſt, zu Laſten des Halters als der belwogz 
pflichtigen Partei geht (vgl. meine Überſicht 1936 Nr.“ 
und RG.: DAutogt. 1936, 152). ich 
Bei § 10 durfte ein Hinweis (in Anm. 4) darauf NUN 
fehlen, daß nach Auffaſſung des RG. ein Vermögensſchabe“ 
ſchon vorliegt, wenn die Vermehrung der Bedürfniſſe * 
getreten iſt, nicht erſt wenn ſie befriedigt ſind, un icht 
der Schaden durch den ſpäteren Wegfall der Bedürfniſſe 53 
wieder beſeitigt wird (RG 3. 151, 298 — JW. 1936, 297 Er. 
Auch die Entſcheidung JW. 1936, 16671 hatte einer a 
mähnung bedurft. Bet § 12 vermißt man den Hinweis Tg 
das Urteil RG. 150, 73 = JW. 1936, 13622, bei 
die Erwähnung des Urteils JW. 1936, 240317, daß 
Dei 517 Kraftfch. durfte der Hinweis nicht fehlen g. 
dieſe Vorſchrift die Anwendbarkeit der 88 9 und 254 2 
ausſchließt (JW. 1936, 27928 u. a.). Pr 
Zur RStraßVerkO. überwiegen die Entſcheidungen daß 
1935. Bei $ 25 wäre der Hinweis vonnöten geweſen, n 
entgegen der Auffaſſung des Verfaſſers auch die mein, 
OLG. (nicht nur das RG.) der Auffaſſung find, daß des 
felbftändige Strafrechtsnorm iſt. Ob der Standpunkt ze 
G. zur Frage der ſelbſtändigen Strafbarkeit der Ve un 
gegen die Ausf Anw. zu § 25 RStraßVerkO. dem geil 
am beiten gerecht wird und den Widerſtreit der Auffaſſungei 
klärt“ (Anm. 9), iſt mir doch ſehr zweifelhaft. Das Ur 
OLG. München v. 15. Dez. 1936 DAutog. 1937, . 
ſcheint für das Gegenteil zu ſprechen. Zur Frage, ob be⸗ 
Geradeausfahrende vor dem Abbiegenden Vorfahrtrecht er⸗ 
anſpruchen kann, hätte der Verf. für feine richtige, 60 
neinende Auffaſſung noch Dresden: HöchſtRRſpr. 1936, wire 
und KG.: VAC. 1936, 594 erwähnen können. Bei 8 32 auf 
zur Frage des Vorrechts der Poſtfahrzeuge immerhin jer- 
eine Reihe abweichender Urteile kurz zu verweiſen gebe 
Für den ſtändigen Leſer der IW. hat das Bud) "hr 
den Nachteil, daß die im DAutoR. oder RKraftf. si 
gedruckten Entſcheidungen ausſchließlich nach dieſen ng 
ſchriften angeführt find, nur hilfsweiſe ift auf die JW. — ? 


genommen. Dabei fällt auf, daß im erften Teil vorwie n 
nach dem DAutoR., im zweiten überwiegend nach 
RKraftf. zitiert wird. lb 


Ich halte ſchon den Wechſel der Zitierweiſe innere, 
dieſes Buches nicht für ſehr erwünſcht, glaube aber 1 
daß die Brauchbarkeit des Buches durch eine Zitierung it 
Entſcheidungen aus einer möglichſt weitverbreiteten © 
ſchrift erhöht werden könnte. war 
Zuſammenfaſſend ift zu bemerken, daß das Bud 8 be 
eine ſchnelle Information über die wichtigſten Grund 
ermöglicht, aber über den heutigen Stand der Rechtſpree 
doch nicht ſo zuverläſſig unterrichtet, wie es auch bei 
kleinen Handausgabe möglich und notwendig wäre. 
RA. H. Carl, Düſſeldorf⸗ 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — f Anmerkung.] 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 


Kir NG. — 88 1, 3 unl Gch. Die Werbebehauptung, der 
it ufer der Ware unterjtüge deutſche Arbeiter und Angeitellte, 
deute uläſſig. wenn das werbungstreibende Unternehmen nicht 
un 0 iſt und gleiches von einem großen Teile ſeiner Arbeiter 

Angeſtellten oder hinſichtlich deren prozentualen Beteili⸗ 
a am Geſamtlohn, den das Unternehmen zahlt, der Fall iſt. 
Aa Wettbewerbe iſt der Hinweis auf die deutſche Herkunft der 

re zuläſſig. 


A. Das BG. gibt zu, daß die Werbebehauptung: „Wer 
gan urkvarate kauft, unterſtützt deutſche Arbeiter und An⸗ 
vater‘ dem Wortlaute nach zutreffen möge, da die Kl. 
aden Ausländern auch deutſche Arbeiter und Angeſtellte be⸗ 
Yuan Se. Auf den Wortlaut kommt es aber nach der weiteren 
er führung des BG. ebenſowenig an wie darauf, in welchem 
deutaltnis die Zahl der beſchäftigten Ausländer zu der der 
f ſchen Arbeiter und Angeſtellten ſtehe, wie ſich das Ge⸗ 
15 teinkommen dieſer Gruppen zueinander verhalte und in 
f cher Weiſe ſie beſchäftigt ſeien; dieſe Umſtände ließen eine 
ere Grenzziehung nicht zu. 


daß 1. Die beanſtandete Reklame der Kl. beſage nicht nur, 
Ger es ſich bei ihrer Ware um deutſche Erzeugniſſe handle. 
Untade in der heutigen Zeit, in der jüdiſche und ausländiſche 
und nehmen von breiten Volksſchichten zugunſten der ariſchen 
befl einheimiſchen Geſchäfte gemieden würden und dieſe ſich 
vis eißigten, dieſen ihren Charakter dem Publikum zur Kennt⸗ 
in Ju bringen, müſſe die hier ſtrittige Form der Reklame 
druck en Käuferkreiſen, auf die es ankomme, den Ein⸗ 
neh erwecken, daß es ſich bei der Kl. um ein deutſches Unter⸗ 
b men handle; denn die intereſſierten Käuferkreiſe 
migen das Wort „deutſche“ nicht lediglich auf die Arbeiter 
mac Angeſtellten, ſondern zugleich auf das die Reklame 
bachende Unternehmen ſelbſt. Tatſächlich ſei aber die 
ine nung des Unternehmens als „deutſch“, die den An⸗ 
Wan eines beſonders günſtigen Angebots i. S. des 83 Unl⸗ 
erwecke, unzutreffend. 


4 Die Werbebehauptung erwähne nicht die eigene ge⸗ 
Bert iche Leiſtung der Kl., ſondern mache ſich lediglich das 
ſch reben weiter Kreiſe, nach Möglichkeit die deutſche Wirt⸗ 
durk zu unterſtützen, zunutze, indem fie darauf hinweiſe, daß 
dene den Kauf der Präparate der Kl. deutſchen Volks⸗ 
Offen Arbeit und Brot gegeben werde. Mit einem lauteren 
rbewerb ſei es aber nicht zu vereinbaren. 

Grü Der Rev. iſt darin beizuſtimmen, daß der zweite dieſer 
fen de jedenfalls nicht geeignet ift, die Entſch. zu rechte 
168 gen. Der Senat hat erſt in Rc. 147, 6 — JW 1985, 
wen hervorgehoben, daß es keinen Bedenken unterliege, 
10 er Gewerbetreibende in ſeinen geſchäftlichen Werbe⸗ 
deus gen unter den Vorzügen der eigenen Ware auch die der 
an, den Herkunft betone. Das Anrufen des deutſchen Zu⸗ 
dung engehörigkeitsgefühls im Rahmen geſchäftlicher Wer⸗ 
werd kann keinesfalls ſchlechthin für ſittenwidrig erachtet 
Sr en. Angerufen werden hierbei gerade nur ſittliche und 
ligeng Staudvunkt des deutſchen Nationalbewußtſeins bil⸗ 
fühl swerte Gefühle; und wenn der Kaufmann ſich dieſe Ge⸗ 
nuch zunutze macht, ſo kann ihm daraus kein Vorwurf ge⸗ 
hält werden, ſofern er ſich nur in angemeſſenen Grenzen 
lite Aber auch die Annahme des BG., daß der wettbewerb⸗ 
aus Dinweis auf den Nutzen, der deutſchen Volksgenoſſen 
ſittennem Kauf der angeprieſenen Ware erwächſt, deshalb 
widrig ſei, weil er nicht die eigene gewerbliche Leiſtung 


zum Gegenſtande habe, iſt nicht gerechtfertigt. Hierbei iſt zu⸗ 
nächſt nicht ganz klar, was das BG. unter der eigenen ge⸗ 
werblichen Leiſtung verſteht, ob damit nur die angeprieſene 
Ware als ſolche oder die gewerbliche Betätigung des Unter⸗ 
nehmers gemeint iſt. Im letzten Falle wäre die Annahme 
des BG., daß die Reklame der Kl. mit deren gewerblicher 
Leiſtung nichts zu tun habe, nicht einmal zutreffend; denn es 
gehört zu den gewerblichen Leiſtungen in dieſem Sinne, daß 
der Unternehmer ſeinen Arbeitern und Angeſtellten Löhne 
zahlt, und hierbei kann es von Bedeutung für das kaufende 
Publikum ſein, wem dieſe Löhne zugute kommen. Im erſten 
Falle dagegen würde die Reklame durch das Verlangen, daß 
ſie nur auf die vertriebene Ware Bezug haben müſſe, in ganz 
unberechtigter Weiſe eingeengt werden. Niemand wird es 
3. B., ſofern nicht etwa die Umſtände des einzelnen Falles 
eine andere Beurteilung rechtfertigen, als ſittenwidrig emp⸗ 
finden, wenn ein Unternehmen in ſeinen wettbewerblichen 
Veröffentlichungen ſich rühmt, daß es für ſeine Arbeiter und 
Angeſtellten beſonders vorteilhafte ſoziale Einrichtungen ge⸗ 
troffen habe, obwohl auch dies mit der von dem Unter⸗ 
nehmen vertriebenen Ware nichts zu tun hat. 


Jedoch iſt der erſte Grund des BG. rechtlich nicht zu 
beanſtanden. Es ſtellt tatſächlich feſt, durch die ſtrittige 
Werbebehauptung der Kl. werde in den maßgeblichen Käufer⸗ 
kreiſen der Eindruck erweckt, als ob es ſich bei der Kl. um 
ein deutſches Unternehmen handele. Die Rev. greift 
dieſe Feſtſtellung mit der Abrändung an, daß das Wort 
„deutſch“ hier erſichtlich nur in bezug auf Arbeiter und An⸗ 
geſtellte gebraucht werde. Dies hat das BG. aber auch nicht 
verkannt; es berückſichtigt hierbei lediglich die Unaufmerk⸗ 
ſamkeit und Oberflächlichkeit, mit der der Durchſchnitt der 
Lefer ſolche Werbebehauptungen in ji aufzunehmen pflegt. 
Seine Annahme begründet es gerade damit, daß breite 
Volksſchichten heutzutage jüdiſche und ausländiſche Unter⸗ 
nehmen zugunſten der ariſchen und einheimiſchen Geſchafte 
mieden und daß deshalb dieſe ſich befleißigten, dieſen ihren 
Charakter dem Publikum zur Kenntnis zu bringen; hieraus 
will es offenbar folgern, daß das Durchſchnittspublikum 


bei einer Reklame, in der das Wort „deutſch“ vorkomme, 


in erſter Linie annehme, damit ſolle das Unternehmen 
als ein deutſches angeprieſen werden, und daß es dann, 
wenn nicht ausdrücklich das Gegenteil betont werde, durch 
den genaueren Wortlaut von dieſer Annahme nicht abkomme. 
Eine ſolche Möglichkeit läßt ſich nicht ohne weiteres von der 
Hand weiſen. Geht man aber hiervon aus, dann iſt die 
Werbebehauptung in der Tat unrichtig, da es ſich bei der 
Kl. nicht um ein deutſches Unternehmen handelt. Daraus 
folgt, daß ihr aus den gleichen Gründen, die zum Verbot 
der Werbebehauptung der Kl., ſie ſei ein deutſches Unter⸗ 
nehmen, geführt haben, auch der Hinweis auf ihre deutſchen 
Arbeiter und Angeſtellten zu unterſagen iſt, ſofern ſie wenig⸗ 
ſtens nicht gleichzeitig ausdrücklich hervorhebt, daß jie kein 
deutſches Unternehmen fei. Letzteres kommt für ſie aber 
ſchwerlich in Betracht, da ſie ſich ja gerade bisher — wenn 
auch zu Unrecht — als deutſches Unternehmen bezeichnet hatte. 
Deshalb beſteht auch kein Anlaß zu einer Einſchrankung der 
Entſch. in dieſer Richtung, zumal da die Kl. ſelbſt nicht 
wenigſtens hilfsweiſe eine ſolche Einſchränkung beantragt hat. 


Wenn auch maßgebend für die Entf. nur die ſoeben be⸗ 
handelten Erwägungen ſind, die ſich ſtützen auf die Feſt⸗ 
ſtellung des BGG. über die Auffaſſung der Käufer⸗ 
kreiſe von dem Sinn der beanſtandeten Werbebehaup⸗ 


tung, ſo ſoll doch nicht unerwähnt bleiben, daß auch nach 
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ihrem wirklichen Sinn, d. h. hier dem Sinn bei ver⸗ 
ſtändiger Auslegung nach den Auslegungsgrundſätzen dieſe 
Behauptung nicht als richtig angeſehen werden kann, wobei 
nur die eigenen tatſächlichen Angaben der Kl. zugrunde ge⸗ 
legt werden ſollen. Dieſe hat nämlich vorgetragen, daß von 
ihren 48 Angeſtellten 4 nicht die deutſche Reichsangehörigkeit 
beſäßen, und daß das Einkommen dieſer 4 Ausländer ſich 
auf etwa 12% der Löhne der übrigen Angeſtellten belaufe. 
Früher hatte die Kl. noch drei andere Angeſtellte als Aus⸗ 
länder bezeichnet; dazu hatte ſie ausgeführt, daß ſie dieſe 
Perſonen wegen ihrer beſonderen Vorbildung nicht entbehren 
könne. Allerdings ſind dieſe drei Angeſtellten nach den 
neueren Angaben der Kl. anſcheinend nicht mehr bei ihr 
tätig; dagegen beſchäftigt ſie nach wie vor die oben an erſter 
Stelle genannten 4 Ausländer unter ihren 48 Angeſtellten. 
Iſt hiernach ſchon der Hundertſatz der von ihr beſchäftigten 
Ausländer kein ganz geringer, während nach dem hier be⸗ 
handelten wirklichen Sinn der beanſtandeten Angabe ihre 
Angeſtellten und Arbeiter in ihrer Geſamtheit oder doch nur 
mit ganz verſchwindenden Ausnahmen Deutſche ſind, ſo kommt 
hier noch erſchwerend hinzu, daß die 4 Ausländer von der 
Kl. keineswegs nur vorübergehend beſchäftigt werden, und 
daß auf ſie der nicht unerhebliche Anteil von 12% der Löhne 
der übrigen Angeſtellten, alſo der Deutſchen, entfällt. 

Da die beanſtandete Werbebehauptung geeignet iſt, den 
Anſchein eines beſonderen günſtigen Angebots hervorzurufen, 
ſind hiermit alle Vorausſetzungen für die Anwendung des 
8 3 UnlWG. erfüllt. 

(R G., II. ZivSen., U. v. 23. April 1937, II 187/36.) 
* 


2. RG. — 88 3, 13 Unl WG. Ein Unternehmen (Gmbß .), 
deſſen ſämtliche Geſchäftsanteile ſich in ausländiſchem Beſitz be⸗ 
finden und deſſen zwar deutſcher Leiter an die Weiſungen der 
ausländiſchen Geſchäftsanteilsinhaber gebunden iſt, iſt nur als 
deutſches Unternehmen getarnt; es verdient nicht die Bezeichnung 
„deutſches Unternehmen“. 

Die Unterſtellung eines Unternehmens unter jüdiſchen Ein⸗ 
fluß kann zur Folge haben, daß die Bezeichnung ſeiner Erzeug⸗ 
niſſe als rein deutſch irreführend iſt. 

Die Parteien befaſſen ſich mit der Herſtellung und dem 
Vertrieb von kosmetiſchen Erzeugniſſen. Sie machen ſich gegen⸗ 
ſeitig den Vorwurf wettbewerbswidrigen Verhaltens und ver⸗ 
folgen mit Klage und Widerklage zahlreiche Anſprüche auf Un⸗ 
terlaſſung und Schadenerſatz. 

Zur Widerklage: Die Bekl. behauptet, von der Kl. 
Dritten gegenüber der Wahrheit zuwider als jüdiſches Unter⸗ 
nehmen bezeichnet worden zu ſein. Die Kl. gibt zu, davon ge⸗ 
ſprochen zu haben, daß der alleinige Inhaber der Geſchäfks⸗ 
anteile und Geſchäftsführer der Bekl., Dr. N., jüdiſcher Abſtam⸗ 
mung ſei, will aber ſolche Außerungen nur dann getan haben, 
wenn ihr mitgeteilt worden ſei, daß die Bekl. ſie als jüdiſches 
Unternehmen hingeſtellt habe. 

Die Bekl. beſtreitet der Kl. das Recht, ſich bei ihrer Wer⸗ 
bung als deutſches Unternehmen zu bezeichnen, da ſich ihr 
Stammkapital ausſchließlich in ausländiſchem Beſitz befinde, die 
Geſchäftsführung in Händen von Ausländern liege und auch 
ein Teil der Angeſtellten Ausländer ſeien. Die Kl. nimmt in 
Anſpruch, ſich als deutſches Unternehmen bezeichnen zu dürfen. 
Wenn ſich auch ihre Geſchäftsanteile im Auslande befänden, ſo 
ſei doch ihre Geſchäftsführerin, Fräulein K., eine Deutſche. Auch 
ihre 48 Köpfe ſtarke Belegſchaft beſtehe bis auf 2 Reiſever⸗ 
treter und 2 Damen aus deutſchen Reichsangehörigen. 

Die Bekl. will feſtgeſtellt haben, daß ſie ihre Erzeugniſſe 
als rein deutſche anpreiſen dürfe. 

Gegen die Entſch. des BG. wendet ſich die Rev. inſofern, 
als es in Übereinſtimmung mit dem LG. der Kl. die Behaup⸗ 
tung unterſagt, daß die Bekl. ein jüdiſches Unternehmen ſei. 
Sie macht geltend, daß ein wahrheitsgemäßer Hinweis auf den 
jüdiſchen Charakter eines fremden Unternehmens ebenſo zuläſ⸗ 
fig fein müſſe, wie die von der Rſpr., insbeſ. auch des erk. 
Sen., für ſtatthaft erachtete Hervorhebung der Ausländereigen⸗ 
ſchaft eines Mitbewerbers, und bittet um Nachprüfung der 
nach ihrer Meinung einen entgegengeſetzten Standpunkt ber- 
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11 
tretenden Entſch. (RG. 150, 298, 307 = ZW. 1936, 1366. 
m. Anm.). Dort war ausgeführt worden, daß es im allge. 
nen nicht zuläſſig fei, zur Förderung des eigenen Geſchäfts a. 
Verhältniſſe oder Eigenſchaften eines Mitbewerbers hinzu n 
ſen, die mit dem Gegenſtande des Wettbewerbs nichts zu fi 
haben, aber geeignet find, den Mitbewerber in Mißkredit m 
bringen und in feiner geſchäftlichen Betätigung zu beeinträdh 
gen. Es war als Verſtoß gegen die guten Sitten des 881 
bewerbs i. S. des 8 1 Unl WG. bezeichnet worden, wenn in 
Abwägung der zur Vergleichung ſtehenden beiderſeitigen u 
werblichen Leiſtungen ein Umſtand einbezogen wird, der * 
der Bewertung dieſer Leiſtungen auf dem in Frage ſtehene 
Gebiet nichts zu tun hat, ſondern nur zu dem Zwecke erwäh 
wird, um zur Förderung des eigenen Wettbewerbs gegen 
Mitbewerber Stimmung zu machen. Als Fall einer fo 
wettbewerbsfremden perſönlichen Werbung, die auch dann An 
zuläffig bleibt, wenn die über den Mitbewerber gemachten en 
gaben wahr ſind, war auch der Hinweis auf den jüdisch 
Charakter eines Unternehmens angeſehen worden, biete 
dazu dienen foll, den eigenen Wettbewerb auf Koſten des 7, 
gegriffenen Mitbewerbers zu fördern. Dabei war hervorgehen 
ben worden, daß ſich der Wettbewerber nicht darauf bern “ 
könne, mit ſeinem Vorgehen nationalſozialiſtiſcher Weltanſcha 
ung und der von ihr erſtrebten Bewahrung der Volkswirtſchal 
vor jüdiſchem Einfluß zu dienen, daß es vielmehr Sache ": 
Staatsregierung und der Partei fei, zu beſtimmen, inwiewen 
es hierzu einer Fernhaltung oder Verdrängung jüdiſcher 1. 
ternehmungen vom Wirtſchaftsmarkte bedürfe, und der = 
bewerber ſich genügen laſſen müſſe, dieſe gegebenenfalls an 
den Sachverhalt zu unterrichten. Es war weiter darauf nch 
gewieſen worden, daß es die maßgebenden Stellen auch M 
an Hinweiſen darauf haben fehlen laſſen, daß der Umfang tr 
für erforderlich erachteten Beſchränkung öffentlicher oder . 
ſchaftlicher Betätigung von Nichtariern durch die von 5 
inſoweit getroffenen Maßnahmen umgrenzt und deren Erw. 
terung durch private Hand unſtatthaft ſei. Von dieſen Gr 
ſätzen abzugehen, bietet der zur Entſch. ſtehende Fall ba 
Anlaß, Die Kl bedient ſich mit dem Hinweis auf den jüdiſch eg 
Charakter der Bekl. auf jeden Fall eines Werbemittels, das 5 
aus den in der angeführten Entſch. des Senats angegeben 3 
Gründen mit den guten Sitten des Wettbewerbs nicht vene 
Dabei braucht nicht entſchieden zu werden, ob die Hervorhebun 
der Ausländereigenſchaft eines Mitbewerbers wettbewerbe 
nach den gleichen Geſichtspunkten zu beurteilen iſt, wie frü⸗ 
Hinweis auf ſeine Raſſezugehörigkeit. Wenn der Senat in 985 
heren Entſch (Musk. 1933, 344 NGg. 147, 1 = IB. me. 
1681) den wahrheitsgemäßen Hinweis auf die Auslän 
eigenſchaft eines Mitbewerbers oder auf die Eigenſchaft ei 0 
Ware als ausländiſches Erzeugnis für zuläſſig erklärt haz 
kann hieraus jedenfalls nicht gefolgert werden, daß eine fur 
bung unter Betonung des jüdiſchen Charakters des art 
renten ebenfalls ftatthaft fein müſſe. Die Anſicht des BG. , 
die Kl. mit der Behauptung, Dr. N., der frühere Geſchä er 
führer und alleinige Anteilsinhaber der Bekl., ſei Angehoriin, 
der jüdiſchen Raſſe, dem Sinne nach die Bekl. als jüdiſches Jahr 
ternehmen bezeichnet und damit, gleichviel ob ihre Angabe oft 
geweſen fei, gegen $1 UnlWG. verſtoßen habe, gibt auch zu 
keinen Anlaß zu rechtlichen Bedenken. Es iſt insbeſ. nich uf 
beanſtanden, wenn das BG. der Kl. eine Berufung dane 
verſagt, daß ſie ſich gegen Wettbewerbsangriffe der Bell. 155 
wehren müſſen. Wenn ſie, wie ſie behauptet, auf die Mah 
zugehörigkeit Dr. Nis nur dann hingewieſen hat, wen e 
mitgeteilt wurde, daß die Bekl. fie als jüdiſches Unterneh eher 
bezeichnet habe, jo ift nicht einzuſehen, inwiefern ihr Vorg up- 
hätte geeignet ſein können, die gegen fie aufgeſtellte Behr 
tung zu widerlegen oder weiteren Angriffen dieſer Art (dr 
zubeugen. Mit Recht hat ihr das BG. eine Befugnis zur nz 
wehr durch den Hinweis auf die Raſſezugehörigkeit Dr. ch 
auch um deswillen abgeſprochen, weil ſie bereits ſeit 1930 = 
ein nach der Auffaſſung des BG. in feiner Wirkſamkeit der 
beeinträchtigtes gerichtliches Erkenntnis gegen Angriffe en, 
Bell. durch die Behauptung, fie fei ein jüdiſches Unterneh 
eſchützt war. g 
195 Die Rev. wendet ſich weiter gegen die Anſicht des 900 
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job bie Kl. nicht berechtigt ſei, ſich als deutſches Unternehmen 
hi t deichnen. Sie macht geltend, daß der Kl. das Recht hierzu 
ih ſchon um deswillen abgeſprochen werden könne, weil ſich 
neh anmmkapital in ausländischen Händen befinde, daß viel 
8 r die vom BG. ſelbſt angeführten ſonſtigen Umſtände — 
ter Löſchung der beiden früheren ausländiſchen Geſchäftsfüh⸗ 
die oder Frau L. und des Herrn H., im Handelsregiſter und 
Sr; Jeſtellung des die deutſche Staatsangehörigkeit beſitzenden 
zaulein K. als alleinige Geſchäftsführerin, die Beſchäftigung 
f wiegend deutſcher Arbeiter und Angeſtellter und die Her⸗ 
Kung der Waren faſt nur aus deutſchen Rohſtoffen — ge⸗ 
. müßten, um die Kl. als deutſches Unternehmen zu 
ma ihnen. Der Angriff der Rev. iſt nicht begründet. Es 
aul ſein, daß dafür, ob ein Unternehmen als deutſches an⸗ 
in nen iſt, nicht immer und allein entſcheidend fein kann, 
in Reden Händen ſich das Geſchäftskapital befindet. Wie ſchon 
gehoben 150, 55 = ZW. 1936, 1365 20, 1369 10 u. u hervor⸗ 
en en worden iſt, wird es, zumal bei Aktiengeſellſchaften mit 
ſeibaberaktien, ſelbſt für den Leiter des Unternehmens nicht 
pit und ohne weiteres feſtſtellbar ſein, ob und wieviel Grund⸗ 
übe al Ausländern gehört, und ſelbſt bei ausſchließlich oder 
t rwiegend deutſchem Beſitz des verantwortlichen Kapitals be⸗ 
fon eine Gewähr dafür, daß das Unternehmen, etwa zufolge 
fluß ner Verſchuldung, nicht maßgeblichem, ausländiſchem Ein⸗ 
ani unterliegt. Steht aber, wie hier, feſt, daß ſämtliche Geſchäfts⸗ 
ſie eile einer GmbH. in ausländiſchem Beſitze ſind und wem 
fen gehören, fo kann dieſer Umſtand bei der Beurteilung deſ⸗ 
gän ns es ſich um ein deutſches Unternehmen handelt, nicht 
deren ich außer Betracht bleiben. Ein Unternehmen muß an⸗ 
Ber reits nicht ſchon um deswillen als deutſch angeſehen wer⸗ 
Per weil ſein nach außen verantwortlicher Leiter und ſein 
a ſonal Deutſche ſind oder ſeine Waren in der Hauptſache nur 
för; inländiſchen Rohſtoffen hergeſtellt werden. Denn das 
n Han nicht aus, daß es gleichwohl unter Bedingungen und 
ſtehe Grundſätzen betrieben wird, die deutſchen Belangen fern⸗ 
ni . und eine Bezeichnung des Unternehmens als deutſch 
beiz zulaſſen. Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt aber dem BG. 
ger Pflichten, wenn es die Kl. nicht als deutſches Unternehmen 
in en läßt, weil ſich nicht nur ihre ſämtlichen Geſchäftsanteile 
ſealtwsländiſchem Beſitze befinden, ſondern, wie es weiter feſt⸗ 
der die jetzige Geſchäftsführerin auch als Leiterin der Firma 
Ind: l. in Deutſchland jederzeit an die Weiſungen der aus⸗ 
halt ſchen Inhaber der Geſchäftsanteile gebunden iſt. Das BG. 
tor für erwieſen, daß mit der erſt während des Rechtsſtreits 
rer gten Abberufung der früheren ausländiſchen Geſchäftsfüh⸗ 
* der Beſtellung des Fräulein K. als alleinige Geſchäfts⸗ 
für En nur beabſichtigt worden tft, die Kl. nach außen hin 
die Zukunft als deutſches Unternehmen erſcheinen zu laſ⸗ 

du on es ſich in Wirklichkeit aber um eine Tarnung handele, 
m die an der Wertung der Kl. als ausländiſches Unterneh⸗ 
Fettes geändert werden könne. Die Rev. beanſtandet dieſe 
dale lung inſofern als prozeßordnungswidrig, als das BG. 
daß: das Vorbringen der Kl. unberückſichtigt gelaſſen habe, das 
felſchafing, daß Frau L. und Herr H. bei Gründung der Ge⸗ 
mals ft als Geſchäftsführer beſtellt worden ſeien, weil ſich da⸗ 
haßt noch kein ſonſtiger geeigneter Geſchäftsführer gefunden 
recht und daß ihre Beſtellung auch in der Folgezeit nur auf⸗ 
deren galten worden ſei, weil ſich die demnächſt beſtellten an⸗ 
wied Geſchäftsführer nicht bewährt hätten und nach kurzer Zeit 
berger hätten abberufen werden müſſen. Ihre aus g 286 350. 
geleitete Verfahrensrüge iſt aber nicht begründet. Daß es 
fünf, l. zunächſt nicht darauf ankam, die Leitung ihrer Ge⸗ 
A in deutſche Hände zu legen, ergab ſchon der Inhalt ihrer 
tungeſchrift. Danach waren bei Einreichung der Klage vertre⸗ 
5 berechtigte Geſchäftsführer der Kl. zwei Engländer namens 
ten dem vor dieſen ein Amerikaner T. als Geſchäftsführer 
reitet geweſen war. Die Kl. hat ferner während des Rechts⸗ 
eine s ſtändig betont, daß ſämtliche A.⸗Geſellſchaften wenn nicht 
Trä rechtliche, ſo doch eine wirtſchaftliche Einheit darſtellten und 
* der in ihnen verkörperten Werte die Eheleute L. ſeien, 
daß 90 ſämtliche A.⸗Unternehmungen gehörten. Sie führt aus, 
fordern: die Gründerin aller A.⸗Geſellſchaften, Frau L., für er- 
üfte ich halte, wichtige Poſten dieſer Geſellſchaften wie Ge⸗ 
sführung und Propagandaleitung von ſolchen Perſonen 
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bekleiden zu laſſen, die durch jahrzehntelange Arbeit in den ver⸗ 
ſchiedenen A.⸗Geſellſchaften als zuverläſſig und unbeſtechlich er⸗ 
probt ſind. Die Kl. weiſt weiter darauf hin, daß ſie Glied eines 
Weltunternehmens ſei, daß zwiſchen den Erzeugniſſen der ein⸗ 
zelnen A.⸗Geſellſchaften und der Art ihrer Anwendung nicht 
der geringſte Unterſchied beſtehe, da ſie alle auf den Anwei⸗ 
ſungen der Miß A. (d. i. Frau L.) beruhen, daß auch die Aus⸗ 
ſtattung der einzelnen Erzeugniſſe und das Werbematerial, ab⸗ 
geſehen von ſprachlichen Unterſchieden, überall das gleiche ſei, 
fo daß jede, auch ausländiſche Niederlaſſung einer A.⸗Geſell⸗ 
ſchaft imſtande fei, irgendein in Deutſchland gekauftes A.⸗Er⸗ 
zeugnis gegen ein anderes gleiches umzutauſchen und einen in 
Deutſchland begonnenen Behandlungskurſus fortzuſetzen. Wei⸗ 
ter iſt davon die Rede, daß von der Kl. keine Aſſiſtentin zur 
Anwendung von A.⸗Erzeugniſſen angeſtellt werde, deren Aus⸗ 
bildung nicht von Frau L. perſönlich nachgeprüft worden wäre, 
und daß Erſuchen um perſönliche Raterteilung, wenn nicht von 
dieſer bei perſönlicher Anweſenheit in Berlin, ſo doch nach An⸗ 
frage bei ihr und nur auf Grund ihrer ausdrücklichen Ermäch⸗ 
tigung, jedenfalls aber ſtets unter Innehaltung der einheit⸗ 
lichen, von ihr perſönlich ausgegebenen Richtlinien beantwortet 
würden. Auch aus dem Werbematerial der Kl. geht hervor, 
daß dieſe es für angebracht hält, die Firma ihrer amerika⸗ 
niſchen Schweſtergeſellſchaft an erſter Stelle und erſt danach 
ihre eigene Firma aufzuführen. Es iſt unter dieſen Umſtänden 
rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das BG. für erwieſen an⸗ 
ſieht, daß Fräulein K. an die Weiſungen der ausländiſchen In⸗ 
haber der Geſchäftsanteile gebunden ſei und durch ihre Beſtel⸗ 
lung zur Geſchäftsführerin ſich an deren Einfluß auf die Füh⸗ 
rung der Kl. nichts geändert habe. Hat danach aber das BG. 
mit Recht feſtgeſtellt, daß die ausländiſchen Inhaber der Ge⸗ 
ſchäftsanteile der Kl. maßgebenden Einfluß auch auf deren 
Führung ausüben, ſo iſt die Folgerung begründet, daß die Kl. 
nicht als deutſches Unternehmen anzuſehen iſt und mit der Be⸗ 
hauptung, ein ſolches zu ſein, unrichtige Angaben über geſchäft⸗ 
liche Verhältniſſe macht, die geeignet ſind, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen. Daß ſich das 
deutſche Publikum, an das ſich ihre Behauptung richtet, durch 
den Hinweis auf den deutſchen Charakter der Kl. beſtimmen 
laſſen wird, ihren Erzeugniſſen vor ſonſtigen, ihm als auslän⸗ 
diſch bekannten den Vorzug zu geben, kann bei der heute All⸗ 
gemeingut gewordenen Erkenntnis, daß die Förderung der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft der Volksgeſamtheit dient, nicht bezweifelt wer⸗ 
den. Das Unterlaſſungsbegehren der Bekl. iſt deshalb vom BG. 
mit Recht nach 88 3, 13 UnlWG. für begründet erachtet worden. 

Dem Antrag der Bekl. auf Feſtſtellung deſſen, daß ſie be⸗ 
rechtigt ſei, ihre Erzeugniſſe als rein deutſche anzupreiſen, hat 
das BG. — unter Weglaſſung des Wortes „rein“ — ſtatt⸗ 
gegeben, weil das Verhalten der Kl. im Prozeſſe nicht genüge, 
um die Beſorgnis zu zerſtreuen, daß ſie eines Tages einer 
Werbung der Bekl. mit dem Hinweis auf den deutſchen Ur⸗ 
ſprung ihrer Waren doch mit der Behauptung entgegentreten 
werde, die Erzeugniſſe der Bekl. ſeien nicht rein deutſch. Nach 
der Anſicht des BG. hätte es zur Ausräumung der Wieder⸗ 
holungsgefahr einer eindeutigen Erklärung der Kl. bedurft, daß 
ſie die Erzeugniſſe der Bekl. als rein deutſch anerkenne und ſich 
verpflichte, eine andere Behauptung nicht mehr aufzuſtellen. 
Dieſe im weſeutlichen auf tatrichterlicher Würdigung beruhende 
Auffaſſung mag, ſoweit ſie das Verhalten der Kl. betrifft, recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden fein. Da es ſich nicht darum han⸗ 
delt, der Kl. ein wettbewerbswidriges Verhalten zu unterſagen, 
kommt ihr nicht die Bedeutung zu, daß damit eine nur für 
dieſen Fall weſentliche Wiederholungsgefahr erwieſen wäre, 
ſondern ſie will dem Sinne nach offenbar beſagen, daß das 
BG. nach dem Verhalten der Kl. ein rechtliches Intereſſe der 
Bekl. an der von ihr verlangten Feſtſtellung für gegeben er⸗ 
achtet. Das rechtfertigt aber für ſich allein noch nicht, der Bekl. 
die von ihr begehrte Befugnis zuzuerkennen. Soll dieſe berech⸗ 
tigt fein, ihre Erzeugniſſe als rein deutſche anzupreiſen, fo 
wäre vielmehr Vorausſetzung, daß dieſe Behauptung ſachlich 
zuträfe. Denn die Bekl. könnte nicht beanſpruchen, die Befug⸗ 
nis zur Aufftellung einer Werbebehauptung zugeſprochen zu 
erhalten, wenn ſie damit etwas Unrichtiges behauptete und ſo 
eine Werbung betriebe, die den Vorſchriften des Wettbewerbs., 
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insbeſ. deſſen $S1 oder 3 zuwiderliefe. Das BG. konnte des⸗ 
halb dem Antrag der Bekl. nicht ſtattgeben, wenn es nicht feſt⸗ 
ſtellte, daß dieſe ihre Erzeugniſſe mit Recht als rein deutſche 
anpreiſe. Inſoweit hätte es einer Prüfung deſſen bedurft, ob 
die Behauptung der Kl., daß ſich das Stammkapital der Bekl. 
nicht in deutſchen Händen befinde, von Dr. N. vielmehr nur 
als Treuhänder für Ausländer verwaltet werde, dazu führen 
könne, ihre Erzeugniſſe nicht als deutſche Waren erſcheinen zu 
laſſen. Ebenſo wäre zu erörtern geweſen, ob der Bezeichnung 
ihrer Erzeugniſſe als rein deutſch die Behauptung der Kl. ent⸗ 
gegenſteht, daß ihr früherer Geſchäftsführer Dr. N. jüdiſcher 
Abſtammung ſei. Denn nach heutiger Verkehrsanſchauung 
könnte auch die Unterſtellung eines Unternehmens unter nicht⸗ 
ariſchen Einfluß zur Folge haben, daß eine Bezeichnung ſei⸗ 
ner Erzeugniſſe als rein deutſch als irreführend anzuſehen wäre. 
Die Entſch. des BG. zu dieſem Punkte kann deshalb mit der 
jetzigen Begründung nicht aufrechterhalten werden. Es bedarf 
vielmehr der Prüfung, ob die Erzeugniſſe der Bekl. in Wahr⸗ 
heit die Bezeichnung als rein deutſche verdienen. 
(RG., II. Ziv Sen., U. v. 12. Jan. 1937, II 128/86.) [K. 


* 


3. RG. — 58 1, 14 UnlWG. Die Begriffe „ausländiſch 
und jüdiſch“ können zur Kennzeichnung eines Geſchäftes auch in 
dem Sinne angewendet werden, daß das Unternehmen dem 
maßgebenden Einfluß ausländiſcher und jüdiſcher Perſonen un⸗ 
terliege. — Eine Mitteilung zu Zwecken des Wettbewerbes liegt 
auch vor, wenn es ſich dabei nur um einen Nebenzweck handelt. 
Wenn auch die Heranziehung der perſönlichen Eigenſchaften und 
Verhältniſſe eines Mitbewerbers regelmäßig unzuläſſig iſt, fo 
find doch Ausnahmen denkbar, z. B. zur Abwehr oder beim Be⸗ 
richt an amtlichen Stellen, die Abhilfe ſchaffen können unb ſollen. 

Die Kl. iſt eine ſeit 1927 im Berliner Handelsregiſter 
eingetragene Aktiengeſellſchaft mit einem Grundkapital von 
750 000 2.#. Sie vertreibt Vervielfältigungsapparate, die die 
Firma David G. Limited in London herſtellt, ſowie das dazu 
erforderliche Zubehör, und war nach ihrer Angabe mit ihren 
Waren bei amtlichen und Parteiſtellen gut eingeführt. Die Mit⸗ 
glieder ihres Vorſtands und Aufſichtsrats find ſämtlich, ihre 
Angeſtellten und Arbeiter bis auf wenige Ausnahmen ariſcher 
Abſtammung. Die Bekl. befaßt ſich mit der Herſtellung und 
dem Vertrieb von Bürobedarfsartikeln und ſteht mit der Kl. 
im Wettbewerb. 

Am 29. Dez. 1934 richtete die Bekl. an die Induſtrie⸗ und 
Handelskammer in Braunſchweig ein Schreiben folgenden In⸗ 
halts: 

„Wir gaben Ihnen bereits früher verſchiedentlich Be⸗ 
richte unſeres Vertreters, M. H., Straßburg, durch, der durch 
die Firma G. dort ſehr viel Schwierigkeiten hat. Wir erhiel⸗ 
ten jetzt nochmals einen eingehenden Bericht, die jüdiſchen 
Inhaber betreffend. Ferner wurde uns von verſchiedenen 
Seiten mitgeteilt, daß die ausländiſche Firma G. faſt alle 
Lieferungen an die Parteidienſtſtellen der NS DAP. erhalt. 

Wir geben nachſtehend die Angaben unſeres Vertreters 
nochmals weiter, mit der Bitte, dieſe den entſprechenden Stel⸗ 
len zuzuleiten.“ 

Sie fügte ihrem Schreiben Abſchrift eines Berichts ihres 
franzöſiſchen Vertreters bei, worin dieſer ſeiner Verwunderung 
darüber Ausdruck gab, daß es der Firma G. gelungen ſei, ſich 
in Deutſchland als ariſches Unternehmen auszuweiſen, und 
näher belegte, inwiefern dies nicht richtig ſein könne. 

Der Inhalt dieſes Schreibens der Bekl. ſamt einer aus⸗ 
zugsweiſen Überſetzung des Berichts wurde mittels Rundſchrei⸗ 
bens des Reichsſchatzmeiſters der NSDAP. v. 30. Jan. 1935 
allen Gauſchatzmeiſtern der NSDAP., als vom AMin. für 
Volksaufklärung und Propaganda übermittelt, „zur Kenntnis⸗ 
nahme und evtl. Verwertung“ mitgeteilt. Ein Hinweis auf die 
Mitteilung der Bekl. unter Wiedergabe ihres weſentlichen In⸗ 
halts erſchien auch in der Nr. 17 des „Stürmer“ vom April 
10353 

Die Kl. machte geltend: 

Nachdem die Behauptung der Bekl., fie ſei ein ausländi⸗ 
ſches, jüdiſches Unternehmen, bekannt geworden ſei, habe ſich 


3 
ein großer Teil ihrer Kundſchaft von ihr gurüccgezogen G, 
ſeien ihr Aufträge von Behörden, Parteidienſtſtellen und dun, 


den. Für den ihr hieraus entſtandenen Schaden habe die Bun 
6 Sie, dd 
aufzukommen, zumal da ihre Behauptung unwahr jei. Siet 


5 [2 
der Zuſammenſetzung ihrer leitenden Organe ſowie ihrer a. 


legſchaft die Behauptung begründet, fie ſei eine jüdiſche Fl m 
Selbſt für die G. Limited London treffe dies nicht zu, da fir 
deren Aktienmehrheit entſprechend den Vorſchriften des ca 
ſchen Rechts im freien Handel befinde. Ihr, der Kl., Zu 
menhang mit jener ſei im übrigen nur wirtſchaftlicher, oe 
rechtlicher Natur, fo daß es nicht angehe, fie binfichtlich WER 
Volks⸗ und Raſſezugehörigkeit nach den bei der engliſchen 
ſellſchaft obwaltenden Verhältniſſen zu beurteilen. ie 
Mit der weiteren Behauptung, daß der ihr durch das 32 
halten der Bekl. bereits erwachſene Schaden 3616,50 AM r 
trage, die Höhe der ihr weiter drohenden Nachteile aber n 
nicht zu überſehen ſei, hat die Kl. zunächſt Feſtſtellung der ab 
denserſatzpflicht der Bekl. ſowie deren Verurteilung zur 3 
lung des genannten Betrags ſamt Zinſen begehrt. 8 
Die Bekl hat die Zuläffigkeit des Rechtswegs beſtrittt, 
weil ſich die Klage in Wirklichkeit gegen eine öffentlich ken, 
liche Verwaltungsmaßnahme richte, und im übrigen zur 
gründung ihrer Bitte um Klageabweiſung entgegnet: © 
Seit Mitte 1933 ſei fie von der für fie zuſtändigen I 
duftrie- und Handelskammer in Braunſchweig wiederholt a. n. 
gefordert worden, zwecks vertraulicher Weiterleitung an zuſt . 
dige Stellen Berichte von ausländiſchen Abnehmern und en. 
tretern über Boykott deutſcher Waren im Ausland einzureich N 
Dem ſei fie in einer Reihe von Fällen nachgekommen. J 
beſondere habe fie im Jahre 1934 Berichte ihres Vertreters . 
über gegen fie gerichtete Boykottmaßnahmen der franzall 
Schweſterfirma der Kl. zur vertraulichen Kenntnisnahme 
gelegt. Mit ihrem Schreiben v. 29. Dez. 1934 habe ſie die ae 
Handelskammer gemachten Mitteilungen fortfegen und eher 
zen wollen. Sie habe damit lediglich einer öffentlich⸗re tl. be 
Pflicht genügt. Ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs Mi; 
ihr ferngelegen. Sie könne auch für die Weiterleitung 7, 
Schreibens durch die Handelskammer nicht verantwortlich, a 
macht werden. Soweit ſie dieſe hierzu ermächtigt habe, bach 
ſie zum mindeſten annehmen können, daß ihre Mitteilung Ber- 
ohne Prüfung ihres Inhalts und der Zuläſſigkeit ihrer erde. 
wertung durch die Handelskammer ſelbſt weitergegeben Wen 
Die wahrheitsgemäße Kennzeichnung eines Mitbewerbers sei, 
hin, daß er ein ausländiſches oder jüdiſches Unternehmen ett⸗ 
ſei im übrigen nach heutiger Verkehrsauffaſſung nicht tum 
bewerbsfremd. Sie werde zufolge der gerade vom ude iche 
geſchürten Boykottmaßnahmen des Auslands gegen b F 
Waren als zuläſſiges Werbemittel angeſehen und müſſe jüdisch 
dann ſtatthaft ſein, wenn es, wie hier, eine ausländiſch⸗ zu ge⸗ 
Firma verſtanden habe, ſich Aufträge von Parteiſtellen un n 
hörden zu verſchaffen, die ihr bei Kenntnis ihres wahren ae 
rakters niemals hätten erteilt werden können. In ſolchem ner 
fei jeder deutſche Wettbewerber ſchon aus dem Geſichtspun ez, 
laubter Abwehr zu einer Aufklärung über das Weſen des önne 
ländiſch⸗jüdiſchen Mitbewerbers befugt. Ihr, der Bell,, fran 
ein Recht hierzu um ſo weniger verſagt werden, als dieß he’ 
zöſiſche Schweſtergeſellſchaft der Kl. gerade fie im Auslan jüdl. 
kämpfe. Die Kl. ſei auch in der Tat ein ausländiſches und ation 
ſches Unternehmen. Sie ſei die deutſche Vertriebsorganiſa der 
des G.⸗Konzerns, eines ausländiſch⸗jüdiſchen Unternehmen gen 
Familie G., das ſeine Zentrale in London und in zah er per 
Ländern Unterorganifationen befige. An ſeiner Spitze jted urch 
Jude David G. Ihm und feiner Familie gehöre auch — Dieſe 
Treuhänder oder unmittelbar — das Aktienkapital der Kl., ab⸗ 
ſei nicht nur finanziell von der Zentrale in London völlig Be⸗ 
hängig, der ſie zu einem ihr Aktienkapital überſteigenden ort 
trage verſchuldet ſei, ſondern ſie werde auch tatſächlich von uden 
aus und gemäß den Weiſungen der in den Händen der 9 al 
David und Sigmund G., C. und R. liegenden Konzernve 
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80 geleitet. Durch die nach der Staatserneuerung erfolgte 

Kein ihrer Organſtellen mit Ariern habe ſich hieran nichts 
kt. 


Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen worden. 
weil Soweit das BG. die Zuläſſigkeit des Rechtsweges bejaht, 
5 955 ſich um Anſprüche aus wettbewerbswidrigem Verhal⸗ 
des * Bekl., alſo um eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit i. S. 
De 3 GG. handele, find rechtliche Bedenken nicht zu er⸗ 
eh Gegenſtand des Rechtsſtreits ift die dem Privatrecht an⸗ 
de Frage, ob die Bell. aus dem Geſichtspunkte des un- 
Werden Wettbewerbs für ihr Vorgehen verantwortlich gemacht 
ſtrie en kann, ſoweit es ſich in ihrem Schreiben an die Indu⸗ 
| eit und Handelskammer v. 29. Dez. 1934 verwirklicht hat. Die 
bataurleitung des Schreibens durch die Handelskammer und die 
ſind uf zurüctzuführenden Maßnahmen der Parteidienſtſtellen 
ein Folgen ihres Vorgehens, für die fie nach Anſicht der Kl. 
ben tehen hat, bilden ſelbſt aber nicht den Sachverhalt, auf 
ieſe ihre Anſprüche gründet. 
achtet ine Zuwiderhandlung der Bekl. gegen § 14 UnlWG. er⸗ 
CH das B. nicht für gegeben, weil es ihre Behauptung im 
unt eiben v. 29. Dez. 1934, die Kl. ſei eine ausländiſche Firma 
ich Ihre Inhaber ſeien Juden, für erwieſen anſieht. Es ſtützt 
weſe terbei darauf, daß die Kl. nach ihrer eigenen Angabe im 
mi den in England hergeſtellte Waren vertreibe, nach der 
mind erſprochen gebliebenen Behauptung der Bekl. der G. Li⸗ 
en London mit etwa 900 000 «24 verſchuldet ſei und nach 
bild unbeſtrittenen Inhalt der von der Bekl. überreichten Licht⸗ 
die züge dem beſtimmenden Einfluß von Perſonen unterſtehe, 
ber eiter des engliſchen Unternehmens oder mit ihnen nahe 
anſta dt und Inden ſeien. Es iſt rechtlich auch nicht zu be⸗ 
den, wenn das BG. dafür, ob die Kl. als ausländiſches 
ld lüdiſches Unternehmen anzuſehen ſei, nicht entſcheidend ſein 
ſowi daß ſie ihren Sitz in Deutſchland hat und ihre Organe 
er überwiegende Teil ihrer Angeſtellten Arier find. Die 
ann fe „ausländiſch“ und „jüdiſch“ können auch in dem Sinne 
endet werden, daß ein Unternehmen maßgeblich dem Ein⸗ 
bei den sländiſcher und jüdiſcher Perſonen unterliegt. Daß das 
elt er Kl. der Fall iſt, hat das BG. rechtlich bedenkenfrei 
daß get, Damit rechtfertigt ſich aber auch ſeine Annahme, 
nun. 14 UnlWG. als Anſpruchsgrundlage ausſcheide, mag man 
haupt. Abs. 1 daſelbſt die Bekl. bzgl. der Wahrheit der be- 
haupt ten Tatſachen oder mit Rückſicht auf die von ihr be⸗ 
King le Vertraulichkeit der Mitteilung oder das Vorliegen 
ſänge erechtigten Intereſſes des Mitteilenden oder des Emp⸗ 
Debaus an ihr nach Abſ. 2 die Kl. bzgl. der Unwahrheit der 
guptung für beweispflichtig anſehen. 
halte oweit hiernach allein noch in Frage kommt, ob das Ver⸗ 
Recht der Bekl. gegen $1 Unl WG. verſtößt, hat das BG. ohne 
29. Nirrtum angenommen, daß die Mitteilung der Bekl. v. 
ſolcherd 1934 im geſchaftlichen Verkehr erfolgt iſt. Liegt ein 
"rad wie das BG. zutreffend hervorhebt, ſchon dann vor, 
irgend es ſich um eine Tätigkeit handelt, die der Förderung 
nutz, Lines Geſchäftszwecks dient im Gegenſatz zu privater Be⸗ 
Her 78 (vgl. RG. 108, 272, 274 = JW. 1924, 1369 77), fo ift 
Erfordernis genügt, wenn, wie hier, die Bekl. ſich an 
fan Duftrie- und Handelskammer wendet, um deren Aufmerk⸗ 
dam it auf einen ihr läſtigen Mitbewerber zu lenken. Sie nahm 
Maug;, gene geſchäftliche Belange auch dann wahr, wenn ſie 
mer de, mit ihrer Mitteilung dem Erſuchen der Handelskam⸗ 
nach urn Unterrichtung über ausländiſche Boykottmaßnahmen 
wenn kommen. Ebenſowenig iſt es rechtlich zu beanſtanden, 
ſehebedas BG. ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs als 
Echrefb anſieht. Es folgert zutreffend aus dem Inhalt des 
genom ens v. 29. Dez. 1934, daß die Bekl. mag fie auch an⸗ 
lien men haben, mit der Weitergabe des Berichts ihres fran⸗ 
eren G ertreters an die Handelskammer im Sinne des frü- 
derfol Erſuchens zu handeln, zum mindeſten nebenher das Ziel 
ſchlangt habe, die Kl. als Konkurrentin aus dem Felde zu 
ng nen und ſo ihr eigenes Geſchäft zu fördern. Die Inanſpruch⸗ 
kin, behördlichen Einſchreitens gegen weitere geſchaftliche Be⸗ 
rung ng der Kl. zum mindeſten auf dem Gebiete der Beliefe⸗ 
wies on Parteidienſtſtellen, auf die die Bekl. beſonders hin⸗ 
ſt dondar hierzu nicht nur der Sache nach geeignet, ſondern 
n ihr auch, wie das BG. feſtſtellt, in der für ihr Vor⸗ 
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gehen wenigſtens mitbeſtimmenden Erwartung erſtrebt worden, 
dadurch einen geſchäftlichen Vorſprung vor ihrer Mitbewerbe⸗ 
rin zu erlangen. Das genügt, um ihr Verhalten als ein ſol⸗ 
ches zu Zwecken des Wettbewerbs zu kennzeichnen (vgl. RZ. 
128, 330, 341 = ZW. 1930, 1928 2; Urt. des Senats v. 3. Nov. 
1936, II 145/36 JW. 1937, 6867 m. Anm.). 

Das BG. geht davon aus, daß die Hervorhebung der 
Volks⸗ oder Raſſezugehörigkeit eines Mitbewerbers mit den 
guten Sitten des Wettbewerbs grundſätzlich nicht vereinbar ſei. 
Es hält alle auch wahrheitsgemäßen Hinweiſe auf Eigenſchaften 
und Verhältniſſe des Mitbewerbers für unzuläſſig, ſoweit ſie 
mit der zum Vergleich ſtehenden gewerblichen Leiſtung nichts 
zu tun haben, ſondern nur dazu führen ſollen, das Urteil des 
Publikums durch die Heranziehung perſönlicher oder gefühls⸗ 
mäßiger Umſtände zu trüben oder zu verfälſchen. Demgemäß 
erachtet es auch eine Hervorhebung der Ausländereigenſchaft 
eines Mitbewerbers oder die Betonung ſeiner jüdiſchen Ab⸗ 
ſtammung nicht für ſtatthaft, ſofern nicht beſondere Umſtände 
vorliegen, die einem ſolchen Vorgehen im einzelnen Falle den 
Makel der Sittenwidrigkeit nehmen. Es bedarf keines näheren 
Eingehens darauf, ob die Auffaſſung des BG. in dieſem Um⸗ 
fange rechtlich begründet iſt. Soweit es den Hinweis auf die 
jüdiſche Abſtammung eines Mitbewerbers oder den jüdiſchen 
Charakter eines Konkurrenzunternehmens grundſätzlich als 
einen Fall unzuläſſiger perſönlicher, vergleichender Werbung 
betrachtet, befindet es ſich in Ubereinſtimmung mit der wieder⸗ 
holt, zuletzt in einem Urt. v. 12. Jan. 1937, II 128/36 (vorſtehend 
lfd. Nr. 2) ausgeſprochenen Auffaſſung des Senats, daß die 
Kennzeichnung eines Mitbewerbers als Juden in der Regel 
wettbewerbsfremd und zu mißbilligen ſei (vgl. auch RGZ. 150, 
298, 307 JW. 1936, 1366 1 m. Anm.). Wenn der Senat 
den gleichen Standpunkt nicht auch hinſichtlich der Zuläſſigkeit 
des Hinweiſes auf die Ausländereigenſchaft eines Mitbewer⸗ 
bers eingenommen, einen ſolchen vielmehr in den auch vom 
BG. angeführten Entſch.: JW. 1933, 1578 und RGZ. 147, 1 
= 5. 1935, 16811 mit Rückſicht auf die derzeitige wirtſchaft⸗ 
liche Notlage des deutſchen Volkes und die Abſchließungsbeſtre⸗ 
bungen vieler Auslandsſtaaten gegenüber fremder, insbeſ. deut⸗ 
ſcher Einfuhr als ſtatthaft bezeichnet hat, ſo braucht nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden, ob die hiervon abweichende Anficht des BG., 
daß dem auf die Ausländereigenſchaft eines Konkurrenten hin⸗ 
weiſenden Mitbewerber eine ſein Verhalten billigende Ver⸗ 
kehrsauffaſſung nicht zur Seite ſtehe, rechtlich haltbar iſt. Denn 
das BG. hat in rechtlich nicht zu beanſtandender Weiſe die Sit⸗ 
tenwidrigkeit des Vorgehens der Bekl. aus anderen Erwägun⸗ 
gen verneint. Die Bekl. habe, ſo führt es aus, anders, als es 
bei einem perſönlichen Behinderungswettbewerb gewöhnlich ge⸗ 
ſchehe, nicht unmittelbar in den Gewerbebetrieb der Kl. ein⸗ 
gegriffen oder durch ihre Vertreter oder ſonſtigen Gehilfen ein⸗ 
greifen laſſen, ſondern ſich an die für ſie zuſtändige amtliche 
Handelsvertretung gewandt, nicht, damit dieſe die ihr zugegan⸗ 
gene Mitteilung lediglich weitergebe, ſondern offenſichtlich in der 
Erwartung, daß fie als amtliche Stelle wenn nicht die Rich⸗ 
tigkeit der Angaben in tatſächlicher Hinſicht nachprüfen, ſo doch 
nichts unternehmen werde, was mit den Geſetzen nicht im Ein⸗ 
klang ſtehe. Das Verhalten der Bekl. ſei mit dem einer Partei 
zu vergleichen, die ſich an ein Gericht wende, um Schutz vor 
einem läſtigen Mitbewerber zu ſuchen: man erwarte in ſolchem 
Falle, daß die amtliche Stelle das Richtige treffen werde. Das 
BG. hält das Vorgehen der Bekl. unter dieſen Umftänden nicht 
für ſittenwidrig, obwohl ſie mit ihrem Schreiben eine Aus⸗ 
ſchließung der Kl. von weiterer Lieferung an Dienſtſtellen der 
Partei habe erreichen wollen. Es erachtet die Bekl. auch inſo⸗ 
weit durch die, wenn auch irrige Annahme für gedeckt, daß das 
Erſuchen der Handelskammer um Angaben über Boykottmaß⸗ 
nahmen im Ausland auf eine Vorbereitung amtlicher Vergel⸗ 
tungsmaßnahmen gegen die Juden im Inland abziele und ihr 
Schreiben v. 29. Dez. 1934 geeignet ſei, dieſem Zwecke zu die⸗ 
nen. Solchenfalls habe ihr Verhalten nur dann ſittenwidrig 
ſein können, wenn ihre Angaben unwahr geweſen wären. Das 
ſei aber, wie ſich ergebe, nicht der Fall. 

Die Rev. bemängelt dieſe Ausführungen des BG. als 
rechtsirrig. Sie will deſſen Meinung, daß das Verhalten der 
Bekl. zuläſſig geweſen ſei, weil ſie die Entſch. über die Ver⸗ 


1880 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſche 


wertung ihrer Mitteilung in die Hände der Handelskammer als 
einer amtlichen Stelle gelegt habe, auf deren Urteil ſie ſich habe 
verlaſſen können, gelten laſſen, wenn ſich die Bekl. darauf be⸗ 
ſchränkt hätte, die ſachliche Anfrage der Handelskammer nach 
Wahrnehmungen über ausländiſche Boykottmaßnahmen ſach⸗ 
lich zu beantworten. Das habe ſie aber, wie der BerR. ſelbſt 
feſtſtelle, nicht getan. Sie ſei vielmehr mit ihrem Hinweis auf 
den ausländiſchen und jüdiſchen Charakter der Kl. und der Mit⸗ 
teilung, daß dieſe faſt alle Lieferungen an die Parteidienſtſtel⸗ 
len der NSDAP. erhalte, über den Rahmen des an ſie gerich⸗ 
teten Erſuchens weit hinausgegangen und könne ſich infolge⸗ 
deſſen, zumal da ſie um Weiterleitung ihrer Angaben an die 
entſprechenden Stellen gebeten habe, zur Rechtfertigung ihres 
wettbewerblichen Verhaltens und der unverkennbaren Abſicht, 
ihre Mitteilungen über die Kl. im Wettbewerbskampfe gegen 
dieſe auszuwerten, nicht darauf zurückziehen, daß ſie die wei⸗ 
tere Behandlung ihrer Angaben und die Entſchließung über die 
Zuläſſigkeit ihrer Verwertung der Handelskammer anheim⸗ 
geſtellt habe. 

Der Rev. kann hierin nicht gefolgt werden. Wenn auch 
die Heranziehung perſönlicher Eigenſchaften und Verhältniſſe 
eines Mitbewerbers, alſo von Umſtänden, die mit der Güte 
der eigenen Leiſtung nichts zu tun haben, als dem anſtändigen 
Wettbewerb fremd grundſätzlich unlauter und ſittenwidrig i. S. 
des §1 UnlWG. iſt, jo find doch Fälle denkbar, in denen ein 
ſolches wettbewerbliches Verhalten für zuläſſig erachtet werden 
muß. Wie vom Senat wiederholt anerkannt worden tft (vgl. 
z. B. Mu W. 1933, 71; 1934, 202, 284; 1935, 151, 228), liegt 
ein ſolcher Ausnahmefall vor, wenn ſich der Wettbewerber des 
Hinweiſes auf die Verhältniſſe des Mitbewerbers bedient, um 
von dieſem ausgehende unberechtigte Angriffe abzuwehren. Ihm 
konnte die Erwähnung der perſönlichen Verhältniſſe eines Mit⸗ 
bewerbers auch dann nicht verſagt werden, wenn für ihn Ver⸗ 
anlaſſung beſtünde, einer an ihn gerichteten Anfrage hiernach 
nachzukommen. Der Senat hat wiederholt ausgeſprochen, daß 
eine perſönliche, vergleichende Reklame ſtatthaft ſein könne, 
wenn es ſich für den Wettbewerber darum handelt, dem Um⸗ 
worbenen eine von ihm geforderte Auskunft über den Mit⸗ 
bewerber oder feine Leiſtungen zu erteilen (vgl. JW. 1936, 
2867; Urt. v. 25. Sept. 1936, II 64/36: JW. 1937, 310% m. 
Anm. und das Urt. v. 3. Nov. 1936, II 145/36 JW. 1937, 
686° m. Anm.). Eine ſolche Auskunftserteilung könnte vom 
Standpunkt des lauteren Wettbewerbs aus erſt recht dann nicht 
verurteilt werden, wenn ſie einer amtlichen Stelle gegenüber 
auf deren Erſuchen erfolgt und der Auskunfterteilende anneh⸗ 
men kann, daß ſeine Erklärung der anfragenden Stelle dienlich 
ſei. Daß ſich die Bekl. zur Rechtfertigung ihres Vorgehens dar⸗ 
auf berufen könne, ſich gegen Angriffe der Kl. haben wehren 
zu müſſen, hat das BG. verneint. Soweit es dies damit be⸗ 
gründet, daß das Vorbringen der Bekl. über wettbewerbliche 
Behinderung durch die franzöſiſche Schweſterfirma der Kl. nicht 
ausreiche, um einen von dieſer ausgehenden Angriff darzutun, 
beruht ſeine Annahme auf tatrichterlichen, im Reviſionsverfah⸗ 
ren nicht nachprüfbaren Erwägungen. Es iſt auch nicht zu be⸗ 
anſtanden, wenn es die allgemeine geſchäftliche Betätigung der 
Kl. gegenüber Parteidienſtſtellen und Behörden trotz ihres aus⸗ 
ländiſchen und jüdiſchen Charakters und unter Verſchweigung 
dieſer Umſtände nicht genügen läßt, um ein Abwehrvorgehen 
der Bekl. zu rechtfertigen. Es hält es mit Recht für unzumutbar, 
daß die Kl. bei ihr ſonſt nicht verwehrter geſchäftlicher Betäti⸗ 
gung ihre Kunden von vornherein auf ihre Eigenſchaft als 
ausländiſches und jüdiſches Unternehmen hinweiſe oder ſich von 
Geſchäften mit Behörden oder Parteidienſtſtellen in Anbetracht 
einer bei dieſen vorauszuſetzenden Abneigung gegen eine ge⸗ 
ſchäftliche Verbindung mit ausländiſchen oder jüdiſchen Unter⸗ 
nehmungen überhaupt fernhalte. Das BG. erblickt in dem 
Schreiben der Bekl. v. 29. Dez. 1934 auch keine ſachliche Ant⸗ 
wort auf die an fie gerichtete Anfrage der Induſtrie⸗ und Han⸗ 
delskammer mit der Folge, daß ihr Hinweis auf den auslän⸗ 
diſchen und jüdiſchen Charakter der Kl. etwa als hierdurch ver⸗ 
anlaßt und damit gerechtfertigt gelten konnte. Es ſtellt in für 
die Rev Inſt. verbindlicher Auslegung des Schreibens v. 29. Dez. 
1934 feſt, daß dieſes ſachdienliche Angaben über Boykottmaß⸗ 
nahmen im Auslande, wie ſie die Handelskammer verlangt 


hatte, nicht enthalten habe, alſo auch nicht als eine bie 
etwa zuläſſige Auskunftserteilung angeſehen werden = | 
Wenn das BG. aber gleichwohl in dem Vorgehen der ber 
feinen Wettbewerbsverſtoß erblickt, weil dieſe ihre Mitteiln et 
an die für fie zuſtändige amtliche Handelsvertretung get! 

und offenſichtlich darauf vertraut habe, daß dieſe ihre Anga m 
nicht ohne Prüfung der Zuläſſigkeit einer ſolchen Behandlüt 
weiterleiten werde, ſo ſind rechtliche Bedenken hiergegen Bor 
zu erheben. Denn es kann einem Wettbewerber nicht zum “ 

wurf gemacht werden, wenn er amtliche Stellen auf ihm ſei⸗ 
trägliche Erſcheinungen im Wettbewerbskampfe hinweiſt, die e 
ner Meinung nach ein Eingreifen ſeitens der Behörden inen 
der hierzu berufenen Wirtſchaftsvertretung geboten erſche n 
laſſen. Iſt es ihm verſagt, bei ſeiner eigenen unmittelban. 
geſchäftlichen Werbung den ihm läſtigen Mitbewerber durch be 
Hinweis auf deſſen ausländiſchen und jüdiſchen Charakter zu ing 
kämpfen, ſo muß ihm der Weg offenbleiben, die zur Wa 198 
ſeiner Belange berufenen Stellen, wie hier die Handelskamt nes 
auf die ihm nach ſeiner Meinung nachteilige Betätigung 1 fe 
Konkurrenten aufmerkſam zu machen, fofern er glaubt, A jei⸗ 
verlangen zu dürfen. Das hat der erk. Sen. auch bereits in = 
nem Urt. v. 25. Febr. 1936, II 193/35 (RGZ. 150, 298 ff. id 
JW. 1936, 1366 1 m. Anm.) zum Ausdruck gebracht. Dort gebt 
ausgeführt, daß der Wettbewerber nicht das Recht habe, e 
über das Maß gebotener Aufklärung des Publikums über i 
nach Anſicht des Wettbewerbers — wirtſchaftsſchädliche Er ung 
nungen, insbeſ. auf dem Gebiete wirtſchaftlicher Betätig nn 
jüdiſcher Unternehmungen, zu entſcheiden, wenn damit At 
Verdrängung von Mitbewerbern von dem ihnen nach der Re ir 
ordnung nicht verſchloſſenen Wirtſchaftsmarkte bezweckt er 
daß er ſich vielmehr damit begnügen müſſe, feine Wa der 
mungen den zuſtändigen Stellen der Staatsverwaltung oder m 
Partei vorzutragen und bei dieſen Abhilfemaßnahmen an 1 
regen. Daß hierfür auch die amtlichen Intereſſenvertretu e 
in Betracht kommen, kann nicht zweifelhaft ſein. Mit fit 
hat das BG. angenommen, daß in ſolchem Falle von einem der 
tenwidrigen Vorgehen nicht geſprochen werden könne, well ene 
Wettbewerber erwarten dürfe, daß die von ihm angegan 
Stelle ſelbſt darüber befinden werde, inwieweit eine Ver erb⸗ 
tung ſeiner Mitteilung und ihre Auswertung zur wettbewe 
lichen Verdrängung ſeines Konkurrenten geſetzlich zulässig (er 
Es liegt nichts dafür vor, daß nicht auch die Bekl. mit eng. 
ſolchen Prüfung gerechnet habe. Sie konnte dies, wie das pet 
zutreffend hervorhebt, um fo eher tun, als das Erſuchen er 
Handelskammer um Mitteilung von Wahrnehmungen af 
ausländiſche Boykottmaßnahmen ſie ohne weiteres glauben der 
ſen konnte, daß man ſich an zuſtändiger Stelle nicht Minen 
bloßen Kenntnisnahme von ſolchen Vorkommniſſen beg per⸗ 
ſondern ſie als Grundlagen für mögliche Gegenmaßnahmen fein 
wenden werde, für die ihre Mitteilung von Bedeutung ne, 
könne. Hierzu kommt, daß die Bekl. davon ausgehen apiib* 
daß es den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaf irma 
rung nicht entſpreche, wenn eine ausländiſche, jüdiſche &. kr 
Behörden und Parteidienſtſtellen beliefere, und daß eine den 
klärung hierfür nur darin gefunden werden könne, daß che 
in Betracht kommenden Abnehmern die Volks⸗ und Raſſezut f 
rigkeit ihrer Lieferantin nicht bekannt ſei. Konnte die any 
nach alledem vorausſetzen, daß es zu einer wettbewerblichen rde, 
hinderung der Kl. zufolge ihrer Mitteilung nur kommen m e⸗ 
wenn dies den in Betracht kommenden amtlichen Stell or⸗ 
boten und angemeſſen erſcheine, fo hielt fie ſich mit ihrem. ung. 
gehen in den Grenzen zuläſſiger wettbewerblicher Bere 
Auch ihre Bitte um Weiterleitung des Berichts ihres icht 
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BG. noch in Betracht zieht, daß auch eine u fe der Woh 


nicht entſpreche, kann die Kl. auch hieraus nichts für ſich pfl 
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En und jüdiſchen Charakter der Kl. begründet war. Die Klage 
j hiernach ſowohl hinſichtlich der Hauptanträge wie des Hilfs- 
egehrens mit Recht abgewieſen worden. 

G., II. ZivSen., U. v. 26. Jan. 1937, II 161/36.) [K.] 


; Bemerkung: Vgl. hierzu den Aufſatz des RA. Dr. Rilk 
u dieſem Heft S. 1864. D. S. 
** 
4. RG. — 8 3 UnlWG. 


0 1. In der Regel muß derjenige, der berechtigt iſt, ſeine 
Ware als patentiert zu bezeichnen, auch das Recht haben, in 
elner Firmenbezeichnung zum Ausdruck zu bringen, daß er pa⸗ 
entierte Ware herſtelle. Auch hier kommt es jedoch auf die 
rkehrsauffaſſung an. So kann es als irreführend angeſehen 
rden, wenn der Verkehr eine Firmenbezeichnung mit einem 
atentzuſatz dahin verſteht, daß der Firma nicht nur ein Teil 
are, ſondern dieſe in ihrer Geſamtheit patentiert iſt. 
2. Eine Irreführung liegt dagegen nicht ſchon dann vor, 
gr eine Firma — etwa auf Grund einer ihr zuſtehenden 
ein — in der Lage wäre, den weſentlichen Teil einer für 
. andere Firma patentierte Ware herzuſtellen und zu ver⸗ 
aufen und dies auch tut. 
0 3. Die Kenntnis von der Wettbewerbshandlung eines an⸗ 
eren bildet keine notwendige Vorausſetzung für die Verwir⸗ 
5 ng. Der Grundſatz von Treu und Glauben ſteht der Rechts⸗ 
erfolgung entgegen, wenn ſie ſo ſpät erfolgt, daß der andere 
eil ſeinen inzwiſchen mit Mühe und Koſten geſchaffenen Be⸗ 
and als einen von dem Rechtsverfolgenden geduldeten an⸗ 
— darf. Im Einzelfall kann jedoch die Unkenntnis von der 
Unrichtigkeit einer Behauptung im Wettbewerbe die Verwir⸗ 
ui g ausſchließen, fo z. B. dann, wenn es für den Mitbewerber 
It leicht iſt, feſtzuſtellen, auf welche Patente der andere ſeine 
t zeichnung ſtützt, und er von dieſem eine Auskunft nicht zu 
In ütten hat, dieſer ſich vielmehr auf den Standpunkt ſtellt, er 
zur Auskunfterteilung nicht verpflichtet. 
in 4. Eine Partei kann ſich auf Verwirkung auch dann nicht 
die ufen, wenn die von ihr gebrauchte Bezeichnung geeignet iſt, 
erbraucher irre zu führen. 
fie Beide Parteien ſtellen Bremsbeläge her und vertreiben 
— Die Bekl. zu 2, die Firma „Patent⸗Bremsbelag GmbH“, 
8 den Vertrieb ihrer Bremsbeläge durch die Bekl. zu 1, die 
elellſchafterin der erſtgenannten Firma ift, beforgen. Der Ver⸗ 
erfolgte unter der Bezeichnung „Poſtlerit⸗-Patent⸗Hart⸗ 
geſtellt Die Bekl. zu 1 vertreibt ferner einen von ihr ſelbſt her⸗ 
Bellen Bremsbelag unter der Bezeichnung „Powag⸗Elaſtic⸗ 
ag D. R P.“. Mit der im Dezember 1934 erhobenen Klage 
Mitandete die Kl. die Verwendung der Worte „Patent“ und 
zu R. P.“ in dieſen Bezeichnungen und in der Firma der Bekl. 
Berl Sie beantragte unter Strafandrohung zu verbieten, 1. der 
und zu 1, einen Hartbelag als „Poſtlerit⸗Patent⸗Hartbelag“ 
unt als „Powag⸗Elaſtie-⸗Belag D. R. P.“ zu bezeichnen und 
Ber dieſer Bezeichnung in den Verkehr zu bringen, 2. der 
gebr⸗ zu 2, die Firma „Patent⸗Bresbelag GmbH.“ weiter zu 
Bauen. Die Bekl. beantragten Klageabweiſung. Sie be⸗ 
un ben, daß die Bekl. zu 1 zu den verwendeten Warenbezeich⸗ 
ih gen, die Bekl. zu 2 zur Firmenführung berechtigt ſeien, da 
denen Patente für die bezeichneten Waren zur Verfügung ſtän⸗ 
„Bei dem in der Hauptſache in Betracht kommenden Patent 
une t es ſich um ein Verfahren zur Herſtellung von harten, 
ur lichen und unſchmelzbaren Oxpdationsprodukten. Es dient 
der Herſtellung einer Imprägnierungsmaſſe, die bei Herſtellung 
in, Bremsbeläge mit verwendet wird. Dieſe Maſſe wird durch 


belag ⸗ 
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Nan, mbH. hergeſtellt, deren Geſchäftsführer B. iſt. Auf deſſen 
a en iſt das Patent angemeldet und eingetragen. Im Laufe 


führ Lechtsſtreits übertrug B. ſein Patent auf den Geſchäfts⸗ 
Yen O. der Bekl. zu 2. Die GmbH. wurde nach dem Vertrag 
bern ehmerin ohne die Verpflichtung, eine Lizenzgebühr zu 
Teil len. Die Bekl. behaupten, die Maſſe bilde den weſentlichen 
iſt d es von der Bekl. zu 2 hergeſtellten Bremsbelages. Dies 
den urch das erhobene Sachverſtändigengutachten beſtätigt wor⸗ 

irn wird von der Kl. auch nicht mehr beſtritten. Sie hält die 
duläſſg zeichnung der Bekl. trotzdem für irreführend und un⸗ 

e 


Das LG. erkannte nach den Anträgen der Kl. Gegen das 
Urteil legte die Bekl. zu 2 Berufung ein, die vom OLG. zurück⸗ 
gewieſen wurde. 

Auf die Rev. wurde die Sache zurückverwieſen. 

Die Induſtrie⸗ und Handelskammer in D. iſt vom BG. 
um eine Außerung u. a. darüber erſucht worden, ob die Fir⸗ 
menbezeichnung der Bekl. im Verkehr, vor allem in den Fach⸗ 
kreiſen, als irreführend oder unwahr empfunden werde. In der 
Aufrage iſt darauf hingewieſen worden, daß das Patent, nach 
dem das Bindemittel hergeſtellt wird, im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits von dem Geſchäftsführer O, der Bekl. erworben worden 
iſt, und daß die GmbH. eine gebührenloſe Lizenz beſitzt, auf 
Grund deren ſie die Maſſe an beliebige Intereſſenten verkaufen 
darf und verkauft. Nach den von der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer in größerem Umfang vorgenommenen Erörterungen 
hat ein Teil der Befragten, wie die Kammer ſelbſt, die Firmen⸗ 
führung der Bekl. für unbedenklich gehalten. Ein anderer Teil 
hält ſie nur dann für zuläſſig, wenn es bisher noch keinerlei 
Bremsbeläge gegeben hätte, ſo daß auch keine andere Firma 
außer der Bekl. in der Lage wäre, Bremsbeläge herzuſtellen. 
Da die Bekl. keine ausſchließliche Lizenz hinſichtlich des aus⸗ 
ſchlaggebenden Fis beſitze, ſei die Firma irreführend, denn an⸗ 
dere Firmen könnten mit der gleichen Bindemittelmaſſe ähn⸗ 
liche Bremsbeläge herſtellen. Schließlich ſei es auch unklar, ob 
der Firmenname tatſächlich dem auf die Maſſe erteilten Patent 
entlehnt ſei, da dieſes Patent — wie feſtſteht — bei der Errich⸗ 
tung der Patent⸗Bremsbelag⸗Gmbh. noch nicht erteilt war. 
Das BG. ſchließt ſich dieſer Meinung eines Teiles der Be⸗ 
fragten inſofern an, als es die Firmenbezeichnung der Bell, 
mindeſtens ſo lange als irreführend anſieht, als die andere 
Gmb. auf Grund ihres gegenwärtigen, ihr keine Bindungen 
in dieſer Hinſicht auferlegenden Lizenzrechtes, das nach den Um⸗ 
ſtänden, insbeſ. nach B.s Ausſage, auch keine Anderung inſo⸗ 
weit erwarten laſſe, die Maſſe beliebig an jeden Abnehmer ver⸗ 
treiben darf. Bei feiner Beugteilung hält es die Auffaſſung des 
Publikums für ausſchlaggebend. 

Die Rev. hält dieſe Begründung für rechtsirrig. Der Hin⸗ 
weis auf den Patentſchutz, ſei es durch Bezeichnung der Ware 
als geſetzlich geſchützt, ſei es durch die Aufnahme des Wortes 
„Patent“ in die Firma beſage nur, daß ein geſetzlicher Schutz 
der Ware vorhanden ſei, nicht aber, daß dieſer Schutz dem Her⸗ 
ſteller oder Vertreiber als ausſchließlicher zuſtehe. Die Ver⸗ 
wendung des Ausdruckes „patentiert“ bei Anpreiſung einer 
Ware ſei i. S. des $ 3 UnlWG. geeignet, den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebotes zu erwecken, weil dadurch bei 
den beteiligten Verkehrskreiſen der Eindruck entſtehe, daß in 
der Ware ein Erfindungsgedanke verwirklicht iſt. Ob der Her⸗ 
ſteller oder Vertreiber der als patentiert bezeichneten Ware 
ſie auf Grund der Inhaberſchaft am Patent oder einer aus⸗ 
ſchließlichen Lizenz oder einer einfachen Lizenz vertreibt, ſei für 
den Abnehmer ohne Intereſſe. 

Der Rev. iſt jedenfalls darin beizutreten, daß der, der 
eine Ware herſtellt, ſie als patentiert bezeichnen darf, wenn 
ihm ſelbſt das Patent zuſteht, nach dem die Ware hergeſtellt iſt. 
Dies gilt auch dann, wenn ein Dritter eine Lizenz an dem 
Patent hat. Dabei genügt es, daß das Patent für den weſent⸗ 
lichen Teil der hergeſtellten Ware erteilt iſt, ſo daß ohne dieſen 
die Ware nicht hergeſtellt werden kann. Unſtreitig bildet die 
Maſſe den weſentlichen Teil des von der Bekl. hergeſtellten 
Bremsbelages. Für die RevInſt. iſt davon auszugehen, daß 
der Geſchäftsführer der Bekl. am Schluſſe der mündlichen Ver⸗ 
handlung in der Ber Inſt. Inhaber des F.patentes war. Dann 
war aber die Bekl., wenn nicht beſondere Umſtände eine andere 
Beurteilung rechtfertigen, berechtigt, die von ihr hergeſtellten 
Bremsbeläge als Patentbremsbeläge zu bezeichnen. Solche be⸗ 
ſonderen Umſtände ſind bisher nicht hervorgetreten. Sie 
konnten nach Lage des Einzelfalles daun vorliegen, wenn die 
Maſſe zur Herſtellung der verſchiedenartigſten Waren verwendet 
werden könnte und verwendet werden würde, ſo daß nach der 
Auffaffung des Verkehrs die mit der Maſſe hergeſtellten Brems⸗ 
beläge jeder Eigenart entbehren würden. Dann könnte die Be⸗ 
zeichnung der Bremsbeläge als Patent⸗Bremsbeläge eine Irre⸗ 
führung herbeiführen. 
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In der Regel muß derjenige, der berechtigt ift, ſeine Ware 
als patentiert zu bezeichnen, auch das Recht haben, in ſeiner 
Firmenbezeichnung zum Ausdruck zu bringen, daß er paten⸗ 
tierte Waren herſtelle. Auch hier wird es freilich auf die Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs ankommen. Es iſt wohl denkbar, daß der 
Verkehr die Bezeichnung einer Ware als patentiert nicht als 
irreführend anſieht, wenn auch nur der weſentliche Teil paten⸗ 
tiert iſt, daß er aber eine ſolche Irreführung annimmt, wenn 
die Herſtellerin im Firmennamen ſelbſt ſich als Herſtel⸗ 
lerin einer beſtimmten Warengattung mit dem Zuſatz Patent 
bezeichnet, obwohl ſie nur für einen, wenn auch unweſentlichen 
Teil, ein Patent beſitzt; im vorl. Falle könnte es alſo als irre⸗ 
führend angeſehen werden, wenn der Verkehr die Firma Pa⸗ 
tent⸗Bremsbeläge dahin verſteht, daß der Firma nicht nur ein 
Teil der Ware, ſondern die Bremsbeläge ſelbſt in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit patentiert ſind. Mit der Begründung des BG. allein, 
daß auch eine andere Firma auf Grund ihrer, wenn auch weit⸗ 
gehenden, Lizenz die Maſſe an jeden Dritten verkaufen könne, 
läßt ſich dagegen die Feſtſtellung der Irreführung nicht recht⸗ 
fertigen. 

Das BG. hält den Verwirkungseinwand, der auf verſpä⸗ 
tete Erhebung der Klage — dreieinhalb Jahre nach Gründung 
der Bekl. — geſtützt wird, ſchon deshalb nicht für gerechtfertigt, 
weil nach den Umſtänden davon auszugehen ſei, daß die Kl. 
von der zur Firma der Bekl. im Mißverhältnis ſtehenden wirk⸗ 
lichen Patentlage erſt im Laufe des jetzigen Rechtsſtreits hin⸗ 
reichende Kenntnis erhalten habe; aber auch für eine argliſtige 
Grundlage des Vorgehens der Kl. fehle es an jedem Anhalt. 
Die Rev. hält es für rechtsirrig, daß das BG. auf Kenntnis 
der Unrichtigkeit der Angaben abſtelle. Hierauf komme es nicht 
an. Es genüge, daß der Kl. bekannt war, daß die Bekl. die Be⸗ 
zeichnung Patent-Bremsbelag- GmbH. führte. Dieſe Kenntnis 
ſei unter Beweis geſtellt und werde auch vom BG. nicht in 
Zweifel gezogen, ebenſowenig, daß die Kl. in derſelben Weiſe 
früher hätte vorgehen können. 

Die Rüge iſt nicht begründet. In der von der Rev. an⸗ 
geführten Entſch. des Sen.: RG. 134, 38 = JW. 1932, 942 
m. Anm. iſt zwar ausgeſprochen, daß die Kenntnis des Kl. von 
der Wettbewerbshandlung des anderen für die Verwirkung 
keine notwendige Vorausſetzung bilde. Der Grundſatz von Treu 
und Glauben ſtehe der Rechtsverfolgung entgegen, wenn fie fo 
ſpät erfolgt, daß der andere Teil ſeinen inzwiſchen mit Mühe 
und Koſten geſchaffenen Beſitzſtand als einen vom Kl. gedul⸗ 
deten anſehen dürfe. Es wird aber hinzugefügt, entſcheidend 
ſeien die Umſtände des einzelnen Falles. Danach kann die Un⸗ 
kenntnis des Kl. von der Unrichtigkeit der Behauptung, hier 
der Firmenbezeichnung des Wettbewerbes, doch im einzelnen 
Falle die Verwirkung ausſchließen, insbeſ. wenn es, wie im 
vorl. Falle, für den Mitbewerber nicht leicht iſt, feſtzuſtellen, 
auf welche Patente der andere ſeine Bezeichnung ſtützt, und er 
vom Bekl. eine Auskunft nicht zu erwarten hat, dieſer ſich viel⸗ 
mehr auf den Standpunkt ſtellt, daß er zur Auskunftserteilung 
nicht verpflichtet iſt. Außerdem kann ſich eine Partei auf Ver⸗ 
wirkung nicht berufen, wenn die von ihr gebrauchte Bezeich⸗ 
nung geeignet iſt, die Verbraucher irrezuführen. 

(RG., II. Ziv Sen., U. v. 19. Febr. 1937, II 197/36.) [W. R.] 


Fugabeverordnung und Rabattgeſetz 


= 5. RG. — 81 Zugabe O.; 881, 7 Rabatt. 

1. Der Sinn und Zweck des Zugabeverbotes iſt im weſent⸗ 
lichen aus der Zugabe BO. ſelbſt abzuleiten. 

2. Das Zugabeverbot ſetzt in erſter Linie eine Täuſchung 
des Publikums voraus, dem neben der Hauptleiſtung ohne er⸗ 
kennbares Eutgelt eine Nebenleiſtung angeboten oder gewährt 
wird. Dabei iſt nicht ausſchlaggebend, ob dem Kunden erkenn⸗ 
bar wird, daß es nicht der Verkäufer der Hauptleiſtung iſt, dem 
er den vermeintlichen Vorteil verdankt. 

3. Der nach dem Geſetz über das Zugabeverbot verlangte 
innere Zuſammenhang zwiſchen dem Hauptrechtsgeſchäft und 
dem Nebenrechtsgeſchäft (die Zugabe muß neben einer Ware 
oder Leiſtung angeboten ... werden) iſt gegeben, wenn die 
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Zugabe mit Rückſicht auf den Erwerb der Hauptware angeboten 
oder gewährt wird, mag beides zeitlich zuſammenfallen odet 
das eine dem anderen vorausgehen oder nachfolgen. 

4. 8 7 NabattG., der die Zuläſſigkeit des Mengenachlaſſes 
regelt, kommt nicht in Betracht, wenn es ſich um eine ſort⸗ 
laufende, nach Menge und Dauer unbeſtimmte, vom Abnehmer 
nur in regelmäßigen Abſtänden in Höhe der jeweiligen En" 
nahme zu bezahlenden Lieferung (3. B. Gasabnahme) handelt 

5. Auch ein Monopolbetrieb unterliegt den wettbewerbe 
rechtlichen Vorſchriften, wenn er feinen Betrieb dadurch zu er 
weitern ſucht, daß er Kunden zu gewinnen trachtet, die I 
bisher fernſtanden. 


Die Bekl. zu 1), die ein Gaswerk betreibt, erklärte ſich 5 
Jahre 1935 durch Zuſchriften an die mit ihr zu einer Gas 
gemeinſchaft zuſammengeſchloſſenen Fachgeſchäfte ihres Verf” 
gungsgebietes bereit, den Käufern von Gasgeräten auf Antras 
beſtimmte Mengen Freigas zu gewähren. Mit ihrem Wiſſen 
und Willen gaben dies die in Betracht kommenden Geſchäft, 
durch Aushänge in ihren Schaufenſtern bekannt, und zwar 
Bekl. zu 2) entſprechend der Zuſage der Bekl. zu 1) durch eine 
Erklärung folgenden Inhalts: 5 

Das Gaswerk liefert Freigas beim Kauf eines Gaskocher? 
20 ebm, eines Gasherds 40 cbm, eines Junkers Quell 10 chm, 
eines Badeofens 30 abm, eines Stromautomaten 50 cbm. 

Gleichzeitig erbot ſich die Bekl. zu 1), Verkäufe von G 
geräten in der Weiſe zu finanzieren, daß ſie dem Händler — 
Kaufpreis unter Abzug von 3 % Skonto ſofort zahle, b 
Käufer aber die Möglichkeit einräume, den Kaufpreis zuzüglle⸗ 
eines Ratenzuſchlags von 6% in zwölf gleichen monatli 1 
Teilzahlungen an ſie zu entrichten, während ihr das Eigentunt 
an dem verkauften Gasgerät bis zur völligen Tilgung des Kauf, 
preiſes einzuräumen ſei. Zur Erlangung dieſer Vergünſtigung 
bedurfte es der Einreichung eines vom Käufer zu unterze 
nenden „Beſtellſcheins“ des Inhalts, daß dieſer „bei den 
ſtädtiſchen Gas⸗ und Waſſerwerken zur Belieferung und 5 
bringung durch Herrn ...“ das gewünſchte Gasgerät beſtelle. 
Die Urkunde lautet weiter: PR 

„Ich verpflichte mich, bei Montage des beſtellten Gegen 
ſtandes eine Anzahlung von ... , zu leiſten und den 1 
betrag in zwölf aufeinander folgenden Monatsraten von 
... RA, beginnend am ..., zu zahlen. > 

Bis zur völligen Bezahlung der Raten habe ich die an 
lieferten Gegenſtände gemietet und bleiben dieſe bis dahl 
Eigentum der ſtädt. Gas⸗ und Waſſerwerke. per 

Die ſtädt. Gas⸗ und Waſſerwerke find zur Rücknahme n 
rechtigt, wenn die fällige Monatszahlung nicht zwei Wochen 
nach Vorlage der Quittung bezahlt oder dieſen Bedingung 
zuwidergehandelt wird. Die bis dahin geleiſteten Zahlunt 
werden nicht zurückerſtattet. iner 

Nach Zahlung der ſechſten Rate werden mir an N 4 1 
Gasverbrauchsrechnung. .. obm Freigas in Abzug gebrach. 

Die der Gasgemeinſchaft angeſchloſſenen Geſchäfte N 
kaufen ihre Gasgeräte ohne Rückſicht auf das von der Bekl. M 
zugefagte Freigas zu den auch anderwärts üblichen Preiſen . 

Der Kl., der feine Klagebefugnis aus feiner Aufgabe!“ 10 
leitet, die gewerblichen Belange ſeiner Mitglieder zu age“ 
erblickt in der Ankündigung und Gewährung von Freigas 1 
die Bekl. einen Verſtoß gegen die VO. des RPräſ. zum Sch m. 
der Wirtſchaft v. 9. März 1932 (RGBl. I. 121) i. Vers 7, 
dem Gef. über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 (Ac n 
264) und gegen das Geſ. über Preisnachläſſe (Rabatt.) inen 
25. Nov. 1933 (RG Bl. I, 1011), aber auch gegen die allgemer d, 
Beſtimmungen des Wettbewerbsrechts. Er macht noch ge . 
daß die Bekl. zu 1) auf Wunſch der Kunden an Stelle der den 
ſagten Lieferung von Freigas auch den entſprechenden bes 
Geldbetrag vergütet habe. Er hat im erſten Rechtszuge u, 
antragt, den Bekl. als Geſamtſchuldnern zu v er bi rm 
der Kundſchaft beim Kaufe von Gaskochern, Gasherden, Ehen 
waſſerapparaten, Badeöfen, Stromautomaten und elettriſ 
Geräten die Zugabe von Freigas anzupreiſen. gs 

Die Bekl. beſtreiten, daß jemals an Stelle von Freier 
der entſprechende Geldbetrag gewährt worden ſei, halten weil 
auch im übrigen das Klagebegehren nicht für begründet, 
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I Zugabe oder ein Preisnachlaß i. S. der angeführten Vor⸗ 
riften nicht vorliege, zum mindeſten die Ausnahmebeſtim⸗ 
ungen einſchlügen, zufolge deren die Gewährung einer Zugabe 
der eines Rabatts ſtatthaft ſei, und weil auch von einer Ver⸗ 
"ung des UnlWGl keine Rede fein könne. 
die Gegen das der Klage ſtattgebende Urteil des LG. hat nur 
zue Bekl. zu 1) Berufung eingelegt. Der Kl. hat unter Wider⸗ 
bruch der Berl., die den Einwand der Klageänderung erhoben 
1 85 den vom BG. trotz der Mehr forderung auffallenderweiſe 
= Hilfsantrag bezeichneten Antrag geſtellt, dieſer in dem im 
a dgerichtlichen Urteil ausgeſprochenen Umfange nicht nur das 
Zupreiſen, ſondern auch das Gewähren der Zugabe von 
Freigas zu unterſagen. Er hat ferner ſeinen Hauptantrag ſowie 
Hilfsantrag nur mit der Maßgabe geſtellt, daß die Worte 
n elektriſche Geräte“ aus der Urteilsformel zu ſtreichen 


0 
Y 


. Das OLG. Hamm hat die Berufung der Bekl. zu 1) — 
ter Neufaſſung der Formel des angefochtenen Urteils durch 
ſen dlaſſung der Worte „und elektriſche Geräte“ — zurückgewie⸗ 
Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

fü Die Zugabe O. v. 9. März 1932 hat die Zugabe grund⸗ 
f lich verboten und ſich damit im Meinungsſtreit über die wirt⸗ 
0 N tliche und wettbewerbliche Berechtigung des Zugabeweſens 
Kor, die Seite derer geftellt, die in der unbegrenzten Anwendung 
91 cher Wertreklame und der dadurch hervorgerufenen Beunruhi⸗ 
den im Geſchäftsleben eine Gefahr für die Wirtſchaft erblicken, 
© im Intereſſe der Ordnung und Sauberkeit des geſchäftlichen 
rlehrs begegnet werden müſſe. Soweit es hierbei — fo wird in 
ie Bgründung der Zugabe BO. ausgeführt — unbedenklich er⸗ 
En dem Handel die Bewegungsfreiheit zu laſſen, deren er 
durf und die ohne Gefahr für das kaufende Publikum ein⸗ 
beräumt werden kann, iſt dies durch die im § 1 Abſ. 2 der VO. 
zrgeſehenen Ausnahmen geſchehen. Nachdem deren Kreis durch 
Aud dem Gef. über das Zugabeweſen v. 12. Mai 1933 erfolgte 
ie Hebung der Vorſchrift des $ 1 Abs. 2 e Zugabe BO. auf die 
nun den in Abſ. 2 genannten Fälle beſchränkt worden iſt, ſteht 
ihr lehr feſt, in welchem Maße der Geſetzgeber durch die von 
hat getroffene Regelung wirtſchaftspolitiſchen Geſichtspunkten 
be“ Geltung verſchaffen wollen. Dieſe haben, ſoweit ſie ihm 
tin lid) erſchienen, in den jetzt noch in Kraft ſtehenden Be⸗ 
Yon ungen der Zugabe O. ihren Niederſchlag gefunden und 
ichen bei der Prüfung deſſen, was als unerlaubte Zugabe 
den es Geſetzes anzuſehen ſei, nur noch inſoweit von Be⸗ 
kennung ſein, als ſie der Geſetzgeber ſeiner Entſchließung er⸗ 
dae zugrunde gelegt hat. Welches der Sinn und Zweck des 
Bebabeverbots ift, muß alſo im weſentlichen aus der Zugabe⸗ 
län. ſelbſt abgeleitet werden, und nur ſoweit die amtlichen Er⸗ 
wirtf ungen dazu weiteren Aufſchluß darüber geben, welche 
d ſchafts⸗ und rechtspolitiſchen Erwägungen für den Inhalt 
Oeſetzes beſtimmend geweſen ſind, iſt es gerechtfertigt, hier⸗ 
Schlüſſe auf deſſen Tragweite zu ziehen. Nun iſt der Rev. 
lich geben, daß eine Beſtimmung des Begriffs „Zugabe“ ledig⸗ 
nicht dch der äußeren Erſcheinungsform des Wirtſchaftsvorgangs 
ſteht Eu gerecht wird, was das Geſetz unter einer Zugabe ver⸗ 
ebe, Soweit es mit feinem Verbot Vorgänge des Wirtſchafts⸗ 
a treffen will, die wegen ihrer wettbewerblichen Bedeutung 
de erdrückt werden ſollen, bedarf es des Hinzutretens beſon⸗ 
and, Umſtände, die das Weſen der zu erfaſſenden Wettbewerbs⸗ 
tra zung ausmachen. Inſoweit kommt in erſter Linie in Be⸗ 
? ct, daß das Publikum getäuſcht wird, wenn ihm neben der 
de eiftung ohne erkennbares Entgelt eine Nebenleiſtung an⸗ 
Beton. oder gewährt wird. Es foll mit dem falſchen Eindruck 
hing rben werden, als erhalte der Kunde über die Hauptleiſtung 
nicht s eine zusätzliche Leiſtung, deren Wert er nicht oder doch 
ob d voll zu vergüten brauche. Dabei iſt nicht ausſchlaggebend, 
Hau M Kunden erkennbar wird, daß es nicht der Verkäufer der 
Ih dileiſtung iſt, dem er den vermeintlichen Vorteil verdankt. 
durch zer überhaupt in der Lage, ſeine Leiſtung dem Kunden 
unen die Zuſage oder Verſchaffung einer dem Anſcheine nach 
zu 11 geltlichen Zuſatzleiſtung beſonders erſtrebenswert erſcheinen 
den blen, jo macht er ſich die auf einer Irreführung des Kun⸗ 
auch kleubende Werbekraft ſeines Angebots zunutze, mag dieſem 
lar ſein, daß die Zuſatzleiſtung nicht aus dem Vermögen 


des Verkäufers der Hauptleiſtung ſtammt. Dieſe Geſichtspunkte 
hat das BG. nicht verkannt. Es hat mit Recht angenommen, 
daß auch die Ankündigung und Gewährung von Freigas beim 
Verkauf eines Gasgeräts ihrer wettbewerblichen Bedeutung 
nach die Vorausſetzungen aufweiſt, die das Geſetz über den Be⸗ 
griff der verbotenen Zugabe erfordert. Wenn es die Gefahr 
einer Täuſchung des Kunden über die wirtſchaftlichen Vorteile 
des ihm angetragenen Geſchäfts für gegeben hält, weil dieſem 
nicht erkennbar ſei, ob er etwa in dem Preis für das Gasgerät 
auch das Freigas, wenn auch nur zum Teil, mitbezahle, ſo kann 
dem nicht, wie es die Rev. tut, damit entgegengetreten werden, 
daß der Käufer des Gasgeräts wiſſe, zu welchem Preiſe dieſes 
auch ſonſt feilgehalten werde, und daß er nicht mehr dafür 
bezahle, als es auch ohne das Freigas koſten würde. Gerade 
der Umſtand, daß er für den ihm bekannten Preis des Gas⸗ 
geräts außer dieſem auch noch Freigas erhalten ſoll, muß in 
ihm den Glauben hervorrufen, daß ihm damit ein beſonderer 
Vorteil geboten werde, den er nicht zu bezahlen brauche. Es 
kommt ihm nicht zum Bewußtſein, daß auch das Gaswerk mit 
der Freigasgewährung ſeinen Nutzen ſucht, indem es ihn durch 
ſein Angebot dem Erwerb eines Gasgeräts geneigt macht und 
ſo veranlaßt, einen Gaslieferungsvertrag einzugehen, bei dem 
ſchließlich er es iſt, der dem Gaswerk in Wahrheit den wirt⸗ 
ſchaftlichen Gegenwert für ſeine vermeintliche Freigebigkeit ge⸗ 
währt. Ebenſowenig kann es ſeine Meinung, daß ihm mit der 
Lieferung von Freigas eine unentgeltliche Zuſatzleiſtung geboten 
werde, beeinträchtigen, wenn er etwa annimmt, der Verkäufer 
des Gasgeräts habe dem Gaswerk hierfür irgendwie einzuſtehen. 
Denn es iſt für ihn nicht weſentlich zu wiſſen, auf weſſen Rech⸗ 
nung die Zuwendung geht, ſofern er nur glauben kann, ſie 
nicht ſelbſt bezahlen zu müſſen. Hat mithin das Angebot von 
Freigas beim Erwerb eines Gasgeräts auf jeden Fall die Wir⸗ 
kung, beim Käufer den Eindruck einer ihm ohne ſein Zutun 
und ohne Entgelt zufallenden Mehrleiſtung zu erwecken, ihn 
damit bei der Abwägung der Vorteile und Nachteile eines Gas⸗ 
gerätekaufs zu beeinfluſſen ind ihn durch den Anſchein einer 
beſonderen, außerhalb des eigentlichen Gegenſtands des Haupt⸗ 
geſchäfts liegenden Vergünſtigung in dem Entſchluß, ein Gas⸗ 
gerät zu erwerben, zu beſtärken, ſo liegt darin ein Mangel an 
Preisklarheit, der die Gefahr einer Täuſchung des Kunden be⸗ 
gründet. Es mag ſein, daß, wie die Rev. weiter hervorhebt, 
das Geſetz die Zugabe auch um deswillen für unerwünſcht hält 
und verbietet, weil durch die in Geſtalt der Nebenleiſtung er⸗ 
folgenden Warenlieferungen ſeitens branchefremder Perſonen 
die Belange des Fachhandels beeinträchtigt werden. Aber auch 
von dieſer wettbewerblichen Wirkung iſt das Vorgehen der 
Bekl. nicht frei. Wirbt der Verkäufer von Gasgeräten für ſeine 
Waren mit der Anpreiſung von Freigas, ſo greift er damit in 
den Gewerbebereich derer ein, denen an einer Verwendung 
anderer Heizmittel als Gas gelegen iſt. Es find dies vor allem 
die Gewerbe, die ſich für den Gebrauch feſter Heizſtoffe ein⸗ 
ſetzen, alſo der Kohlenhändler, Ofenſetzer und andere. Wendet 
lich, wie hier, der Kohlenhandel gegen das Vorgehen der Bekl., 
ſo tut er dies nicht in dem Gedanken, dem berechtigten Be⸗ 
ſtreben des Gaswerks, den Abſatz feines Erzeugniſſes zu för⸗ 
dern, entgegentreten zu können, ſondern in der Erwägung, daß 
eine ſolche Werbung zu beanſtanden ſei, wenn ſie durch das 
Angebot von Freigas ſeitens der Gasgerätehändler erfolgt, die 
mit dem Gasvertrieb ſelbſt nichts zu tun haben. Daß auch der 
Kohlenhandel kein Gas vertreibt, iſt hierbei unerheblich. Als 
Fachhandel, der durch das Vorgehen der Bekl. benachteiligt 
wird, hat er auf jeden Fall inſofern zu gelten, als er ſich 
ebenſo wie das Gaswerk mit dem Vertrieb von Heizſtoffen 
befaßt. Tut ihm der Gasgeräteverkäufer auf dieſem Gebiete 
Abbruch, indem er Freigas anbietet, ſo fehlt ſeinem Verhalten 
auch im Hinblick auf feine Wirkung gegenüber dem Fachhandel 
nicht die wettbewerbliche Bedeutung, wegen deren das Geſetz 
die Zugabe unterſagt. 

Soweit es die Rev. bemängelt, daß das BG. in der An⸗ 
kündigung und Gewährung von Freigas beim Kauf eines Gas⸗ 
geräts auch nach dem Sprachgebrauch eine Zugabe erblickt, iſt 
nicht einzuſehen, inwiefern eine ſolche, ſich auf die Anſchauungen 
des täglichen Lebens ſtützende Auslegung unzuläſſig ſein ſollte. 
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Sie iſt um fo mehr berechtigt, als die Zugabe VO. ſelbſt keine 
nähere Beſtimmung darüber enthält, was unter einer Zugabe 
zu verſtehen ſei, ſich vielmehr darauf beſchränkt, eine Zugabe 
zu verbieten, wenn ſie im geſchäftlichen Verkehr neben einer 
Ware oder einer Leiſtung angeboten, angekündigt oder ge⸗ 
währt wird. Wenn das BG. unter Berückſichtigung des Sprach⸗ 
gebrauchs auch eine Zuwendung von Freigas als Zugabe an⸗ 
ſieht, ſo will es damit offenbar nur zum Ausdruck bringen, daß 
es ſich dabei um einen Vorgang handelt, der angeſichts ſeiner 
äußeren Merkmale und ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung auch 
nach der Auffaſſung des täglichen Lebens und des Verkehrs 
nicht anders⸗gewertet wird. Es handelt ſich um die Zuwendung 
eines Vermögenswerts, der neben einer Hauptware gewährt 
wird und gewichtig genug iſt, um dem Käufer deren Erwerb 
eben im Hinblick auf die in Ausſicht geſtellte Vergünſtigung 
beſonders vorteilhaft erſcheinen zu laſſen. Das Vorbringen der 
Rev. läßt nicht erkennen, inwiefern dieſe Auffaſſung nicht mit 
dem Begriff der Zugabe im Einklang ſtünde, von dem das 
Geſetz ausgeht. Will ſie geltend machen, daß hierbei der nach 
dem Sinn und Zweck der Zugabe O. weſentliche Geſichtspunkt 
der Täuſchung des Publikums und der Schädigung des Fach⸗ 
handels nicht genügend berückſichtigt werde, ſo ſteht dem ent⸗ 
gegen, was das BG., wie oben ausgeführt, auch inſoweit zu⸗ 
treffend erwogen hat. Daß ihre Meinung, es werde auch im 
täglichen Leben nicht als Zugabe bezeichnet, wenn ein anderer 
als der Verkäufer der Hauptſache eine Vergünſtigung gewähre, 
unrichtig iſt, ergibt ſich ebenfalls aus dem vorher Dargelegten: 
der Verkehr betrachtet als Zugabe, was dem Käufer vermöge 
des ihm vom Verkäufer gemachten Angebots über die Haupt⸗ 
leiſtung hinaus ohne beſonderes Entgelt zufällt, unerachtet 
deſſen, aus weſſen Vermögen der Mehrwert ſtammt. 

Die Rev. wendet ſich weiter gegen die Anſicht des BG., 
daß der für den Begriff der Zugabe weſentliche Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen Hauptleiſtung und Nebenleiſtung gegeben ſei. 

Nach dem Geſetz liegt ein Zugabegeſchäft vor, wenn die Zu⸗ 
gabe neben einer Ware oder Leiſtung angeboten, angekündigt 
oder gewährt wird. Der damit verlangte innere Zuſammenhang 
zwiſchen dem Hauptrechtsgeſchäft und dem Nebenrechtsgeſchäft iſt 
gegeben, wenn die Zugabe mit Rückſicht auf den Erwerb der 
Hauptware angeboten oder gewährt wird, mag beides zeitlich zu⸗ 
ſammenfallen oder das eine dem anderen vorausgehen oder nach⸗ 
folgen. Die Zugabe muß geeignet und beſtimmt ſein, den Emp⸗ 
fänger in ſeiner Entſchließung zum Erwerb der Hauptleiſtung zu 
beeinfluſſen. Ob dieſer Zuſammenhang beſteht, kann nur nach 
den beſonderen Umſtänden des Falles beurteilt werden. Kann 
er ſelbſt dann gegeben ſein, wenn die Zuwendung im Hinblick 
auf einen ſich über längere Zeit erſtreckenden Geſamtbezug ge⸗ 
währt wird (vgl. RG. 149, 242, 249 = JW. 1936, 713 ), fo 
muß er erſt recht vorliegen, wenn, wie hier, die Nebenleiſtung 
ausdrücklich nur in Verbindung mit der Abnahme einer be⸗ 
ſtimmten Hauptleiſtung zugeſagt wird und ohne ſie überhaupt 
nicht erworben werden kann. Dieſe enge Verknüpfung von 
Haupt⸗ und Nebenleiſtung liegt auch durchaus im Willen der 
Bekl. Bedient ſich der Gasgeräteverkäufer des Hinweiſes auf 
die Freigaslieferung, um dem Kunden den Erwerb eines Gas⸗ 
geräts als beſonders vorteilhaft erſcheinen zu laſſen und ſo 
ſeinen eigenen Abſatz zu fördern, ſo will auch das Gaswerk in 
gleicher Richtung wirken, wenn es jenen in die Lage verſetzt, 
Freigas anzubieten: es erwartet eine Hebung ſeines Gas⸗ 
abſatzes, wenn es gelingt, durch den Verkauf eines Gasgeräts 
einen neuen Gasbedarf zu ſchaffen. Die Gemeinſamkeit der 
wirtſchaftlichen Intereſſen, die durch die Verbindung des Gas⸗ 
geräteverkaufs mit der Freigasgewährung gefördert werden 
ſollen, beſteht alſo, obwohl der Geräteverkäufer und der Liefe⸗ 
rant des Freigaſes nicht perſonengleich ſind. Sie kommt auch 
dadurch nicht in Wegfall, daß das Gaswerk nicht im Auftrag 
oder für Rechnung des Geräteverkäufers handelt. Es genügt, 
daß beide auf gemeinſames Zuſammenwirken angewieſen ſind, 
wenn die Ankündigung und Gewährung von Freigas den von 
ihnen erſtrebten Erfolg haben ſoll, der Gasgerätehändler, 
ſofern er ohne Mitwirkung des Gaswerks nicht imſtande wäre, 
ſeinen Kunden neben dem Gasgerät den Vorteil der Freigas⸗ 
lieferung zukommen zu laſſen und ſie damit einem Erwerb 


ſeiner Geräte geneigt zu machen, das Gaswerk, indem es ws 
Werbemittel ohne die Unterſtützung des Apparateverkäufer 
nicht mit gleichem Erfolge zur Geltung bringen könnte. 
Rev. kann nicht beigetreten werden, wenn fie das Beſtehel 
eines inneren Zuſammenhanges zwiſchen dem Geräteverkan 
und der Freigaslieferung mit dem Hinweiſe darauf verneinen 
zu können glaubt, daß die Bekl. zu 1) mit der Gewährung von 
Freigas lediglich eigene Intereſſen verfolge. Soweit für d 
der Zweck der Arbeitsbeſchaffung beſtimmend iſt, kann Du 
nichts daran ändern, daß das Mittel, deſſen fie jich hierzu be 
dient, nur wirkſam werden kann, wenn neue Gasgeräte ver 
kauft, alſo auch die Geſchäfte der Apparatehändler geförber, 
werden. Der Geſichtspunkt der Arbeitsbeſchaffung vermag au 
im übrigen das Vorgehen der Bekl. ſeiner wettbewerblichen 
für das Vorliegen einer Zugabe i. S. des Geſetzes weſentlichen 
Bedeutung für das Publikum und den Fachhandel feſter Heiß 
ſtoffe nicht zu entkleiden, und zwar für letzteren ſchon deshal 
nicht, weil jede Hebung des Abſatzes von Gas und Gasgeraten 
notwendig zu einer Arbeitsverringerung bei den für die Ver⸗ 
wendung feſter Heizſtoffe eintretenden Gewerben führen muß. 
Ebenſowenig kann ſich die Bekl. zu 1) mit Erfolg darauf DE 
rufen, daß ſie Freigas nur gewähre, um den Käufern von 
Gasgeräten das mit unwirtſchaftlichem Gasverbrauch verbun, 
dene Einarbeiten in deren Gebrauch zu erleichtern. Wenn 5 
Rev. hierbei geltend macht, das Freigas werde bei jeder neue! 
Inbetriebſetzung eines Gasapparates geliefert, gleichviel, 5 
und wo dieſer gekauft, ob er dem Benutzer geſchenkt worden 
oder aus welchem ſonſtigen Rechtsgrunde dieſer ihn verwen = 
fo ſteht dies mit dem erwieſenen Sachverhalt zum mindeſtel 
inſofern nicht im Einklang, als nach dem unſtreitigen Parte 
vorbringen nur ſolche Gerätekäufe einen Anſpruch auf Zreige® 
begründen, die bei einem der Gasgemeinſchaft angehörenden 
Händler abgeſchloſſen werden. Ergibt ſich ſchon hieraus, daß 
die Werbewirkung der Freigasgewährung nach dem Willen 
des Gaswerks gerade nur den Gerateverkäufern zugute 
men ſoll, die ſich mit ihm zur Förderung gemeinſamer > 
eſſen verbunden haben, fo erſcheint der don der Rev. her 
gehobene Beweggrund, durch die Gewährung von Freigas ‚ats 
Käufer die Einarbeitung in den Gebrauch des neuen Genc 
zu erleichtern, auch ſonſt nicht geeignet, um ein ausſchlteßlie 
eigenes Intereſſe der Bekl. zu 1) an der Freigasabgabe darzutun 
Die Menge des zu gewährenden Freigaſes bemißt ſich teines weg 
nach Umſtänden, die für eine Ausprobierung des Geräts 5 
Bedeutung ſein könnten. Sie richtet ſich nicht nach der Schw. 
rigkeit ſeiner Bedienung oder der größeren oder geringer ft 
Erfahrung des Käufers in feiner Behandlung, ſondern r 
ſich lediglich nach der Art des gekauften Geräts und der Ber, 
des Gasbedarfs ab, mit dem das Gaswerk bei deſſen zu 5 
wartender verkehrsüblicher Benutzung rechnen zu nn 
glaubt. Daß dieſer Gasbedarf eintritt, hängt aber gerade 26 
dem Zuſtandekommen des Gerätekaufs ab, der dem Kune 
durch das Freigasangebot nahegelegt werden ſoll. An des 
Werbewirkung nimmt der Geräteverfäufer ebenſo teil wie it 
Gaswerk. Die wirtſchaftlichen Intereſſen beider gehen 1 in 
Hand in Hand und werden durch ein und dasſelbe Mitte die 
gleicher Richtung gefördert. Es iſt nicht an dem, daß, wie 
Rev. meint, dem Gaswerk nur an der Gaslieferung nn 
Händler lediglich am Apparateverkauf liege. Das Gaswerk 
vielmehr durch die Gewährung von Freigas eine Er) 
ſeines Gasabſatzes nur ererichen, wenn ſeine Maßnahme a 1 
dem Gasgerätehändler zu einer Steigerung ſeines Umfaße® en 
Gasgeräten verhilft. Dieſer wiederum will in erſter Linie — xt 
eigenen Vorteil wahrnehmen und nicht lediglich dem Gast ots 
zu Dienſten ſein, wenn er die Zugkraft ſeines Warenange ne 
durch den Hinweis auf die Freigasgewährung verſtärkt. en⸗ 
enge Bindung der beiderſeitigen, in gleicher Richtung ne nd 
den Intereſſen an die Werbemaßnahme der Freigasgewährn et 
unterſcheidet auch den zur Erörterung ſtehenden Sachver ten 
weſentlich von dem von der Rev. als gleichliegend angeln, 
Falle der Verſchaffung verbilligter Theater- oder Konzerte ſſen⸗ 
die die Reichsrundfunkgeſellſchaft ihren ſich als ſolche auswe ine 
den Hörern zur Verfügung ſtellt. Mag zwar auch bier nd 
Jutereſſenverknüpfung zwiſchen der Rundfunkgeſellſchaft 
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dm Theater- oder Konzertunternehmen inſofern beſtehen, als 
ieſem daran gelegen iſt, daß der große Kreis der Rundfunk⸗ 
rer auf die verbilligte Bezugsmöglichkeit hingewieſen wird, 
während der Rundfunk durch die Vermittlung verbilligter Ein⸗ 
trittskarten einen Anreiz bietet, Rundfunkhörer zu werden, ſo 
it doch angeſichts der überragenden Werbekraft, die dem 
zundfunk ſchon kraft der ihm eigentümlichen Leiſtung zu— 
zommt, der Geſichtspunkt neuen Hörergewinns durch Beſchaf⸗ 
lung verbilligter Eintrittskarten gänzlich in den Hintergrund. 
eh es, wie oben ausgeführt, für das Beſtehen eines Zu⸗ 
ammenhanges zwiſchen Haupt⸗ und Nebenleiſtung, ohne den 
on einem Zugabegeſchäft nicht geſprochen werden kann, weſent⸗ 
ich auf die beſonderen Umſtände des Falles an, ſo kann dar⸗ 
aus, daß in dem von der Rev. angeführten Beiſpiel die Ge⸗ 
meinſamkeit der Intereſſen und der innere Zuſammenhang 
zwiſchen Haupt⸗ und Nebenleiſtung möglicherweiſe nicht ſtark 
genug iſt, um die Verſchaffung verbilligter Eintrittskarten als 
Zugabe des Rundfunks zu ſeiner eigentlichen Leiſtung er⸗ 
Deinen zu laſſen, nicht gefolgert werden, daß gleiches auch für 
en zur Erörterung ſtehenden Fall gelten müffe. 


Daß auch im übrigen die Vorausſetzungen vorliegen, die 
Be Verhalten der Bekl. zu 1) als Verſtoß gegen § 1 Abſ. 1 
Jugabe WO. kennzeichnen, ergeben die weiteren Ausführungen 
— Boch. Dieſes ſtellt feſt, daß die Bekl. zu 1) den Fachgeſchäften 
die Ankündigung von Freigas durch die Mitteilung, ſolches ge⸗ 
währen zu wollen, erſt ermöglicht, von den Aushängen in den 
Schaufenſtern auch der Bekl. zu 2) Kenntnis gehabt und ſie 
gebilligt, auch keine Schritte unternommen habe, um ſie ent⸗ 
lernen zu laſſen. Es folgert hieraus mit Recht ein einverſtänd⸗ 
iches Zuſammenwirken der Bekl., für das auch die Bekl. zu 1) 
einzuſtehen habe. Es kann ebenſowenig bezweifelt werden, daß 
weſe im geſchäftlichen Verkehr gehandelt hat. Mit dem Be- 
Diebe eines Gaswerks erfüllt die Bekl. zu 1) nicht eine ihr als 

rägerin hoheitlicher Gewalt obliegende öffentlich⸗rechtliche 
aufgabe, ſondern ſie übt eine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit 
bas, mit der ſie am Wettbewerbsleben teilnimmt. Die Rev. 
zat denn auch gegen das angefochtene Urteil Angriffe in dieſer 
dichtung nicht erhoben. 

Soweit die Rev. weiter geltend machen will, daß die Freigas⸗ 
ewährung als Zugabe zur künftigen Gaslieferung anzuſehen ſei, 
i ihr auch unter dieſem Geſichtspunkt kein Erfolg zuteil 
al den. Es läge in ſolchem Falle ein Mengenrabatt vor, wie er 

erdings in 8 1 Abſ. 20 Zugabe O. unter gewiſſen Vorausſet⸗ 
vo gen für zuläffig erklärt wird. Da es ſich aber bei der Lieferung 
95 Gas zur Verwendung im Haushalt, die hier allein in Be⸗ 

acht kommt, um die Veräußerung einer Ware des täglichen Be⸗ 

ars im Einzelhandel an den letzten Verbraucher handelt, bleibt 

5 * eine Anwendung dieſer Beſtimmung kein Raum. Es greifen 
die mehr die Vorſchriften des Rabatt®. v. 25. Nov. 1933 Pla, 
MN für ihren Geltungsbereich denen der ZugabeBO. vorgehen. 

ach § 7 Rabatt®. kann ein Mengennachlaß gewährt werden, 
net mehrere Stüde oder eine größere Menge von Waren in 
Art Lieferung veräußert werden und ein Mengennachlaß nach 
gi und Umfang ſowie nach der verkauften Stückzahl oder 
ende als handelsüblich anzuſehen ift; er kann weiter nur 

weder durch Hingabe einer beſtimmten oder auf beſtimmte 

ein zu berechnenden Menge der verkauften Waren oder durch 
denen Preisnachlaß gewährt werden. Danach fehlt es aber an 

den brausſetzungen, unter denen eine Freigasgewährung als 
f wondenrabatt ſtatthaft ſein könnte, in mehrfacher Hinſicht. Wie 

a das LG. zutreffend ausgeführt hat, laßt ſich weder eine 
N delsüblichkeit ſolchen Nachlaſſes erweiſen — die Bekl. zu 1) 
ließ, michts vorgebracht, was eine dahin gehende Feſtſtellung zu⸗ 
. noch kommt eine Mehrveräußerung in einer Liefe⸗ 
ein 8 in Betracht, von der nur geſprochen werden könnte, wenn 
der „uf eine beſtimmte Menge gerichteter Kaufvertrag vorläge, 
einem Verkäufer in einer wenn nicht zeitlich, ſo doch rechtlich 
ton. lichen Handlung zu erfüllen wäre. Das iſt nicht der Fall, 
8 es ſich um eine fortlaufende, nach Menge und Dauer 
in beſtimmte, vom Abnehmer nur in regelmäßigen Abſtänden 
dandede der jeweiligen Entnahme zu bezahlende Gasabgabe 

if Bei der Unbeſtimmtheit und Unbeſtimmbarkeit der 

kung fehlt es endlich auch an der Möglichkeit, das zuſätzlich 


gewährte Freigas mengenmäßig in beſtimmte Beziehung zur 
verkauften Ware zu ſetzen, wie es § 7 Rabatt. für die Zu⸗ 
läſſigkeit eines Mengennachlaſſes fordert. Die Bekl. zu J) könnte 
ſich zur Rechtfertigung ihres Vorgehens auch nicht darauf be⸗ 
rufen, daß das RabattG. auf ſie keine Anwendung finde, weil 
ſie als Monopolbetrieb nicht zu Zwecken des Wettbewerbs 
handele ($ 1 RabattG.). Auf Grund ihrer Monopolſtellung 
mag ſie außerhalb des Wettbewerbs ſtehen, ſoweit ihrer Be⸗ 
tätigung eine Wettbewerbsabſicht fremd iſt und Mitbewerber, 
die dadurch berührt werden könnten, fehlen. Es mag ihr deshalb 
vom wettbewerblichen Standpunkt aus nicht zu verwehren ſein, 
wenn ſie einzelnen oder einzelnen Gruppen ihrer Gasabnehmer 
Sondervorteile einräumt, weil ihr dies aus ſoztalen oder betriebs⸗ 
wirtſchaftlichen Gründen angemeſſen erſcheint. Sie hält ſich damit 
innerhalb eines Bereichs geſchäftlicher Betätigung, der zufolge 
ihrer Monopolſtellung einem Eindringen fremder Wettbewerber 
ohnehin verſchloſſen iſt. Sucht ſie hingegen ihren Monopol⸗ 
betrieb zu erweitern, indem ſie Kunden zu gewinnen ſucht, 
die ihm bisher fernſtanden, ſo begibt ſie ſich auf ein Gebiet 
wettbewerblichen Handelns, auf dem ſie den hierfür maßgeben⸗ 
den geſetzlichen Vorſchriften ebenſo unterworfen iſt wie jeder 
ſonſtige Wettbewerber. Es ſteht dann nicht mehr ein Frage, wie 
ſie ſich innerhalb ihres Monopolbereichs einrichtet, ſondern in⸗ 
wieweit ſie berechtigt iſt, dieſen auf Koſten konkurrierender 
Geſchäftszweige, wie der für die Verwendung feſter Heizſtoffe 
eintretenden Berufe, auszudehnen. An die hierfür durch das 
Wettbewerbsrecht, alſo auch das Rabatt., gezogenen Schran⸗ 
ken iſt fie trotz ihres öffentlich-rechtlichen Charakters gebunden 
(vgl. RG. 132, 296, 300 = JW. 1931, 1915 2). Darauf, daß 
an ſich ein Handeln zu Zwecken des Wettbewerbs ſchon dann 
gegeben iſt, wenn man fremden Wettbewerb fördert, kommt 
es daher hier nicht an. 

Die Rev. meint ferner, daß, wenn eine rechtlich erhebliche 
Verkoppelung des Geſchäfts des Apparatehändlers mit dem des 
Gaswerks wirklich vorliege, dann auch dem Gasgeräteverkäufer 
die laufende Gaslieferung Furch das Gaswerk zugute gehalten 
werden muſſe mit der Folge, daß auf ihn § 1 Abſ. 20 Zugabe O. 
und $ 7 Rabatt. ebenfalls unmittelbar anzuwenden ſeien. 
Was die Rev. hieraus für ſich herleiten will, iſt nicht ganz 
klar. Beſteht ein innerer Zuſammenhang zwiſchen dem Verkauf 
des Gasgeräts und der Gewährung des Freigaſes, der auf dem 
gemeinſamen wirtſchaftlichen Intereſſe der Bekl. an der För⸗ 
derung des Gasgeräteabſatzes beruht, und iſt demgemäß das 
Freigas als Zugabe zum Gasgerät anzuſehen, ſo ſcheitert eine 
Rechtfertigung ſeiner Gewährung unter dem Geſichtspunkt eines 
erlaubten Mengennachlaſſes daran, daß es ſich bei Gerät und 
Gas nicht, wie beide von der Rev, angezogenen Beſtimmungen 
vorausſetzen, um dieſelben Waren handelt. Soll hingegen das 
Freigas als erlaubte Zugabe oder erlaubter Rabatt zur künf⸗ 
tigen Gaslieferung gelten (was nach den vorhergehenden Aus⸗ 
führungen nicht zutrifft), ſo iſt nicht einzuſehen, inwiefern der 
Auffaſſung der Rev. mit der Annahme gedient ſein könnte, es 
beſtehe ein innerer Zuſammenhang zwiſchen dem Geräteverkauf 
und der Freigasabgabe, der doch eben wiederum nur ergäbe, 
daß das Freigas eine unzuläſſige Zugabe zum Gerät darſtellt. 

Das BG. unterſcheidet zwiſchen den Fällen, in denen der 
Käufer die Gasgeräte bar bezahlt und in denen er den Kauf⸗ 
preis in monatlichen Teilzahlungen begleicht. Es geht davon 
aus, daß der Käufer im erſten Falle nur mit dem Gasgeräte⸗ 
händler in vertragliche Beziehungen trete, während bei dem 
Kreditkauf ausweislich des Beſtellſcheins die Bekl. zu 1) — 
durch ihr Gaswerk — und der Käufer Vertragsparteien ſeien, 
der Gerätehändler hingegen nur eine Art Vermittler⸗ oder Ge⸗ 
hilfentätigkeit für die Bekl. zu 1) ausübe. Das BG. erachtet 
eine Zuwiderhandlung der Bekl. zu 1) gegen § 1 Abſ. 1 Zugabe⸗ 
VO. beide Male für gegeben, im erſten Falle auf Grund ihres 
einverſtändlichen Zuſammenwirkens mit der Bekl. zu 2), im 
zweiten inſofern, als ſie durch dieſes Freigas als Zugabe zum 
Gasgerät habe anbieten laſſen. Die Rev. bezeichnet die Auf⸗ 
faſſung des BG., es ſeien beim Erwerb eines Gasgeräts auf 
Teilzahlung lediglich der Käufer und die Bekl. zu 1) Vertrags⸗ 
parteien, als rechtsirrig. Sie trägt vor, daß das Gaswerk den 
Kauf nur finanziere, indem es dem Käufer ein Darlehn in 
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Höhe des Kaufpreiſes gewähre, den es für ſeine Rechnung an 
den Händler bezahle, daß es ſelbſt aber nicht Verkäufer des 
Geräts ſei, da es einen eigenen Handel mit ſolchen Geräten 
gar nicht betreibe, alſo auch weder Eigentum daran übertragen 
oder ſich vorbehalten könne. Das BG. habe, ſo macht die Rev. 
unter Erhebung einer Verfahrensrüge aus § 139 ZPO. weiter 
geltend, bei näherer Prüfung des Beſtellſcheins die juriſtiſche 
Unhaltbarkeit ſeines Inhalts erkennen und ſich veranlaßt ſehen 
müſſen, die wirkliche Rechtslage durch Ausübung ſeiner Frage⸗ 
pflicht aufzuklären. Dann hätte die Bekl. zu 1) den Sachverhalt 
näher dargelegt und ein Formular der Wirtſchaftsgruppe Elek⸗ 
trizitätsverſorgung beigebracht, durch das das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Apparatehändler, Käufer und Kraftwerk in dem an⸗ 
gegebenen Sinne klargeſtellt worden wäre. Ob dieſes Vor⸗ 
bringen der Rev. begründet iſt, kann dahinſtehen. Soweit ſie 
damit dartun will, daß auf Teilzahlung abgeſchloſſene Geräte⸗ 
käufe nicht anders zu beurteilen ſeien, als die zwiſchen dem 
Käufer und dem Gerätehändler zuſtande gekommenen Bar⸗ 
geſchäfte, kann es hierauf nicht mehr ankommen, wenn, wie 
oben ausgeführt, auch bei dieſen die Freigasgewährung eine 
verbotene Zugabe darſtellt. Für den Standpunkt der Rev. wäre 
nichts gewonnen, wenn ihre Anſicht über die rechtliche Be⸗ 
deutung auch der Teilzahlungskäufe zuträfe. 

Erachtet hiernach das BG. die Zugabe BO. auf das Ver⸗ 
halten der Bekl. zu 1) mit Recht für anwendbar, ſo ergib. ſich 
ohne weiteres, daß auch § 1 Abſ. 3 BO. verletzt iſt, ſoweit die 
Zuwendung mit der Bezeichnung „Freigas“ als unentgeltlich 
bezeichnet worden iſt. Die dahingehende Anſicht des BG. läßt 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

Der Spruch des Einigungsamts Frankfurt a. M. v. 9. Okt. 
1935, auf den ſich die Rev. bezieht, bietet keine Veranlaſſung 
zu einer abweichenden Beurteilung des Sachverhalts. Soweit 
er mit den vorſtehenden Ausführungen nicht im Einklang ſteht, 
ergeben dieſe, weshalb ihm der Senat nicht beitritt. 

Erweiſt ſich hiernach der Unterläſſungsanſpruch des Kl., 
gegen deſſen ſich aus $ 2 Zugabe O. ergebende Sachbefugnis 
keine Bedenken beſtehen, nach 88 1 Abſ. 1, 3 daſelbſt als be⸗ 
gründet, ſo bedarf es keines weiteren Eingehens darauf, ob 
das Verhalten der Bekl. zu 1) auch gegen $ 1 UnlWG. verſtößt. 

(RG., II. Ziv Sen., U. v. 9. Febr. 1937, II 162/36.) [W. R. 


(= RB. 154, 28 


Anmerkung: Dem Urteil ſtimme ich zu. Seine Bedeutung 
iſt beſonders groß. Die Freigasgewährung an Gasgerätekäufer 
war zum Kernſtück der Wettbewerbshandlungen auf ſeiten der 
öffentlichen Hand geworden. Ihr entſprach die Freiſtromgewäh⸗ 
rung an die Käufer von Elektrogeräten. Das beſondere dieſes 
Wettbewerbsbildes lag darin, daß die öffentliche Hand ſich mit 
privaten Unternehmern, den Gerätehändlern und Inſtallateu⸗ 
ren, zuſammenſchloß, um den Wettbewerbskampf der öffentlichen 
Hand gegen die private Wirtſchaft, ſoweit ſie ſich um Brenn⸗ 
ſtoff und Ofen gruppiert, erfolgreich zu geſtalten. Wem im 
Konkurrenzkampf die öffentliche Hand beiſpringt, der iſt gegen⸗ 
über ſeinem Gegner, der ohne öffentliche Unterſtützung auskom⸗ 
men muß, im Vorteil. Aber auch das immer unglückliche Wett⸗ 
bewerbshandeln der öffentlichen Hand gegen die private Wirt⸗ 
ſchaft wird umgekehrt durch die Verbindung mit Privatunter⸗ 
nehmern bevorteilt. 

Das Urteil beantwortet die Frage, ob für die öffentliche 
Hand im Wettbewerbskampf andere Regeln gelten als für die 
Privatwirtſchaft, und ob die privaten Unternehmer, die gegen 
andere Teile der Privatwirtſchaft gemeinſam mit der öffent⸗ 
lichen Hand ihren Wettbewerb treiben, dadurch eine rechtliche 
Sonderſtellung gewinnen. Nicht geringer iſt die Bedeutung, die 
das Urteil um deſſentwillen beſitzt, weil es Klarheit über den 
Zugabebegriff ſchafft. Es iſt die erſte reichsgerichtliche Zugabe⸗ 
entſcheidung ſeit dem Urt. v. 10. Dez. 1935: JW. 1936, 2 
Das Mißverſtehen der Zuſammenhangslehre dieſes Urteils hat 
zu der Bildung eines verfehlten Zugabebegriffs in manchen 
Kreiſen Anlaß gegeben. Weil in JW. 1936, 713 das RG. ge⸗ 
nötigt war, die im Hinblick auf eine Kette beſtimmter rücklie⸗ 
gender Einkäufe gewährte unentgeltliche Zuwendung eines 
Gegenſtandes der im Hinblick auf einen einzelnen gegenwärti⸗ 


gen Einkauf unentgeltlich gewährten Zuwendung gleichzuſtellel, 
weil alſo das RG. die zeitliche Bedeutung des Wortes „neben 
über die Gegenwart hinaus auch auf die Vergangenheit vezog, 
hat man geglaubt, das RG. wünſche eine weite Auslegunt 
des Wortes „neben“ und damit eine Anwendung der Zugabe 
VO. auf alle Wirtſchaftsvorgänge, die ſich in der äußeren E 
ſcheinungsform nach gleichen. g; 
Zwar find dem das OLG. Hamm: JW. 1937, 1055 
Reſchreiter: G Rug. 1936, 697; Hecht: Wi Bl Bl 190, 
Heft 11/12, 585; Wendlandt: „Überblick“ 1937, 162 ff. Wa! 
lichs: AWR. 1937, 24; Richter: JW. 1936, 2608; Schafen, 
JW. 1936, 3436; Eule: WiBl JBl. 1935 Heft 12, 814 WS 
ich JW. 1936, 2369 ff., 2969 ff., 3294 ff. und 3437 ff.) ferne, 
JW. 1937, 187 und 1937, 1264 ſowie in „Kopplungsgeſchalle. 
Moeſer⸗Verlag 1937, 49 ff., entgegengetreten. Nun ſtellt abe! 
auch das RG. feſt, daß „eine Beſtimmung des Zugabebegtill” 
lediglich nach der äußeren Erſcheinungsform der Wirtſchaft“ 
vorgänge“ dem geſetzlichen Zugabebegriff nicht gerecht wit 
Nicht jede unentgeltliche Zuwendung eines Gegenſtandes pr 
eine Zugabe, auch dann nicht, wenn der Empfänger Kung 
des Gegners iſt. Das „neben“ im Satz 1 Abſ. 1 8 1 Zugaben 
iſt weder äußerlich noch weit auszulegen. Keineswegs ſtellt, WE 
Junckerstorff: AWR. 1936, 59 ſagt, „§ 1 Ab. 1 Noe 
v. 3. März 1932 alles auf die äußere Erſcheinungsform 5 
Wettbewerbshandlung ab“. Im Gegenteil: Die äußere Erſchen 
nungsform iſt belanglos. Der Händler mag dem Kunden un 
entgeltlich Gegenſtände gewähren. Soll das verboten fein, I 
„bedarf es des Hinzutretens beſonderer Umſtände, die das Wee 
der zu erfaſſenden Wettbewerbshandlung ausmachen“. Dem! 
beftätigt das RG. die Verfehltheit der von Junck ers 10 
noch in AWR. 1936, 60 betätigten Auffaſſung: „Wird ne 
einer Ware oder Leiſtung eine Zugabe gewährt, ſo fällt ſte 55 
ter 8 1 Abſ. 1 Zugabe O., ohne daß es darauf ankommt, we 
chem Zweck im einzelnen die Zuwendung dienen ſoll.“ iche 
Welche beſonderen Umſtände ſind es, die die unentgeltiten 
Gewährung eines Gegenſtandes ſeitens des Verkäufers an 
Kunden zu einem Fall der Zugabe werden laſſen? Wohl 15 
merkt: Der Prachtkatalog, den der Händler dem Kunden e 
geltlich behändigt, iſt ein Gegenſtand, der neben einer 0 in 
und gerade weil ſoeben der Käufer gekauft hat, oder weil er . 
der Vergangenheit mehrfach gekauft hat, oder weil er in den 
Zunkunft kaufen ſoll, gewährt wird. Und der Obſtkorb, aht 
zur Silbernen Hochzeit des Käufers der Händler ſpendet, 5 
äußerlich gefehen in einer Reihe neben den übrigen Vorgang en 
die ſich zwiſchen Käufer und Verkäufer vollziehen, neben it 
übrigen entgeltlichen Gewährungen von Ware. Und 1 
die äußere Erſcheinungsform des Wettbewerbsvorganges ® ‚för 
die gleiche, wenn der Fabrikant dem Händler einen Berk! 5 
ſchrank leiht, wenn der Großhändler dem Kleinhändler * , 
material im Werte von 100 %% umſonſt zur Verfügung ung 
das vom Kleinhändler verteilt, für den Großhändler Were n 
treiben ſoll. Und nicht minder iſt die äußere Erſcheinung?! em 
des „neben“ wiederum gegeben da, wo der Einzelhändler che 
gleichen Kunden, dem er ſoeben für teures Geld eine Freund 
Parfüm verkauft hat, eine billige neue Zahnbürſte verka, rigen 
leiſtet; oder wenn gar der Verkauf des teuren und des bi 1 
Gegenſtandes in einem Akte vorgenommen wird. Das hin 
ift angeſichts der räumlichen Denkweiſe des Menſchen ſchle lten, 
immer zu verzeichnen. Um ſo wichtiger iſt es, daran ſeſtzuha gt 
daß das RG. das Hinzutreten beſonderer Umſtände ver en. 
ſoll dieſes „neben“ einmal den Tatbeſtand der Zugabe e il 
Nur dann fällt das „neben“ unter den Zugabebegriff, dem 
der Verkäufer mit der Geſchenkidee wirbt, wenn er im der 
Kunden den falſchen Eindruck erzeugt, der Kunde habe duſten, 
bezahlten Ware eine zweite Ware unentgeltlich hinzu Erbe ed 
fo daß ſich der Preis der bezahlten Ware um den nicht heeis⸗ 
neten Preis der unbezahlten Ware verbillige. Dann iſt die 5 0 
unklarheit herbeigeführt, gegen die ſich die Zugaben O. WE, it, 
Auch wenn der Kunde volkswirtſchaftlich dahin aufgeklür der 
daß die Verkäufer die Zugaben an irgendeiner Stelle z ge⸗ 
einkalkulieren, bildet er ſich doch ein, daß der Preis De ala‘ 
ſchenkten Zuartikels zum mindeſten nicht ganz bei der Ke wor’ 
tion dieſer gerade eben gekauften Hauptware einkalkuliert nah 
den ſei. Zumeiſt wird der Käufer die Hoffnung hegen 
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der Verkäufer dasjenige, was ihm die Zugabegewährung koſtet, 
dal die Käufer anderer Waren ganz oder überwiegend umlegt, 
aß alſo jedenfalls die Geſamtmaſſe der Käufer dieſes Hauſes 
ie Unkoſten mittrage, die die Zugabegewährung an ihn, den 
gegenwärtigen Käufer, verurſacht. Wenn eine ſolche aktive Ver⸗ 
„tung der Preisklarheit vom Verkäufer angeſtrebt oder hin⸗ 
denommen wird, dann freilich iſt die Publikumstäuſchung ge⸗ 
Ben. deren Bekämpfung Ziel der Zugabe O. iſt. Das ſetzt 

o voraus, 1. daß der Verkäufer einen Gegenſtand ſchenkt, 
ft daß der Verkäufer die unentgeltliche Gewährung des Gegen⸗ 
kundes derart von einem beſtimmten Einkauf oder einer Kette 
zeſtimmter Einkäufe abhängig macht, daß der Käufer die Vor⸗ 
beuung, durch das Geſchenk bereichert zu ſein, in Verbindung 
a mit der Vorſtellung, die er über den Preis der Haupt⸗ 
b; te hat, daß der Käufer alſo die vermeintliche Bereicherung 
urch das Geſchenk abzieht von dem ihm berechneten Preis der 
wauptware. Nur wenn der Käufer in der unentgeltlichen Zu⸗ 
geln dung nach den beſonderen Umſtänden eine ihm „ohne Ent⸗ 
eit zufallende Mehrleiſtung“ zur Erfüllung des Hauptkaufs 
Mu erblicken kann, wenn ihm abhängig von der Hauptleiſtung 
3 Gegenstand „ohne beſonderes Entgelt zufällt“, wenn ihm 
Pes Kur, weil er einen gewiſſen Apparat gekauft hat, von dem 
a änfer dieſes Apparats oder ſeinem Hintermanne „eine ge⸗ 
le Menge Gas“ unentgeltlich zur Verfügung geſtellt wird, 
N n dann handelt es ſich um eine Zugabe, die „Zuwendung eines 
nd nögenswertes, der neben einer Hauptware gewährt wird, 
81 gewichtig genug iſt, um dem Käufer deren Erwerb eben im 
onblick auf die in Ausſicht geſtellte Vergünſtigung beſonders 
die eilhaft erſcheinen zu laſſen“. Dann entſteht in dem Kunden 
hin falſche Vorſtellung, als erhalte er über den Hauptgegenſtand 
8 noch eine zuſätzliche Leiſtung, einen Gegenſtand, der 
In nicht berechnet wird und deſſen Preis in der Kalkulation 


d 
Ju, Hauptware zum mindeſten nicht voll berückſichtigt ift. Die 
Geſatzleiſtung muß, ſoll es ſich um eine Zugabe handeln, im 


„ande der Unentgeltlichkeit auftreten, eine „dem Anſchein 
1996 unentgeltliche Zuſatzleiſtung“ ſein. Ich habe das in JW. 
lun 969 ff. und 3294 ff. ausführlich dargelegt und in „Kopp⸗ 
ugsgeſchäfte“ S. 11 ff. noch weiter ausgeführt. 
dar Das Täuſchungsmoment iſt das wichtigſte Motiv der Zu⸗ 
ge, aber „es mag ſein“, führt das RG. aus, „daß das 
ders die Zugabe auch um deswillen für unerwünſcht hält, und 
5 tetet, weil durch die in Geſtalt der Nebenleiſtung erfolgen⸗ 
a arenlieferungen ſeitens branchefremder Perſonen die Be⸗ 
wird des Fachhandels beeinträchtigt werden“. Immer wieder 
der der Zugabe O. unterſtellt, fie bezwecke einen abſoluten Schutz 
Sie „einen Branche gegen Eingriffe ſeitens Branchefremder. 
ha efaßt ſich indeſſen gar nicht mit dem Fall, daß jemand, der 
delt dächlich Waren aus einem beſtimmten Branchekreiſe han⸗ 
ern baren aus einem anderen Branchekreis mit vertreibt, ſon⸗ 
ſeien ſchützt den Fachhandel nur dagegen, daß andere Händler, 
tät Ne nun zu der Branche zu zählen oder nicht, die Gegen⸗ 
len be als Zugabe, alſo unentgeltlich um eines Hauptkaufs wil⸗ 
zur Gegeben, die der Fachhandel entgeltlich zu vertreiben ſich 
Rop erufsaufgabe geſetzt hat. Das hat an dem Beiſpiel des 
16 blungsverkaufs das OLG. Düſſeldorf in dem Urt. vom 
e ni 1937, Ss 53/37 entſchieden. Ebenſo die in der Anmer⸗ 
fern zu dem Urteil: JW. 1937, 186 zitierten Entſcheidungen, 
er Culemann in „Kopplungsgeſchäfte“ S. 58 ff. 


durch Daß der vom RG. ebenſo wie von der herrſchenden Lehre 
auf mus geforderte innere Zuſammenhang zwiſchen Haupt⸗ 
eine und unentgeltlicher Zuwendung eines Gegenſtandes oder 
Verte gewerblichen Leiſtung nicht durchbrochen wird, wenn der 
Man aufer ſich für die Gewährung der Zugabe eines Hinter- 
iR des bedient, hat das RG. auch für den Fall anerkannt, daß 
intermann von der öffentlichen Hand verkörpert wird. 
der Die Zugehörigkeit zur öffentlichen Hand befreit nicht von 
Urte achtung der Wettbewerbsvorſchriften. Freilich hat das 
Eure; nicht ſcharf genug erkannt, weshalb der Rundfunk, wenn 
u einen Hörern verbilligte Eintrittskarten verſchafft, anders 
eine barteilen iſt als das Gaswerk, das den Gasgerätekäufern 
Vo beſtimmte Menge Gas ſchenkt. Verboten iſt von der Zugabe⸗ 
des icht das verbilligte Mitliefern eines zweiten Gegenſtan⸗ 
aus eigener oder fremder Branche, ſondern verboten ift 
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nur die, wie das RG. ſelber ſagt, „unentgeltliche Zuſatzleiſtung“, 
die „Zuwendung eines Vermögenswertes“, ſei es eines Gegen⸗ 
ſtandes oder eines Quantuzus Gas, das feiner unkörperlichen 
Natur wegen nicht auf der ganzen Linie rechtlich der körper⸗ 
lichen Ware gleichgeſetzt wird. 

Billig darf der Verkäufer der Hauptware oder Haupt⸗ 
leiſtung die Zuware oder Zuleiſtung dem Käufer ſowohl ſelbſt 
gewähren wie verſchaffen. Die Grenzen der zuläſſigen Verbilli⸗ 
gung liegen erſt da, wo der Preis für die Zuware oder Zulei⸗ 
ſtung nur noch ein Scheinpreis, alſo kein ernſt zu nehmender 
Preis mehr iſt. Solange alſo der Rundfunk ſeinen Hörern nicht 
die Theaterkarten zu Scheinpreiſen verſchafft, verletzt er die 
Zugabe O. nicht. Gegen Billigkeit und Verbilligung gibt es 
kein alle Branchen betreffendes Geſetz, wohl aber zielt die all⸗ 
gemeine Preisgeſetzgebung auf Billigkeit und Verbilligung ab. 
Und nur für einige wenige Branchen gibt es Vorſchriften, die 
das Verbilligen bekämpfen. Die Zugabe O. verbietet es, neben 
einer Ware eine andere „Ware oder Leiſtung“, und zwar eine 
gewerbliche Leiſtung wie etwa das Reparieren eines Fahrrades, 
das Anſtreichen eines Zimmers, das Polieren eines Tiſches zu 
gewähren, nicht aber unterſagt ſie, daß der Verkäufer dem 
Käufer die zweite Ware verbilligt abgibt, weil der Käufer ſchon 
eine andere Ware zu einem ebenfalls billigen oder angemeſſenen 
oder teueren Preiſe abgenommen hat. Und nichts hindert zwei 
Verkäufer, ihre Intereſſen zu vereinen und wechſelſeitig die Kun⸗ 
den zu bevorzugen, die beim anderen ebenfalls Kunden ſind. 
Dieſe Form der Intereſſengemeinſchaft findet ſich in der Wirt⸗ 
ſchaft häufig und in zahlreichen Erſcheinungsarten und iſt, da 
ſie der Verbilligung des Bezuges dient, zu begrüßen: den einen 
Fall ausgenommen, daß gar keine Verbilligung gewollt iſt, ſon⸗ 
dern ein Verſchenken, das ſich durch das Nehmen eines Schein⸗ 
preiſes lediglich tarnt. 

RA. Dr. Culemann, Düſſeldorf. 


Palentgeſetz 


6. RG. — Bei der offenkundigen Vorbenutzung kommt 
es nicht darauf an, ob der Vorbenutzer den Erfindungsgedanken 
erkannt hat, ſofern nur der Durchſchnittsfachmann aus der 
Benutzungshandlung den Erfindungsgedanken erkennen konnte. 

Die Auffindung einer neuen Zweckbeſtimmung eines 
Gegenſtandes, die ohne erfinderiſche Leiſtung nicht erkannt wer⸗ 
den konnte, rechtfertigt den Patentſchutz. 

Außer den in S2 PatG. angegebenen neuheitsſchädlichen 
Tatbeſtänden iſt ein jog. freier Stand der Technik unbeachtlich. 
Muß der Fabrikant einer Maſchine mit patentverletzender Be⸗ 
nutzung durch den Käufer rechnen, ſo kann ihm deren Ver⸗ 
trieb verboten werden, falls er nicht Maßregeln zur Verhinde⸗ 
rung ſolcher Benutzung ergreift. 

Die Kl. iſt eingetragene Inhaberin des ihr mit Wirkung 
v. 5. April 1931 als Zuſatz zu DAB. 619 442 erteilten 
DRP. 621 926, deſſen Schutzanſpruch 1 lautet: 

Schubtrennſchalter mit Geradführung nach Patent 
619 442, dadurch gekennzeichnet, daß der mit feiner Fuß⸗ 
armatur an dem Zapfen eines Schwingkurbelarmes be⸗ 
feſtigte und nur flach über der Grundplatte ſchwingende 
Stützer an einem aus einer Schwinge und einer Kurbel 
beſtehenden, an dem Kurbelzapfen der Fußarmatur angrei⸗ 
fenden Kniehebelantrieb angeſchloſſen iſt, und daß die 
Wellen beider Kurbeln im Rahmen der Grundplatte ſo 
gelagert ſind, daß im Einſchaltzuſtand das Kniegelenk bis 
zu einem Anſchlag über die Totpunktlage hinausgedreht 
wird und den Schalter dadurch verriegelt, daß das Gewicht 
der die Wellen verbindenden Schwinge, deren Wirkung 
nicht durch das Gewicht des bewegten Stützers bzw. Trenn⸗ 
meſſers unterſtützt wird, in Richtung der Verriegelung ein⸗ 
wirkt. 

Die weiteren Anſprüche dieſes Patents betreffen be⸗ 
ſondere Ausführungsformen des in Anſpruch 1 umſchriebenen 
Hauptgegenſtandes der Erfindung. Das Hauptpatent 619 442 
betrifft die Ausgeſtaltung des ſteuerbaren Schubſchaltgliedes 
durch Verwendung ſtarrer Kontaltkugeln. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Die Bekl. befaßt ſich mit der Herſtellung und dem Ver⸗ 
trieb von Schubtrennſchaltern mit drei Iſolatoren, wie ſie 
aus den zu den Akten überreichten Beſchreibungen und Zeich⸗ 
nungen erſichtlich ſind. Sie benutzt zum Einbringen des 
Trennmeſſers in die Einſchaltſtellung einen Kniehebelantrieb, 
der aus Kurbelarm und Schwinge beſteht und der den mitt⸗ 
leren Stütziſolator, welcher das Trennmeſſer trägt, waage⸗ 
recht und ſchlittenartig verſchiebt. Der Kniehebelantrieb kann 
über die Totpunktlage hinaus gedreht werden, wobei der 
Schalter in Einſchaltſtellung verriegelt wird. In dieſem Falle 
wirkt das Gewicht der Schwinge in der Richtung der Ver⸗ 
riegelung und unterſtützt dieſe, falls nur der Schalter waage⸗ 
recht, alſo mit ſenkrecht ſtehenden Iſolatoren, aufgeſtellt und 
dann der Kniehebelantrieb über die Totpunktlage hinaus ge⸗ 
dreht wird. 

Die Kl. erblickt in der Konſtruktion dieſer Trennſchalter 
eine Verletzung ihres DRP. 621926 und hat Klage auf 


Unterlaſſung der Herſtellung und des Vertriebs der bean⸗ 


ſtandeten Schalter, ſowie auf Rechnungslegung und Feſtſtel⸗ 
lung der Schadenserſatzpflicht der Bekl. erhoben. Zur Be⸗ 
gründung dieſer Anträge hat die Kl. noch ausgeführt, daß 
die Bekl. vorſätzlich oder doch grobfahrläſſig gehandelt habe. 
Denn ſie habe die Aufnahme der beanſtandeten Fabrikation 
des Patents der Kl. bereits genau gekannt. Außerdem habe 
die Bekl. gegen 88 1, 17 UnlWG. verſtoßen und ſei auch 
aus dieſem Grunde nach den Klageanträgen zu verurteilen. 
Schöpfer des Streitpatents 621926 ſei der Ingenieur Sch. 
geweſen, der damals in Dienſten der Kl. geſtanden habe und 
auch auf der Patentſchrift als Erfinder genannt ſei. Dieſen 
habe dann die Bekl. wegengagiert mit der ausgeſprochenen 
Abſicht, die von Sch. noch während ſeiner Tätigkeit bei der 
Kl. gefundenen Verbeſſerungen in der Trennſchalterfabrika⸗ 
tion für ſich auszubeuten und zum Wettbewerb gegen die Kl. 
zu verwerten. So ſei die Bekl. in den Beſitz von Betriebs⸗ 
geheimniſſen der Kl. und ſolcher Konſtruktionen Sch.s ge⸗ 
langt, die dieſer der Kl. hätte überlaſſen müſſen. Das ganze 
Verhalten der Bekl. ſei ſittenwidrig und rechtfertige ſelb⸗ 
ſtändig die Klage. 

Die Bekl. hat um Abweiſung der Klage gebeten. Sie hat 
die zur Begründung der Klage aus UnlWG. aufgeſtellten 
Behauptungen der Kl. beſtritten und eine abweichende Sach⸗ 
darſtellung hierzu gegeben. Zur Frage der Patentverletzung 
hat ſie ausgeführt, daß hiervon keine Rede ſein könne, weil 
das Klagepatent nach dem Stande der Technik in allen 
weſentlichen Teilen zur Zeit der Anmeldung nicht mehr neu 
geweſen ſei und daher ganz eng ausgelegt werden müſſe, auf 
die Ausführungsform dieſes und des Hauptpatents beſchränkt 
werden müſſe. Eine ſolche Konſtruktion benutze die Bekl. bei 
ihren Trennſchaltern aber nicht. Sie verwende einen Schub⸗ 
iſolator, keinen Schwingiſolator, den die Kl. gebrauche; des⸗ 
halb ſeien bei ihrer Konſtruktion auch nicht zwei Drehwellen, 
ſondern nur eine ſolche erforderlich. Auch liege bei ihrer 
Konſtruktion der Kurbelantrieb nicht zwiſchen den feſtſtehen⸗ 
den Iſolatoren und unter dem ſchwingenden Mitteliſolator, 
ſondern außerhalb der Iſolatoren im Grundrahmen. Ferner 
habe die Kurbel einen Bewegungswinkel von 120 Grad, 
während bei der Kl. nur ein ſolcher von 90 Grad in Betracht 
komme. Die Bekl. habe nur diejenigen Konſtruktionselemente 
verwendet, die bereits vor Anmeldung des Klagepatents all⸗ 
gemein bekannt geweſen ſeien. 

Das LG. hat nach dem Klageantrag erkannt. Gegenüber 
dem Berufungsantrag der Bekl. auf Abweiſung der Klage hat 
alsdann die Kl. ihre Anträge in erſter Linie mit folgenden 
Ausführungen beſchränkt. Es ſei allerdings zu erwägen, daß 
ſowohl bei den Trennſchaltern der Kl. wie bei denen der 
Bekl. das Gewicht der Schwinge nicht immer im Sinne der 
Verriegelung wirkſam werden könne, weil die Schalter nicht 
nur waagerecht, d. h. mit den auf der Grundplatte ſenkrecht 
ſtehenden Iſolatoren, ſondern auch hängend (an der Decke) 
oder an der Wand hängend angebracht werden könnten; in 
dieſen Fällen könne das Gewicht der Schwinge ſich regelmäßig 
nicht verriegelnd auswirken. Der Benutzer verletze das Pa⸗ 
tent natürlich nur, wenn eine ſolche Auswirkung möglich ſei. 
Doch müſſe die Bekl. mit dieſer Benutzung rechnen. Wenn die 


Bekl. wiſſe oder doch wiſſen könne, daß der Schalter in wand 
rechter Stellung verwendet werden ſoll, mache ſie ſich de 
Patentverletzung ſchuldig; das gleiche müſſe aber auch gelten 
wenn die Bekl. über die Verwendungsart nichts wiſſe, 1% 
ſie ihren Abnehmern nicht bei Vertragsſtrafe die Verpflie 
tung auferlege, die Schalter nicht in einer Weiſe aufzustellen 
daß das Gewicht der Schwinge ſich auswirken könne. "Bu 
diesbezüglichen Anträgen hat das KG., indem es die 7 
rufung zurückweiſt, durch Neufaſſung der Urteilsformel * 
gegeben und iſt deshalb auf den Hilfsantrag der Kl., mit je“ 
dieſe die unbedingte Zurückweiſung der Berufung beantrage! 
nicht eingegangen. 


Die Rev. geht von der Feſtſtellung des KG. aus, 
bei Surf 
trennſchaltern mit Geradführung durch Kniehebelantrieb z 
Sperrung der Endlage des Antriebs gegen ihre Aufheben 


Trennungsmeſſers geſichert werden. ‚ut 
Schwinge, ſo führt die Rev. weiter aus, habe dieje Wirk 
aber nur bei der in der Patentſchrift angenommenen Nor 
ſtellung, nämlich wenn der Schalter auf der Grundpläl” 
ſtehend verwendet werde, die Iſolatoren alſo auf "u 
Grundplatte aufrechtſtehen, was das KG. als „waagrechte 
Anbringung bezeichnet. In allen anderen Fällen der An ie 
gung, die je nach den vorhandenen Raumverhältniſſen be im 
big gewählt zu werden pflege, könne das Schwingengewicht 1 
Sinne einer Verriegelung ſich nicht auswirken. Das ſei w, 
Fall, wenn der Schalter an der Decke befeſtigt, alſo „liegen 
angebracht oder an der Wand hängend montiert werde. 
wenn im letzteren Fall die Kontaktklemme unten liege, alſo de 
Einſchaltung nach unten vorgenommen werde, könne nac) it 
Patentſchrift die beſchriebene Verriegelung für die Aue me 
lage in entſprechender Weiſe vorgeſehen werden. Es 1 
alſo für die Frage einer Benutzung des Erfindungsgedan e 
der Kl. darauf an, daß das Gewicht der Schwinge des Kn 
hebelgelenks in Richtung der Verriegelung wirken können en 
Gegen die Auffaſſung des KG. beſtehen keine recht 
Bedenken. Es kann der Rev. insbeſ. nicht zugegeben MET, 
daß nach dem Gegenſtand der Erfindung eine beſonders Ez 
wichtige Ausbildung der Schwinge vorgeſehen ſein müſſe kt 
genügt, daß ihr Gewicht im Sinne einer Verriegelung wirt 
Die Rev. meint ferner, daß Trennungsſchalter ſolcher der 
zur Zeit der Anmeldung des Klagepatents, wie auch deu fin 
ſehr viel ſpäteren Zeit der wirklichen Offenbarung des sr 
dungsgedankens im Erteilungsverfahren (Mai 1933) beten 
die auf der Frühjahrsmeſſe 1931 in Leipzig ausge. icht 
Schalter der Firma D. bekannt geweſen ſeien. Dieſe Ane 
hat das KG. mit der Begründung abgelehnt, daß die n, 
Schalter in Leipzig derart hängend vorgeführt worden Inır- 
daß das Schwingengewicht entgegen der Richtung 9 
riegelung ſich habe auswirken müſſen. Mit Recht jagt desen 
das KG., daß von einer offenkundigen Vorbenutzung des 
findungsgedankens der Kl. in ſolchem Falle nicht gelte 
werden könne. Ohne Rechtsirrtum ſtellt das KG. he" 
feſt, daß aus den Vorführungen auf der Meſſe kein Sa mtr 
ftändiger den Erfindungsgedanken des Klagepatents härte tet 
nehmen können, ſelbſt dann nicht, wenn etwa der D. G 0 1 
auch in waagerechter Lage vorgeführt ſein ſollte. Merch 
einen Beweisumſtand hat das KG. auf Grund der Fa et 
mung des Zeugen Sch. angeführt, daß dieſer ſelbſt un up 
Inhaber der Firma D. weder zur Zeit der Leipziger ob, 
jahrsmeſſe 1931 noch bis zu ſeiner Vernehmung am 10. ben, 
1935 den Erfindungsgedanken des Klagepatents erkannt hu det 
daß Sch. insbeſ. nicht erkannt habe, daß man auch bel das 
Diſchen Konſtruktion und bei entſprechender Aufſtellung 
Schwingengewicht zur Verriegelung benutzen könne. it 
Zu Unrecht ſucht daher die Rev. dieſe Auffaſſung auf 
dem Hinweis darauf zu beanſtanden, es komme nicht e keit 
an, ob die Firma D. oder deren Abnehmer die Wirkfam 
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des Schwingengewichts im Sinne einer Verriegelung erkannt 
zuben. Die Rüge der Rev. kann keinen Erfolg haben, weil 
m: unrichtige rechtliche Beurteilung des Tatbeſtandes durch 
V KG. nicht zu erſehen ift. Eigenſchaften einer vorbekannten 
8 orrichtung können allerdings nur dann als neuheitsſchädlich 
ſchaeſehen werden, wenn die Vorrichtung für jeden Durch⸗ 
1 ttsfahmann die beſonderen Eigenſchaften erkennen läßt, 
5 die es ſich handelt. Iſt das der Fall, ſo kommt es nicht 
arauf an, ob auch der Vorbenutzer ſelbſt dieſe Eigenſchaften 
es benutzten Gegenſtandes erkannt hat. Wenn aber eine Vor⸗ 
K ung nur unter beſonderen Umſtänden eine techniſche Wir⸗ 
zung hat, die ohne Aufwendung erfinderiſcher Tätigkeit nicht 
zeſunden werden kann und wenn gerade dieſe Wirkung von 
n Herſteller der älteren Vorrichtung nicht erkannt und auch 
N nicht nachweisbar beobachtet worden ift, ſo kann das 
oße Vorhandenſein einer ſolchen Vorrichtung nicht neuheits⸗ 
hädlich wirken. Die Rſpr. hat daher in Übereinſtimmung mit 
er Rechtslehre (vgl. Pietzcker, Anm. 89 zu 81 Pat.; 
m Aauße, 2. Aufl., Aum. 5 Ib und die dort angeführte 
Er) ſchon ſeit langem unbedenklich angenommen, daß in 
mübben Fällen für die Auffindung der neuen Zweckbeſtim⸗ 
Pate wegen der erfinderiſchen Leiſtung der beanſpruchte 
meientſchutz zu gewähren ſei. Es iſt unrichtig, wenn die Rev. 
f eint, das Klagepatent enthalte keine neue Regel für techni⸗ 
es Handeln. Im Gegenteil wird im Patent klar zum Aus⸗ 
stant gebracht, daß man eine Schwinge verwenden und fo ge⸗ 
alten müſſe, daß ihr Gewicht im Sinne der Verriegelung 
aun. Die Rev. vermißt in der Patentſchrift eine Angabe 
r über, daß die Schwinge durch ihr Gewicht nur bei einer 
yuimmten Aufſtellung des Trennſchalters wirken könne. 
Senn, aber die für die Wirkung weſentliche Aufſtellung des 
an alters nichts Ungewöhnliches iſt, ſo bedurfte es darüber 
a: beſonderen Angabe in der Patentſchrift nicht; für den 
bel berſtändigen Leſer der Patentſchrift war ſie durchaus ent⸗ 
f lich. Derartige Selbſtverſtändlichkeiten braucht eine Patent⸗ 
En t nicht noch beſonders hervorzuheben, insbeſ. wenn, wie 
Sog vorl. Fall, die Abbildungen ohne weiteres auf dieſe Auf⸗ 
lung hinlenken. Es iſt deshalb auch unerheblich, ob die 
ichtiehmer der ſtreitigen Schalter dem Lieferanten die beab⸗ 
getägte Aufſtellung der Schalter (ſtehend, hängend oder lie⸗ 
1) nicht anzugeben pflegen und gar nicht angeben können. 
a KO. brauchte Erklärungen der Bekl. darüber deshalb 
= herbeizuführen, hat alſo durch Unterlaſſung der Befra⸗ 
Namen t gegen § 139 ZPO. verſtoßen, wie die Rev. an⸗ 


ſac Die Ausführbarkeit der Erfindung iſt in beiden Tat⸗ 
ealehinſtanzen nicht bezweifelt worden und es iſt davon aus⸗ 
mgangen worden, daß es für jeden Techniker ohne weiteres 
Rich it, die Schwinge fo zu geftalten, daß ihr Gewicht die 
undiegelung bewirkt, ohne durch entgegenwirkende Kräfte 
vor akſam gemacht zu werden. Dann kann die von der Rev. 
getragene gegenteilige Anſicht des Privatgutachters der 
gung Prof. K. ſchon aus dieſem Grunde keine Berückſichti⸗ 
Sun finden, wobei nicht unerwähnt bleiben ſoll, daß dieſes 
keitgſchten auch im Widerſpruch zu der Anſicht des Nichtig⸗ 
ben ſenats des RPat A. in dem zwiſchen den Parteien ſchwe⸗ 
Far Nichtigfeitsverfahren ſteht. 
1 Das KG. ſtellt ohne erſichtlichen Rechtsirrtum feſt, daß 
ni cht arriegelnde Wirkung der konſtruktionellen Geſtaltung 
aus Rur bei den nach dem Streitpatent hergeſtellten, ſondern 
nur ei den beanſtandeten Schaltern der Bekl. eintritt, ſofern 
daß im Einzelfall der Schalter in einer Weiſe aufgeſtellt wird, 


aus, das Schwingengewicht ſich im Sinne der Verriegelung 
125 Virken kann. Die Bekl. verſucht ſich gegen den Vorwurf 


ihre atentverletzung dadurch zu verteidigen, daß fie ausführt, 
Sch halter entſprächen vollſtändig den vorbekannten D.- 
Intern; die Herſtellung und der Vertrieb ihrer Schalter 
da daher nicht unzuläſſig fein. Dieſe Berufung auf den 
ſprech reien Stand der Technik“ hat das KG. mit Recht, ent⸗ 
Raßhend der ſtändigen Rſpr. des Senats (NGZ. 86, 200: 
Star. GRUN. 33, 488), abgelehnt. Die Berückſichtigung des 
ſegt des der Technik für den Schutzumfang eines Patents 
1910 hach ebenfalls ſtändiger Rſpr. feſt (RG Z. 80, 57 = JW. 

299). Was hiernach nicht von ſchutzeinſchränkender Be⸗ 


deutung iſt, darf auch nicht auf einem Umweg zur Einſchrän⸗ 
kung des Parentſchutzes verwertet werden. 

Die Rev. ſucht nun darzulegen, daß bei ihren bean⸗ 
ſtandeten Schaltern das Schwingengewicht eine irgendwie be⸗ 
achtliche Rolle nicht ſpiele, ſo daß man von Patentbenutzung 
auch dann nicht reden könne, wenn ſonſt die Auffaſſung des 
KG. von der Bedeutung des Klagepatents etwa richtig ſei. Es 
mag ſein, daß die verriegelnde Wirkung des Schwingen⸗ 
gewichts bei Schaltern der Bekl. vielleicht nicht groß iſt. Nach 
dem Erfindungsgedanken des Klagepatents genügt es aber, 
daß das Gewicht der Schwinge überhaupt in Richtung einer 
Verriegelung wirkt. Denn das KG. hat feſtgeſtellt, daß das 
Schwingengewicht bei Schaltern der Bekl. ebenfalls in dieſem 
Sinne wirke. Das genügt für den Schluß, daß die Bekl. vom 
Erfindungsgedanken des DRP. 621926 Gebrauch macht. 

Es iſt auch nicht zu beanſtanden, wenn das KG. der 
Bekl. unter gewiſſen Bedingungen den Vorwurf der Patent⸗ 
verletzung macht. Daß es ſich dabei um die ſog. mittelbare 
Patentverletzung handelt, kann nach feſtſtehender Rſpr. des 
RG. (vgl. RO. 146, 26 u. 29 JW. 1935, 1568 15) nicht 
mehr in Zweifel gezogen werden, ſo daß inſoweit weitere 
Ausführungen entbehrlich ſind. Da die Schalter beider Par⸗ 
teien nur bei einer beſtimmten Aufſtellung von dem Erfin⸗ 
dungsgedanken des Klagepatents Gebrauch machen, ſo verletzt 
unmittelbar das Klagepatent nur derjenige Benutzer eines 
Schalters der Bekl., der dieſen dementſprechend aufſtellt. 
Demgemäß mußte das der Bekl. auferlegte Verbot auf die 
Fälle beſchränkt werden, in denen die Bekl. mit einer patent⸗ 
verletzenden Verwendung rechnen muß oder kann und doch 
keine geeigneten Maßregeln ergreift, ſolche Verwendung zu 
verhindern. Derartige Maßregeln ſind der Bekl. mit Recht 
zugemutet worden, da ſie zur Sicherung des Patentſchutzes 
erforderlich ſind und deshalb aus Rechtsgründen nicht bean⸗ 
ſtandet werden können. 

(RG., 1. ZivSen., U. v. 21. April 1937, T 142/36.) [P.] 


* 


7. RG. — Der der Ermittelung des Schutzumfangs eines 
Patentes zugrunde zu legende Gegenſtand der Erfindung muß 
auf der Grundlage des im Erteilungsverfahren erörterten 
Standes der Technik feſtgeſtellt werden. Auf dieſer Grundlage 
iſt aus der aus der Patentſchrift erſichtlichen Aufgabe und der 
dort gegebenen Löſung der Erfindungsgedanke zu ermitteln. Da⸗ 
bei darf eine im Patentanſpruch unter Schutz geſtellte Kombi⸗ 
nation nur dann umgedeutet werden, wenn der Erfindungs⸗ 
gedanke im Wortlaut des Patentanſpruchs keinen ausreichend 
klaren Ausdruck gefunden hat. 


Die Kl. iſt Inhaberin des ihr mit Wirkung v. 25. Sept. 
1929 erteilten DRP. 511800, deſſen einziger Patentanſpruch 
lautet: „Schnürverſchluß für Leibbinden und Hüftformer mit 
zwei in entgegengeſetzter Richtung um den Körper laufenden, 
in je einem Verſchlußband, das an der Vorderſeite feſtzulegen 
iſt, vereinigten Schnurgruppen, dadurch gekennzeichnet, daß 
die Schnürung (1) in der Mitte des Rückenteils angeordnet 
iſt und daß die Verſchlußbänder (1, k) in geſchloſſenem Zu⸗ 


ſtande in verſchiedenen Höhenlagen an der Vorderſeite an 


Haken (d, e, k) feſtzulegen ſind.“ Die Kl. war außerdem In⸗ 
haberin des am 29. Okt. 1934 angemeldeten DRG M. 1320030 
betr. einen Büſtenhalter mit vom Rücken geteilt ausgehenden 
Schnürverſchluß durch nach beiden Seiten verlaufende Schnur⸗ 
gruppen, die jede ein Verſchlußband vereinigt und an 
beiden Seiten an Haken feſtgelegt werden. Das Muſter iſt 
auf Antrag der Kl. am 22. Aug. 1936 gelöſcht worden. 

Die Bekl. ſtellen her und vertreiben Leibbinden, Hüft⸗ 
former, Büſtenhalter uſw. mit Schnürverſchlüſſen, bei denen 
die Schnürung in der Mitte des Rückens angeordnet iſt und 
die in Gruppen vereinigten Schnürbänder in Verſchlußbänder 
auslaufen und an der Vorderſeite des Körpers an einer 
Platte feftgelegt werden. Über dieſen Ha-Ce⸗Schnürverſchluß 
1 ſich die bei den Akten befindlichen Werbeſchriften 
er Bekl. 

In dieſen Verſchlüſſen erblickte die Kl. eine grobfahr⸗ 
läſſige Verletzung ihres Patents und ihres Gebrauchsmuſters 
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und hat Klage auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Feſt⸗ 
ſtellung der Schadenerſatzpflicht gegen die Bekl. erhoben. 

Die Bekl. haben um Abweiſung der Klage gebeten und 
widerklagend die Löſchung des DR GM. 1320030 beantragt, 
da dieſes wie auch die im DRP. 511800 unter Schutz ge⸗ 
ſtellte Kombination zur Zeit der Anmeldung nicht mehr neu 
geweſen ſeien. 

Die Kl. hat die Abweiſung der Widerklage beantragt. 

Das LG. hat im weſentlichen nach dem Klageantrag er- 
kannt, die Klage jedoch abgewieſen, ſoweit ſich die Anträge 
auf Büſtenhalter und Herrengürtel bezogen. Außerdem hat 
es nach dem Widerklageantrag erkannt. Im zweiten Rechts⸗ 
zuge hat ſich der Streit der Parteien auf das Klagepatent be⸗ 
ſchränkt. 

Das OLG. hat die Berufung der Bekl. zurückgewieſen 
und auf die Anſchlußberufung der Kl. unter Zurückweiſung 
im übrigen dem Unterlaſſungsanſpruch der Kl. in vollem 
Umfang ſtattgegeben. Auf die Rev. der Bekl. wurde die Klage 
vollſtändig abgewieſen. 

Das OLG. geht bei der Ermittelung des Schutzumfangs 
des Klagpatents inſoweit von zutreffenden rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus, als es zunächſt aus Aufgabe und Löſung 
des Patents den in der Patentſchrift offenbarten Erfindungs⸗ 
gedanken zu ermitteln ſucht. Es entſpricht auch der Rſpr. des 
R., wenn das OLG. ausführt, daß der Schutz des Patents 
nicht weiter reichen könne, als der als Löſung der Aufgabe 
offenbarte erfinderiſche Gedanke, daß dieſer Gedanke aber auch 
in vollem Umfang geſchützt werden müſſe. Überſehen iſt hier⸗ 
bei freilich ſchon, daß Grundlage des Schutzes immer der in 
der Beſchreibung erläuterte Schutzanſpruch bilden muß und 
daß zur Erkenntnis des ſo feſtgelegten Gegenſtandes der Er⸗ 
findung die Berückſichtigung des Standes der Technik er⸗ 
forderlich iſt, ſoweit dieſer im Erteilungsverfahren erörtert 
worden iſt. Denn nur ſo kann erkannt werden, was das 
RPat A. in Übereinſtimmung mit dem Anmelder hat unter 
Schutz ſtellen wollen. 


Geht man nun von der Löſung des Klagepatents aus, 
ſo ergibt ſich aus der Patentſchrift ganz eindeutig, daß 
Schnürverſchlüſſe mit zwei in entgegengeſetzter Richtung um 
den Körper laufenden Schnürgruppen, die in je einem an 
der Vorderſeite des Körpers zu befeſtigenden Verſchlußband 
zuſammenlaufen, von der Kl. und der Prüfungsſtelle des 
RPat A. als bekannt angeſehen wurden. Als neu wurde da⸗ 
gegen bei ſolchen Schnürverſchlüſſen die Kombination an⸗ 
gejehen, bei der einerſeits die Schnürung in der Rückenmitte 
angeordnet iſt, ſo daß die Schnurgruppen beiderſeits bis zur 
Mitte der Vorderſeite des Körpers reichen, und daß anderer⸗ 
ſeits die Verſchlußbänder in verſchiedenen Höhenlagen an der 
Vorderſeite des Körpers (mittels Haken od. dgl.) feſtgelegt 
werden können. 


Daß in dieſer Kombination der Gegenſtand der Erfin⸗ 
dung zu erblicken iſt, ſagt auch die Patentbeſchreibung un⸗ 
mißverſtändlich. Trotzdem könnte unter ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden für die Beſtimmung des Gegenſtandes der Erfindung 
der in der Faſſung des Anſpruchs zum Ausdruck gebrachte 
Wille des Pat A. außer Betracht bleiben, wenn nämlich der 
Erfindungsgedanke, der nach der Patentſchrift unter Schutz 
geſtellt werden ſoll, in dem Wortlaut des Anſpruchs nicht 
einen genügend klaren Ausdruck gefunden hätte. Davon aber 
kann in dem vorliegenden Falle keine Rede ſein. Der Stand 
der Technik, wie er im Erteilungsverfahren zur Abgrenzung 
des Erfindungsgedankens erörtert worden iſt (franz. Pat. 
Schr. 568 853; brit. Pat. Schr. 113 257 und 241.047), ergibt 
in Übereinſtimmung mit der Faſſung des Patentanſpruchs des 
Klagepatents, daß die dort im Oberbegriff angeführten Merk⸗ 
male in der Tat bekannt waren. Dann muß die Abgrenzung 
des Erfindungsgegenſtandes im Anſpruch maßgeblich bleiben. 
Das OLG. kommt übrigens auch nur deshalb zu einer an⸗ 
deren Auslegung, weil es die Aufgabe des Klagepatents 
nicht vollſtändig erkannt hat. Dieſe beſteht nicht nur darin, 
das Anlegen des Gürtels zu erleichtern, ſondern auch darin, 
die Gürtel durch Benutzung der verſchiedenen Verſchlußſtütz⸗ 
punkte je nach Bedarf als Stüßgurt für verſchiedene Teile 


des Körpers zu benutzen. Dieſe Eigenſchaft als Leibſtützgurt 
iſt in der jetzigen Faſſung der Beſchreibung, wenn auch mur 
kurz, erwähnt. Es kann aber nach dem Inhalt der Akten des 
Erteilungsverfahrens keinem Zweifel unterliegen, daß Anr 
melder und Prüfer die durch die verſchiedene Anbringbarkeit 
des Verſchlußteils gebotenen Möglichkeiten der Verwendung 
als Leibſtützgurt für weſentlich gehalten haben. Das bleibt 
bei der Abgrenzung des Erfindungsgegenſtandes durch da, 
OLG. rechtsirrtümlich völlig außer Betracht. Das Patent 
erfüllt eine doppelte Aufgabe durch das Zuſammenwirken 
zweier Kombinationsmerkmale, von denen keines entbehrt 
werden kann, wenn man die Löſung wirklich vollſtändig er 
faſſen will. Soweit es alſo auf den Gegenſtand der Erfinduntz 
für die Abgrenzung des Schutzumfangs des Klagepatents a 
1 iſt die im Anſpruch formulierte Kombination maß 
geblich. ; 
Das wäre allerdings nur von Bedeutung, wenn dieſt 
Kombination nach dem jetzt ermittelten Stande der Techn 
ebenfalls bekannt wäre und deshalb nach feſter Rſpr. 5 
Schutz auf deu unmittelbaren Gegenſtand der Erfindung und 
die nicht vorbekannten glatten Aquivalente zu beſchränken 
wäre (vgl. R.: GRIIR. 1935, 508, 730, 799, 916). Aber 
dieſe Anſicht findet in dem im Rechtsſtreit erörterten D 
ſchriftenmaterial keine Stütze; dieſes Material wird auch von 
OLG. nicht fo gewertet. Das OLG. ſpricht zwar von einer 
aus dem Stande der Technik abgeleiteten völligen Vorwetz⸗ 
nahme des Erfindungsgedankens der Kombination und Nee 
Merkmale, verſteht aber unter der Kombination fälſchlich 
etwas, was gar nicht der patentierten Kombination entſprich 
Die wirklich geſchützte Kombination erörtert das OLG. über 
haupt nicht als ſolche. . 
Einer Zurückverweiſung bedarf es aber deshalb nicht 
weil die tatfächlichen Feſtſtellungen des OLG. für eine 5 
richtigen Rechtsgrundſätzen aufgebaute Sachentſcheidung an 5 
reichen. Dieſe Feſtſtellungen ergeben, daß das zweite Kom 
binationsmerkmal des Klagepatents (mehrere Befeſtigung 
ſtellen) nicht vorbekannt und demgemäß auch die „Kom 
bination ſelbſt neu war. Das kommt hier nicht weiter in n 
tracht, weil die Bekl. unſtreitig nicht die GSefamtfombinatik, 
und nicht das zweite Kombinationsmerkmal benutzt hat. De 1 
halb könnte von einer Patentverletzung nur dann geſprochen 
werden, wenn das erſte Merkmal der Kombination (Ru ne 
verſchluß) mit den beiderſeits in Gruppen bis zur Vorde 
ſeite des Körpers herumgeführten Schnüren neu wäre er 
auch als erfinderiſche Leiſtung angeſprochen werden W 
Hier aber greift die tatſachliche Feſtſtellung des OL, 5 
wonach dieſes Merkmal in der britiſchen Pakeutſchrift Dun 
bereits offenbart ift. Dann kann die Kl. für einen Sci 
verſchluß dieſer Art, alſo ohne Befeſtigungsmöglichkeit, 1 
verschiedenen Höhenlagen, keinen Schutz genießen. DEAN, 
dürfen die Bekl. ſolche Verſchlüſſe gewerblich verwenden, ng 
das Klagepatent zu verletzen. Auf die Art der Schnurführne 
(mit Umkehr in den Oſen) kann ein Schutzanſpruch ſchon or 
halb nicht geſtützt werden, weil die Patentſchrift fie (in d 
einſtimmung mit dem im Erteilungsverfahren geprüften das 
der Technik, brit. Pat. 241047) als bekannt betrachtet. = 
zwingt zur vollſtändigen Abweiſung der Klage. g 
15 


(RG., I. Ziv Sen., U. v. 20. März 1937, I 228/36.) 
* 


„ 
8. RG. — Durch den unzweideutigen Inhalt der Daten, 
ſchrift kann der Schutzumfang des Patents auf den Gege 
der Erfindung beſchränkt werden.“ Ye 
Die Kl. hat die ausschließliche Lizenz an dem mit er 
kung v. 3. Sept. 1921 erteilten DRP. Nr. 375436, Mt .n 
die Priorität in USA. v. 12. Mai 1920 beanſprucht wi 
Die Anſprüche 1—4 lauten: tit 
1. Tragbare, elektriſch angetriebene Nähmaſchine ien 
einem Unterteil, der beim Gebrauch auf einen gewöhnen 
Tiſch geſtellt wird und mit einem Motoranlaſſer verſen, 
ift, deſſen Bedienungsarm aun dem Unterteil angeordnet 1 
dadurch gekennzeichnet, daß der Arm abnehmbar mit Un 
waagerechten Schwingwelle zum Bewegen des Schleiftonte 
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des Anlaſſers durch eine Offnung in der vorderen Wand 
es Unterteiles hindurch verbunden iſt. 
„ 2. Nähmaſchine nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
erb der den Anlaſſer betätigende Arm ſo ausgebildet iſt, daß 
zr Über die Vorderkante des Tiſches, auf den die Maſchine 
zur Benutzung geſtellt iſt, hinabhängt. 
dae 3. Nähmaſchine nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
last der Arm eine abnehmbare Verbindung mit dem An⸗ 
aſſer beſitzt. 
ar Nähmaſchine nach Anſpruch 1—3, dadurch gekenn⸗ 
deichnet, daß eine Bajonettverbindung zwiſchen dem Arm und 
er Antriebswelle für den Schleifkontakt vorgeſehen iſt. 
e Die Bekl. ſtellt her und vertreibt tragbare, elektriſch an⸗ 
betriebene Nähmaſchinen der gleichen Gattung mit einem 
„Mm Knie der Näherin betätigten, aus dem Gehäuſe des 
Haterteiles durch eine Offnung hervorragenden und über die 
beorderkante des Tiſches herabhängenden, knieförmig ge⸗ 
Ogenen Bedienungsarm für den Anlaſſer des Elektromotors. 
5 Bedienungsarm iſt nicht abnehmbar, ſondern durch eine 
— und ausrückbare Klauenkuppelung mit dem zum Kontakt⸗ 
bm des Anlaſſers führenden Kuppelungsſtück verbunden. Er 
telle durch ein geringes Verſchieben in den Kaſten des Unter⸗ 
x les hinein entkuppelt und dann in einen im Kaſten waage⸗ 
t angebrachten Längsſchlitz verſchwenkt werden. 
Da Die Kl. iſt der Meinung, die Bekl. mache dadurch von 
= Mitteln des Streitpatentes Gebrauch, das die „Arbeits⸗ 
har mbarkeit“ des Bedienungsarmes unter Schutz ſtelle. Sie 
8 auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Feſtſtellung der 
Schadenserſagpflicht geklagt. 
ion Die Bekl. hat Klageabweiſung beantragt. Nach ihrer An⸗ 
räcuung ſchützt das Streitpatent nur das Merkmal der 
tn lichen Trennbarkeit des Bedienungsarmes, von dem jie 
85 Gebrauch mache. Sie hat ſich für dieſe Auslegung auf 
Le Erteilungsverfahren und den Stand der Technik, ins⸗ 
und dere auf die amerikaniſchen Patentſchriften Nr. 957223 
651909, berufen. 
£ Das LG. hat dem Klageantrag ſtattgegeben. Auf die 
erufung der Bekl. hat das KG. die Klage abgewieſen. Die 
. der Kl. wurde zurückgewieſen. 
Ert „Die Anmelderin begehrte, wie das BG. mit Recht den 
0 eilungsakten entnimmt, urſprünglich Patentſchutz für den 
zu gemeinen Gedanken der Verwendung eines Kniedruckhebels 
get Betätigung des Anlaſſers einer tragbaren, elektriſch an⸗ 
beſchebeuen Nähmaſchine. So erklärt ſich die in der Patent⸗ 
ſamtteibung ſtehengebliebene ausführliche Schilderung der ge⸗ 
hat en den Anlaſſer betätigenden Vorrichtung. Das Pat. 
teil jedoch, wie das BG. weiter ohne Rechtsirrtum dem Er⸗ 
0 ungsverfahren entnimmt, dieſen allgemeinen Gedanken 
klä en mangelnder Erfindungshöhe für nicht patentfähig er⸗ 
id und den Schutz ausdrücklich und im unzweideutigen 
an erſtändnis der Anmelderin auf den ehemaligen Unter⸗ 
die Eng 4, jetzigen Hauptanſpruch 1 beſchränkt, der allein für 
Lehre ntſch. erheblich ift und der im Kennzeichnungsteile die 
dach, enthält, den (vorzugsweiſe als Kniedruckhebel ge⸗ 
ee Bedienungsarm für den Anlaſſer einer tragbaren, 
wag 1) angetriebenen Nähmaſchine abnehmbar mit einer 
des gerechten Schwingwelle zum Bewegen des Schleifkontaktes 
Unte Inlaffers durch eine Offnung in der vorderen Wand des 
zteiles hindurch zu verbinden. Dem BG. iſt auch dahin 
des algen, daß damit der Patentſchutz für die Verwendung 
ſowefiedruckhebels als ſolche endgültig und ohne, daß es in⸗ 
it noch auf den Stand der Technik ankäme, verſagt iſt. 
das Innerhalb des Anſpruches 1 hält das 3. mit Recht 
Merken eine techniſche Selbſtverſtändlichkeit ausſprechende — 
Rap al der Führung des Armes durch eine Offnung des 
ſiehl zaſchinenunterteils für patentrechtlich bedeutungslos. Es 
demnach den Gegenſtand der Erfindung lediglich in der 
An aufung, den Bedienungsarm abnehmbar mit der den 
Nenſſer bewegenden Schwingwelle zu verbinden. Nach ſeiner 
Worzung verſteht die Patentſchrift dabei, ihrem techniſchen 
„abneenne und ihrer zeichneriſchen Darſtellung nach, unter 
dachtl hnbar“: „räumlich trennbar“. Dieſe Auslegung iſt 
der 0 nicht zu beanſtanden und wird anſcheinend auch von 
ev. nicht beanſtandet. 


Dabei kommt es zum Ergebnis, die Anweiſung, den Be⸗ 
dienungsarm abnehmbar mit der Schwingwelle zu verbinden, 
könne an ſich der Löſung von dreierlei Aufgaben dienen: Ein⸗ 
mal dazu, während des Transportes oder des Abgeſtelltſeins 
der Maſchine den ſperrig herabhängenden Bedienungsarm 
aus ſeiner ſtörenden Lage zu entfernen, und dann dazu, 
während einer vorübergehenden Arbeitspauſe der Maſchine zu 
verhindern, daß durch mechaniſche Stöße auf den Bedienungs⸗ 
arm das innere Getriebe beſchädigt werde und endlich dazu, 
zu verhindern, daß die Maſchine von Unbefugten oder Un⸗ 
kundigen angelaſſen werde. Die beiden erſten Aufgaben ſieht 
es durch die Lehre, den Bedienungsarm räumlich trennbar zu 
machen, als in zweckmäßiger Weiſe gelöſt an, während die von 
der Bekl. aus der Patentſchrift herausgeleſene Lehre, den Be⸗ 
dienungsarm „arbeitstrennbar“, d. h. entkuppelungsfähig zu 
geſtalten, nach ſeiner Meinung für ſich allein zur Löſung 
dieſer beiden Aufgaben nichts beitragen würde. Die dritte 
Aufgabe wird nach der Auffaſſung des BG. am einfachſten 
und naheliegendſten durch das Herausziehen des Steckkontaktes, 
einfach und ausreichend aber auch durch das Abnehmen des 
räumlich trennbaren Bedienungsarmes gelöſt, während das 
bloße Entkuppeln das unbefugte Anlaſſen zwar ebenfalls bis 
zu einem gewiſſen Grade verhindern würde, aber durch ein 
fernliegendes und gekünſteltes Mittel, das zudem — im 
Gegenſatz zur räumlichen Trennbarkeit — den Nachteil haben 
würde, die beiden anderen Aufgaben nicht mitzulöſen. Wenn 
das BG. aus dieſer Betrachtung der Aufgabenſtellung eben⸗ 
falls den Schluß zieht, „abnehmbar“ habe beim Gegenſtande 
der Erfindung die Bedeutung von „räumlich trennbar“, ſo 
iſt das rechtlich ebenſowenig zu beanſtanden, wie ſeine weitere 
Feſtſtellung, weder die Erteilungsakten noch der Stand der 
Technik ſtünden der Annahme entgegen, der Gegenſtand der 
Erfindung beſchränke ſich auf die — allerdings nur eine ge⸗ 
ringe Erfindungshöhe aufweiſende — Lehre, den Bedienungs⸗ 
arm räumlich trennbar anzuordnen. 

Die Rev. greift dieſe Beſtimmung des Gegenſtandes der 
Erfindung als ſolche nicht ausdrücklich an. Sie rügt aber, das 
BG. habe rechtsirrig verkannt, daß der mit dem Stande der 
Technik zur Zeit der Anmeldung des Streitpatentes vertraute 
Fachmann der Patentſchrift einen weiteren, über den Gegen⸗ 
ſtand der Erfindung hinausgehenden Erfindungsgedanken ent⸗ 
nehme, nämlich die allgemeine Lehre, den Bedienungsarm aus 
der Verbindung mit dem Anlaſſer lösbar zu machen. Eine 
ſolche Ausdehnung des Schutzumfanges hat das BG. ab⸗ 
gelehnt. Eine derartige Lehre iſt nach ſeiner Meinung nicht 
Erfindungsinhalt, d. h. nicht in dem dem Fachmann erkenn⸗ 
baren Aufgabenkreis und Löſungsbereich des Patentes gelegen. 
Vielmehr ſei die Lösbarkeit des Bedienungsarmes vom An⸗ 
laſſer lediglich techniſche Vorausſetzung der nach dem Inhalte 
der Patentſchrift unzweideutig allein geſchützten räumlichen 
Trennbarkeit (Abnehmbarkeit) desſelben. Das iſt rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Die von der Rev. als geſchützt an⸗ 
geſehene allgemeine Anweiſung: „Mache den ſperrig herab⸗ 
hängenden Bedienungsarm einer tragbaren elektriſch angetrie⸗ 
benen Nähmaſchine, auf irgendeine Weiſe vom Anlaſſer lös⸗ 
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bar!“ enthielte zunächſt nur eine reine Aufgabenſtellung, für 
die die Technik dem Durchſchnittsfachmann allerdings eine 
Reihe von bereiten Löſungsmitteln geboten haben mag. Ob 
dieſe Aufgabenſtellung als ſolche überhaupt erfinderiſch wäre 
und zur Grundlage für einen über den Gegenſtand der Er⸗ 
findung hinausgehenden Patentſchutz dienen könnte, hat das 
BG. nicht ausdrücklich geprüft. Es kaun das auch auf ſich be⸗ 
ruhen. Denn das BG. ſtellt ohne Rechtsirrtum feſt, daß nach 
dem unzweideutigen Juhalt der Patentſchrift nicht ſchon 
dieſer allgemeine Gedanke geſchützt ſein ſoll, ſondern nur der 
Gedanke, den Bedienungsarm abnehmbar d. i. räumlich trenn⸗ 
bar zu geſtalten. Dem kann nach den Ausführungen auf 
S. 2 Zeile 7—12 der Patentſchrift und nach dem, was das 
BG. über das vom Fachmann aus ihr Erſichtliche ausführt, 
aus Rechtsgründen nicht entgegengetreten werden. Danach iſt 
der Schutzumfang des Streitpatentes nicht über dieſen Gegen⸗ 
ſtand der Erfindung hinaus zu erſtrecken, der durch das Merk⸗ 
mal der räumlichen Trennbarkeit des Bedienungsarmes ge⸗ 
kennzeichnet iſt. 

Die Verletzungsform macht, wie das BG. ohne Rechts⸗ 
irrtum annimmt, von dieſem Merkmale keinen Gebrauch. Da⸗ 
durch daß ſie in einer gegenüber dem Streitpatent fortſchritt⸗ 
lichen Weiſe die Möglichkeit ſchafft, den Bedienungsarm, ohne 
ihn räumlich trennen zu müffen, vom Anlaſſergeſtänge zu 
entkuppeln und ihn in einen Schlitz des Nähmaſchinenunter⸗ 
teiles zu verſchwenken, löſt ſie die gleiche Aufgabe ſelbſtändig 
und mit grundſätzlich anderen, einen verſchiedenen Löſungs⸗ 
gedanken enthaltenden Mitteln, die im Falle eines Patent 
ſchutzes als ſolche die Erfindung verkörpern würden und die 
daher, wie das BG. mit Recht annimmt, auch nicht unter dem 
Geſichtspunkte des patentrechtlichen Gleichwertes mit den 
Mitteln des Streitpatentes betrachtet werden können. 

(RG., I. Ziv Sen., U. v. 7. April 1937, 1235/86.) P.] 
* 

9. RG. — 8 6 PatG. (n. F.). Ein über den Ge⸗ 
genſtand der Erfindung, wie er ſich aus dem 
Schutzanſpruch, erläutert durch den Geſamt⸗ 
inhalt der Patentſchrift, ergiebt, hinaus⸗ 
gehender allgemeiner Erfindungsgedanke 
kann nur dann Schutz genießen, wenn dieſer 
Gedanke in der Patentſchrift offenbart iſt 
und wenneine ſolche Erweiterung des Schutzes 
mit dem Stande der Technik vereinbar iſt. 

Die Kl. war Inhaberin des mit Wirkung von 2. März 
1913 ab erteilten, kriegsverlängerten DRP. 272 118, deſſen 
Schutzdauer im Laufe des Rechtsſtreits am 2. März 1936 ab⸗ 
gelaufen iſt. Der in Frage kommende Schutzanſpruch 1 lautete: 

Schaufelrad für Maſſengut, beſtehend aus einer Reihe um 
die Drehachſe angeordneter Becher, dadurch gekennzeichnet, daß 
jeder Becher (A) durch eine Gleitbahn (a?) verlängert iſt, die 
in einer ſolchen Lage angeordnet iſt, daß ſie während der 
Drehung des Rades das von dem Becher geſchöpfte Gut all⸗ 
mählich der Achſe und der Abwurfſeite näherführt und es 
dann in unmittelbarer Nähe der Achſe ſeitlich abwirft. 

Die Bekl. ſtellt her und vertreibt Bagger mit einem 
Schaufelrad, an deſſen Umkreis Becher angeordnet ſind, von 
denen je ein Becherpaar das geſchöpfte Gut auf ein ſchräg nach 
außen zur Radachſe verlaufendes Gleitblech und dann auf ein 
dort ſeitlich angeordnetes Förderband überführt. 

Die Kl. iſt der Meinung, daß die Bekl. dadurch in den 
Schutzbereich ihres Patents eingreife, und hat auf Unterlaſſung, 
Rechnungslegung und Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht ge⸗ 
klagt. In der Ber Inſt. beantragte fie mit Rückſicht auf den 
inzwiſchen eingetretenen Ablauf der Schutzfriſt, den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch für erledigt zu erklären. 

Die Bekl. hat Klageabweiſung beantragt. Sie macht gel⸗ 
tend, ihre Vorrichtung führe das geſchöpfte Gut erſt dann der 
Achſe und der Abwurfſeite näher, wenn es die Achshorizontale 
überſchritten habe. Das falle nicht in den Schutzbereich des 
Klagepatents, ſei vielmehr durch die amerikaniſchen Patent⸗ 
ſchriften 496 699) (Quinn) von 1893 und 533 376 (Roll) von 
1895 vorbekannt geweſen. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das KG. hat den 


Klageanträgen ſtattgegeben. Auf die Rev. der Bell. wurde die 
Sache an das KG. zurückverwieſen. 5 

Das BG. hat bei der Würdigung der Patentſchrift 272 119 
des Standes der Technik und des ſich danach ergebenden er 
findungsgedankens weſentliche Geſichtspunkte überſehen und N 
ſo zu einer rechtlich nicht einwandfreien Begründung ſeine 
Entf. gelangt. 

Die Beſchreibung des DRP. 272 118 geht aus von den 
vorbekannten Schaufelrädern für Maſſengut, bei denen die an 
Radumkreis befeſtigten Becher das Gut bei ihrem Anlangen 
auf dem höchſten Punkte des Radumkreiſes mittels beſonderen, 
meiſt irgendwie beweglich angeordneter Abwurfvorrichtunge 
ſeitlich auf das Förderband herabſtürzen laſſen. Als Nah 
dieſer Vorrichtungen ſtellt die Beſchreibung hin, daß ſie eine. 
unnötigen, zum Teil nutzlos verſchwendeten Arbeitsaufwand 
erfordern, weil ſie das Gut mit dem beim Schöpfen verwen 
deten langen Hebelarm bis an die höchſte Stelle des Rab 
umlaufes heben. Als weiteren Mangel empfindet es die 
ſchreibung, daß die Vorrichtungen zum ſeitlichen Abwerfen der 
Gutes der für die grobe Arbeitsweiſe der Schaufelräder ge 
botenen Einfachheit entbehrten. 4 

Die Beſeitigung dieſer beiden Nachteile ſtellt das Paten 
ſich zur Aufgabe. Nach dem Inhalt der Patentbeſchreibung 
findet es die Löſung in folgenden Maßnahmen: Es ſucht ch 
durch an Kraft zu ſparen, daß es das Gut mit ſelbſttätig 1” 
verkürzendem Hebelarm anhebt, alſo eine kleinere Hubkomp. 
nente erzielt als die vorbekannten Schaufelräder, bei denen == 


Hubkomponente ihren größtmöglichen Wert (gleich dem * 
um, 
dab 


1 


Der ſich aus der Patentbeſchreibung ergebende Gegenſtan 
der Erfindung beſteht danach in einem Schaufelrad, bei W 
chen den am Radumfang befeſtigten Bechern 2 

1. eine die geſchilderte krafterſparende, radiale Führul 
des Gutes erzielende, gleitbahnartige Ausgeſtaltung und 


2. gleichzeitig eine den Seitenabwurf erzielende Seiten, 
ſchrägung verliehen iſt. Trotzdem der Anſpruch 1 ſeinem W 
laute nach allgemeiner gefaßt iſt und das ſofort mit dem ot? 
heben beginnende Gleiten des Gutes nicht ausdrücklich herd 8 
hebt, ſondern nur von einem allmählichen Näherführen ſen 
Gutes zur Achſe und Seite hin ſpricht, hat er doch auf wee 
Gegenſtand der Erfindung Bezug, da er auf ihn durch 18. 
Aufnahme der Bezugszeichen A und a? der Zeichnungen 1515 
drücklich hinweiſt. Der Patentanſpruch iſt zudem nicht nur , 
ſeinem Wortlaute heraus auszulegen, ſondern ſo zu verſte er⸗ 
wie ihn die Patentbeſchreibung und die Patentzeichnungem z 
läutern. Die Patentbeſchreibung erläutert jedoch in ihrem den 
Weſen der Erfindung und den Löſungsgedanken darſtellon de 
Abſ. 3 das „allmähliche“ Näherführen des Gutes dahin, es w und 
beim Anheben fo geführt, daß es ſtets gleiten e der 
mit einem ſich ſelbſttätig verkürzenden Hebelarm allmähl! ui? 
Drehachſe des Rades und der hart über ihr liegenden Abdel en 
ſtelle genähert werde. In derſelben Weiſe veranſchaulichen 9 
Weg des Gutes die Patentzeichnungen, die eine Ausfuhrunder 
form des Gegenſtandes der Erfindung darſtellen, wie ſie 1 if 
Patenſchrift beſchrieben und in Anſpruch 2 zuſammengeſabe ali 
Dem entſpricht endlich völlig die Eingabe des Anmelders vs Oder 
1913 im Erteilungsverfahren, die das „eigentliche Weſen en 
Erfindung“ darin ſieht, das Gut, das ſofort nach ber 
Schöpfen zu gleiten beginne, in einer Spirallinie bis hart 

die Drehachſe zu führen. 
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17 Demgegenüber ſieht das BG. rechtsirrig und ohne aus⸗ 
eichende Begründung als den ſich aus der Patentſchrift er⸗ 
gebenden Gegenſtand der Erfindung eine Vorrichtung an, bei 
f r die Becher nur derart ſchräg und gleitbahnartig ausgeſtaltet 
5 daß ſie zum Zweck einer gewiſſen Krafterſparnis und 
Ines einfachen feitlihen Abwurfs das Gut nach dem Anheben 
bar irgendwann einmal der Achſe und der in ihrer unmittel⸗ 
deten Nähe befindlichen ſeitlichen Abwurfſtelle näherzuführen 
eginnen, mag dabei auch der höchſte Wert der Hubkomponente 
erreicht werden, d. h. mag das Gut auch mit dem zum Schöpfen 
erwendeten langen Hebelarm bis zur Achshorizontalen empor⸗ 
aeboben werden und mag die Hubkomponente ſich erſt von da 
Ae elbſttätig und ſtärker, als ſie es bei der unveränderten 
5 eiterführung des Gutes am äußeren Radumkreis täte, ver⸗ 
zen. Daß dies die Meinung des BG. iſt, ergibt ſich aus 
leinen Darlegungen über die Lehre des Klagepatentes bei der 
„fung des Standes der Technik, ſowie aus feinen Ausfüh⸗ 
in gen darüber, daß es nicht darauf ankomme, ob die Ver⸗ 
de ungsform gekrümmte (die beſondere ſpiralförmige Führung 
des Gutes herbeiführende) Gleitflächen habe. Aus dieſer Ver⸗ 
nung des Gegenſtandes der Erfindung folgt dann die recht⸗ 
= unrichtige Frageſtellung des BG. bei der Prüfung des 
kandes der Technik. 

In Wirklichkeit iſt das, was das BG. als Gegenſtand der 
Erfindung anſieht, ein weiterer (allgemeinerer) Erfindungs⸗ 
gedanke, den es über den Gegenſtand der Erfindung hinaus 
fin Patentſchrift entnimmt. Während der Gegenſtand der Er⸗ 

ung die Merkmale enthält: 

J. ſeitliche Führung des Gutes durch Schrägwände zum 
Zweck eines einfachen Abwerfens auf das ſeitliche För⸗ 
derband, 

2. achsſeitige (radiale) Führung des Gutes zur Abwurf⸗ 
ſtelle kurz über der Radachſe zum Zweck einer ge⸗ 
wiſſen Krafterſparnis, 

3. Beginn dieſer radialen Führung vom Anheben des 
Gutes an, bewirkt durch ſofort einſetzende ſpiralförmige 
Führung des Gutes mittels beſonders ausgebildeter 

w Gleitflächen, zum Zweck der größten Krafterſparnis, 
eiit der vom BG. angenommene weitere Erfindungsgedanke 
5 r die Merkmale 1 und 2 auf, nicht aber das Merkmal 3, das 
em dar den weſentlichſten Fortſchritt des Klagepatents in ſich 
besbält Denn ohne das Merkmal 3, d. h., wenn die Verkürzung 
erf Hebelarms erſt oberhalb der Achshorizontalen beginnt, muß 
ſichtlich eine Antriebskraft vorhanden ſein, die den höchſt⸗ 
wäblichen Wert der Hubkomponente zu überwinden geſtattet, 
Fabrend das Merkmal 2 für ſich allein lediglich geſtattet, die 
derliraft dann weniger zu beanſpruchen, wenn ſie das erfor⸗ 
* Höchſtmaß geleiſtet hat. Mit Rückſicht hierauf hätte 
Pat BG. zunächſt prüfen müſſen, ob denn der Fachmann der 
Ku entſchrift den erweiterten Erfindungsgedanken entnehmen 
ne, ob ſie ihm alſo den Gedanken nahebringt, daß ſich auch 
mit nur mit den Merkmalen 1 und 2 arbeitende Vorrichtung 
be, Vorteil verwenden laſſe. Wird das — was dem Rev. 
Fes möglich erſcheint — etwa im Hinblick auf die weite 
ob 7 des Anſpruchs 1 bejaht, dann iſt weiter zu prüfen, 
den , erweiternde Auslegung mit den Erteilungsakten und 

M Stande der Technik vereinbar iſt. 
Sn Mit Recht hat der BerR. inſoweit angenommen, der 
melde des Erteilungsverfahrens, insbeſ. die Eingabe des An⸗ 
(ehe vom 8. Juli 1913, die den beſonderen Vorteil der 
bort dem Gegenſtand der Erfindung gebildeten Becher her⸗ 
wenebe, enthalte keinen Verzicht auf den Schutz des angenom⸗ 
ißt 155 weiteren Erfindungsgedankens. Das gilt aber — und 
Bey om BG. auch fo gemeint — nur für das Merkmal 2 des 
tun tens, Hinſichtlich des Merkmals 1, der ſeitlichen Füh⸗ 
8 Ru des Gutes durch Schrägwände, erklärt die Eingabe vom 
ul 1913, die inſoweit im Einklang mit dem Stande der 
nicht n ſteht, ausdrücklich, daß es bekannt ſei und als ſolches 
als ſchutzfähig beanſprucht werde. 

mal Der Stand der Technik iſt daher nur noch auf das Merk⸗ 
— 8 und ſeine Vereinigung mit dem Merkmal 1 hin zu prü⸗ 
ie Me auf die Frage, ob er den Schutz des allgemeineren, 
kerkmale des Gegenſtandes der Erfindung nur zum Teil 


umfaſſenden Erfindungsgedankens zuläßt, das Gut in Verbin⸗ 
dung mit ſeitlich ſchräger Führung in kraftſparender Weiſe 
radial der Abwurfſtelle kurz über der Achſe zuzuführen, und 
zwar ohne die im Merkmal 3 beſchriebene beſondere Ausge⸗ 
ſtaltung der Gleitflächen und die dadurch erzielte Wirkung, 
alſo auf einem Wege, bei dem praktiſch eine Verkürzung des 
Hebelarmes erſt oberhalb der Achshorizontalen einſetzt. Dieſe 
Prüfung hat, was das BG. rechtsirrig verkannt hat, unter 
dem doppelten Geſichtspunkte ſtattzufinden, einmal, ob der 
Stand der Technik den allgemeineren Gedanken vorwegnimmt 
— inſoweit dürfen die Entgegenhaltungen nicht abgeändert und 
nicht auf dasjenige erſtreckt werden, was der Fachmann ver⸗ 
möge ſeiner Sachkunde aus ihnen machen könnte — und dann, 
ob der allgemeinere, nicht alle Elemente des Gegenſtandes der 
Erfindung benutzende Gedanke gegenüber dem Stande der 
Technik erfinderiſchen Wert beſitzt, oder ob er etwa im Gegen⸗ 
teil durch ihn dem Fachmann ſo nahe gebracht war, daß das, 
was als Überſchuß über den Gegenſtand der Erfindung hinaus 
begehrt wird, keine erfinderiſche Leiſtung mehr ſein würde. 
(RG., I. Ziv Sen., U. v. 10. Febr. 1937, 1116/36.) P.] 
* 

10. RG. — § 6 PatG. (n. F.). Handelt es ſich 
für die Feſtſtellung des vom Erfinder be⸗ 
anſpruchten Schutzumfangs darum, ob die 
techniſche Lehre, daß für beſtimmte Zwecke 
die Verwendung beſtimmter Stoffe genüge 
und daß die bisher für notwendig erachtete 
Verwendung anderer Stoffe hierbeientbehr⸗ 
lich ſei, allgemein geſchützt iſt, ſo muß die 
gegen das Vorurteil der Fachwelt gerichtete 
Lehre des Patents eindeutig in der Patent⸗ 
ſchrift offenbart ſein. Bei Auslegung der 
Patentſchrift kann auch der Inhalt der Er⸗ 
teilungsakten darauf geprüft werden, ob fie 
Anhaltspunkte für die Annahme des Patent⸗ 
inhabers ergeben, daß er einen das Vor⸗ 
urteil bekämpfenden Gedanken bereits im 
Anmeldeverfahren allgemein zum Ausdruck 
RR und ſomit hierfür Schutz beanſprucht 
habe. 

Die Nebenintervenientin der Kl. iſt Inhaberin des mit 
Wirkung v. 9. Juni 1923 erteilten DRP. 521973 und des 
mit Wirkung v. 15. Juli 1925 erteilten DRP. 520 845. Die 
Kl. hatte eine ausſchließliche Lizenz an beiden Schutzrechten, 
hat ihre Rechte jedoch im Laufe des Rechtsſtreites, am 
26. Nov. 1935, auf die Nebenintervenientin zurückübertragen. 

Der in Frage kommende Anſpruch des DRP. 521973 
lautet: Verfahren zur Erzeugung von Feuerlöſchſchaum, da⸗ 
durch gekennzeichnet, daß eine einen ſchaumbildenden Stoff 
enthaltende Flüſſigkeit durch eine offene Strahlluftpumpe ver⸗ 
arbeitet wird, die das der Schaumbereitung förderliche Gas 
bzw. ein Gasgemiſch, etwa atmoſphäriſche Luft, ſelbſt anſaugt. 

Der Anſpruch des DRP. 520845 lautet: Verfahren zur 
Erzeugung von Gemiſchen aus flüſſigen und gasförmigen 
Stoffen für Feuerlöſchzwecke, insbeſ. zur Erzeugung von 
Feuerlöſchſchaum, dadurch gekennzeichnet, daß die zu miſchen⸗ 
den Stoffe gemeinſam unter Druck durch einen poröſen Kör⸗ 
per gepreßt werden. 


Die Bekl. ſtellt her und vertreibt von Hand zu be⸗ 
dienende Löſchſchaumkübelſpritzen und motoriſch angetriebene 
Luftſchaumpumpen. Beide Vorrichtungen ſaugen, die eine 
mittels einer Handkolbenpumpe, die andere mittels einer 
Kapſelſchieberpumpe, ſchaumbildende Flüſſigkeit und Luft an, 
verdichten das entſtehende ſchaumartige Gemiſch und preſſen 
es ſchließlich durch ſogenaunte Veredler, etwa einer Draht⸗ 
bürſte mit zahlreichen dünnen und enganeinanderliegenden 
Metallborſten oder ein Aggregat, das aus mehreren kurzen 
zylindriſchen Körpern beſteht, die je aus einer Anzahl dich⸗ 
ter Drahtgewebe gebildet werden. 

Nach der Anſchauung der Kl. machte die Bekl. dadurch 
von den Mitteln der Klagepatente Gebrauch, und zwar durch 
die Verwendung von Luft zur Herſtellung des Feuerlöſch⸗ 
ſchaumes von dem Patente 521973, durch die Verwendung 
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der Veredler von dem Patente 520845. Sie klagte daher 
auf Unterlaſſung, Rechnungslegung und Feſtſtellung der Scha⸗ 
denserſatzpflicht. Die Bekl. trat dem entgegen und beantragte 
Klageabweiſung. Sie beſtritt, daß die Verwendung von Luft 
in dem Schutzbereich des Patentes 521973 falle und erhob 
gegenüber den Anſprüchen aus dem Patente 520845 Ein⸗ 
wendungen, die nach dem jetzigen Streitſtande nicht mehr 
von Belang find. Das LG. wies die Klage in vollem Um⸗ 
fange ab. 

Im Berufungsverfahren wiederholte die Kl. ihre An⸗ 
träge und ſtützte außerdem ihre Anſprüche aus dem Patente 
521973 auch darauf, daß die Bekl. die ſchaumbildende Flüſſig⸗ 
keit durch Pumpen verarbeite, welche die der Schaumbereitung 
förderliche Luft ſelbſt anſaugten. Folglich beantragte ſie hilfs⸗ 
weiſe, der Bekl. die Herſtellung uſw. von Feuerlöſchgeräten 
mit einem ſolchen Merkmale zu verbieten. Die Bekl. beſtritt, 
daß auch das im Hilfsantrag bezeichnete Merkmal in den 
Schutzbereich des Patentes 521973 falle und wiederholte ihre 
Anträge aus dem erſten Rechtszuge. Das OLG. beſtätigte das 
Urteil des LG. ſoweit dieſes die auf DRP. 521973 geſtützte 
Klage abwies, indem es ſowohl den Haupt⸗ wie den Hilfs⸗ 
antrag als unbegründet anſah. Dagegen gab es der auf DRP. 
520845 geſtützten Klage ſtatt. Die Rev. der Kl. und der 
Nebenintervenientin wurde zurückgewieſen. 

Die Rev. bemängelt zunächſt, daß das BU. die Aufgabe 
des Klagepatentes (521973) nicht klar umreiße, die Löſung 
nicht unmittelbar angebe und daher den Erfindungsgedanken 
nicht klar herausarbeite. So komme es zu dem in ſich un⸗ 
möglichen Ergebnis, das Merkmal der Verwendung von Luft 
von dem Patentſchutz überhaupt auszunehmen. 

Dem iſt nicht beizuſtimmen. Allerdings hätte die tech⸗ 
niſche Aufgabe, die das Klagepatent ſtellt und löſt, im Urteil 
ſchärfer hervorgehoben werden können. Jedoch laſſen die Dar⸗ 
legungen auf S. 28 und S. 34—36 des Urteils ausrecchend 
erkennen, daß das KG. die Aufgabe des Streitpatentes darin 
ſieht, das Verfahren, Feuerlöſchſchaum auf mechaniſchem Wege, 
d. i. durch Miſchen von Flüſſigkeit und Gas, zu erzeugen, von 
dem Nachteile der Bereithaltung eines beſonderen Druckgaſes 
zu befreien. Das Löſungsmittel und damit den Erfindungs⸗ 
gegenſtand beſtimmt das KG. klar dahin, es werde zur Her⸗ 
ſtellung des Schaumes eine offene Strahlluftpumpe ver⸗ 
wendet, die das zur gründlichen Umwandlung einer einen 
Schaumbildner enthaltenden Flüſſigkeit in Schaum förderliche 
(nicht unter Druck ſtehende), gasförmige Mittel, etwa atmo⸗ 
ſphäriſche Luft, ſelbſttätig anſauge. Darin, d. h. in der Ver⸗ 
wendung der Waſſerſtrahlluftpumpe oder einer ihr gleich⸗ 
wertigen Vorrichtung für die Erzeugung des Feuerlöſch⸗ 
ſchaums findet das KG. zugleich den Erfindungsgedanken und 
damit den Schutzumfang des Patentes beſchloſſen. Dabei ſieht 
es als gleichwertiges Mittel nicht jede das Gasgemiſch ſelbſt 
anſaugende Pumpe an, ſondern nur eine ſolche Vorrichtung, 
die ohne anderweitige mechaniſche Kraft die Zuführung von 
Luft oder eines anderen Gasgemiſches gerade dadurch bewerk⸗ 
ſtelligt, daß ſie das Gasgemiſch ſelbſttätig durch eine raſch⸗ 
ſtrömende Flüſſigkeit anſaugen läßt. Dieſe Auslegung führt — 
entgegen der Reviſionsbehauptung — nicht dazu, die Ver⸗ 
wendung von Luft vom Patentſchutz überhaupt auszunehmen. 
Sie ſchützt vielmehr die Verwendung von Luft, ſoweit ſie 
mittels der Waſſerſtrahlluftpumpe oder einer gleichwertigen 
Vorrichtung erfolgt. Sie ſchützt allerdings nicht die Ver⸗ 
wendung von Luft als ſolche, d. h. jede Verwendung, gleich⸗ 
gültig, auf welchem Wege ſie geſchieht. In alledem tritt kein 
Rechtsirrtum zutage. 

Die Rev. ſpannt allerdings den Schutzumfang des Klage⸗ 
patentes erheblich weiter. Nach ihr beſeitigte dieſes Patent 
zum erſten Male das angeblich die geſamte Fachwelt beherr⸗ 
ſchende Vorurteil, daß atmoſphäriſche Luft als Beſtandteil 
eines Feuerlöſchſchaumes ungeeignet, ja, weil feueranfachend, 
ſogar ſchädlich ſei. Das Patent enthalte ſomit — und das 
rechtfertige den Hauptantrag der Kl. — den allgemeinen Er⸗ 
findungsgedanken, bei der Herſtellung von Feuerlöſchſchaum 
auf mechaniſchem Wege an Stelle beſonderer, feuererſtickender 
Gaſe atmoſphäriſche Luft zu verwenden. Daneben offenbare es 
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al Juriſtiſche Wochenſchrit 
auch — und das rechtfertige den Hilfsantrag der Kl. — den 
demgegenüber engeren, aber gegenüber dem Gegenſtand der 
Erfindung immer noch allgemeinen Erfindungsgedanken, OF 
ſchaumbildende Flüſſigkeit in einer Pumpe irgendwelcher 

zu verarbeiten, die den gasförmigen Beſtandteil des Schaums 
in Form von atmoſphäriſcher Luft ſelbſt anſauge. 

Bei der Prüfung dieſer Einwände iſt in dem Reviſtons“ 
rechtszuge von dem auszugehen, was das BG. über das L. 
ſtehen des behaupteten Vorurteils tatſächlich feſtſtellt. Das 
RG. hält es für möglich, daß zur Zeit der Anmeldung des 
Klagepatentes im Jahre 1923 in der Fachwelt eine 
neigung dagegen beſtand, Luft für Feuerlöſchſchaum zu per? 
wenden. Es ſchließt jedoch aus der Betrachtung des Standes 
der Technik, nämlich der amerikaniſchen Patentſchriften 
749374 von 1904 und 1415352 von 1922, daß man nicht 
etwa allgemein Luftſchaum als ſchlechthin ungeeignet tes 
Feuerlöſchzwecke anſah, ſondern daß man lediglich der Mei 
nung war, Schäume aus nicht verbrennungsfördernden Ga 8 
ſeien wirkſamer. Dem kann aus Rechtsgründen nicht entgegen 
getreten werden. In der amerikaniſchen Patentſchrift 74931 
ſchlägt der Erfinder zwar einen Feuerlöſchſchaum vor, der al 
Blaſen beſteht, die geeignete feuerlöſchende Gaſe enthalten. 
erwähnt jedoch auch Luftſchaum und bezeichnet ihn nicht et 
als ſchlechthin ungeeignet, ſondern hebt nur hervor, Schäumt 
aus nicht verbrennungsfördernden Gaſen löſchten das Feuer 
noch wirkſamer. Ja, er ſpricht bereits allgemein aus, d 5 
den Schäumen als ſolchen die Wirkung eigne, die ver 
brennungsfördernde Außenluft wirkſam — und zwar wir, 
ſamer als Flüſſigkeit — von dem Brande fernzuhalten > 
ihn dadurch einzudämmen und zu erſticken. Dem entſprich, 
wenn auch mit einer gewiſſen Abſchwächung, die Stellung 
nahme der amerikaniſchen Patentſchrift 1415 352, die IF 
auf ein verwandtes Gebiet, nämlich das Abdecken leichtflüch 
tiger und leichtbrennbarer Fluſſigkeiten durch Schaum beste)” 
Sie ſchlägt zur Abdeckung allgemein Luftſchaum vor, TI 
jedoch hinzu, bei Abdeckung leichtentzündlicher Flüſſigkene, 
könne ein ſauerſtoffreies und mit dem Schaumbildner nich 
oxydierendes Gas benutzt werden. 

Indem das KG. ein ſo begrenztes Vorurteil oder De 
denken der Fachwelt gegen die Verwendung von Luft zugute 
legte, hält es dem Hauptanſpruch der Kl. und ins 
Anſchauung, jede Verwendung von Luft zu Feuerlöſchſcham, 
falle in den Schutzbereich des Klagepatentes, folgende, aus = 
Betrachtung der Patentſchrift geſchöpfte Erwägungen 
entgegen. Die begehrte Auslegung würde dem Klagepatent jr 
Charakter eines Pionierpatentes verleihen. Dazu mü fa 
Patentſchrift jedoch darlegen, daß und warum die beſtehen d. 
Vorurteile gegen die Verwendung von Luft unbegründet ſeie 
Das tue ſie aber in keiner Weiſe. Sie nenne Luft nur wan 
und beiſpielsweiſe neben anderen Gaſen und Gasgemisch 
ohne fie beſonders hervorzuheben, und vor allem, ohne 7. 
Vorteile ihrer Verwendung zu betonen oder auch nur hr 
nennen. Sie enthalte allenfalls die Anregung, es außer n 
anderen Gasgemiſchen auch einmal mit Luft zu verſuchen 
offenbare aber nicht die techniſche Lehre, daß die Beden 
gegen die Verwendung von Luftſchaum unbegründet ſeien. at 
beſeitige alſo beim Fachmann etwa gehegte Vorurteile her 
und habe das auch gar nicht tun wollen. Denn die Anme 
rin und die Kl. hätten ſelbſt jahrelang nicht nach iht 1 
Patent gearbeitet. Vielmehr ſeien die erſten praktiſchen erſt 
ſuche mit der Verwendung von Luft zu Feuerlöſchſchaun en 
1928 bis 1930 — und zwar von anderen — gemacht wo 
Außerdem habe die Nebenintervenientin gerade den G 
der Verwendung von Luft erſt lange nach der Anmeldung nen 
Klagepatentes in beſonderen, allerdings erfolglos gebliebe 
Patentanmeldungen unter Schutz ſtellen laſſen wollen. 1 

Die Rev. wendet demgegenüber ein, das KG. uberſpeenz 
die Anforderungen an die Offenbarungspflicht des Erfim der 
Rechtsirrig fordere es, daß die Patentſchrift die Vorteile ges 
Verwendung von Luft angeben und das Vorurteil als jol! tel 
bekämpfen müſſe. Es genüge die Angabe der techniſchen N an. 
für die Verwendung von Luft. Die gebe die Patentſchriſt gi 
Das Patent ſei erſt 1931 ausgegeben worden. Bald danach 
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ms Verfahren in die Praxis eingeführt worden. Deswegen 
2 Ije ſich aus den Hinweiſen des Urteils auf das ſpätere Ver⸗ 
ken der Anmelderin nichts herleiten. 
teil An dieſen Einwendungen iſt ſo viel richtig, daß die Vor⸗ 
id einer Erfindung, ſoweit ſie nicht zum Inhalt der Er⸗ 
an ung gehören, im allgemeinen in der Patentſchrift nicht 
geführt zu werden brauchen. Falls daher die Verwendung 
un Luft als ſolche im Sinne eines neu eröffneten, zum Ziel 
r Feuerlöſchung führenden Weges patentbegründendes Merk⸗ 


Pal des Klagepatentes wäre, ſo wäre es unſchädlich, daß die 
ia tentſchrift die beſonderen Vorteile dieſer Verwendung (Ein- 


nge, Greifbarkeit, Billigkeit, Unſchädlichkeit u. dgl.) nicht 
fort, nt, zumal fie dem Fachmann ohnehin in die Augen 
2 gen. Inſoweit liegt die Beweisführung des KG., das 
t nenne die Vorteile des Luftſchaums überhaupt nicht, 
an en der Sache. Darauf kommt es aber im Ergebnis nicht 
bie „Durchſchlagend iſt vielmehr die Erwägung des KG., daß 
ei Patentſchriſt das, was die Kl. (und die Rev.) als das 
aunderiſche Verdienſt des Patentes in Anſpruch nehmen, 
nid) die Überwindung des oben bezeichneten und be⸗ 
en Vorurteils gegen die Verwendung von Luft als 
5 ſtandteil eines Feuerlöſchſchaumes, überhaupt nicht offen⸗ 
Sch; Wenn es, wie die Rev. will, eines erfinderiſchen 
Fuſzittes bedarf, um zu der Erkenntnis zu kommen, daß 
nüglſchaum zur Feuerbekämpfung genüge (genauer: daß es 
t t erforderlich ſei, die bisher als noch wirkſameren be⸗ 
an teten Schäume aus nicht verbrennungsfördernden Gaſen 
geßüwenden), ſo muß der vom Stande der Technik aus⸗ 
Hande Durchſchnittsfachmann, der die Patentſchrift zur 
Pater nimmt, dieſen erfinderiſchen Schritt ſelbſt tun. Die 
nintentſchrift offenbart ihm, wie das RG. mit Recht an⸗ 
der int, dieſe Erkenntnis nicht. Insbeſ. gibt die in der wie⸗ 
holten Erwähnung von Luft als geeigneten Gaſes liegende 
ſresgung, es auch einmal mit Luft zu verſuchen, nichts 
aus bares für die Überwindung des Bedenkens, daß Schäume 

nicht verbrennungsfördernden Gaſen an ſich wirkſamer 
eign Feuerbekämpfung ſeien als Luftſchaum, der zwar ge⸗ 
belt ſei, die Außenluft vom Brande abzuhalten, der aber 
völli Platzen der Blaſen ſelbſt Luft freiſetze. Ja, es bleibt 
unten offen, ob es ji inſoweit überhaupt um ein Vor⸗ 
Weil und nicht um ein fachlich begründetes Bedenken handle. 
Und das techniſche Mittel hier nicht an ſich, ſondern nur 
gegenferforderlich iſt, wenn es das ſeiner Verwendung ent⸗ 
auf aſtehende Bedenken bricht, gehört die Bezugnahme hier⸗ 
Ne Inhalte der Erfindung. Die Angabe des techniſchen 
Beni; els für fich allein ſtellt alſo in einem ſolchen Falle keine 

"gende Offenbarung dar. 

entnislus dem Gange des Erteilungs verfahrens 
Ih mt das KG. die Beſtätigung feiner aus der Patent⸗ 
men gewonnenen Anſchauung. Es erwägt, daß die An⸗ 
bo in zwar keinen beſonderen Verzicht auf die Verwendung 
der Luft ausgeſprochen, wohl aber im Einverſtändnis mit 
Erin rteilungsbehörde den urſprünglich begehrten allgemeinen 
for audungsgedanken, Flüſſigkeiten und nicht unter Druck 
dakıı de Gasgemiſche mechaniſch zu Schaum zu verbinden, 
ſipes eingeſchränkt habe, dieſe Verbindung mittels des Prin 
beſond 

e 
hoff 


er Waſſerſtrahlluftpumpe zu vollziehen und ſo einen 
rs einfachen, kleinen und betriebsſicheren Apparat zu 
en, der die dauernde Erzeugung von Schaum fern von 
ung, andftelfe und aus Betriebsmitteln, die faſt immer in 
und chränkter Menge zur Verfügung ſtünden, geſtatte. Dies 
viel den Umſtand, daß die Anmelderin während es ganzen, 
Gebe Jahre dauernden Erteilungsperfahrens niemals den 
Asien erwähnt habe, es gelte ein der Verwendung von 
mehr entgegenſtehendes Vorurteil zu überwinden, daß ſie viel⸗ 
ere; elbſt ebenſo wie die Erteilungsbehörde ihr erfinderiſches 
in dienſt ſtets in der Einführung der Waſſerſtrahlluftpumpe 
wien. Löſchſchaumtechnik geſehen habe, benutzt das KG. 
ig, m lediglich als weikeren Anhaltspunkt dafür, daß 
bein, die Verwendung von Luft ſchlechthin, ſondern nur die 
des ders zweckmäßige Art der Verwendung von Luft mittels 
berſtbrinzibes der Waſſerſtrahlluftpumpe den Gegenſtand der 
dung des Klagepatentes bilde. | 
Darin tritt kein Rechtsirrtum zutage. Nach Meinung 


der Rev. iſt allerdings die ganze Einſtellung des KG. bei 
der Ausdeutung der Erteilungsakten rechtsirrig. Denn es 
komme nur darauf an, ob dieſe Akten einen Verzicht oder 
eine bewußte Einſchränkung aufwieſen. Dem kann in dieſer 
Ausſchließlichkeit nicht gefolgt werden. Einmal hat das KG. 
die Erteilungsakten auf das Vorliegen eines Verzichts oder 
einer Einſchränkung hin durchgeprüft. Dann aber war es 
rechtlich nicht gehindert, bei der Beurteilung der Frage, ob 
die in der Patentſchrift verkörperte Erklärung objektiv einen 
beſtimmten Gedanken offenbare, auch als Anhaltspunkt her⸗ 
anzuziehen, ob die Erklärenden (Anmelderin und Erteilungs⸗ 
behörde) einen ſolchen Gedanken zum Ausdruck bringen woll⸗ 
ten. Falls ſich eine ſolche Betrachtungsweiſe — wie hier — 
nur als eines unter anderen Auslegungsmitteln zur Klar⸗ 
ſtellung des objektiven Sinnes der Patentſchrift darſtellt, iſt 
gegen ſie rechtlich nichts zu erinnern. Ebenſowenig ſchlägt 
der weitere Einwand der Rev. durch, Anmelderin und Er⸗ 
teilungsbehörde hätten im Erteilungsverfahren wiederholt 
die Vorteile der Verwendung gerade von Luft (und Waſſer) 
betont. Dem iſt durch die Anerkennung der Patentfähigkeit 
des dieſe Vorteile benutzenden Verfahrens Rechnung getragen. 
Für die Frage, ob der von der Rev. begehrte, erweiterte 
Patentſchutz zugebilligt werden kann, kommt es aber nicht 
darauf an, ob die mit der Verwendung von Luft verbun⸗ 
denen, auf der Hand liegenden Vorzüge hervorgehoben, aber, 
obwohl Veranlaſſung dazu beſtand, die Frage nicht erörtert 
wurde, ob eine ſolche Verwendung überhaupt möglich ſei. 
Ausſchlaggebend iſt vielmehr, daß es in der Patentſchrift 
völlig unterlaſſen wurde, die angeblich gegen die Möglichkeit 
einer ſolchen Verwendung beſtehenden Bedenken zu zer⸗ 
ſtreuen 

(R., I. ZivSen., U. v. 13. Febr. 1937, 1224/36.) [P.) 

* 

11. RG. — 88 6, 47 Pat G. (n. F.); § 254 BG B. 

1. Zur Annahme bedingt⸗vorſätzlicher Pa⸗ 
tentverletzung genügt die Feſtſtellung, der Bekl. 
habe auf die Gefahr hin, das Patent zu verletzen, 
die Verwirklichung der patentverletzenden 
Handlung trotzdem gewollt. 

2. Grobe Fahrläſſigkeit kann bei Patent⸗ 
verletzung auch darin gefunden werden, daß der 
Verletzer ſich auf das techniſche Gutachten eines 
Sachverſtändigen verläßt, obwohl er vermöge 
eigener beſonderer Sachkunde in der Lage iſt, 
die Mängel des Gutachtens zu erkennen. 

3. Auch im Patentrecht iſt der Einwand der 
Verwirkung zuläſſig; doch muß auf ſeiten des 
Verletzers ſtets ein redlicher und deshalb ſchutz⸗ 
würdiger Beſitzſtand vorhanden ſein. 

4. Hat der Patentinhaber den Verletzer ver⸗ 
warnt und nichts getan, was dieſen zu der An⸗ 
nahme berechtigt, daß jener ſein Verhalten nun⸗ 
mehr für zuläſſig erachte, ſo kann von eigenem 
Verſchulden des Verletzten nicht deshalb ge⸗ 
ſprochen werden, weil dieſer nicht alsbald ge⸗ 
richtlich gegen den Verletzer vorgegangen iſt. 

5. Durch die rechtskräftige Feſtſtellung ob⸗ 
jektiver Patent⸗ oder Gebrauchs muſterver⸗ 
letzung wird eine bindende Entſcheidung für den 
Schadenerſatzanſpruch nicht getroffen. 

Die Kl. war Inhaberin des ihr mit Wirkung v. 9. Okt. 
1913 erteilten, infolge Kriegsverlängerung erſt am 8. Okt. 
1936 durch Zeitablauf erloſchenen DRP. 274 438, deſſen 
Patentanſprüche folgendermaßen lauten: 

1. Kühlerlamelle für Kühler von Motorfahrzeugen, dadurch 
gekennzeichnet, daß die Wellenberge nach außen vorſtehende 
Seitennocken erhalten, in die der Wellenberg der nach⸗ 
folgenden Lamelle eingefügt iſt. 

2. Kühlerlamelle nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 
daß die beiden Seitennocken eines Wellenberges gegen⸗ 
einander verſchoben find, fo daß die Nocken zweier an⸗ 
ſtoßender Wellenberge ſich diagonal gegenüberſtehen. 
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lSuriſtiſce Wochenſchriſt 


Die Kl. war ferner Inhaberin des am 23. März 1929 
angemeldeten, am 5. Sept. 1932 eingetragenen und am 
23. März 1935 abgelaufenen DRM. 1231062 betr. La⸗ 
mellenkühler, für welches folgende Schutzanſprüche der An⸗ 
meldung beigefügt ſind: 

1. Lamellenkühler mit in den Lufträumen zwiſchen den 
waſſerführenden Lamellen angeordneten Zwiſchenblechen, 
dadurch gekennzeichnet, daß die Zwiſchenbleche, die wie die 
waſſerführenden Lamellen gewölbt oder in Zickzack ge⸗ 
bogen ſind und erſtere an den Wellenbergen in der ganzen 
wirkſamen Breite berühren, zwiſchen den Berührungs⸗ 
flächen mit den waſſerführenden Lamellenblechen durch in 
der Längsrichtung der Lamellen liegende und zwiſchen 
jenen Berührungsſtellen befindliche Schlitze in Streifen 
zerlegt ſind, die an beiden Enden mit dem Blech zu⸗ 
ſammenhängen, dazwiſchen aber aus dem Blech heraus⸗ 
gehoben ſind. 

Lamellenkühler nach Anſpruch 1, dadurch gekennzeichnet, 

daß die Streifen zur Richtung der Luftſtrömung ſchräg 

geſtellt ſind. 

Die Bekl. ſtellen ſeit längerer Zeit Kühler her, von denen 
die Kl. behauptet, daß bei ihnen die beiden genannten Schutz⸗ 
rechte mindeſtens grobfahrläſſig verletzt ſeien; dieſe Kühler 
entſprechen im weſentlichen einem für die Bekl. eingetragenen 
DRG M. 1231465, das am 8. Juni 1934 durch Zeitablauf 
erloſchen iſt. Ferner war die Bekl. zu 1 eingetragene In⸗ 
haberin des DRP. 517515, das durch Entſch. des erk. Sen. 
v. 4. Juli 1936 unter Beſtätigung der Entſch. der Nichtig⸗ 
keitsabteilung des RPat A. vernichtet worden iſt. 

Mit der am 23. Sept. 1933 erhobenen Klage hat die 
Kl. die Verurteilung der Bekl. zur Unterlaſſung und Rech⸗ 
nungslegung wegen der ſeit 23. Sept. 1930 hergeſtellten und 
vertriebenen Kühlerlamellen und Lamellenkühler ſowie auf 

-Feſtſtellung der Schadenerſatzpflicht der Bekl. beantragt. Die 
Bekl. haben die objektive Verletzung der Schutzrechte der Kl. 
beſtritten, insbeſ. die Neuheit des Gebrauchsmuſters der Kl. 
beſtritten und jedes Verſchulden geleugnet. 

Das LG. hat nach Beweiserhebung die Bekl. zu Unter⸗ 
laſſung auf Grund der Annahme einer Verletzung des 
DNGM. 1231062 für die Zeit bis zu deſſen Ablauf 
(23. März 1935) verurteilt, im übrigen aber die Klage ab⸗ 
gewieſen. Das OLG. hat die Berufung der Bekl. zurück⸗ 
gewieſen, aber auf die Berufung der Kl. die Bekl. wegen Ver⸗ 
letzung des Gebrauchsmuſters in der Zeit von der Klage⸗ 
zuſtellung (23. Sept. 1933) bis zum Erlöſchen des Muſter⸗ 
ſchutzes (23. März 1935) zur Rechuungslegung über die 
durch das Unterlafſungsurteil des LG. betroffenen Kühler⸗ 
lamellen und Lamellenkühler verurteilt und feſtgeſtellt, daß 
die Bekl. als Geſamtſchuldner der Kl. den aus der unzuläſſigen 
Herſtellung und dem Vertrieb ſolcher Gegenſtände in der an⸗ 
gegebenen Zeit erwachſenen Schaden zu erſetzen haben. 
Im übrigen hat das OLG. die Berufung der Kl. zurück⸗ 
gewieſen. Das RG. hat durch Urt. v. 4. Juli 1936 (T 342/35) 
die Rev. der Bekl. zurückgewieſen; dagegen auf die Rev. der 
Kl. das angefochtene Urteil aufgehoben, ſoweit zum Nachteil 
der Kl. erkannt iſt und utter Zurückverweiſung im übrigen 
die Bekl. zur Unterlaſſung der Herſtellung und des Vertriebs 
von Lamellenkühlern inſoweit verurteilt, als darin eine Ver⸗ 
letzung des DRP. 274438 erblickt wird. 

Nach erneuter Verhandlung hat das OLG. das land⸗ 
gerichtliche Urt. auf die Berufung der Kl. weiter dahin ab- 
geändert, daß es die Bekl. zur Rechnungslegung ver⸗ 
urteilt und zwar 

1. für die Zeit v. 23. Sept. 1930 bis zum 8. Okt. 1936 
wegen der hergeſtellten und vertriebenen Lamellenkühler für 
Motorfahrzeuge, bei denen die Wellenberge der Lamellen mit 
zwei ſeitlich ausgepreßten Leiſten verſehen und die Wellen⸗ 
berge der jeweils nachfolgenden Lamelle zwiſchen dieſe Leiſten 
eingefügt iſt; 

2. für die Zeit v. 23. Sept. 1932 bis 22. Sept. 1933 
wegen der hergeſtellten und vertriebenen Kühlerlamellen und 
Lamellenkühler, bei denen die zwiſchen den waſſerführenden 
Lamellen angeordneten Zwiſchenbleche zwiſchen den Be⸗ 
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rührungsflächen durch in der Längsrichtung der Lamellen 
liegende und zwiſchen, den Berührungsſtellen befindlichen 
Schlitze in Streifen zerlegt find, die ohne Zwiſchenraum au 
einander ſich anſchließen, an beiden Enden mit dem Blech zu 
ſammenhängen, dazwiſchen aber aus dem Blech herausgebogen 
find, wobei die Streifen zur Richtung der Luftſtrömung ſchräg 
geſtellt ſind. 13 
Ferner hat das OLG. feſtgeſtellt, daß die Bell. 2 
Geſamtſchuldner der Kl. denjenigen Schaden zu erſe ße, 
haben, der dieſer durch die vorgenannten Handlungen en 
ſtanden iſt. 15 
Auf die Rev. der Bekl. wurde das angefochtene Urt. 4 
gehoben, ſoweit es ſich auf die Gebrauchsmuſterverletzung 2 
zieht, ſoweit wurde die Sache an das OLG. zurückverwieſen, 
Im übrigen wurde die Rev. zurückgewieſen. 1 
Die Rev. rügt zunächſt, daß das angefochtene Urt. für be 
Zeit ſeit Klagerhebung rechtsirrig eine bedingt-worſätzlich 
Verletzung der Rechte der Kl. angenommen habe. Dieſe Ru a 
iſt unbegründet, ſoweit fie gegenüber den rein tatſächliche) 
Feſtſtellungen des OLG. überhaupt zuläſſig iſt. Aus dem felt 
geſtellten Sachverhalt — genaue Kenntnis der Schutzrechte uns 
der Auffaſſung der Kl., eigene große Erfahrung und Ja 3 
kunde der Bekl. — folgert das DLG., daß die Bell. mindeſten 
„ſeit Klagerhebung“ bewußt auf die Gefahr hin herſtellten = 
vertrieben, daß dadurch die Rechte der Kl. verletzt wur, 
daß ſie alſo eine ſolche Verletzung bewußt in ihren Willen au 
nehmen. Die Rev. meint, daß das OLG. in dieſem Falle c 
den gleichen Fehler verfallen ſei, den ſeinerzeit das * 
Linmal zu der Darlegung veranlaßte, es ſei zur Annahme der 
dingten Vorſatzes die Feſtſtellung nicht genügend, daß ber 
Täter bei feiner Handlungsweiſe ſich der Möglichkeit Gr 
Patentverletzung bewußt geweſen ſei, der Täter müſſe den . 
ſolg für den Fall feines Eintritts auch gewollt haben HT 
IW. 1919, 575%), Die angeführten Rechtsſätze entſpren 
durchaus der ſtändigen Rſpr. des erk. Sen., befinden ſich 4 
in voller Übereinſtimmung mit der Auffaſſung der St, 
des NG. (RchSt. 65, 69; 67, 424 JW. 1934, den 
m. Anm.). Aber fie ſtehen nicht in Widerſpruch zu der Rech 
auffaſſung des OL G., das ganz offenſichtlich feſtſtellen wan 
die Bekl. habe auf die Gefahr hin, das Patent der Kl. zu ven 
letzen, trotzdem die Verwirklichung des Geſamttatbeſtandes be 
wollt. Das genügt zur Bejahung des Tatbeſtandes des 1 
dingten Vorſatzes. Inwiefern für die tatſächliche Feſiſtel . 
die erforderlichen Grundlagen fehlen ſollen, wie die R 
meint, iſt nicht erſichtlich. 5 
Das OLG. hat für die Zeit vor Klagerhebung grobfczie 
läſſige Rechtsverletzung auf ſeiten der Bekl. angenommen. len 
Rev. meint, daß bei Verkennung des Begriffs eines bedingt, 
Vorſatzes auch die Gefahr rechtsirriger Behandlung des ieſe 
beſtandes grobfahrläſſiger Patentverletzung gegeben ſei. D PR 
Vermutung — um mehr handelt es ſich hierbei nicht en 
ledigt ſich dadurch, daß dem OLG. nach den vorſtehen en 
Ausführungen ein Rechtsirrtum hinſichtlich des beding 


— 


nn * 
ſeien, 


Die 


Vordergrund ſtellt, daß der genannte Sachverſtändige unt 
ſchon ein Privatguthaben für die Bekl. erſtattet habe.“ 


OLG. die Sachkunde des Bekl. zu 2 und feiner techn die 
Berater beſonders hoch wertet und höher einſchätzt urchaus 
Kenntniſſe der befragten Sachverſtändigen. Das iſt dur p 
zuläſſig und kann die rechtlich einwandfreie Feſtſtellung 9 
fahrläſſiger Patentverletzung nicht erſchüttern. BR 

Unbegründet ift auch der dem OLG. gemachte Bo rell. 
der Rev., das Os. habe unterlaſſen, zugunſten des „515 
zu beachten, daß ſich aus der Erteilung des DRP. 51“ 
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an die Bekl. ergebe, daß das RPat A. damals ſelbſt „eine 
baldhaſte Verletzung des Klagepatents“ nicht angenommen 
abe. Die Rev. verkennt, daß das RPat A. bei der Erteilung 
5 DAB. 517515 die Frage einer etwaigen Verletzung des 
lagepatents durch die Benutzung des beantragten Patents gar 
Dold an prüfen, ſondern nur feſtzuſtellen hatte, wieweit das 
3 P. 274438 etwa neuheitsſchädlich eutgegeuſtand. Auch 
15 Erteilung des DRP. 517515 — das inzwiſchen übrigens 
dechtskräftig vernichtet worden iſt — blieb von vornherein die 
Daage offen, ob nicht vielleicht dieſes Patent von dem 
Rb. 274438 abhängig ſei. Irgendeine Stellungnahme des 


& 


ein zu dieſer Frage iſt im Erteilungsverfahren auch tat⸗ 
ö lich nicht erfolgt. Aus der Erteilung des DRP. 517515 
Venen daher Schlüſſe weder hinſichtlich des Verſchuldens der 
* überhaupt noch hinſichtlich des Grades eines Ver⸗ 
ſchuldens gezogen werden. 
0 Unbegründet iſt auch die Rüge der Rev., daß das OLG. 
15 rage eines eigenen Verſchuldens der Kl. nicht geprüft 
„übe, obwohl die Bekl. die verzögerte Geltendmachung der be⸗ 
Aupteten Patentverletzung vorgebracht und damit diejenigen 
wathachen behauptet haben, die die Feſtſtellung eigenen mit⸗ 
renden Verſchuldens i. S. des 8 254 Abſ. 2 BGB. recht⸗ 
baſtigen könnten. Das OLG. hat zwar dieſen Rechtsſatz nicht 
del ubers zur Erörterung geſtellt, hat aber die Behauptung 
15 Bekl. ſelbſt geprüft. Dabei hat es die Frage der ſog. Ver⸗ 
pruſung, die die Bekl. geltend gemacht haben, ſorgfältig ge⸗ 
i und dieſen Einwand zurückgewieſen. Das will die Rev. 
. t bemängeln. Es war daher nur zu prüfen, ob nicht damit 
u ſchon gejagt ift, daß der Kl. nicht zum Vorwurf gemacht 
darden könne, ſie habe es ſchuldhaft unterlaſſen, den Scha⸗ 
855 abzuwenden oder zu mindern. Mit Recht hat die Rev Bekl. 
vorgeführt, daß das OLG. mit ausreichender Deutlichkeit eine 
129 ſchuldhafte Unterlaſſung der Kl. verneint hat. Es iſt zu⸗ 
act in Anlehnung an die Rſpr. des erk. Sen. (RGZ. 139, 
1 = 5%. 1933, 2276 m. Anm.) davon ausgegangen, daß 
wie auf anderen Gebieten des gewerblichen Rechtsſchutzes 
N Warenzeichen und Wettbewerbsrecht, vgl. Pinzger, 
zug., 2. Aufl., Anm. 9 zu § 24 WEG. und die dort S. 206/7 
krmmmengeſtellte Rſpr. des 2. ZivSen. des RG.) auch im 
kheber⸗ und Patentrecht zuläſſig iſt, den Einwand der Ver⸗ 
urkung geltend zu machen, weil es mit Treu und Glauben 
zübereinbar erſcheinen kann, wenn der Inhaber des Rechts 
Garch langjähriges ſchweigendes Dulden die Entſtehung eines 
deſſiöſtandes auf ſeiten des Patentverletzers gefördert hat, 
ben Ausübung er jetzt unerwartet verbieten will. Mit Recht 
op at das OLG. diefem Einwand den Erfolg, indem es in 
bilthſichtlicher Anlehnung an die auch für das Patentrecht zu 
Tatſtende Rſpr. des 2. ZivSen. des NG. betont, daß die 
nic ſache längeren Wartens allein den Verwirkungseinwand 
Rich begründen könne (Rg. 111, 67 = Is 1925, 2002; 
ander, 127, 321 JW. 1930, 1694) und daß die Bekl. 
hon ere Tatſachen, inäbef. ein pofitives Tun der Kl. nicht be⸗ 
üptet haben. Dem iſt nur noch hinzuzufügen, daß das Vor⸗ 
1 0 enſein eines redlichen und deshalb ſchutzwürdigen Be⸗ 
ia kandes auf feiten der Bekl. (Ach. 137, 282 — IM. 
aus , 3769s; Rc. 139, 363 — ZW. 1933, 1579 nicht 
Oskeichend unter Beweis geſtellt war, deshalb auch vom 
G. nicht feſtgeſtellt werden konnte. 5 
5 29 er erk. Sen. hat ſchon wiederholt (z. B. in dem Urt. 
. März 1930: PW3Bl. 30, 299) darauf hingewieſen, daß 
ein deitände der hier fraglichen Art auch unter dem Geſichtspunkt 
ig Verſchuldens des Verletzten zu prüfen find. Aus dem gan- 
Fe uſammenhang des angefochtenen Urt ergibt ſich, im Gegen⸗ 
big der Anficht der Rev., daß das OLG. dieſe Frage ge⸗ 
ihr und verneint hat. Denn es betont, daß die Kl. durch 
hebt erhalten nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen habe, 
auch in anderem Zuſammenhang hervor, daß die Kl. 
Mi 1928 die Bekl. durch ihren Patentanwalt darauf habe 
techmerkſam machen laſſen, daß gewiſſe jetzt beanſtandete 
unzniſche Maßnahmen gegen ihr DRP. 274 438 verſtießen, 
anla daß die Kl. nichts getan habe, was die Bekl. hätte ver⸗ 
€ „en können, anzunehmen, die Kl. habe ihren bisherigen 
ein dpunkt aufgegeben. Damit iſt klargeſtellt, daß das OSG. 
mitwirkendes Verſchulden der Kl. verneinen wollte. Dieſes 


ſchon 


noch beſonders auszuſprechen, war nicht erforderlich, zumal 
die Bekl. ihr tatſächliches Vorbringen unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt gar nicht beleuchtet hatten. 

In der mündlichen Verhandlung hat die Rev. noch aus⸗ 
geführt, es ſei im angefochtenen Urt. zu Unrecht nicht geprüft 
worden, ob nicht ein Verſchulden der Kl. darin gefunden wer⸗ 
den müſſe, daß ſie es unterlaſſen habe, die Bekl. auf die Ge⸗ 
fahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerkſam zu 
machen. Das iſt nur beachtlich, wenn ein ſolcher Schaden vom 
Schuldner (Patentverletzer) weder vorausgeſehen werden konnte. 
Zur Erörterung dieſer Fragen lag für das OLG. kein Anlaß 
vor. Es iſt bisher in keiner Weiſe erſichtlich, daß die Kl. 
einen ungewöhnlich hohen Schaden geltend machen will. Viel⸗ 
mehr iſt anzunehmen, daß ſie nach erfolgter Feſtſtellung der 
Schadenerſatzpflicht den ihr entſtandenen Schaden in üblicher 
Weiſe nach einer der drei durch die Rſpr. anerkannten Be⸗ 
rechnungsmethoden geltend machen will. In keinem dieſer 
Fälle kann von einem ungewöhnlich hohen und nicht vorher⸗ 
ſehbaren Schaden die Rede ſein. Dieſes noch beſonders aus⸗ 
zuſprechen, lag für das OLG. maugels einer diesbezüglichen 
Behauptung der Bekl. kein Anlaß vor. 

Damit ſind alle Rügen der Rev. erledigt, welche ſich 
gegen die vom OLG. anerkannte ſchuldhafte Verletzung des 
Dp. 274438 richten. Inſoweit kann die Rev. keinen Er⸗ 
folg haben. 

Dagegen rügt die Rev. mit Recht, daß das OLG. eine 
Stellungnahme zur Frage der Neuheitsſchädlichkeit der ameri⸗ 
kaniſchen Patentſchrift 1679517 gegenüber dem klägeriſchen 
DRG M. 1231062 mit einer rechtlich nicht haltbaren Be⸗ 
gründung abgelehnt habe. Die Bezugnahme auf dieſe Patent⸗ 
ſchrift iſt erſt in der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
OLG. vorgetragen worden, iſt aber nicht etwa gem. 8 529 

PO. zurückgewieſen worden, ſondern im Hinblick auf die 
rechtskräftige Feſtſtellung der Verletzung des Gebrauchs- 
muſters durch die Bekl. als unzuläſſig bezeichnet worden. Das 
Os. fügt hinzu, die Bekl, könnten ſich jetzt auf das ameri⸗ 
kaniſche Patent nur noch zum Nachweis mangelnder grober 
Fahrläſſigkeit berufen. Das OLG. nimmt alſo an, daß auch 
für den Schadenerſatzanſpruch, ſoweit darüber noch nicht ent⸗ 
ſchieden iſt, eine rechtskräftige Entſch. über die objektive 
Patentverletzung rechtsverbindlich ſei. Dieſe Auffaſſung iſt 
zwar gelegentlich im Schrifttum vertreten worden, iſt aber 
mit dem Grundgedanken des § 322 ZPO. unvereinbar und 
ſteht in ſchroffem Widerſpruch zu der ſtändigen Rſpr. des 
erk. Sen., dem ſich auch das neueſte Schrifttum widerſpruchslos 
angeſchloſſen hat (vgl. Krauße, 2. Aufl., Anm. 7 III zu 
847 PatG.; Klauer⸗Möhring, Aum. 5 zu 8 47 Pat.). 
Das RG. hat ſeit langer Zeit (vgl. RG. 49, 33) daran feſt⸗ 
gehalten, daß die objektive Patentverletzung durch Verurtei⸗ 
lung zur Unterlaſſung für den noch nicht entſcheidungsreifen 
Schadenerſatzanſpruch nicht rechtskräftig feſtgeſtellt wird, weil 
nur der geltend gemachte Anſpruch, nicht aber ein ſog. Urteils⸗ 
element der Rechtskraft nach S322 3PO. fähig iſt. Deshalb 
erkennt auch die Rſpr. neben den Klageanträgen auf Unter⸗ 
laſſung, Rechnungslegung und Zahlung des aus dieſer ſich 
ergebenden Schadenerſatzſumme dem weiteren Antrag auf Feſt⸗ 
ſtellung der Schadenerſatzpflicht das rechtliche Intereſſe an 
alsbaldiger Feſtſtellung zu. Denn durch dieſe wird, ſobald ſie 
rechtskräftig geworden iſt, allen Einwendungen, die den Grund 
des Schadenerſatzanſpruchs betreffen, der Boden entzogen: 
ſtets greift für die durch die Feſtſtellung betroffene Zeit die 
Einrede der Rechtskraft durch. Eine ſolche Feſtſtellung iſt aber 
im vorliegenden Rechtsſtreit hinſichtlich der Gebrauchsmuſter⸗ 
verletzung für die Zeit v. 23. Sept. 1932 bis 22. Sept. 1933 
bisher rechtskräftig wicht getroffen worden, iſt vielmehr erſt 
in der angefochtenen Entſch. enthalten. Wenn das OLG. alſo 
den nachgebrachten Einwand der Bekl. gegen die Rechts⸗ 
beſtändigkeit des klägeriſchen Gebrauchsmuſters nicht als ver⸗ 
ſpätet zurückweiſen wollte, mußte es hierzu ſachlich Stellung 
nehmen und konnte zu einer Verurteilung der Bekl. wegen 
Gebrauchsmuſterverletzung nur gelangen, wenn es die Neu⸗ 
heitsſchädlichkeit der amerikaniſchen Patentſchrift 1679517 
verneinte. Dieſe Prüfung iſt nicht etwa deshalb entbehrlich, 
weil die Bekl. nicht ausdrücklich behauptet haben, daß die ge⸗ 
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nannte Patentſchrift vor Anmeldung des Gebrauchsmuſters 
(23. März 1929) als öffentliche Druckſchrift dem Publikum 
zugänglich geworden iſt. Das amerikaniſche Patent 1679517 
iſt bereits am 7. Aug. 1928 erteilt, es iſt deshalb anzunehmen, 
daß die Patentſchrift noch im Jahre 1928 ausgegeben iſt, 
zumal die Kl. die ſtillſchweigend behauptete Priorität nicht 
beanſtandet hat. 
DB.] 


(RG., I. ZivSen., U. v. 20. Febr. 1937, I 237/86.) 
* 
* 12. RG. — Antragſteller i. S. des 8 37 Abſ. 5 PatG. iſt 
im Berufungsverfahren der Patentinhaber auch dann nicht, 
wenn er als Berl. auftritt. 


In der Eingabe v. 11. Jan. 1937 hat die in erſter In⸗ 
ſtanz vom RPat A. als Streitgehilfin der Nichtigkeitsklägerin 
zugelaſſene Nebenintervenientin von dem in Philadelphia 
(USA.) wohnenden Patentinhaber als BerKl. Sicherheits⸗ 
leiſtung wegen der Koſten des Verfahrens verlangt, und zwar 
ſoll ſich die Sicherſtellung, wie in ſinngemäßer Auslegung 
des Begehrens anzunehmen iſt, ſowohl auf die der Neben⸗ 
intervenientin als auch auf die der Hauptpartei im Be⸗ 
rufungsverfahren vorausſichtlich erwachſenden Koſten er⸗ 
ſtrecken. 

Der Antrag iſt unbegründet. Zwar hat der Senat in 
feinem Beſchl. v. 29. Jan. 1930, 1109/29 (RGZ. 127, 194 
JW. 1930, 224), den Grundſatz aufgeſtellt, daß der im 
Ausland wohnende Patentinhaber als Berͤl. dem Nichtig⸗ 
keitskläger als Ber Bekl. auf Verlangen gemäß § 28 Abſ. 5 
PatG. a. F. Sicherheit wegen der Koſten des Berufungsver⸗ 
fahrens zu leiſten habe. Als Folge der Nichtleiſtung der 
Sicherheit beſtimmt der Beſchluß, daß die Berufung als zu⸗ 
rückgenommen gelte. 

Nach nochmaliger Prüfung kann indeſſen jener Grundſatz, 
der auch im Schrifttum Widerſpruch gefunden hat (vgl. 
Krauße, 2. Aufl., Anm. Ta zu § 37 Pat.; Lutter, 
10. Aufl., Anm. 6 zu $ 37 Patch.) nicht aufrechterhalten 
werden. 

Der Senat ſieht allerdings keinen Anlaß, von der im 
Beſchl. v. 29. Jan. 1930 vertretenen und ſeitdem in ſtändiger 
Rſpr. (vgl. Beſchlüſſe v. 22. März 1930, I 44/30: Muß 
1930, 317 und v. 13. Okt. 1934, I 78/34: GRUR. 1934, 734) 
feſtgehaltenen Anſicht abzugehen, daß das Sicherheitsver⸗ 
langen auch noch im Berufungsverfahren geſtellt werden 
könne. Hieraus folgt indeſſen nichts für die Frage, wer im 
Berufungsverfahren als ſicherheitspflichtiger Antragſteller au⸗ 
zuſehen iſt. 

Der Begriff des Antragſtellers iſt mehrdeutig. Im Sinne 
der Koſtengeſetze iſt als Antragſteller auch anzuſehen, wer 
einen beſtimmten Verfahrensabſchnitt, z. B. auch einen Rechts⸗ 
zug durch ſeinen Antrag in Gang bringt. Inſofern iſt es wohl 
möglich, den BerKl. als Antragſteller anzuſehen. Es ſprechen 
aber überwiegende Gründe dagegen, i. S. von § 37 Abſ. 5 
Pat., der dem § 28 Abſ. 5 Patch. a. F. wörtlich entſpricht, 
auch den Rechtsmittelkläger als Antragſteller zu behandeln. 

Die Vorſchrift iſt ebenſo wie die weſensgleichen Beſtim⸗ 
mungen der SS 110 ff. ZPO. mit Rückſicht auf die Schwierig⸗ 
keiten getroffen, die der Vollſtreckung der gegen den abgewie⸗ 
ſenen Antragſteller ergangenen Koſtenentſcheidung im Aus⸗ 
lande entgegenſtehen. Nach dem im $ 37 Abſ. 5 Satz 1 PatG. 
vorausgeſetzten Regelfall bezieht ſich die Pflicht eines im 
Auslande wohnenden Nichtigkeitsklägers zur Sicherheitsleiſtung 
auf die Koſten des ganzen als eine Einheit gedachten Nichtig⸗ 
keitsverfahrens, alſo nicht nur auf den erſten Rechtszug, ſon⸗ 
dern auch auf das Berufungsverfahren. Demgemäß hat das 
RPat A. bei der ihm übertragenen Feſtſetzung der Sicherheit 
auch die Koſten eines ſtets in Rechnung zu ſtellenden Be⸗ 
rufungsverfahrens zu berückſichtigen, obwohl nicht voraus⸗ 
zuſehen iſt, wer im Berufungsverfahren die Stellung des 
Berͤl. haben wird (vgl. Lutter, Anm. 6 zu § 37 Patch.). 
Für die Bemeſſung der Sicherheit iſt in dem gedachten Falle 
lediglich der Geſichtspunkt maßgebend, daß dem Inhaber des 
angegriffenen Patents im Falle ſeines endgültigen Obſiegens 
Gewähr für die Erſtattung der entſtehenden Koſten gegeben 


ſein ſoll. Schon dieſe Erwägungen legen das Ergebnis nag 
daß der Geſetzgeber als Antragſteller nur den Nichtigkeik“ 
kläger im Auge hat. ni 
Verſtärkt wird dieſe Annahme durch den erkennbaren * 
ſammenhang des Abf. 5 mit Abſ. 1 des 837 PatG. Aan 
§ 37 Abſ. 1 PatG. wird das Nichtigkeitsverfahren als echte 
Streitverfahren nur auf Antrag eingeleitet. Die Stellung 1 
Antragſtellers behält der Nichtigkeitskläger für das 05 
Nichtigkeitsverfahren, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob 6 
vor dem RPat A. oder im Berufungsverfahren vor dem! wi 
anhängig iſt, und wer im letzteren Falle das Rechts milk“ 
eingelegt hat; denn Vorausſetzung für eine Sachentſcheidun 
iſt, daß der Antrag auf völlige oder teilweiſe Vernichtung 
des Patents aufrechterhalten wird. Im Falle der jeder” 
möglichen Zurücknahme des Antrages erledigt ſich der Nichlig 
keitsſtreit. Unabhängig von ſeiner formellen Rolle als Rechts 
mittelkläger oder -beflagter iſt ſomit der Nichtigkeitsklüh 
auch in der BerInſt. der das Nichtigkeitsverfahren bern 
bende Antragſteller. Er muß deshalb, wenn er im Aula), 
wohnt, als ein vom Patentinhaber als BerKl. geftelltes d“ . 
langen noch im Berufungsverfahren Sicherheit wegen n 
Koſten dieſer Inſtanz leiſten, und zwar mit der Folge, daß Kr 
Falle der Nichtleiſtung der Sicherheit die Nichtigkeitsklage 
zurückgenommen gilt. 0 
Es kann nun aber nicht angenommen werden, daß — 
Geſetz für den Fall, daß der Patentinhaber im Aus lane 
wohnt und Berufung eingelegt hat, den Begriff des Anis 
ſtellers für das Berufungsverfahren anders aufgefaßt > 
Es muß vielmehr als in der Abſicht des Geſetzes liegend —— 
geſehen werden, daß lediglich der Patentinhaber vor , 
Koſten des Angriffs eines im Auslande wohnenden Nichtig 
keitsklägers geſchützt werden ſoll. de 
Beſtätigt wird dieſe Auslegung durch die entſprechen 
Regelung in den §§ 110 ff. ZPO. und § 85 GKG. Für Zi 
Zivilprozeßverfahren iſt es nach den angeführten Sid 
der ARD. unzweifelhaft, daß ſtets nur der Kl. Sicherheit. 
leiſten hat, und zwar für das geſamte Verfahren, einſchuaſt 
lich der möglichen Rechtszüge, ohne Rückſicht auf die nin, 
vorausſehbare prozeßrechtliche Stellung, die er in dieſen 5 
nehmen wird. Das entſpricht dem Grundgedanken des ill, 
ſetzes, das den Angegriffenen vor den Folgen ſchützen un 
die ihm aus der Schwierigkeit der Eintreibung feiner Ko 
erwachſen können, nicht aber den Angreifer (vgl. 
31, 385). ach 
Daß auch die Vorſchrift des 985 Abs. 1 ORG. N. 
welcher als Kl. auftretende Ausländer im Zivilprozeß pin? 
Staatskaſſe gegenüber einer beſonderen Vorſchußpflicht 


in 
ſichtlich der Gerichtskoſten unterliegen, auf den gleichen En 
wägungen beruht, ift in dem Beſchluſſe des RG. (RO 
385) mit ausführlicher Begründung dargelegt. 28 

prechen 


Nach alledem muß angenommen werden, daß entſ yichtig‘ 
§ 37 Abſ. 5 PatG. unter dem Antragſteller nur den Ni als 
keitskläger verſteht. Das Sicherſtellungsbegehren Eu = iſt 
Streitgehilfin der Kl. beigetretenen Nebenintervenientn 
daher als unbegründet zurückzuweiſen. 

(RG., I. Ziv Sen., Beſchl. v. 20. März 1937, I 26 0 
(= Rz. 154, 225.5 


* 


* e 

* 13. RG. — 5 42 Patch. Gegen eine die Nichtigteltelleh 

abweiſende Entſch. des RPat Al. kann der Patentinhaber den 

deshalb Berufung einlegen, weil das Pat. in den i iſt 
ausgeſprochen hat, daß das Patent einſchränkend auszuleg 


ob. 
Das RPatA. hat durch die angefochtene Entſch. v. 10 lag 
1936 die gegen das DRP. 598 125 gerichtete Nichtigkeit geg 
abgewieſen und die Koſten des Verfahrens der Kl. au — er 
In den Entſcheidungsgründen wird zunächſt der Gegenſtan 
einen tropffreien Ausguß an Kannen betreffenden Erf. echnil 
erörtert und ſodann nach Prüfung des Standes der * 
feſtgeſtellt, daß die in dem Anſpruch des Streitpatentes 
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Schutz geſtellte Vereinigung von Merkmalen, nämlich di 
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bendere Ausbildung 1. des Bodens und der Unterſeite und 2. der 
eitenwände der Ausgußtülle in den vorveröffentlichten Patent⸗ 

riften nicht offenbart worden ſei. Im Anſchluß hieran be⸗ 
9 TE das RPatA. im Hinblick auf die britiſche Patentſchrift 471 
us dem Jahre 1891, die Auffaſſung der Kl., der Gegenſtand 
3 Streitpatents unterſcheide ſich von dem britiſchen Patent 
15 dadurch, daß die Einbuchtung und die Lippen der Ausguß⸗ 
Bol. ohne die im britiſchen Patent vorgeſehene Rinne oder 
ind ung aus der flachen Tüllenwandung geſtaltet ſei, erſcheine 
A Grunde beſehen nicht unzutreffend“. Es führt hierzu aus, 
bin Fortlaſſung der Rinne oder Bohrung des britiſchen Patents 
m de tatſächlich den Kern des im Streitpatent unter Schutz ge⸗ 


4 


N ten Patentanſpruchs. Dieſe Maßnahme habe, wie bereits in 
= Entſch. des BeſchwSen. v. 9. April 1934 ausgeſprochen ſei, 
been techniſchen Fortſchritt von erfinderiſcher Bedeutung her⸗ 
„Seführt, weil dadurch die Herſtellung und die Bruchſicherheit 
10 tropffreien Ausgußtülle verbeſſert worden ſei. Auch ſei 
t der gebrauchstechniſche Vorteil verbunden, daß eine Tülle 
5785 eingearbeitete Rinne nach dem Gebrauch leichter gereinigt 
elenden könne. Es ſei erwogen worden, ob das Patent durch 
Fat auf die Fortlaſſung der Rinne oder Bohrung verweiſende 
Mungsänderung des Patentanſpruchs teilweiſe zu vernichten 
TR Der Nichtigkeitsſenat habe hiervon aber abgeſehen, weil die 
eimerſchiedliche Maßnahme ſich aus dem Patentanſpruch ohne 
Er grundlegende und daher patentrechtlich und ſachlich nicht 
hr edenkliche Umformung nicht herauslöſen laſſe. Zur Schaf⸗ 
Pas klarer Rechtsverhältniſſe ſei eine ſolche Umgeſtaltung des 
& tentanſpruchs nicht erforderlich geweſen; vielmehr habe die 

rſtellung der Erfindung dazu genügt. 
ſchri Die gegen die Entſch. des RPatA. noch vor Zuſtellung der 
M ziftlichen Begründung eingelegte Berufung haben die Bekl. 
diebcünglich damit begründet, daß ihr Patentanſpruch durch 
ii Entſch. des RPatA. abgeändert und eingeſchränkt worden 
lch Sie haben dieſe Behauptung nach Zuſtellung der ſchrift⸗ 
zen Entſch. nicht aufrecht erhalten, aber geltend gemacht, ſie 

rden durch die Entſch. beſchwert, weil ihr Patent durch die 


ei 


bu 
Nr 
züslegung des Pat A. beſchränkt worden ſei, und fie hiervon un⸗ 
dende Rückwirkungen auf den zwiſchen den Parteien ſchwe⸗ 
der en Verletzungsſtreit zu befürchten hätten. Dieſe Auffaſſung 
Bekl. kann nicht als zutreffend anerkannt werden. 
det Der Grundſatz der ZPO., daß die Berufung eine min⸗ 
ie formelle Beſchwerung des Rechtsmittelklägers voraus⸗ 
zu gilt auch für Patentnichtigkeitsſachen (Krauß e, Anm. 10 
lead 42 Pat.). Eine Beſchwerung des Rechtsmittelklägers 
gt regelmäßig nicht vor, wenn die Formel der Entf. feinen 
düngen entſpricht, und nur die Entſcheidungsgründe ihm un⸗ 
nehmen Ausführungen enthalten. Die Gründe eines Urteils 
er n an der Rechtskraft der Entſch. über den durch die Klage 
(Sy die Widerklage geltend gemachten Anſpruch nicht teil 
get > w -Bufch, Anm. 3 zu § 322 ZPO. und die dort an⸗ 
de uhrte Rſpr.). Deshalb können die bloßen Gründe der Entſch. 
Entf echtsmittelkläger nicht beſchweren, wenn die Formel der 
hat N ihm alles zuſpricht, was er verlangt hat. Das RPatA. 
ſahr ie Nichtigkeitsklage abgewieſen und die Koſten des Ver⸗ 
in 1 0 der Kl. auferlegt. Es hat damit den Anträgen der Bekl. 
die ollem Umfange entſprochen. Die Bekl. werden alſo durch 
fan gotmel der Entſch. des NPatA. nicht beſchwert. Ihre Auf- 
Schu daß die Begründung der Ent. eine Beſchränkung des 
din umfanges ihres Patentes zur Folge habe, kann nicht ge- 
igt werden. 
die Das RG. hat in ſtändiger Rſpr. daran feſtgehalten, daß 
. Patenterteilungsverfahren vom Pat A. „abſichtlich ver⸗ 
eiſe Einſchränkungen“ für den Patentinhaber in gleicher 
dene verbindlich find, wie die von ihm erklärten „unzwei⸗ 


Panchen Verzichte“ (ogl. Krauße, Anm. 7 su cn zu § 6 
wäg, 0. Der innere Grund für dieſe Rſpr. liegt in der Er⸗ 


über ng, daß der Patentinhaber die im Erteilungsverfahren 
hegen den Inhalt ſeiner Erfindung abgegebenen Erklärungen 
ric, ich gelten laſſen muß und ſich nicht auf die Behauptung 
mög "stehen darf, er habe die Erklärungen nur abgegeben, um 
zu Licht raſch ein Patent zu erhalten (Pietzcker, Anm. 41 
erklärt PatG). Dies gilt nicht nur für die vom Patentinhaber 


en Verzichte, ſondern auch für die vom Pat A. vorge⸗ 


nommenen Beſchränkungen. Auch dieſe binden den Patent⸗ 
inhaber nur deshalb, weil er ſich ihnen gefügt hat. Es folgt 
dies aus dem das ganze Patenterteilungsverfahren beherrſchen⸗ 
den Grundſatz, daß gegen den Willen des Anmelders kein 
Patent erteilt werden darf (Krauße, Anm. 1 zu VI zu § 26 
Pat.). Wenn der Patentſucher den Antrag auf Erteilung 
des Patentes aufrecht erhält, obwohl das PatA. ihm unzwei⸗ 
deutig erklärt, daß es ihm das Patent nur unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen erteilen kann, fo fügt er ſich damit der vom Pat A. 
verfügten Einſchränkung. Zu dieſer Erklärung muß der Patent⸗ 
inhaber auch nach der Erteilung des Patentes ſtehen. 


Dieſe Grundſätze können keine Anwendung finden, wenn 
der Patentinhaber gegen eine die Nichtigkeitsklage abweiſende 
Entſch. des R Patel. keine Berufung einlegt, und dieſe dadurch 
rechtskräftig wird. Da der Patentinhaber, wie bereits erörtert, 
gegen eine die Nichtigkeitsklage unter Belaſtung des Nichtig⸗ 
keitsklägers mit den Koſten abweiſende Entſch. ein Rechtsmittel 
nicht einlegen kann, weil er durch dieſe Entſch. nicht beſchwert 
wird, kann aus der Nichteinlegung der Berufung auch nicht 
gefolgert werden, daß er ſich einer in den Gründen ausge⸗ 
ſprochenen Beſchränkung des Schutzumfanges fügen will (RG. 
85, 233; vgl. auch RG. 86, 202 und 415 JW. 1915, 793). 
Es braucht nicht erörtert zu werden, ob der Hinweis des Pat A. 
auf die einer Umformung des Patentanſpruchs entgegenſtehen⸗ 
den Schwierigkeiten es zu rechtfertigen vermag, daß das Pat A. 
von einer teilweiſen Vernichtung des Patentes Abſtand ge⸗ 
nommen hat. Maßgebend iſt allein die vom Pat A. getroffene 
Entſch. Da durch dieſe die Kl. abgewieſen iſt, find die Patent⸗ 
inhaber nicht in der Lage, die Entſch. mit einem Rechtsmittel 
anzugreifen. Daraus folgt aber, daß aus der Nichtdurchführung 
der Berufung den Patentinhabern ungünſtige Folgerungen 
hinſichtlich des Schutzumfanges ebenſowenig gezogen werden 
können, wie dies bei einer Verwerfung der Berufung wegen 
Unzuläſſigkeit des Rechtsmittels der Fall wäre. Der Schutz⸗ 
umfang des Streitpatents iſt im Verletzungsſtreit ohne Bin⸗ 
dung an die in der Entſch. ves RPatA. ausgeſprochene Auf⸗ 
faſſung lediglich nach dem der freien Würdigung des Verletzungs⸗ 
gerichtes unterliegenden Stande der Technik zu beſtimmen. 


Bei dieſer Sachlage mußte den Patentinhabern das von 
ihnen nachgeſuchte Armenrecht verſagt werden. Zwar ſetzt die 
Bewilligung des Armenrechts für das Nichtigkeitsverfahren die 
Prüfung der Ausſichten der Berufung nach § 42 Abſ. 4 PatG. 
nicht voraus. Aber die Bewilligung des Armenrechts iſt auch 
für den Fall der nachgewieſenen Bedürftigkeit des Nichtigkeits⸗ 
beklagten in das Ermeſſen des RG. geſtellt. Bei offenſichtlicher 
Unzuläſſigkeit des eingelegten Rechtsmittels muß die ſach⸗ 
gemäße Ausübung des Ermeſſens zur Verſagung des Armen⸗ 
rechts führen. 

(RG., I. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Febr. 1937, 118/37 — TA 3/37.) 
[P.] 
(= Rz. 154, 140.) 
* 


we 14. RG. — 8519 Abſ. 6 S. 4 ZPO. findet nicht ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf den Antrag aus 8 53 PatG. 


Gegen das die Klage abweiſende Urteil des LG. vom 
6. April 1936 hat der Kl. Berufung eingelegt und gleichzeitig 
um die Bewilligung des Armenrechts für die BerInſt. ge⸗ 
beten. Das KG. hat dem Kl. ſodann das nachgeſuchte Armen⸗ 
recht durch den Beſchl. v. 23. Jan. 1937, der dem Kl. am 
3. Febr. 1937 zugeſtellt worden iſt, verweigert. Durch Ver⸗ 
fügung v. 6. Febr. 1937 hat der Vorſitzende des BG. dem 
Kl. eine Friſt für die Beibringung des Nachweiſes über die 
Zahlung der Prozeßgebühr im Betrage von 195 RM beſtimmt 
und dieſe Friſt auf den Antrag des Kl. bis zum 20. März 
1937 verlängert. Am 19. Febr. 1937 hat der Kl. den Antrag 
eingereicht, auf Grund von 8 53 Patch. anzuordnen, daß feine 
Verpflichtung zur Zahlung der Gerichtskoſten nach einem auf 
500 AM feſtzuſetzenden Teil des Streitwertes bemeſſen werde. 
Dieſen Antrag hat das KG. durch den dem Kl. am 24. März 
1937 zugeſtellten Beſchl. v. 10. März 1937 zurückgewieſen. 
Am 6. April 1937 hat der Kl. die Prozeßgebühr von 195 AM 
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eingezahlt und ſodann, nachdem er zunächſt in einer Eingabe 
v. 7. April 1937 geltend gemacht hatte, daß die Friſt zur 
Zahlung der Prozeßgebühr durch ſein Armenrechtsgeſuch vom 
18. Febr. 1937 bis zum 6. April 1937 gehemmt worden ſei, 
am 14. April 1937 den Antrag geſtellt, ihm die Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Friſt 
zur Beibringung des Nachweiſes über die Zahlung der 
Prozeßgebühr zu gewähren, weil er vor der Entſch. über ſein 
Geſuch auf Anordnung der Gerichtskoſtenzahlung nach einem 
Teile des Streitwertes nicht in der Lage geweſen ſei, den von 
ihm zu zahlenden Betrag der Prozeßgebühr feſtzuſtellen. 
Durch den Beſchl. v. 17. April 1937 hat das BG. die Be⸗ 
rufung des Kl. unter Zurückweiſung ſeines Antrages auf 
Wiedereinſetzung als unzuläſſig verworfen. 

Die ſofortige Beſchwerde des Kl. iſt ſachlich nicht be⸗ 
gründet. Da der Kl. das bei der Einlegung der Berufung 
eingereichte Armenrechtsgeſuch vor der Beſtimmung einer Friſt 
zur Beibringung des Nachweiſes über die Zahlung der 
Prozeßgebühr geſtellt hatte, würde die ihm nach der Ableh⸗ 
nung ſeines Geſuchs geſtellte Friſt durch ein neues Armen⸗ 
rechtsgeſuch gemäß den Beſtimmungen des § 519 Abſ. 6 
3PO. gehemmt worden fein (RGZ. 117, 136; Warngſpr. 
1928 Nr. 17; Sydow⸗Buſch, Anm. 12 zu § 519 3 NO.). 
Der Kl. hat aber nicht ein neues Armenrechtsgeſuch geſtellt, 
ſondern beantragt, anzuordnen, daß er die Gerichtskoſten nur 
nach einem Teil des Streitwertes zu zahlen habe. Da der Kl. 
zur Begründung dieſes Antrages geltend gemacht hat, daß die 
Anordnung gemäß § 53 PatG. ohne Prufung der Ausſichten 
des eingelegten Rechtsmittels zu erlaſſen ſei, iſt es auch nicht 
angängig, ſeinen Antrag in eine Wiederholung des Armen⸗ 
rechtsgeſuches umzudeuten. Hieran kann es auch nichts ändern, 
daß der Kl. in dem Antrage darzulegen verſucht hat, daß ſeine 
Berufung trotz der abweichenden Stellungnahme des BG. 
Ausſicht auf Erfolg habe. Denn der Kl. hat dies erſichtlich 
nur getan, um dem Bedenken zu begegnen, daß nach der Ab⸗ 
lehnung des Armenrechtsgeſuchs wegen Ausſichtsloſigkeit der 
Rechtsverfolgung auch eine Anordnung aus § 53 Patch. nicht 
mehr erlaſſen werden könne. 

Die in der ſofortigen Beſchwerde vertretene Anſicht, daß 
der Antrag auf Erlaß einer Anordnung gemäß § 53 PatG. 
auf die Friſt zur Beibringung des Nachweiſes über die Zah⸗ 
lung der Prozeßgebühr die gleiche hemmende Wirkung aus⸗ 
üben müſſe, wie ein Armenrechtsgeſuch, kann als zutreffend 
nicht anerkannt werden. Allerdings kann der Antrag auf Er⸗ 
laß einer Anordnung gemäß § 53 Patch. nicht als ein Antrag 
auf Herabſetzung des Streitwertes aufgefaßt werden, wie ihn 
das KG. in dem angef. Beſchluß verſtehen will. Denn der 
Streitwert iſt auch dann nach den einſchlägigen Vorſchriften 
der ZPO. zu ermitteln und feſtzuſetzen, wenn das Gericht eine 
Anordnung gemäß § 53 PatG. erläßt. Dieſe Anordnung geht 
lediglich dahin, daß die begünſtigte Partei die Gerichtskoſten 
nicht nach dem vollen — gemäß den allgemein gültigen Be⸗ 
ſtimmungen feſtzuſetzenden — Streitwert, ſondern nach einem 
ihrer Wirtſchaftslage angepaßten Teile des Streitwertes zu 
zahlen hat. Mit einer Streitwertherabſetzung hat dieſe Anord⸗ 
nung nichts zu tun. Aber die Vorſchriften des § 519 Abi. 6 
ZPO. über die Hemmung der Friſt für die Beibringung des 
Nachweiſes über die Zahlung der Prozeßgebühr durch ein 
Armenrechtsgeſuch können deshalb nicht auf den Antrag einer 
Anordnung aus $ 53 Patch. angewendet werden, weil es an 
einer entſprechenden geſetzlichen Beſtimmung fehlt. Wenn die 
in der ſofortigen Beſchwerde vertretene Anſicht von der Gleich- 
heit der rechtlichen und wirtſchaftlichen Bedeutung eines 
Armenrechtsgeſuchs und des Autrages auf Erlaß einer An⸗ 
ordnung auf Zahlung der Gerichtskoſten nach einem Teile des 
Streitwertes zuträfe, ſo hätte dies den Geſetzgeber veranlaſſen 
können, Erwägungen über die Zweckmäßigkeit einer ent⸗ 
ſprechenden Anwendung der Beſtimmungen des 8 519 Abi. 6 
Satz 4 ZPO. auf den Antrag aus $ 53 PatG. anzuſtellen. 
Den Richter können derartige Erwägungen nicht berechtigen, 
eine Beſtimmung zu erlaſſen, von der der Geſetzgeber abge⸗ 
ſehen hat. Denn zwiſchen der Bewilligung des Armenrechts 
und einer Anordnung auf Zahlung der Gerichtskoſten nach 
einem Teile des Streitwertes beſtehen entgegen der Auf⸗ 


„Armenrechtsgeſuch gewonnene Anſchauung von den Au 


faſſung der ſofortigen Beſchwerde hinſichtlich ihrer Vora 
ſetzungen und ihrer Wirkungen jo tiefgreifende Unterſchten, 
daß eine ſinngemäße Anwendung der für das Armen ig. 
geltenden Beſtimmungen auf die Anordnung aus 853 Pan, 
ohne ausdrückliche Anordnung des Geſetzgebers nicht in 1 
tracht kommen kann. Während das Armenrecht nach denn 
Abſ. 1 3PO. einer Partei nur bewilligt werden kann, rr 
fie außerſtande iſt, ohne Beeinträchtigung des für fie und , 
Familie notwendigen Unterhalts Prozeßkoſten zu beſtre ge 
ſetzt die Anordnung gemäß $ 53 Pat®. voraus, daß die e 
laſtung mit den Prozeßkoſten nach dem vollen Streitwert g 
wirtſchaftliche Lage der unterliegenden Partei erheblich d 

fährden würde. Das Armenrecht muß bei dem Vorliegen g 
geſetzlichen Vorausſetzungen bewilligt werden, die Anoro del 
auf Zahlung der Gerichtskoſten nach einem Teile des Fe 
wertes iſt in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt. Das Arn 15 
recht darf nur bewilligt werden, wenn die beabjichtigte NE aht 
verfolgung oder Rechtsverteidigung eine hinreichende Alle, 
auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erſcheint. Für die dez 
ordnung auf Zahlung der Gerichtskoſten nach einem Teil der 
Streitwertes iſt eine entſprechende Prüfung nicht vorgeſc , 
ben. Nach der amtlichen Begründung iſt dies unterblikge⸗ 
weil die Tatſache, daß die Partei in jedem Falle ihrer im 
ſtungsfähigkeit angemeſſene Prozeßkoſten aufwenden muß, n 
Regelfall eine ausreichende Gewähr dafür bietet, daß es 
einer ausſichtsloſen oder mutwilligen Rechtsverfolgung ligt 
ſtand nehmen wird. Ob und inwieweit das Gericht berech n 
iſt, eine aus anderem Anlaß, z. B. bei der Entſch. ssh 
der Rechtsverfolgung bei der Anwendung ſeines Ermeſſen e 
berückſichtigen, braucht hier nicht entſchieden zu werden. gage 
Antrag auf Bewilligung des Armenrechts kann in jeder fung 
des Rechtsſtreits geſtellt werden, der Antrag auf Anore eit, 
der Zahlung der Gerichtskoſten nach einem Teile des Ts, 
wertes iſt vor der Verhandlung zur Hauptſache anzubtung, ’ 
kann aber, wie das KG. in feinem Beſchluſſe zutreffend . 
führt, in der höheren Inſtanz vor der Verhandlung Ay 
Hauptſache noch geftellt werden, wenn er in der unteren 1 

ſtanz nicht geſtellt iſt. Durch die Bewilligung des * 
rechts erlangt die Partei die einſtweilige Befreiung 8 
Koſten, bleibt zu ihrer Nachzahlung im Falle aus reiche Die 
Beſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage aber verpflichtet ee 
Anordnung der Zahlung der Gerichtskoſten nach einem Tip 
des Streitwertes befreit die Partei endgültig von der Ges 
lung der von den nicht berückſichtigten Teilen des Streitwe 
zu berechnenden Koſten. Dagegen läßt die Anordnung ad) 
Verpflichtung der Partei zur friſtgerechten Zahlung de. en 
dem beſtimmten Teile des Streitwertes zu erhebenden! ge 
unberührt. Schon dieſe Hervorhebung der zwiſchen dert lung 
willigung des Armenrechts und der Anordnung der 45 ehen⸗ 
der Gerichtskoſten nach einem Teile des Streitwertes beit! ter 
den Unterſchiede, die eine vollſtändige Aufzählung aller (i Be⸗ 
ſchiede nicht darſtellt, zeigt, daß die von der ſofortige in, 
ſchwerde vertretene Auffaſſung der weitgehenden Überen bein 
mung beider Maßnahmen nicht haltbar iſt. Danach erden 4 
es nicht zuläſſig, die Beſtimmungen des 8 519 Abſ. 6 uch? 
ZPO. über die hemmende Wirkung des Armenrechtsges 58 
auf den Antrag des Erlaſſes einer Anordnung gema dieſer 
PatG. entſprechend anzuwenden. Härten können ſich au Antrag 
Rechtslage nicht ergeben, weil die Partei, welche den durch 
auf Erlaß der Anordnung gemäß § 53 Patch. teilt, Bel? 
rechtzeitigen Antrag die Verlängerung der Friſt für 2 ebüht 
bringung des Nachweiſes über die Zahlung der Prozeß in 
erreichen kann. Die Vorausetzungen einer Wiedereiniebl nach 
den vorigen Stand gegen die Verſäumung der Friſt I ſchon 
der inſoweit einwandfrei begründeten Entſch. des Let nicht 
deshalb nicht gegeben, weil die Verfänmung der Fri, gl 
auf einen unabwendbaren Zufall zurückzuführen iſt. 81937 
hätte die weitere Verlängerung der bis zum 20. Mi die 
laufenden Friſt für die Beibringung des Nachweiſes rund 
Zahlung der Prozeßgebühr beantragen müſſen, als er ſeinen 
zu der Annahme erhielt, daß ihm die Entſch. über 
Antrag nicht mehr rechtzeitig zugeſtellt werden werde. em] 

(RG., I. Ziv Sen., Beſchl. v. 24. Mai 1937, 183/37.) 
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8 Warenzeichengeſetz 
992 15. RG. — 884, 12—16, 18, 19 WZG.; $ 1 Unl WG.; 
42, 826 BGB. 
1. Die Schutzwirkung eines Warenzeichens beſteht für die 
0 tragenen und ihnen gleichartigen Waren ſowie gegenüber 
gleichen und gleichartigen Waren. 
weil 2. Ein Warenzeichen, das nur deshalb eintragungsfähig iſt, 
umf es ſich durchgeſetzt hat, genießt keinen geringeren Schutz⸗ 
itt ang als ein Zeichen, das von vornherein eintragungsfähig 
uctrade bei ſolchen durch den hohen Geldaufwand für die 
0 nachſetzung im Verkehr beſonders koſtbaren Zeichen hat es ſich 
nicht als notwendig erwieſen, ſie gegen die Verwendung für 
un gleichartige Waren zu ſchützen, was nur nach Wettbewerbs⸗ 
allgemeinbürgerlichem Recht geſchehen kann. 
Wa 3. Ein Schadenserſatzanſpruch wegen Verletzung des 
gleicenzeichenrechts iſt nicht gegeben, wenn der Verletzer nicht 
lich %, ſondern nur gleichartige Waren vertreibt und die Mög- 
Wars daß ein Bezieher des Verletzten gelegentlich ſtatt der 
ni en des Verletzers Waren des Verletzten bezogen hätte, nur 
ifernt iſt. 
her 4, Ein Anſpruch, unter Verletzung des Warenzeichenrechts 
beſteftellte Erzeugniſſe aus dem Verkehr zu ziehen, kann nur 
in ‚sen, wenn der Verletzer die Möglichkeit hat, die von ihm 
ein en Verkehr gebrachten ſtreitigen Waren zurückzuerwerben; 
atllcher Anſpruch kann nicht aus dem warenzeichenrechtlichen 
nach daſſungsgebot, ſondern höchſtens aus der Beſeitigungsklage 
werben 1004 BGB, oder einem Schadenserſatzrecht hergeleitet 


ein, 
N ge 


mitt Der Kl., welche feit langem beſteht und Seifen und Waſch⸗ 
in U herſtellt und vertreibt, iſt auf ihre Anmeldung vom 
reicht. 1938 am 22. Mai 1934 das Wort Standard als Waren⸗ 
wei en in Klaſſe 34 für Seifen und Waſchmittel in harter, 
worder und flüſſiger Form, ſowie für Bleichmittel eingetragen 
Sch en. Der Bekl. erzeugt und vertreibt ſeit 1. Okt. 1933 
far. erfand, Vogelſand und Katzenſtreu und benutzt dabei gleich⸗ 
Lese das Wort Standard, das nach feiner Anſicht eine freie 
da uffenheitsangabe iſt. Er nennt ſeine Erzeugniſſe „Stan⸗ 
S0 Scheuermittel“, „Standard Katzenſtreu“, „Standard 
Wr erfand“, Die Kl. hat ihn im April 1934 aufgefordert, feine 
e nicht mehr unter dem Namen Standard zu verkaufen, 
eich er abgelehnt hat. Er hat im Dez. 1934 beantragt, das Wort⸗ 
ein en der Kl., das gem. 8 4 Abs. 1 Ziff. 1 WG. nicht habe 
Ran ragen werden dürfen, auf Grund des 88 Abſ. 1 Ziff. 2 
der „ zu löſchen. Durch Beſchluß des Pata. v. 3. Mai 1935 iſt 
Stand chungs antrag zurückgewieſen worden, weil ſich das Wort 

ar ard im Verkehr als Kennzeichen für die angegebenen 
bon der Kl. durchgeſetzt habe. Dafür hatte ſich das Pat A. 
laſſen im Anmeldeverfahren Nachweiſe von der Kl. erbringen 
N80 it ihrer im Juli 1935 erhobenen, rechtlich auf § 12 
in d 81004 BGB.; 81 UnlWG.; 88 823 Abſ. 2, 826 BGB., 
Al, er Berufung auch auf $15 WEG. geſtützten Klage hat die 
derben nächſt beantragt, dem Bekl. unter Strafandrohung zu 
Kahengen, feine Erzeugniſſe Standard⸗Scheuermittel, Standard- 
auf nſtreu, Standard⸗Scheuerſand unter dem Wort „Standard“ 
u Markt zu bringen und feilzuhalten oder ein mit dem 
Lern tandard verbundenes Wort zu benutzen, ferner hat ſie 
die ‚teilung des Bekl. beantragt zur Rechnungslegung über 
Sn et 11. April 1934 — Tag der Aufforderung, das Wort 
da dard nicht mehr zu gebrauchen — unter dem Namen Stan⸗ 
in 3 den Handel gebrachten Erzeugniſſe, zum Schadenserſatz 
ey aus der Rechnungslegung ſich ergebenden Höhe und zur 
ſinzucziehung der unter dem Namen Standard im Verkehr be⸗ 
im ichen angeführten Erzeugniſſe. Nach Abweiſung der Klage 
Bin, ten Rechtszug hat die Kl. im Berufungsverfahren nach 
Gebr rholung ihrer Anträge zuletzt den erſten, das Verbot des 
ündertiches des Wortes Standard betreffenden Teil dahin ge- 
Erzen der Bekl. ſolle verurteilt werden, es zu unterlaſſen, feine 
dard quiſſe „Standard“ ⸗Scheuermittel (Blitzblank) und „Stan⸗ 
zu ori,Latzenſtreu unter dem Worte „Standard“ auf den Markt 
Wor ingen oder feilzuhalten. Sie hat dazu erklärt, ſie habe das 
Scheuermittel von Anfang an für den vom Bekl. ver⸗ 


triebenen Scheuerſand gemeint, der wegen der Zuſätze kein rei⸗ 
ner Scheuerſand ſei, und unter dem mit dem Worte Standard 
verbundenen Wort habe ſie das Wort Blitzblank gemeint. Schon 
mit der Klageſchrift war neben zwei Hüllen: „Standard Katzen⸗ 
ſtreu präpariert — desinfiziert, verhütet daher jeden üblen Ge⸗ 
ruch“ eine Hülle des Bekl. übergeben worden, die bedruckt iſt: 
„Blitzblank Standard. Mit Soda, Seife und Salmiak. Zum 
Scheuern und Putzen nur Standard benutzen“. „Reinigt leicht 
und mühelos ſämtliche Metalle, Holz-, Porzellan⸗, Emaille⸗ 
und Glaswaren.“ 

Das BG. hat die Berufung der Kl. zurückgewieſen. Auf 
die Rev. hat das RG. das angefochtene Urteil aufgehoben und 
den Bekl. verurteilt, es zu unterlaſſen, ſein Scheuermittel, auch 
als Blitzblank, und ſein Reinhaltungsmittel, auch als Katzen⸗ 
ſtren bezeichnet, unter dem Wort „Standard“ auf den Markt 
zu bringen oder feilzuhalten. 


I. Der Vorderrichter geht davon aus, zufolge ſeiner Ein⸗ 
tragung genieße das der Kl. zuſtehende Warenzeichen „Stan⸗ 
dard“ den Schutz des 8 12 WZ. (a. Faſſ.), der ſich regel⸗ 
mäßig nicht nur auf gleiche, ſondern auch auf gleichartige 
Waren erſtrecke. Der zeichen rechtliche Schutz gehe hier aber 
über die eingetragenen Waren nicht hinaus, weil das Zeichen 
„Standard“ nach den Verkehrsgewohnheiten eine Beſchaffen⸗ 
heitsangabe und ſomit grundſätzlich „Freizeichen im wahren 
(weiteren?) Sinne“ geblieben ſei. 

Zum ſelben Ergebnis glaubt der Vorderrichter unter dem 
Geſichtspunkt des Mißbrauchs des formalen Zeichenrechts ge⸗ 
langen zu müſſen. Nach dem Grundgedanken des Geſetzes dürf⸗ 
ten im freien Verkehr ſtehende Bezeichnungen nicht etwa von 
einem einzelnen Unternehmer für ſeine Ware monopoliſiert 
werden, ſondern ſie müßten dem Verkehr weiter offengehalten 
werden. 

Aber auch auf das Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
könne die Kl. ihre Anſprüche nicht ſtützen. Da das Wort Stan⸗ 
dard ſich nur für „Seifen und Waſchmittel in harter, weicher 
und flüſſiger Form und für Bleichmittel“ im Verkehr als Be⸗ 
zeichnung der Herkunft von der Kl. durchgeſetzt haben könne, 
im übrigen aber nach wie vor ein freies Wort geblieben ſei, 
könne keine Rede davon ſein, daß der Bekl., der das Zeichen 
Standard zwar teilweiſe für der Kl. gleichartige, in⸗ 
deſſen doch noch für andere Ware benutze, das Arbeitsergebnis 
der Kl. ausbeute. Ausbeutung allein genüge übrigens nach 
neueſter Rſpr., auch des RG, nicht für die Annahme ſttten⸗ 
widrigen Handelns; notwendig wäre dazu, daß noch etwas wei⸗ 
teres, hier nämlich eine Täuſchung über die Herkunft, dazu⸗ 
komme. Dieſe Täuſchung ſei aber bereits verneint. 

II. Die Rev. rügt ſachlich⸗rechtlich die Verletzung der SS 4, 
12, 13, 14, 15 WIZG,, des § 1 Unl W. und der 88 242, 826 
BGB., ſowie Verſtöße gegen die Verfahrensvorſchriften der 
88 286, 313 Nr. 4, 551 Nr. 7 ZPO. 

1. Zu prüfen iſt das am 23. Juli 1936 auf Grund der Be⸗ 
rufungsverhandlung v. 16. Juli ergangene Urteil, da das am 
8. Mai 1936 verkündete neue Warenzeichengeſetz erſt am 1. Okt. 
1936 in Kraft getreten ift, §37 WZG. n. Faſſ., nach dem alten 
Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen (W ZG.) v. 12, Mai 
1894 f. d. Faſſ. v. 7. Dez. 1923 (RGBl. II, 437, 445). Denn im 
Falle einer Geſetzesänderung hat das Rev. bei der Nachprü⸗ 
fung des BU. grundſätzlich das zur Zeit der Erlaſſung des BU. 
geltende Recht anzuwenden (RG. 128, 66 = ZW. 1930, 1493 
und RG. 128, 344 JW. 1930, 2532). Eine Ausnahme hier⸗ 
von kommt hier nicht in Betracht; denn das neue WZ. legt 
ſich keine rückwirkende Kraft bei, ſondern enthält neben Über⸗ 
gangsbeſtimmungen für die Weiterbehandlung der vor ſeinem 
Inkrafttreten eingegangenen Anmeldungen ($ 38 Abſ. 2) nur die 
Beſtimmung in 8 38 Abf. 1, daß die Rechtsverhältniſſe der vor 
dem Inkrafttreten eingetragenen Warenzeichen ſich nach den 
Vorſchriften des neuen Geſetzes regeln, daß dagegen, wer vor 
dem Inkrafttreten ein Recht verletzt habe, nach den bisherigen 
Vorſchriften hafte. Zwingende Vorſchriften des neuen Zeichen⸗ 
rechtes, die auch für den Streitfall in der Vergangenheit Be⸗ 
achtung erheiſchten, kommen nicht in Frage; in allen hier in 
Betracht zu ziehenden Punkten beſteht vielmehr weitgehende 
Übereinſtimmung zwiſchen dem neuen und dem alten Zeichen⸗ 
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recht. Dieſe Übereinſtimmung der Sache nach gilt gerade auch 
für die Unterſcheidung zwiſchen „Freizeichen“, denen nach 84 
des alten WEG. am Eingang die Eintragung in die Zeichen⸗ 
rolle zu verſagen war und die nach 84 Abſ. 1 neues WEIS. 
nicht in die Zeichenrolle eingetragen werden können, und an⸗ 
deren mit dem Antrag auf Eintragung und die dadurch zu be⸗ 
wirkende Erhebung zum Warenzeichen an das Pat A. heran⸗ 
getragenen Warenbezeichnungen ( „Warenzeichen“, „Zeichen“), 
denen nach § 4 Abſ. 1 Nr. 1—3 altes WZG. die Eintragung wei⸗ 
ter zu verſagen war und die nach § 4 Abſ. 2 Nr. 1—5 neues WG. 
von der Eintragung ausgeſchloſſen ſind. Der Unterſchied beſteht 
darin, daß „Freizeichen“ ihrem Begriff nach für beſtimmte 
Waren, für die fie Geltung haben, als Zeichen, d. h. waren⸗ 
zeichenmäßig von jedem, der ſolche Waren führt, gebraucht 
werden können — fie werden nur für niemand eingetragen —, 
daß aber jene ausgeſchloſſenen Warenbezeichnungen, wenn über⸗ 
haupt, gerade nicht „warenzeichenmäßig“, d. h. zur Kennzeich⸗ 
nung der Herkunft der Ware (RGZ. 117, 408 [410/411]) be⸗ 
nutzt werden dürfen. Soweit dies letzte nicht aus der Natur 
der Sache folgt, Nr. 2, 3 altes WG., iſt es für die in Nr. 1 
erwähnten Bezeichnungen im Verhältnis zu eingetragenen Zei⸗ 
chen in ſachentſprechender Beſchränkung des Wortlauts des § 13 
altes WZG®. durch die Rſpr. feſtgeſtellt und nun im neuen WZG. 
§ 16 durch Aufnahme der Worte: „ſofern der Gebrauch nicht 
warenzeichenmäßig erfolgt“ geſetzlich anerkannt worden. Die 
Verkennung dieſes Unterſchieds hat den Vorderrichter zu einer 
unrichtigen Stellungnahme zu dieſem Streitfall geführt. Die 
Folge dieſer Stellungnahme wäre die, daß ein Unterſchied zu 
machen wäre zwiſchen den Zeichen, die frei eintragbar geweſen 
find, und denen, die in den Fällen der Nr. 1 des SA altes und 
neues WG. deswegen eingetragen worden find, weil ſich das 
Zeichen im Verkehr als Kennzeichen der Waren des Anmel⸗ 
ders durchgeſetzt hat — Zulaſſung der Eintragung nun in 84 
Abſ. 3 neues WG. ausdrücklich geſetzlich angeordnet, bisher 
ſchon geübt im Anſchluß an zwiſchenſtaatliche Beſtimmungen des 
ſog. Pariſer Unionsvertrages in der Praxis des Pat. wie 
der Gerichte (vgl. Urteile zu der Zahl 4711 v. 9. Juli 1926, 
II 286/25: JW. 1926, 2536 12; vom 18. Sept. 1931, II 498/30: 
JW. 1932, 18411? und v. 26. Juni 1934, II 28/34 Atikah: JW. 
1934, 2408 8). Dieſer Unterſchied bezieht ſich nicht auf die ein⸗ 
getragene Zeichenform im Verhältnis zu Abweichungen, mit 
denen fie ein anderer gebraucht (88 12, 20 altes WZG.; SS 15, 
31 neues WG.) — in dieſer Hinſicht ſtellt z. B. das bereits 
erwähnte Urteil zur Zahl 4711: JW. 1932, 18417 = Mu W. 
1931, 566 unter Einſchränkung übermäßiger Ausdehnung des 
Schutzanſpruches das zufolge der Durchſetzung eingetragene Zah⸗ 
lenzeichen einem anderen Warenzeichen gleich —, ſondern auf den 
Schutzbereich im Gebiet der Warenarten. Der Schutz des zu⸗ 
folge Durchſetzung eingetragenen Zeichens ſoll ſich nach Anſicht 
des BG. ſtreng auf die Warenarten des Inhabers beſchränken, 
für welche ſich das Zeichen im Verkehr als Kennzeichen der 
Waren des Anmelders durchgeſetzt hat. Aber gleichartige 
Waren ſoll ein anderer mit dem Zeichen in jeder Form — alſo 
auch genau der eingetragenen — warenzeichenmäßig verſehen 
dürfen, wenn eben das Zeichen in Worten beſteht, die unter 
§4 Nr. 1 WZG. alte und neue Faſſ. gehören, alſo z. B. eine 
Angabe über die Beſchaffenheit der Ware enthalten. Dabei wird 
das Wort „Standard“, weil es nach der Anführung des Pat. 
ſoviel wie „Regel, Muſter, Vorbild, Typus“ bedeutet, ohne wei⸗ 
teres einer verkehrsnotwendigen Beſchaffenheitsangabe i. S. des 
WEG. gleichgeſetzt, während das Wort erſichtlich gar nicht dazu 
beſtimmt und geeignet iſt, über die ſtoffliche Beſchaffenheit der 
Ware, mit der es in Verbindung gebracht iſt, etwas auszuſagen, 
ſondern in hoher Steigerung, etwa gleich „vorbildlich“, die Güte 
der jeweils dargebotenen Ware anpreiſen will (vgl. dazu das 
Urteil dieſes Senats v. 6. Juni 1930, II 390/29 zu Standard⸗ 
Licht) nach faſt völlig übereinſtimmenden Auskünften ſämtlicher 
deutſchen Handelskammern „ein allgemeine, auf den verſchie⸗ 
denſten Geſchäftsgebieten verwendete Beſchaffenheitsangabe mit 
der Bedeutung beſonderer Vollkommenheit“. Mag man hierbei 
in weiter Dehnung des Begriffes „Beſchaffenheitsangabe“ von 
einer ſolchen überhaupt zu ſprechen berechtigt ſein, ſo wird die 
Verkehrsnotwendigkeit eines ſolchen ſchillernden Fremdwortes 


zur Kennzeichnung der Vollkommenheit der Ware ſicher lian 
Bedenken ausgeſetzt ſein. Aber dem WZG. war und iſt enn 
derartige Unterſcheidung im Schutzumfang der eingetragen 
Zeichen, wie ſie der Vorderrichter anwendet, der aus dem 80 
chen, das nur deshalb eintragungsfähig ift, weil es ſich dure 
geſetzt hat, ein Zeichen zweiter Ordnung machen will, du it 
aus fremd. Im alten WZ3G. § 12 und übereinſtimmend da 
im neuen § 15 iſt als Wirkung der Eintragung eines Won, 
zeichens ohne jeden Unterſchied beſtimmt, daß dem Einget 

genen das Recht ausſchließlich (oder allein) zuſteht, Wan 
„der angemeldeten Art oder ihre Verpackung oder Umhüllun 
mit dem Warenzeichen zu verſehen“. Durch die Worte „Der ag 
gemeldeten Art“ in dieſer Geſetzesſtelle iſt ausgedrückt R en 
108, 34 [37]), daß die Wirkung beſteht für die eingetragen 
und ihnen gleichartige Waren, ſowie gegen ü 
den gleichen (oder denſelben) und gegenüber gleicharten, 
Waren, die das Geſetz in anderen Stellen als gleichſtehend nere 
einander anführt (altes §8 5, 9 Abſ. 1 Nr. 1, 15, neues 17 
Abſ. 2 Nr. 5, 11 Abſ. 1 Nr. 1, 25 Abſ. 1). Daß durch die E el 
tragung des Zeichens der Kl. für ſie ſo lange, als es eingetrag, 
iſt, ein wirkſames Zeichenrecht begründet worden iſt und tur 
ſchungsgründe nicht im Wege der Einwendung, ſondern . 
durch Löſchungsklage (oder Löſchungswiderklage, die nine 
hoben worden ift) geltend gemacht werden könnten 89 * 
altes WG.; § 11 Abſ. 2 neues WZ3G.), anerkennt auch der auf 
derrichter. Für feine Einſchränkung des Schutzumfangs der * 
Grund der Durchſetzung im Verkehr eingetragenen, an ſi N ae 
geſchloſſenen Zeichen läßt ſich aus dem von ihm angefl9®” 
Erkenntnis (RG. 102, 355, Urt. v. 1. Juli 1921, II 33/21) 18 
einer Löſchungsklage auf Grund eines älteren Warenzelchnz 
gegenüber einem jüngeren, der das RG. ſtattgegeben hat, 5 gi 
gewinnen. Dort iſt zwar zu einem 1909 für Zigaretten gen 
garettenpapier und Zigarettenhülſen eingetragenen Worte! ihr 
Juno, das 1908 als Freizeichen für Zigarren — alſo eine gan 
artige Ware — erklärt worden war, geſagt, das Wort After 
konne als Freizeichen für Zigarren nicht Warenzeichen ira‘ 
dieſe (Zigarren) fein. Deshalb könne auf Grund des einge für 
genen Zeichens nicht verboten werden, Zigarren mit den . 
dieſe geltenden Freizeichen Juno zu bezeichnen, obgleich len 
ren gleichartige Waren ſeien im Verhältnis zu Ziga ic 
Zigarettenpapier und Zigarettenhülſen. Daß aber das lichen 
wohl für andere Waren als Zigarren eingetragene Ir 

Juno wegen des Beſtehens des übereinſtimmenden reise! dort 
für Zigarren nicht die volle geſetzliche Wirkung habe, it "u 
nicht ausgeſprochen. Insbeſondere iſt nirgends geſagt oder für 
gedeutet, daß wegen des Beſtehens dieſes Freizeichen uns 
Zigarren der Schutzumfang des eingetragenen Warenze ich- 
auf die eingetragenen Waren beſchränkt ſei und andere Feral 
artige Waren ebenſo wie Zigarren davon befreit ſeien. u il, 
iſt nur davon die Rede, daß das Freizeichen für Zigarren 
nirgends davon, daß es auch für gleichartige Waren gere 
es wird ausdrücklich geſagt, das eine Erfordernis des Osche, 
anſpruchs des älteren Zeicheninhabers gegenüber dem in ahr 
die nach 8 20 WG. a. Faſſ. zu ermeſſende Verwechſlungsge 

zwiſchen den damals im Streit befindlichen nur ähnlichen Zeie n, 


das andere vom Vorderrichter herangezogene Urt. v. . ßen, 
1935, II 338/34: GRUR. 1935, 814, das ſich mit einem de für 
für zweierlei Waren — einerſeits Imprägnierungsmitte id 
Woll⸗ und ſonſtige Webſtoffe, andrerſeits (imprägnierte) „ 
waren mehrfacher Art, Garne, Decken, Web⸗ und Wirlſten t⸗ 
eingetragenen Warenzeichen „Trocklin“ zu befaſſen und Herren 
ſächlich die zeichenrechtliche Gleichartigkeit der geſchützten olle 
zu behandeln hatte, enthält nichts, was die allgemeine m gei⸗ 
rung des Vorderrichters auf einen gegenüber den fonftigen, un 
chen beſchränkten Umfang der auf Grund ihrer Durch ei⸗ 
im Verkehr eingetragenen, an ſich nicht eintragungsfähigel, der 
chen rechtfertigen könnte. Dort iſt allerdings in bezug au der 
art eingetragene, an ſich als Beſchaffenheitsangabe vol 
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agu ausgeſchloſſene gegneriſche Zeichen „Trockenwolle“ 
leichen rockengarn“, deren Altersvorrang gegenüber dem Klage⸗ 
wen „Trocklin“ eingewendet war, um deſſen rechtmäßigen 
Ufer zu beſtreiten, gejagt, der Schutzumfang dieſer erſt nach 
zu angreicher Beweiserhebung eingetragenen Zeichen ſei ſtreng 
0 eſchränken auf ſeinen Wortlaut und auf waſſerabſtoßende 
en Me und Textilien; das Pat. habe auf Antrag einer anderen 
det bah die das Wort „Flockenwolle“ zur Eintragung angemel⸗ 
de gabe, nicht nur die Verwechflungsgefahr zwiſchen dieſen bei⸗ 
fir rten mit Rückſicht auf den eng zu begrenzenden Schutz⸗ 
ſondeng des Zeichens „Trockenwolle“ („Trockengarn“) verneint, 
Ra dieſes Warenzeichen dadurch gem. §8 Abſ. 2 Nr.2 
auf w. (a. Fafj.) teilweiſe gelöſcht, daß es das Waxenverzeichnis 
fi waſſerabſtoßende Garne beſchränkt habe — dies mit Rück⸗ 
woll f die ganz beſtimmte Bedeutung, die das Wort „Trocken⸗ 
* i. S. eines Hinweiſes auf waſſerabſtoßende Eigenſchaften 
Ant are von Anfang an beſeſſen und die es nach dem ver⸗ 

rialeten Ermittlungsverfahren auch bei der Durchſetzung im 
lich ehr behalten habe. Hier handelte es ſich alſo, wie nament⸗ 
gun e Beſchränkung des Warenverzeichniſſes in der Eintra- 
1 zeigt, um eine ganz andere Art der Beſchränkung 
dichten einen beſtimmten Zeichens, als die vom Vorder⸗ 
ſezune gemeinte allgemeine Beſchränkung der zufolge der Durch⸗ 
nären im Verkehr zugelaſſenen und eingetragenen Zeichen, 
ſelbf. ch um die Beſchränkung des aus der Durchſetzung 

N! ſich ergebenden eigentlichen Warengebietes, für 
auch as Zeichen zugelaſſen werden konnte. Daß in ſolchem Falle 
das die Gleichartigkeit der Waren, für die nach dem Geſetz 
zu „neihen wirkſam werden kann, mit beſonderer Sorgſamkeit 
und "fen iſt, bei ihnen im gegebenen Fall der für die Zulaſſung 
Wirt intragung maßgebende Geſichtspunkt „waſſerabſtoßende 
ane ung“ im Grundſatz ebenfalls noch gegeben ſein müßte, kann 
zu grant werden. Um all das handelt es ſich aber in dem jetzt 
ter ütſcheidenden Fall nicht, ſondern um die vom Vorderrich⸗ 
nahmen jeden Anhalt im Geſetz vertretene allgemeine An⸗ 


auf die die zufolge Durchſetzung eingetragenen Zeichen ſeien. 


gäbente in der Eintragung angegebenen Waren beſchränkt und 
anden keinen Schutz gegenüber gleichartigen Waren, für die ein 
Heichen dasſelbe oder etwa auch ein nur verwechſlungsfähiges 
ſtreden gebrauche. Dies widerſpricht dem Grundſatz der Er⸗ 
art ng des Schutzes des eingetragenen Zeichens auf gleich⸗ 
Verte Waren. Bei Zeichen, die infolge ihrer Durchſetzung im 
alte ehr unter Überwindung der Ausſchließung nach § 4 Nr. 1 
diefe und neues WI. eingetragen ſind, tritt die Verletzung 
Gens Zeichen meiſt auf in der Geſtalt des Gebrauchs des Zei⸗ 
5 in mehr oder minder abgewandelter, aber immer noch 
wär echſlungsfähiger Form für dieſelbe (die gleiche) Ware. Es 
für aber verfehlt, gerade dieſen durch den hohen Geldaufwand 
den Ze, Durchsetzung im Verkehr beſonders koſtbaren Zeichen 


der 5 für nur gleichartige Ware zu verſagen, weil dadurch 
Tor duſchung des Verbrauchers über die Herkunft Tür und 
auch geöffnet und das eingetragene Zeichen für den Inhaber 
an m Vofern gefährdet und entwertet würde, als das Zeichen 
dense unzeichnungskraft verliert, die ſog. Verwäſſerung des Zei⸗ 
Not. Bei derlei Zeichen hat ſich im Gegenteil die praktiſche 
Kim, digkeit erwieſen, fie ſogar gegen die Verwendung für 
heit gleichartige Waren zu ſchützen, was allerdings nicht auf 
bew rechtlicher Grundlage möglich iſt, ſondern nur nach Wett- 
d und allgemeinbürgerlichem Recht geſchehen kann (8 1 
1927 : § 826 BGB.; vgl. neben RG. 115, 401 = JW. 
ſonder 1585 21 m. Anm., Salamander nicht für Schuhwaren, 
m N für Schmirgelpapier, in dem Urt. zum Zeichen 4711: 
1932, 1841 71) die Verwendung dieſes Zeichens für Köl⸗ 
er ; Waſſer durch einen anderen für Strumpfwaren, und wei⸗ 
letter Anführungen bei Hagens: „WG.“, 8 Anm. 6 vor⸗ 
Gebr. Abſatz. Im Verhältnis zu dem Bedarf des Verkehrs nach 
der guch der in 84 Nr. 1 WI. a. und n. Faſſ. an ſich von 
Schueintragung ausgeſchloſſenen Bezeichnungen regelt ſich der 
durg des eingetragenen Warenzeichens feinem Umfang nach 
Im 9 ie Beſtimmungen in § 13 WZ. a. Faſſ., § 16 n. Ball. 
belten exhältnis zu Freizeichen, die nur für beſtimmte Waren 

tritt der Zuſammenſtoß nicht nur dann ein, wenn das 
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eingetragene Zeichen unter § 4 Nr. 1 fällt, ſondern auch jonit, 
wenn das Zeichen auf Grund freier Wahl für andere Waren 
eingetragen iſt als die, wofür es als Freizeichen gilt, und jene 
anderen Waren in irgendwelchem Umfang gleichartig mit die⸗ 
ſen ſind. Der Bekl. kann auch nicht mit Erfolg einwenden, das 
Zeichen Standard habe mangelnder Kennzeichnungskraft hal⸗ 
ber für die Ware der Kl. nicht in die Zeichenrolle eingetragen 
werden dürfen; dies ſei vom Gericht unabhängig vom Pat A. zu 
prüfen, weil es ſich hierbei nicht um eine Einwendung aus 8 4 
Nr. 1 WG. handele, ſondern um die aus $1 WIE. folgende 
Schutzunfähigkeit wegen mangelnder Kennzeichnungskraft. Es 
iſt verfehlt, wenn der Bekl. ſich hierzu auf das Urteil RG. 
115, 235 = JW. 1927, 102 (Mundharmonikadecke aus Blech) 
ſtützen will. Dort iſt aus 81 WG. nur abgeleitet, daß ein 
Warenzeichen, das ſeinem Begriff nach ein Flächengebilde ſei, 
nicht für die plaſtiſche Geſtaltung eines Warenbildes gewährt 
werden könne und ein derartiger Verſtoß gegen das Weſen des 
Zeichenrechtes auch gegenüber einer Eintragung in die Zeichen⸗ 
rolle zu beachten wäre, wenn das Pat A. — wozu aber das Ge⸗ 
genteil dargetan wird — dagegen gefehlt hätte. Ein derartiger 
Verſtoß gegen das Weſen des Zeichenrechtes kommt aber 
gar nicht in Betracht, wenn das Pat A. für ein unter $4 Nr. 1 
fallendes Wort (hier eine Angabe über die Güte der Ware) an⸗ 
genommen hat, daß es ſich im Verkehr als Kennzeichen für die 
beſtimmten eingetragenen Waren eines einzelnen durchgeſetzt 
habe. Sonſt wäre es gar nicht möglich geweſen, jetzt geſetzlich 
(8 4 Abſ. 3 neues WIE.) die Zulaſſungsfähigkeit des Zeichens 
in ſolchen Fällen zu verordnen. Ebenſowenig kann ſich der Bekl. 
auf das Urteil: JW. 1932, 1844 1s = GRUR. 1932, 302 (Raſier⸗ 
klingenpackung der Fabrikanten des Solinger Bezirks für Ex⸗ 
portware, die ein einzelner ſich für ſeine Ware hatte eintragen 
laſſen) berufen. Denn der dort vorhandene, dem Beſtehen eines 
Freizeichens gleichkommende Sachverhalt iſt hier nicht gegeben, 
wo nach dem Vortrag des Bekl. das Wort Standdard für alle 
möglichen Betriebe und Waren Verwendung gefunden haben 
und zur Eintragung gelangt fein fol, und außerdem iſt dort 
neben der Betonung der Berückſichtigung der ſtärkſten Verwen⸗ 
dung der Packung für diegleiche Ware gegenüber dem an ſich 
als beſtehend angeſehenen Zeichenſchutz ausdrücklich ein Vor⸗ 
behalt gemacht für den hier nach Annahme des Pat. geführ⸗ 
ten, dort mangelnden Beweis der Durchſetzung des Zeichens 
als Kennzeichen für den Betrieb des Eingetragenen durch be⸗ 
fondere Maßnahmen, namentlich großzügige Reklame. 


Nach alledem entfällt auch die Begründung des Vorderrich⸗ 
ters dafür, daß die Kl. Mißbrauch mit ihrem formalen Zei⸗ 
chenrecht treibe, wenn ſie vom Bekl. die Unterlaſſung des Ge⸗ 
brauches des Wortes Standard in warenzeichenmäßi⸗ 
ger Art für ſeine, auch nach der Anſicht des Vorderrichters 
mindeſtens teilweiſe gleichartigen Waren verlange. Es iſt zwar 
richtig, daß nach dem Grundgedanken des Geſetzes im freien 
Verkehr ſtehende und — wie hinzuzuſetzen, denn darauf läuft 
die Abgrenzung in §4 Nr. 1 hinaus — für den Verkehr not⸗ 
wendige Bezeichnungen nicht von einem einzelnen Unternehmer 
in Beſchlag genommen werden ſollen. Wenn das aber einmal 
dadurch geſchehen iſt, daß das Zeichen in Anerkennung feiner 
Durchſetzung im Verkehr für die aufgeführten Waren in die 
Zeichenrolle eingetragen iſt, ſo kann das in ſeiner geſetzlichen 
Wirkung ohne Unterlage im Geſetz nicht wieder dadurch teil⸗ 
weiſe rückgängig gemacht werden, daß wegen dieſer Art der 
Eutſtehung des Zeichens allein dem Inhaber Mißbrauch vor⸗ 
geworfen wird, wenn er die geſetzliche Wirkung der Eintragung 
des Zeichens in Anſpruch nimmt. Auf die andere Begrün⸗ 
dung des Bekl. für den Mißbrauch, nämlich die Erwirkung 
des Zeichenrechtes der Kl. unerachtet bereits beſtehenden Ge⸗ 
brauchs und bereits eingetretener Durchſetzung des Wortes 
Standard für den Bekl. und ſeine Waren, iſt der Vorder⸗ 
richter nicht eingegangen. Es bedarf nicht der Herbeiführung 
ſeiner Entſch. hierzu. Denn es iſt feſtgeſtellt und unſtrittig, 
daß der Bekl. ſein Geſchäft überhaupt erſt im 1. Okt. 1933 be⸗ 
gonnen hat, 10 Tage bevor die Anmeldung der Kl. für das 
hernach am 22. Mai 1934 eingetragene Zeichen Standard, auf 
das die Klage ſich in erſter Linie gründet, einging. Zwar entfal⸗ 
tet das Zeichenrecht auf Grund Eintragung ſeine Wirkung erſt 
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vom Eintragungstage ab, aber ſie wird doch auch zurückbezogen 
auf den Tag der Anmeldung, der nicht nur nach §5 WEG. 
alte und neue Faſſ. eine Rolle ſpielte für den Vorzug bei der 
Prüfung und Eintragung, ſondern auch nach §8 Abſ. 2 Nr. 1 
altes WG., SI Abf. 1 neues WG. die Schutzdauer des ein⸗ 
getragenen Zeichens beſtimmt und daher im Streit um die 
ſog. Priorität maßgebend iſt. Der Vorderrichter hat nicht feſt⸗ 
geſtellt, daß das Zeichen ſich für die Kl. bei der Anmeldung und 
der Geſchäftseröffnung des Bekl. bereits durchgeſetzt hatte, der 
Kl. alſo von da ab auch ein gleich der Eintragung wirkſames 
Ausſtattungsrecht nach 8 15 WG. a. Faſſ. zukam. Andrerſeits iſt 
aber auch nichts in der Richtung feſtgeſtellt und nach der Natur 
der Sache feſtſtellbar, daß ſich das Zeichen Standard vor der An⸗ 
meldung oder auch nur vor der Eintragung des Zeichens der 
Kl. für die Ware des Bekl. im Verkehr durchgeſetzt hatte. Der 
Beweis des Bekl. braucht nicht eingezogen zu werden angeſichts 
ſeines eigenen Vortrags über den Umfang ſeines Abſatzes: 
2. bis 11. Okt. 1933 2030 Packungen Scheuerpulver Standard, 
12. Okt. 1933 bis 22. Mai 1934 61830 Stück. — Der hierbei 
weiter angegebene, noch weit geringere Umſatz an Vogelſand 
in derſelben Zeit, 780 und 30 058 Stück, ſpielt im Rechtsſtreit 
ſchon um deswillen keine Rolle mehr, weil der Klageantrag 
ſich auf Vogelſand, zu dem auch keine Packung beigebracht iſt, 
gar nicht bezieht, noch erkennbar bezogen hat, da dieſer „Vogel⸗ 
ſand“ kein „Scheuermittel“, ſondern offenbar ebenſo, wie die 
„Katzenſtreu“ ein Mittel zum Belegen der Katzenlager, ein 
Mittel zum Belegen der Böden der Vogelkäfige je zum Zwecke 
des Reinhaltens und Herbeiführens der Geruchloſigkeit iſt. — 
Über den Abſatz an „Katzenſtreu“ bis dahin iſt, zweifellos 
ſeines noch geringeren Umfangs halber, überhaupt nichts an⸗ 
gegeben. Denn nach der ſpäteren Angabe des Bekl. ſtellt ſich 
fein Abſatz von Oktober 1933 bis zur Abgabe des Schrift⸗ 
ſatzes, alſo in zwei Jahren, auf nur 15 000 Tüten Katzen⸗ 
ſtreu gegenüber 261 670 Blitzblank und 177 220 Vogelſand. 
Wenn der Bekl. angeſichts ſolchen Umfangs ſeines Abſatzes von 
einer Durchſetzung dieſer Erzeugniſſe im Verkehr ſprechen will, 
ſo bedeutet dies ein völliges Verkennen der ſachlichen Erfor⸗ 
derniſſe der Durchſetzung einer Ware im Verkehr, ſei es auch 
nur für einen räumlich beſchränkten Umkreis. Denn bezogen 
allein auf Berlin mit rund 4 Millionen Einwohnern und rund 
800 000 Haushaltungen im Höchſtfall ergibt ſich, daß von die⸗ 
fen noch nicht 10%è auch nur eine Packung der einzelnen Art 
in die Hand bekommen haben können und dieſer Hundertſatz 
ſchrumpft in dem Maße zuſammen, wie die einzelnen, bei denen 
es zutrifft, ſich zu einer zweiten und dritten uff. Wieder⸗ 
holung des Bezuges entſchloſſen, alſo an den Bezug gewöhnt 
haben. Für eine wirkliche Durchſetzung im Verkehr wäre auch 
ſchon die Zeit des Vertriebes von acht Monaten bis zur Ein⸗ 
tragung des Zeichens der Kl. viel zu kurz, es ſei denn etwa, 
daß ſie von vornherein in größtem Umfang mit einem außer⸗ 
ordentlichen Maß von Koſtenaufwand unternommen worden 
wäre. In dieſer Richtung hat aber der Bekl. nichts vorgebracht; 
der angeführte Umfang ſeines Abſatzes ſteht entgegen und über 
ſeinen Aufwand für Werbezwecke, den die Kl. unter Einzel⸗ 
angaben dafür, daß ſie für die Durchſetzung ihrer Standard⸗ 
Erzeugniſſe von Anfang Okt. 1930 bis 1. Juli 1935 rund 
2 Millionen RA aufgewendet habe, hat der Bekl. nur die 
ſchwache Erwiderung vorgetragen, auch er habe erhebliche Mittel 
für Werbezwecke ausgegeben. Unter dieſen Umſtänden bedarf auch 
der Punkt weder rechtlich noch tatſächlich der Erörterung, ob bei 
einem Zeichen, das längere Zeit nach der Anmeldung erſt infolge 
des Nachweiſes ſeiner Durchſetzung im Verkehr eingetragen wor⸗ 
den iſt, im Prioritätsſtreit nicht ſowohl der Zeitpunkt der Anmel⸗ 
dung des damals noch nicht durchgeſetzten Zeichens, als der zwi⸗ 
ſchen Anmeldung und Eintragung fallende ſpätere Zeitpunkt der 
Durchſetzung zu berückſichtigen iſt. Was der Bekl. an Tatſäch⸗ 
lichem über ſeinen Abſatz vorgetragen hat, begründet noch nicht 
einmal eine Anwartſchaft auf die Durchſetzung des Wortes 
Standard für ſeine Waren als eine beachtenswerte Gegebenheit 
vor der Eintragung des von der Kl. angemeldeten Zeichens. 
Daher hätte der Umſtand, daß der Bekl. vor der Anmeldung 
des Zeichens der Kl. in der Zeit v. 2. bis 10. Okt. 1933 be⸗ 
gonnen hatte, Erzeugniſſe mit dem Namen Standard zum Ver⸗ 
kauf zu bringen, die Kl., ſelbſt wenn ſie davon gewußt hätte, auch 
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von ihrem Beſtreben nach Erwerb eines eingetragenen Zeiche 
für ihren Warenvertrieb unter dem Namen Standard nicht 8 


halten müſſen. Auf dieſen Verkauf des Bekl. wäre der Kl 


e Kü 


Gleichartigkeit der Waren vorausgeſetzt — nur dann ein i 
ſichtnahme geboten geweſen, wenn eben der Bekl. bereits - re 
heblichem Aufwand die Bezeichnung Standard für feine © Er 
einzuführen begonnen gehabt und damit einen beachtlichen n 
folg bereits erzielt gehabt hätte, wovon keine Rede ſein l 
(ogl. RG. 111, 192 JW. 1925, 2453 Goldina und Jer, 
1931, 1839 3 Weltkrepp). Danach kommt, ohne daß es der daß 
hebung der von der Kl. erbotenen Beweiſe dafür bedürfte, eits 
ſich das Wort Standard als Kennzeichen für ihre Ware n 
im Zeitpunkt ihrer Anmeldung und des Beginns des Gew. 
betriebs des Bekl. im Verkehr durchgeſetzt gehabt habe, rt 
auch aus den vom Bekl. eingewendeten Gründen kein der * ch 
ſamkeit des Zeichenrechtserwerbs der Kl. hinderlicher * 
verhalt in Frage. 

Die vom Bekl. beſtrittene Verwechſlungsg 
zwiſchen den Zeichen der einen und anderen Partei, die v e 
lig gleich find, eben das Wort Standard, kann nicht z 
ſtritten werden. Auf die Zutaten der Ausſtattung kommt Er ). 
an, ebenſo nicht auf die Schreibiveife (gerade oder geſchwung en 
Dies gilt jedenfalls im Verhältnis zwiſchen der eingetragen 
Kl. und dem nicht eingetragenen Bekl. Unterſcheidung luß 
Schreibweiſe und beſchreibende Zuſätze hindern nicht den Sen 
des Beſchauers im eiligen Verkehr auf die Herkunft aus ldi⸗ 
ſelben Vertriebsſtätte. Der Bell. ſchlägt dieſe ſeine Verl m 
gung ſelbſt, wenn er ſchließlich für ſeine Packungen mie 
Worte (Schlagwort) Standard Ausſtattungsſchutz mit dem 
der Priorität in Anſpruch nimmt. 

Hiernach kommt es für den Unterlaſſungsanſpru 
auf Grund ihres rechtmäßig erworbenen eingetragenen 
allein noch darauf an, ob die vom Klageantrag umfaßten, ner” 
ter der Bezeichnung Standard vertriebenen Waren, Sagen 
mittel Blitzblank und Katzenſtreu, mit den eingetragenen brauch 
der Kl. gleichartig ſind. Denn der zeichenmäßige Gebr ten 
des Wortes Standard durch den Bell. ift nach den borgell@ 
Packungen augenſcheinlich. Zwiſchen den Seifen und 0 10 n! 
mitteln der Kl. und dem Scheuermittel Blit bach 
des Bekl. hat auch der Vorderrichter zutreffend die “ an⸗ 
artigkeit angenommen. Was nun noch die Katzenſt ren. zur 
langt, jo kann jedenfalls der Behauptung des Bekl. nic Arz⸗ 
geſtimmt werden, es handle ſich um ein in die Klaſſe? Sit 
neien, chemiſche Erzeugniſſe uſw., darunter Desinfektion? nen 
tel) fallendes Desinfektionsmittel. Vielmehr muß angenen des 
werden, daß es ſich um eine unter Verwendung von ein · 
infektionsmitteln hergeſtellte Zubereitung handelt, die der ſtätten 
haltung und Reinigung der Lagerplätze und Bedürfntel von 
der Katzen dient. Für dieſe Zubereitung trifft keine der Ahnlich 
arten des Verzeichniſſes unmittelbar zu, ſie kann als eintre⸗ 
ebenſogut den Reinigungsmitteln der bei der Zeichen i 
gung der Kl. angeführten Klaſſe 34 wie als Desinfektion son 
tel in einem weiteren Sinn den in Klaſſe 2 aufge gef 
Waren gleichen Namens zugezählt werden. Nach dem = "per 
der Gleichartigkeit, deſſen Kenntnis und Nachprüfung denken, 
richtigen Anwendung dem Rev. zufällt, beſteht kein Bed ne, 
Gleichartigkeit zwiſchen dem Reinigungsmittel der Kl. u ie An. 
fer Zubereitung gleichfalls anzunehmen. Maßgebend ilt greid’ 
ſchauung des Verkehrs und beſtimmend in ihm iſt bet Ewirk⸗ 
heit oder Ahnlichkeit der Käuferkreiſe die Annäherung der eſon 
ſchaftlichen Bedeutung und Verwendung der Waren. GR folge 
deres Gewicht hat bei der Beurteilung die Frage, ob r dal 
der Verwendung der gleichen Benennung der Verbraucen Her⸗ 
auf ſchließt, daß das eine ſo benannte Erzeugnis derſelben bel 
kunftsſtätte wie das andere gleich benannte entſtammt, ichen · 
dem Umſtand, daß neben dem ins Auge ſpringenden a al 
wort irgendwie auch noch der Name der! Herſtellerſin ran, 
gegeben iſt, keine Bedeutung zukommt, weil eben der Ve Aue 
cher in der Eile des Verkehrs nur das Zeichenwort ii? lin). 
zu faſſen pflegt (RGZ. 108, 34 [37] GRUR. 814 Tr ner 
Es läßt fich doch nicht leugnen und übergehen, daß das 8 alle 
mittel oder Putzmittel Blitblank und die Latzenſtreg ‚ein 
einem Betrieb, nämlich dem des Bekl., ſtammen. u 
ſtimmung der Käuferkreiſe und nicht bloß vereinzeltes? 
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— des Schluſſes aus dem Wort Standard auf dieſelbe Er⸗ 

ho hungsſtätte iſt hier unbedenklich anzunehmen. Wieder⸗ 

in der ugsgefahr folgt aus der letzten Erklärung des Bell. 

nig: Berufung, daß er ſeinen Standpunkt nach Scheitern von 

Unteungsverſuchen voll aufrechterhalten habe. Somit iſt der 

Teil klaſſungsklage der Kl. unter Aufhebung des BU. in dieſem 
e gem. § 565 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO. ſtattzugeben. 


616 Auf die Klagebegründung mit Ausſtattungsbeſitz der Kl. 
lich WZG.), über deren Übergehung die Rev. ſich ſachlich⸗recht⸗ 
bei mit Prozeßrügen nach 8 313 Nr. 4, § 551 Nr. 7 ZBO. 
log wert, oder mit unlauterem Wettbewerb und § 826 BGB., 
bein Nichtbeachtung eines Beweisantrages auf Vernehmung 
il ekl. gerügt wird (8286 ZPO), kommt es für den Unter⸗ 
len dsanſpruch nach allem Geſagten nicht mehr an. Die Ver⸗ 
denſcaung des Bekl. zur Unterlaſſung auf Grund des Zei⸗ 
ſulchutes der zel. wird nicht dadurch gehindert daß er ſich nach 
Siam, Behauptung vor Beſtellung ſeiner Tüten mit dem Wort 
dalle ard beim Pat A. darüber erkundigt und den Beſcheid er⸗ 
lol bat, Schupfähigteit des Wortes beſtehe nicht und das 
Min, , lehne die Eintragung des Wortes ſtändig ab. Es ge⸗ 
t die objektive Verletzung des Zeichens. 


ein 2 Dagegen kann der Antrag auf Verurteilung des Bekl. 
nicht chadenserſatz und zur „Rechnungslegung“, 
5 Auskunftserteilung als Hilfsanſpruch für die 
des eſſung der Schadenserſatzforderung trotz der Anerkennung 
unge terlaffungsanfprucs der Kl. hier nicht als begründet 
hie hen werden. Daher kommt es auch vom Geſichtspunkt 
ch Anſpruchs aus, der auf die Zeit v. 11. April 1934 ab 
die us iſt, nicht darauf an, ob für dieſen Anfangszeitpunkt 
mnehmechſeßeng des Zeichens der Kl. im Verkehr bereits an⸗ 
Zei men iſt. Denn der Schadenserſatzanſpruch des verletzten 
Wecheninhabers geht nicht — auch die Kl. beanſprucht das nicht 
gen N Herausgabe des vom Verletzer aus feinen unrechtmäßi⸗ 
win, ertrieb gezogenen Gewinnes, wenngleich u. U. dieſer Ge⸗ 
bezog für die Berechnung des Schadens des Verletzten heran⸗ 
ein⸗gen werden kann (Mu W. 1935, 59). Aber Vorausſetzung 
ent Schadens in der Geſtalt einer Vermögensminderung durch 
iſt angenen Gewinn, wie er hier allein in Betracht kommt, 
Verlech daß der Zeicheninhaber entweder Waren, wie ſie der 
ohne Ber unter dem Zeichen abgeſetzt hat, ſelbſt verkauft oder 
Veri Beeinträchtigung ſeines Abſatzes durch den Vertrieb des 
Ohnspe 73 von feiner eigenen Ware mehr abgeſetzt hätte, als 
erſte hun geſchehen. Im vorl. Fall hat nun der Bekl. ſchon im 
der u Rechtszug beſonders geltend gemacht, ein Schaden könne 
aug 7 durch ſeinen Vertrieb von Blitzblank und Katzenſtreu 
diese Vogelſand) deshalb gar nicht erwachſen ſein, weil die Kl. 
berkau aren, Putz⸗ und Streumittel, gar nicht herſtelle und 
Cry fe, fondern nur Wäſchereinigungsmittel; ihr Umſatz 
re urch ſeinen Vertrieb niemals vermindert worden fein. 
Unten der Frage des Schadenserſatzes macht ſich eben doch der 
eig geltend, daß es ſich nicht um gleiche, ſondern nur 
d rtige Ware handelt. Aufgabe der Kl. wäre es geweſen, 


ar 
den legen, inwiefern ihr durch den Vertrieb des Bekl., mit 
Sch Ne nicht in der gleichen Ware im Wettbewerb ſteht, ein 


ſelbſt en erwachſen ſei. Das hat ſie nicht getan. Aus der Sache 
entfe erhellt die Schädigung nicht ohne weiteres. Eine gewiſſe 
Kl, ernte Möglichkeit, daß der eine oder andere Bezieher der 
gungelegentlich auch deren Waſchmittel zu dem Zweck der Reini⸗ 
ae, „vofür das Putzmittel Blitzblank und die Katzenſtreu die⸗ 
achtlicherwendet hätte, genügt nicht, um einen irgendwie be⸗ 
Bekl den Minderabſatz der Kl., der durch den Vertrieb des 
lichen derurſacht wäre, anzunehmen, mögen ſich auch die räum⸗ 
lich Abſatzgebiete der Parteien in gewiſſem Umfang, nament⸗ 
aus dierlin, decken. Daher iſt der Schadenserſatzanſpruch ſchon 
leſen Erwägungen nicht begründet. 
dern Es bleibt noch der letzte Anſpruch der Kl., den Bekl. zu 
Unterſeilen, die im Verkehr befindlichen Erzeugniſſe, die im 
alſo rlaſſungsbegehren Ziff. 1 des Klageantrags genannt ſind, 
Katz nun Standard ⸗Scheuermittel (Blitzblank) und Standard⸗ 
ka, her aus dem Verkehr zu ziehen. Dieſer An⸗ 
Lell bezieht ſich, da nichts darüber vorgetragen iſt, daß der 
wahrf ertreter unterhält, die Warenlager für ihn im Ge⸗ 
lm haben, auf die bereits verkauften, alſo feiner Ver⸗ 


fügungsmacht entzogene Waren. Auch dieſer Anſpruch iſt nicht 
begründet. Aus dem zeichenrechtlichen Unterlaſſungsanſpruch 
kann er nicht abgeleitet werden. Selbſt im Falle einer Verurtei⸗ 
lung aus 88 1416, 18 WG. iſt nach 8 19 WZG. a. Fall. — 
ebenſo in §30 Abſ. 1 WZ3G. n. Faſſ. bei Verurteilung aus 
88 24—27 — die dort vorgeſehene Anordnung der Beſeitigung 
der widerrechtlichen Kennzeichnung auf die im Beſitz des Ver⸗ 
urteilten befindlichen Gegenſtände beſchränkt. Ob der Anſpruch 
aus der Beſeitigungsklage nach § 1004 BGB. oder einem Scha⸗ 
denserſatzrecht hergeleitet werden könnte, darf hier dahingeſtellt 
bleiben, denn er ſetzt jedenfalls das tatſächlich voraus, daß 
dem Bekl. wirklich die Möglichkeit offenſteht, die von ihm in 
den Verkehr gebrachten ſtrittigen Waren mit dem Zeichen Stan⸗ 
dard zurückzuerwerben. Auch in dieſer Richtung iſt von der Kl. 
nichts vorgebracht. In den kleinen Verhältniſſen, in denen 
der Bekl. arbeitet — die Kl. nennt ſein Unternehmen ein 
Zwergunternehmen, das kaum 10 Arbeiter beſchäftige —, iſt die 
Rückerwerbsmöglichkeit nicht ſelbſtverſtändlich. Die einzige An⸗ 
führung der Kl., „der Umtauſch“ ſei für den Bekl. „nicht ſchwie⸗ 
rig“, weil er ſeine Erzeugniſſe nur im Wirtſchaftsgebiet Berlin 
abſetze, führt in der Richtung nicht weiter, daß er ſeine Ver⸗ 
käufe durch Anerbieten von Erſatzware ohne das Wort Stan⸗ 
dard wirklich ändern kann. Das gilt um ſo mehr, als der Bekl. 
erklärt hat, er führe dieſe Waren in zwei Qualitäten und nur 
die eine (beſſere) heiße Standard. Die Abnehmer würden fürch⸗ 
ten, die andere, ſchlechtere im Umtauſch zu bekommen. 
(RG., II. ZivSen., U. v. 5. Febr. 1937, II 192/36.) [W. R.] 
(= Rz. 154, 1.) 
* 

16. RG. — 89 Abf. 1 Nr. 1, 58 12, 24 Abf. 1 WEIS; 81 
UulWG.; 58 242, 826 BGB. 

1. Ein zeichenrechtlicher Unterlaſſungsanſpruch iſt auch 
gegenüber dem Inhaber eines eingetragenen Zeichens gegeben, 
wenn die Benennung des Zeichens gegenüber dem Verletzten 
widerrechtlich iſt. x 

2. Dem WG. ift im Gegenſatz zum PatG. der Begriff 
eines Vorbenutzungsrechtes fremd. Der Vorbenutzer wird nur 
ſoweit geſchützt, als im Widerſtreit mehrerer Schutzrechte das 
lediglich förmliche Recht hinter dem ſachlichen Recht zurücktre⸗ 
ten muß. Der Vorbenutzer muß nachweiſen, daß die nicht ein⸗ 
getragene Warenbezeichnung Anerkennung im Verkehr gefun⸗ 
den hat. 

3. Ein Recht des Vorbenutzers beſteht nicht, wenn die 
von ihm verwandte Warenbezeichnung zwar in ähnlicher Form 
von einem anderen Unternehmen gebraucht wird, in der für die 
Bösgläubigkeit in Betracht kommenden Zeit aber vom Verkehr 
nicht als Warenzeichen eines beſtimmten Unternehmens an⸗ 
geſehen worden iſt. 

4. Die zeichenmäßige Benutzung eines Warenzeichens im 
Ausland und die Kenntnis eines deutſchen Miterwerbers hier⸗ 
von genügt nicht, um dieſen von der Verwendung des glei⸗ 
chen Zeichens im Inland auszuſchließen. Die im Ausland be⸗ 
ſtehende Verkehrsgeltung eines Warenzeichens kann einen 
Schutzanſpruch in Deutſchland nur begründen, falls mit ihrer 
vermutlichen Ausdehnung auch auf das Inland mit hoher Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit zu rechnen iſt und eine Durchſetzung des Waren⸗ 
zeichens ſich auch in Deutſchland mit Ausſicht auf baldige Ver⸗ 
wirklichung angebahnt hat. 

5. Der Verwirkungseinwand aus 8 242 BGB. iſt im 
Warenzeichenrecht zuläſſig und begründet, wenn die Rechts⸗ 
verfolgung des Verletzten ſich nach den beſonderen Umſtänden 
des Falls als Mißbrauch ſeines Rechts darſtellt, weil ſie ſo 
ſpät erfolgt, daß der andere Teil ſeinen inzwiſchen mit hohen 
Koſten geſchaffenen Beſitzſtand als einen vom Verletzten gedul⸗ 
deten und erlaubten anſehen darf. 

6. Macht der Verletzte den Unterlaſſungsanſpruch in Kennt⸗ 
nis der Bemühungen des Wettbewerbers um die Einführung 
feines Zeichens vorſätzlich zunächſt nicht geltend, ſo kann hierin 
u. U. eine nach den SI UnlWG., § 826 BGB. ſittenwidrige 
Rechtsausübung liegen. f) 

Die Kl. und die Bekl. zu 2, deren Generalvertreterin für 
Deutſchland die Bekl. zu 1 iſt, befaſſen ſich mit der Herſtellung 
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und dem Vertrieb von Tabakpfeifen, Zigarren⸗ und Zigarretten⸗ 
ſpitzen. 

Für die Kl. iſt auf Grund ihrer Anmeldung v. 2. Okt. 
1924 für Tabakpfeifen am 17. Dez. 1925 unter Nr. 345 248 ein 
Warenzeichen in die Zeichenrolle des RPatA. eingetragen wor⸗ 
den, das eine Tabakpfeife mit einem ſchwarzen Punkt auf der 
weiß gehaltenen oberen Seite des Mundſtücks zeigt. Nach der 
zugleich mit der Anmeldung eingereichten Beſchreibung ſollte 
der Punkt rund oder viereckig, weiß oder farbig ſein dürfen. In 
einer ſpäteren, endgültigen Beſchreibung erklärte die Kl., der 
Punkt ſolle vorzugsweiſe weiß, keinesfalls rot oder rötlich ſein. 

Zufolge ihrer Anmeldung v. 22. Juli 1930 für Tabakpfei- 
fen, Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen iſt für die Kl. ferner am 
1. Nov. 1930 das Warenzeichen Nr. 425 309 in die Zeichenrolle 
des RPatA. eingetragen worden, das ebenfalls aus dem Bilde 
einer Tabakpfeife mit einem Punkt auf der oberen Seite des 
Mundſtücks beſteht. Nach der der Anmeldung beigegebenen Be⸗ 
ſchreibung ſoll der Punkt gewöhnlich in weißer Farbe auf den 
Waren erſcheinen, eine Ausführung in roter oder rötlicher Farbe 
ausgeſchloſſen ſein. 

Die Kl. bringt auf einem Teil ihrer Waren, insbeſ. auf 
Tabakpfeifen in höheren Preislagen, einen weißen Punkt ſo an, 
wie er in den Warenzeichen dargeſtellt iſt. 

Die Bekl. zu 2 und ihre franzöſiſche Tochtergeſellſchaft in 
Paris verſehen ihre Waren gleichfalls mit einem weißen Punkt. 
Für die Bekl. zu 2 iſt auf ihre Anmeldung v. 27. Febr. 1925 
am 7. Nov. 1925 unter der Nr. 343 082 in die Zeichenrolle des 
RPatA. ein Warenzeichen für Tabakpfeifen eingetragen worden, 
das aus einem ſchwarzen Streifen (Balken) mit einer weißen 
Scheibe (Kreis) in der Mitte beſteht und die Aufſchrift „The 
White Spot“ trägt. Für ihre franzöſiſche Tochtergeſellſchaft iſt 
bei dem Internationalen Büro in Bern am 11. Aug. 1927 die 
Marke Nr. 53 324 für Tabakpfeifen, Zigarren⸗ und Zigaretten⸗ 
ſpitzen und viele andere Artikel eingetragen worden. Dieſe Marke 
beſteht aus einer ſchwarzen Fläche, die in der Mitte einen wei⸗ 
ßen Punkt aufweiſt. 

Mit einer im Dez. 1930 erhobenen Klage verlangten die 
jetzige Bekl. zu 2 und ihre franzöſiſche Tochtergeſellſchaft auf 
Grund der für ſie eingetragenen Warenzeichen und Ausſtat⸗ 
tungsbeſitzes von der jetzigen Kl. u. a. Unterlaſſung der Anbrin⸗ 
gung eines weißen Punktes auf Pfeifen oder Zigarettenſpitzen 
oder auf deren Verpackung oder Umhüllung oder ſeiner Verwen⸗ 
dung im Geſchäftsverkehr auf Ankündigungen, Preisliſten, Ge⸗ 
ſchäftsbriefen, Rechnungen od. dgl. ſowie Löſchung der beiden 
Warenzeichen Nr. 345 248 (ſoweit es ſich auf den weißen Punkt 
bezieht) und 425 309. Das LG. wies die Klage ab. Das KG. 
verbot gemäß einem im Berufungsverfabren von der damaligen 
Kl. geſtellten Hilfsantrage der damaligen Bekl., jetzigen Kl. 
— und zwar nur gegenüber der damaligen Erſtklägerin, der 
jetzigen Bekl. zu 2 —, Rauchutenſilien, deren Verpackung oder 
Umhüllung mit einem Zeichen zu verſehen, das aus einem 
ſchwarzen Balken beſteht, in deſſen Mitte ſich ein weißer Kreis 
befindet, der als Inſchrift oder Überſchrift die Worte „Der weiße 
Punkt“ oder „Weißpunkt“ trägt, ſowie dieſes Zeichen mit dieſer 
Inſchrift auf Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefen und 
ſonſtigen Druckſachen anzubringen. Im übrigen beließ es das 
KG. bei der Abweiſung des Hauptantrags. Rev. und Anſchluß⸗ 
reviſion der damaligen Prozeßparteien blieben ohne Erfolg 
(RG. 141, 110 = FW. 1933, 23327 m. Anm.). 

Mit der gegenwärtigen Klage verfolgt nunmehr die Kl. 
ihrerſeits gegenüber der Bekl. zu 1 den Unterlaſſungsanſpruch. 
Sie behauptet: 

Auf Grund der für ſie eingetragenen Warenzeichen 
Nr. 345 248 — das bis zum 1. Okt. 1944 verlängert worden ſei 
— und Nr. 425 309 ſtehe ihr das ausſchließliche Recht zu, ihre 
Pfeifen, Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen mit einem weißen 
Punkte zu verſehen und ſo in Deutſchland in den Verkehr zu 
bringen. Dieſes Recht werde von den beiden Bekl. dadurch ver⸗ 
letzt, daß die Bekl. zu 1 als deutſche Generalvertreterin der 
Bekl. zu 2 von dieſer hergeſtellte Pfeifen und Spitzen vertreibe, 
die ebenfalls mit einem weißen Punkt verſehen ſeien, und die ſo 
gekennzeichneten Waren in Katalogen anpreiſe, die ſie in Deutſch⸗ 
land verſende. Das Verhalten der Bekl. ſei auch wettbewerbs⸗ 
widrig; denn es werde von ihnen damit in einer gegen die guten 
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Sitten verſtoßenden Weiſe der Erfolg einer Werbetätigkeit an 
genutzt, die fie unter Aufwendung erheblicher Koſten für 
Warenzeichen entfaltet habe. 10 

Unter Berufung auf die § 14 WIG.; 88 1, 13 Unl WG. ! 
$$ 823, 826 BGB. hat die Kl. demgemäß beantragt, 


den Bekl. unter Strafandrohung zu verbieten, mit einen 
Weißpunkt ausgeſtattete Tabakpfeifen, Zigarren⸗ und 107 
rettenſpitzen in Deutſchland in Verkehr zu bringen oder o in 
Pfeifen, Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen in Deutſchland 
Katalogen, Inſeraten oder ſonſtwie anzupreiſen. 


Die Bekl. haben um Klageabweiſung gebeten und ent 
gegnet: en 
Die Bekl. zu 2 ſtelle ſeit 25 Jahren ihre in der gad 
Welt als beſtes Qualitätserzeugnis bekannten Pfeifen en 
Spitzen her. Sie habe ſchon 1912 damit begonnen, ihre har: 
mit einem weißen Punkt auszuſtatten, und bringe ſeit 7 
kein Stück in den Handel, das nicht in dieſer Weiſe genen 
zeichnet ſei. Die Einfuhr ihrer Erzeugniſſe nach Deut, 
habe nach dem Kriege eingeſetzt. Sie habe hier dank . 
umfaſſenden Werbung, für die fie ſeit 1925 mindeſten 
100 000 %% aufgewendet habe, mit ihren hochwertigen cher; 
punktwaren in den dafür in Betracht kommenden Verbraus n 
kreiſen feſten Fuß gefaßt und von 1921 bis 1934 an PIE er 
rund 11 600 Stück, an Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen on. 
9000 Stück und außerdem eine ſehr beträchtliche Menge ge 
ſtiger, mit dem Weißpunkt verſehener Waren abgeſetzt. . 
dem Warenzeichen Nr. 345 248 der Kl., ſoweit es am 2. Len 
1924 für Tabakpfeifen angemeldet und demnächſt eingeten gz 
worden fei, ein zeitlicher Vorrang vor dem Zeichen Nr. 34 en 
der Bekl. zu 2 zukommen — hinſichtlich der erſt vom Ze ſei 
Nr. 425 309 der Kl. erfaßten Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen er 
dies in Anbetracht der der franzöſiſchen Tochterfirma vorhe #5 
ſchützten Marke nicht der Fall —, ſo ſtehe der Bell. zucht. 
hiernach doch das Recht der Vorbenutzung zu, das zeichen re in 
liche Anſprüche der Kl. ausſchließe. Die Kl. habe auch n. 
etwaiges Verbotsrecht verwirkt, weil fie gegen den ihr ber 
ten Vertrieb der Weißpunkterzeugniſſe der Bekl. zu 2 inne 
Deutſchlands nicht eingeſchritten ſei und ſo die Entfteh in 
eines wertvollen Beſitzſtands für dieſe zugelaſſen habe. Au = 
dem Vorprozeß habe fie niemals verlangt, daß die Bell. der 
die Kennzeichnung ihrer Waren mit dem weißen Punkt "rt 
laſſe. Die Kl. habe ſelbſt erſt ſeit dem Jahre 1927 beg lte 
einen Teil ihrer Pfeifen und Spitzen mit einem weißen zus 
zu verſehen, und erſt 1930 umfaſſendere Werbemaßnahmen. . 
gunſten ihres Warenzeichens getroffen. Sie habe auch kein des 
liches Intereſſe daran, die Bekl. zu 2 an der Verwendung e 
weißen Punktes zu hindern. Denn deren hochwertige Erzeug er⸗ 
könnten mit den weit billigeren Waren der Kl. niemals u in 
wechſelt werden; die für ihre teureren Pfeifen und Spit. on 
Betracht kommenden Käuferkreiſe ſeien gänzlich verſchiede um 
denen, an die ſich die Kl. wende. Dieſe wolle, wie ſie lebilic 
Ausdruck gebracht habe, mit ihrer Klage die Bekl. zu 2 I wei‘ 
dazu bewegen, ihr das Recht zum alleinigen Gebrauch des en⸗ 
punkts für teueres Geld abzukaufen. Im übrigen könne ihrer 
über eingetragenen Zeichen wie denen der Bekl. zu 2 und ela 
franzöſiſchen Tochtergeſellſchaft ein zeichenrechtlicher Un 
ſungsanſpruch niemals durchdringen. & 

Das 2G. hat der Klage im weſentlichen stattgegeben 
hat lediglich mit Rückſicht auf die Entſch. im Vorprozeß lage⸗ 
Hilfsantrage der damaligen Kl. an die Stelle des im eißen 
antrag gebrauchten Wortes „Weißpunkt“ die Worte „ vieſen. 
Punkt“ geſetzt und deshalb die Klage „im übrigen“ ung fat 
Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen mit dem 7, und 
daß die Befugnis der Bekl. zur Benutzung des Warenzess der 
der Bekl. zu 2 v. 7. Nov. 1925, Nr. 343 082, hinſichtlich 
Aufſchrift „The White Spot“ unberührt bleibe. 


Die hiergegen von den Bekl. eingelegte Rev. iſt 
Maßgabe zurückgewieſen worden, daß der vom BG. der 
des landgerichtlichen Urteils angefügte Satz lautet: ug 

Unberührt bleibt die Befugnis der Bekl. zur Benn det 

des aus Wort und Bild zuſammengeſetzten Warenzeiche 
Bekl. zu 2 v. 7. Nov. 1925, Nr. 343 082. 
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8 Soweit die Bekl. dem aus den 88 12 und 9 Abf. 1 Nr. 1 
Einwa hergeleiteten Unterlaſſungsbegehren der Kl. mit dem 
mes nd entgegentreten, daß die Unterlaſſung der Benutzung 
ſolan eingetragenen Warenzeichens nicht verlangt werden könne, 
mes ge die Eintragung beſtehe, hat das BG. mit Recht angenom⸗ 
über daß ein zeichenrechtlicher Unterlaſſungsanſpruch auch gegen⸗ 
wenn ein Inhaber eines eingetragenen Zeichens gegeben ſei, 
wider die Benutzung des Zeichens dem Verletzten gegenüber 
eines techtlich iſt. Es beſteht kein Grund, die Schutzwirkung 
ande eingetragenen Warenzeichens, auf Grund deren einem 
denn die Benutzung des Zeichens verboten werden kann, 
M Nüber einem jüngeren und deshalb nach 89 Abſ. 1 Nr. 1 
dees anfechtbaren Zeichen lediglich deshalb zu beſchränken, weil 
Ro noch formalen Beſtand hat. Dieſer vom erk. Sen. zuerſt 
dem 118, 76, 78 JW. 1928, 347 ausgeſprochene und feit- 
des feſtgehaltene Grundſatz hat nunmehr auch in 8 24 Abſ. 1 
künneruen, WEG. v. 5. Mai 1936 Ausdruck gefunden. Die Bekl. 
dete en ſich deshalb der mit dem älteren Recht der Kl. begrün⸗ 
Hin Beanſtandung ihres verletzenden Verhaltens nicht mit dem 
bergen darauf erwehren, daß fie zum Gebrauch ihres Zeichens 
hie et, ſeien, ſolange es nicht gelöſcht jei. Eine Berufung 
stalt uf könnte der Bekl. zu 1 auch ſchon um deswillen nicht zu⸗ 
gent kommen, weil ſie überhaupt nicht Inhaberin eines ein⸗ 
der agenen Zeichens iſt. Ebenſowenig können die Bekl. den von 
9 l. auf Grund des zeitlichen Vorrangs ihres Zeichens 
beg, 345 248 auch in bezug auf Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen 
ſoßehrten Schutz damit beſtreiten. daß ſich dieſes Zeichen auf 
dien, Waren nicht erſtrecke, Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen 
ein mehr der Kl. erſt durch das im Jahre 1930 angemeldete und 
als ettagene Zeichen Nr. 425 309 geſchützt feien, das jünger ſei 
fra das im Jahre 1927 regiſtrierte internationale Zeichen der 
Ach zoſiſchen Tochterfirma der Bekl. zu 2. Zutreffend führt das 
Kl bbierzu aus, daß ſich der durch das Zeichen Nr. 345 248 der 
erf begründete Schutz auch auf Zigarren⸗ und Zigarettenſpitzen 
ste, weil dieſe mit Tabakpfeifen gleichartig ſeien. Entſchei⸗ 
ede hierfür iſt, ob die Waren vermöge ihrer wirtſchaftlichen 
ſurch dung und ihrer Verwendung einander ſo naheſtehen, daß 
kom den Gebrauch des gleichen Zeichens bei den in Betracht 
de menden Abnehmerkreiſen der Eindruck hervorgerufen wer⸗ 
rn, es handle ſich um Waren aus einer und derſelben 
pfeife uftsſtätte. Danach kann aber die Gleichartigkeit von Tabak⸗ 
schaft und Bigarren- und Zigarettenſpitzen, die in gleichen Ge⸗ 
9 16 0 angeboten werden und übereinſtimmend der Befriedi⸗ 
denn der Bedürfniſſe des rauchenden Publikums dienen, nicht 
elfelt werden. 


Kl. die Bekl. nehmen gegenüber den beiden Warenzeichen der 
hausen beſſeres ſachliches Recht inſofern in Anſpruch, als fie be⸗ 
ſolgt n, die Bekl. zu 2 habe ſchon vor der am 2. Okt. 1924 er⸗ 
weißen Anmeldung des erſten Zeichens Nr. 345 248 der Kl. den 
leiten Punkt zur Kennzeichnung ihrer Waren verwendet. Sie 
rang hieraus ein Vorbenutzungsrecht her, das ihnen den Vor⸗ 
ſen vor dem Zeichenrecht der Kl. verleihe. Das BG. hat die⸗ 
Ang, wand zunächſt unter dem Geſichtspunkt eines damit be⸗ 
einenuchten Ausſtattungsſchutzes i. S. des $15 WSG geprüft, 
Bewe! ſolchen aber nicht für gegeben erachtet, weil durch die 
eſtftegergebniſſe lediglich die ſchon im Vorprozeß getroffene 
1924 lung beſtätigt werde, daß die Bekl. zu 2 vor dem 2. Okt. 
land einen Ausſtattungsbeſitz an dem weißen Punkt in Deutſch⸗ 
ben nicht erworben habe. Es hält den Geſichtspunkt der Vor⸗ 
Anand auch ſonſt nicht für geeignet, den Klageanſpruch zu 
n. 

ei Dem WEG. iſt, im Gegensatz zum Patch., der Begriff 
eins Vorbenutzungsrechts im Sinne eines die Erlangung 
niſſes auch nur formalen Rechtsſchutzes berührenden Hinder⸗ 
rech fremd. Soweit im Warenzeichenrecht ein Vorbenutzungs⸗ 
Ach zugelaſſen wird, liegt dem — abgeſehen von dem in 
1 132, 383 JW. 1932, 579 behandelten Fall des Art. 28 
1869 T des deutſch⸗franzößſchen Handelsvertrages vom 2. Aug. 
der „ der ein eigentliches Vorbenutzungsrecht anerkennt — 
Gef dem Grundſatze von Treu und Glauben beruhende 
lediarike zugrunde, daß im Widerſtreit mehrerer Schutzrechte das 
muß ich förmliche Recht hinter dem ſachlichen Recht zurücktreten 

Von einem Vorbenutzungsrecht, das ſich gegenüber förm⸗ 
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lichem Recht durchſetzen könnte, kann alſo nur geſprochen wer⸗ 
den, wenn der Vorbenutzer hinſichtlich des von ihm verwendeten 
Kennzeichnungsmittels überhaupt einen Schutzanſpruch erwor⸗ 
ben hat. Das iſt, ſoweit es ſich um den zeichenmäßigen Gebrauch 
einer nichteingetragenen Warenbezeichnung handelt, nur der 
Fall, wenn dieſe Anerkennung im Verkehr gefunden hat. Nicht 
ſchon die tatſächliche Benutzung gewährt Anſpruch auf Schutz, 
ſondern die Erlangung eines unter Aufwendung von Mühe und 
Koſten geſchaffenen Beſitzſtandes, der einer Verkehrsgeltung des 
Zeichens gleichkommt. Etwas anderes geht auch aus den Entſch. 
des erk. Sen. RG. 120, 325 JW. 1928, 2088 (Sonnengold) 
und GRUR. 1931, 529 (Weltkrepp), in denen die Frage der Vor⸗ 
benutzung auf dem Gebiete des Warenzeichenrechts erörtert wird, 
nicht hervor. Soweit es dort als ein unter §1 Unl WG. fallen⸗ 
der Mißbrauch formalen Zeichenrechts bezeichnet wird, wenn der 
Inhaber eines Zeichens dieſes in Kenntnis ſeiner Benutzung 
durch einen anderen erwirbt oder in Gebrauch nimmt, und 
zwar gleichviel, ob er damit die Herbeiführung von Verwechſ⸗ 
lungen mit der Ware des Konkurrenten bezweckt, dieſem Ab⸗ 
bruch tun oder ſeine Arbeitsergebniſſe für ſich ausnutzen will, 
ſo wird hierbei doch ſtets vorausgeſetzt, daß die durch ſolches 
Verhalten betroffene nichteingetragene Bezeichnung Anerkennung 
im Verkehr gefunden haben müſſe. Die Kl. war alſo dadurch, daß 
die Bekl. zu 2 mit dem weißen Punkt verſehene Waren in 
Deutſchland vertrieben hatte und vertrieb, nicht behindert, ſich 
dieſe Bezeichnung als Warenzeichen eintragen zu laſſen und ſie 
zu benutzen, ſolange deren Verwendung durch die Bell. zu 2 
nicht dazu geführt hatte, ſie bei einem nicht ganz unerheblichen 
Teil der beteiligten Verbraucherkreiſe als Hinweis auf die Her⸗ 
kunft der Waren aus einem beſtimmten Betriebe, nämlich dem 
der Bekl. zu 2, erſcheinen zu laſſen. Sie handelte damit beim 
Fehlen einer der Bekl. zu 2 zugute kommenden Verkehrsgeltung 
ihres Kennzeichnungsmittels auch dann nicht rechtswidrig, wenn 
ſie von dem Vertrieb ſo bezeichneter Waren durch dieſe in Deutſch⸗ 
land wußte. Machte ſie von ihrem Warenzeichen zunächſt keinen 
Gebrauch, ſondern nahm ſie es erſt ſpäter in Benutzung, ſo 
mochte dieſer Zeitpunkt dafür in Frage kommen, ob ſie durch 
bewußtes Eingreifen in fremden Beſitzſtand rechtswidrig han⸗ 
delte. Aber auch dann konnte ihre Kenntnis von der Verwendung 
des weißen Punktes durch die Bekl. zu 2 nur von Bedeutung 
ſein, wenn dieſer inzwiſchen im Verkehr als Kennzeichen für 
deren Waren bekannt geworden war. Geht man von dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus, ſo vermag die Berufung der Bekl. auf ein 
Vorbenutzungsrecht auf keinen Fall durchzudringen, wenn der 
von ihnen verwendete weiße Punkt in der für die Bösgläubig⸗ 
keit der Kl. in Betracht kommenden Zeit vom Verkehr über⸗ 
haupt nicht als Kennzeichen eines beſtimmten Unternehmens an⸗ 
geſehen worden iſt. Daß dem bis zum Zeitpunkt der Anmeldung 
des erſten Warenzeichens der Kl., dem 2. Okt. 1924, ſo ge⸗ 
weſen iſt, hat das BG. in rechtlich nicht zu beanſtandender Weiſe 
feſtgeſtellt, da der in Betracht kommende Abſatz an mit einem 
Weißpunkt verſehenen Pfeifen zu gering geweſen ſei, als daß 
ſie auf dem deutſchen Markt irgendwie hätten bekannt werden 
können. 


Der Anſicht der Rev., daß ſchon die zeichenmäßige Be⸗ 
nutzung eines Kennzeichens im Ausland und die Kenntnis eines 
deutſchen Mitbewerbers hiervon genügen könne, um dieſen von 
der Verwendung des gleichen Zeichens im Inland auszuſchließen, 
kann nicht beigetreten werden. Wenn, wie der Senat unter Hin⸗ 
weis auf ſeine frühere Rſpr. bereits in ſeiner im Vorprozeß 
ergangenen Entſch. (vgl. RG. 141, 120 ff. JW. 1933, 2332 7 
m. Anm.) ausgeführt hat, eine im Ausland beſtehende Verkehrs⸗ 
geltung für die Erlangung eines Kennzeichnungsſchutzes auch in 
Deutſchland von Belang fein kann, falls mit ihrer räumlichen 
Ausdehnung auch auf das Inland mit hoher Wahrſcheinlichleit 
zu rechnen iſt und eine Durchſetzung des Kennzeichens auch in 
Deutſchland ſich mit der Ausſicht auf baldige Verwirklichung 
zum mindeſten angebahnt hat, ſo kann doch ohne das Vorliegen 
dieſer Vorausſetzungen eine nur im Ausland beſtehende Ver⸗ 
kehrsgeltung für ſich allein einen Schutzanſpruch in Deutſch⸗ 
land nicht begründen. Daß aber auch dieſe Vorausſetzungen im 
Okt. 1924 hinſichtlich des von der Bekl. zu 2 benutzten Weiß⸗ 
punktes nicht beſtanden haben, iſt durch die tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
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lungen im Vorprozeſſe belegt. Da dieſe das BG. als durch die 
Beweisergebniſſe im gegenwärtigen Rechtsſtreit beſtätigt anſieht, 
kann den Bekl. eine etwa ſchon im Okt. 1924 vorhanden geweſene 
Anerkennung ihres Kennzeichens im ausländiſchen Verkehr auch 
im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht zuſtatten kommen. Es ift 
ebenſo unweſentlich, ob, wie die Rev. weiter geltend macht, die 
Kl. durch Verwendung der Inſchrift oder Überſchrift „Der weiße 
Punkt“ oder „Weißpunkt“ und durch die Bezeichnung „London 
de Luxe“ eine möglichſte Annäherung an das Warenzeichen 
der Bekl. zu 2 erſtrebt hat, ob der Gedanke, einen weißen Punkt 
als Kennzeichnungsmittel zu benutzen, von ihr ſtammt oder ob 
ſie mit der Annahme des weißen Punktes ein Zeichen der Bekl. 
zu 2 hat nachahmen wollen. Alles das wäre, ſoweit es zeitlich 
überhaupt ſchon für den 2. Okt. 1924 hatte in Betracht kommen 
können, möglicherweiſe geeignet, den Erwerb und die Benutzung 
ihres Warenzeichens den Bekl. gegenüber als anfechtbar er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, wenn ſie damit ein Schutzrecht der Bekl. zu 2 
verletzte. Das war aber mangels einer Verkehrsanerkennung 
des Weißpunktes als deren Kennzeichen, durch die allein ein 
Schutzanſpruch für fie hätte begründet werden können, nicht der 
Fall. Aus dieſem Grunde können die Bekl. auch unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Intereſſenabwägung ein Vorbenutzungsrecht 
nicht in Anſpruch nehmen. Mochte die Kl. auch nur einen ge⸗ 
ringen Bruchteil der von ihr hergeſtellten Pfeifen mit dem ihr 
geſchützten weißen Punkte verſehen und in den Handel bringen, 
mochte ſie auf die Beibehaltung ihres Warenzeichens größeren 
oder geringeren Wert legen und bereit ſein, es gegen Entgelt 
an die Bekl. zu 2 abzutreten, ſo vermag auch dies keinen Grund 
dafür abzugeben, ſie mit ihrem Zeichen den Bekl. gegenüber 
auszuſchließen, wenn dieſen Schutzrechte, die die Kl. hatte beein⸗ 
trächtigen können, nicht zuſtanden. Soweit es ſich hierbei um 
Vorgänge handelt, die ſich nach der Anmeldung des Waren⸗ 
zeichens Nr. 345 248 der Kl. abgeſpielt haben, wäre nach dem 
oben Ausgeführten erheblich, ob die Kl. durch die unſtreitig im 
Jahre 1927 erfolgte Ingebrauchnahme ihres Zeichens 
Schutzanſprüche der Bekl. verletzte, ob dieſen alſo aus einer bis 
dahin erlangten Verkehrsanerkennung des von ihnen verwen⸗ 
deten Weißpunktes ein Schutzrecht erwachſen war. Auch das hat 
das BG., wenn auch in anderem Zuſammenhange, verneint. Es 
hat bei Erörterung des von den Bekl. erhobenen Verwirkungs⸗ 
einwands geprüft, ob und wann von der Erlangung einer Ver⸗ 
kehrsgeltung der von ihnen in Deutſchland vertriebenen Weiß⸗ 
punkterzeugniſſe geſprochen werden könne. Dabei hat es von den 
verſchiedenen Zeitabſchnitten, die es hierbei in Betracht gezogen 
hat, die Zeit von 1924 bis zum Sept. 1930 und den Umfang 
des in dieſe Zeit fallenden Warenabſatzes der Bekl. nicht für 
ausreichend erachtet, um für den Weißpunkt der Bekl. zu 2 
eine Verkehrsanerkennung auch nur in den als Abnehmer in 
Frage kommenden exkluſiven deutſchen Raucherkreiſen entſtehen 
zu laſſen. Das BG. folgt damit den Ergebniſſen, zu denen, 
wenigſtens bis zum Jahre 1927, auch der Tatrichter im Vorpro⸗ 
zeß gelangt war. Auch dort war, und zwar ohne daß die Rev. 
begründete Einwendungen dagegen hätte erheben können, feſt⸗ 
geſtellt worden, daß ſich eine deutſche Verkehrsauffaſſung dahin, 
es ſeien mit einem Weißpunkt verſehene Pfeifen und Spitzen 
Erzeugniſſe der damaligen Kl., bis in das Jahr 1927 hinein auch 
nur in örtlich beſchränktem Umfange nicht erweiſen laſſe. Hier⸗ 
bei war neben dem nach dem Geſamtinhalt der Beweisaufnahme 
äußerſt geringen Umſatze der damaligen Kl. in Deutſchland 
in Betracht gezogen worden, daß der weiße Punkt ſchon ſeiner 
ganzen Natur nach ſehr wenig geeignet ſei, ſich als Kennzeichen 
für die Herkunft der mit ihm verſehenen Waren aus einem be⸗ 
ſtimmten Betrieb durchzuſetzen, daß nach allgemeiner Erfah⸗ 
rung jedenfalls in der in Betracht kommenden kurzen Zeit 
nur durch ſehr erhebliche Werbemaßnahmen eine ſolche Durch⸗ 
ſetzung zu erreichen geweſen wäre, daß ſolche Werbehandlungen 
der damaligen Kl. aber in Deutſchland in dem kurzen Zeitraum 
von 1924 bis 1927 nicht ſtattgefunden hatten. Beſtehen hier⸗ 
nach gegen die auch vom BG. getroffene Feſtſtellung, daß der 
weiße Punkt noch im Jahre 1927 — zur Zeit der Ingebrauch⸗ 
nahme des Warenzeichens Nr. 345 248 durch die Kl. — von 
den beteiligten Verkehrskreiſen nicht als Marke der Bekl. zu 2 
betrachtet worden ſei, keine rechtlichen Bedenken, ſo bleibt auch 
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inſoweit kein Raum für die Annahme, daß die Kl. mit de e 
nutzung ihres Zeichens in Rechte der Bekl. eingegriffen h fie 
Sie handelte unter dieſen Umſtänden nicht unlauter, weng , 
ſich ihres Warenzeichens bediente, mochte ihr auch bekannt | 1 
daß es ebenſo gekennzeichnete Waren der Bekl. zu 2 im deu 
Handel gab und mochte ſie ihr Warenzeichen auch nur bei edle 
Teil ihrer Erzeugniſſe verwenden. Inſoweit gilt auch hier 
das, was oben ausgeführt worden iſt. 10 
Steht hiernach den Bekl. ein zeitlicher Vorrang bins 
lich der Benutzung des weißen Punktes als Kennzeichen für An 
Waren i. S. des Erwerbs eines Ausſtattungsſchutzes an An⸗ 
gegenüber den Warenzeichen der Kl. weder für die Zeit der geit 
meldung dieſes Warenzeichens (2. Okt. 1924), noch für die Su 
feiner Ingebrauchnahme (1927) zu, jo kommt es darauf, wie U, 
ihr Zeichen weiterhin im Hinblick auf eine Anertenmund 
Verkehr entwickelt hat, nicht mehr an. Hatte die Kl. ihr Wa gr 
zeichen den Bekl. gegenüber in nicht zu beanſtandender Weh n 
worben und in Gebrauch genommen, ſo konnte ihr das tene 
erlangte Recht der Priorität auch durch eine ſpäter eingeten 
Verkehrsgeltung der von den Bekl. geübten Marenbezet N et 
mit dem Weißpunkt nicht wieder verlorengehen. Eine 
konnte die Rechtsſtellung der Kl. nur inſofern berühren, g 
dieſe die Befugnis, einer mißbräuchlichen Benutzung ihres wel 
älteren Zeichens durch die Bekl. entgegenzutreten, möglicher 
einbüßte, wenn dieſe nach dem Verhalten der Kl. mit einer ſten. 
dung des von ihnen geübten Zeichengebrauchs rechnen d hung 
Daß dies der Fall fei, behaupten die Bekl. mit der Erhebt 
des Verwirkungseinwands. Sie machen geltend gen 
es gegen Treu und Glauben verſtoße, wenn die Kl. jetzt habe 
ſie vorgehe, nachdem ſie es durch jahrelanges Stillſchweigs ez 
geſchehen laſſen, daß fie im Vertrauen auf ein damit bekun und 
Einverſtändnis ihrem Zeichen unter Aufwand von Mühe . 
Koſten zu einer Anerkennung im Verkehr verholfen hätte. ana 
fer aus § 242 BGB. hergeleitete Abwehreinwand it zue 
und begründet, wenn ſich die Rechtsverfolgung des Verein 
nach den beſonderen Umſtänden des Falles als Mißbrauch ſe 
Rechts darſtellt, weil fie fo ſpät erfolgt, daß der andere nd 
ſeinen inzwiſchen mit Mühe und Koſten geſchaffenen Beste gen 
als einen vom Verletzten geduldeten und erlaubten an pir⸗ 
darf. Weſentliche Vorausſetzung für den Einwand der De ten 
kung iſt hiernach, daß der Verletzer an der von ihm ben ger 
Bezeichnung einen wertvollen Beſitzſtand erlangt, ihr alſo Cito 
kehrsanerkennung verſchafft hat (GRUR. 1934, 464 betr. ‚er 
Preſto). Das BG. hat deshalb mit Recht an die Spitze jene be⸗ 
örterungen zu dieſem Einwand die Frage geſtellt, ob deerloſ⸗ 
anſtandete Zeichen der Bekl. bei Geltendmachung des Unt habe 
ſungsauſpruchs Verkehrsgeltung in Deutſchland beſeſſen en 
Es hat hierbei nur den mit der Anmeldung des erſten Mötz 
zeichens der Kl. im Okt. 1924 beginnenden und mit der im tracht 
1935 erfolgten Klagerhebung endigenden Zeitraum in legen, 
gezogen und von einer Berückſichtigung der weiter zurück des 
den Zeit abgeſehen, weil die Zeit vor der Anmeldung die⸗ 
erſten Warenzeichens für eine Verwirkung von Rechten 5 die 
ſem Zeichen nicht in Frage kommen könne. Soweit die 1 auch 
Meinung des BG. als rechtsirrig bezeichnet, weil inſow rend 
die mit dem Jahre 1921 beginnende Zeit erheblich dei ngefüht 
deren die Bekl. zu 2 bereits Waren nach Deutſchland eing or 
habe, kommt es hierauf für die Erlangung einer Verkeh über 
kennung jedenfalls ſchon um deswillen nicht an, wein , ge 
haupt erſt vom Jahre 1924 ab von einem irgendwie 15 and 
wicht fallenden Warenabſatz der Bekl. zu 2 in Deukfegge⸗ 
geſprochen werden kann. Für den von ihm in Betracht 9 das 
nen Zeitraum von 1924 bis zur Klagerhebung vern nung 
BG. die Entſtehung einer inländiſchen Verkehrsanerbeilnaß 
für das Weißpunktzeichen der Bekl. Es erachtet den & il 
von rund 9000 Pfeifen und ebenſoviel Spitzen in di itung 
nicht für erheblich genug, als daß daraus auf eine Verb uch 
der Waren auch nur in den exklusiven Raucherkreiſen, nh 
lands geſchloſſen werden könne, und ſieht ſich in dieſer Aach abi 
beſonders dadurch beſtärkt, daß der Abſatz keineswegs glei in 
war, vielmehr hinſichtlich der Pfeifen im Jahre 1925, holte 


lich der Spitzen im Jahre 1928 ſeinen Höhepunkt era 


ſeitdem aber erheblich zurückging und erſt wieder im Ja 
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— geringe Zunahme aufwies. Auch dem von den Bekl. be⸗ 
0 an eten großen Werbeaufwand für die Einführung ihrer 
* in Deutſchland legt es für den Erwerb einer Verkehrs- 
ke nung keine entſcheidende Bedeutung bei, da er zu keinem 
nen Sad Erfolg geführt habe. Unter Heranziehung der nach ſei⸗ 
ergeh einung den Bekl. inſoweit ebenfalls ungünſtigen Beweis⸗ 
einebniſſe des Vorprozeſſes jtellt es abſchließend feſt, daß nicht 
0 tal die Waren der Bekl. zu 2 in Deutſchkand weiteren Krei⸗ 
en aut feien, noch viel weniger aber der Weißpunkt als 
nzeichen ihrer Herkunft angeſehen werde. 


tu Diefe im weſentlichen auf reiner Beweiswürdigung be⸗ 
Grunden Erwägungen des BG, beanſtandet die Rev. ohne 
miert. Zu Unrecht bemängelt die Rev. auch, daß es das BO. 
En. aflen habe, die Behauptungen der Bekl. über die jährliche 
ihre ugung der Kl. in Weißpunktpfeifen und deren Verhältnis zu 
für r Geſamtherſtellung zu würdigen und daraus Folgerungen 
don en Erwerb einer Verkehrsanerkennung in bezug auf die 
Reh den Bekl. in Deutſchland abgeſetzten Weißpunktwaren zu 
Heich Denn dafür, ob der Umſatz der Bekl. genügte, um ihrem 
nicht n Verkehrsgeltung in Deutſchland zu verſchaffen, konnte es 
Ei ; darauf ankommen, wie die Verhältniſſe bei der KJ. lagen. 
bew Vergleichung mit deren Abſatz an Weißpunkterzeugniſſen 
den ies nichts für oder gegen die Annahme, daß der Verkehr 
aseheißen Punkt als Hinweis auf den Betrieb der Bekl. zu 2 
Bert ge. Die Bekl. können deshalb auch daraus nichts für ſich 
in, ten, daß es die Kl. unterlaſſen habe, genauere Angaben 
Be Zahl der von ihnen hergeſtellten und mit dem weißen 
nu te verſehenen Pfeifen zu machen. Für die Verkehrsanerken⸗ 
wie 1 Zeichens der Bekl. war es ebenſowenig von Bedeutung, 
e 1 die Kl. ſelbſt hierüber dachte. Auch wenn deren, übrigens 
rie Im Dez. 1935 erfolgte Verlautbarung im „Fränkiſchen Ku⸗ 
des p daß ihre Zahlungseinſtellung zum Teil auf die Vorliebe 
beſonders kaufkräftigen Publikums für teuere Auslands⸗ 
wär. zurückzuführen ſei, auf die Bekl zu 2 gemünzt geweſen 
king, ſo ergäbe ſich angeſichts der vom BG. feſtgeſtellten ge- 
daß in Umſätze in Waren der Bekl. nichts gegen deſſen Annahme, 
Bor nach das Beſtehen einer Verkehrsgeltung zugunſten der 
N nicht erwieſen ſei. Soweit ſich die Rev. noch dagegen 
für et, daß das BG. auch die Werbemaßnahmen der Bekl. nicht 
zu „geeignet angeſehen hat, um ihrem Zeichen Verkehrsgeltung 
lagefſchaffen, weil ſie ohne Erfolg geblieben ſeien, richtet ſich ihr 
Re Aff lediglich gegen tatrichterliche, einer Nachprüfung im 
des ſionsverfahren nicht zugängliche Erwägungen. Die Anſicht 
ie Er daß ein erheblicher Werbeaufwand für ſich allein für 
ſtehe ziſtehung einer Verkehrsgeltung nichts beweiſe, wenn feſt⸗ 
nicht + aß er eine ins Gewicht fallende Erhöhung des Umſatzes 
ku, habe bewirken können, widerſpricht weder der Lebenserfah⸗ 
reich noch iſt ſie ſonſt rechtlich zu beanſtanden. Denn Werbung 
d ür ſich allein nicht aus, um einen Ausſtattungsſchutz an 
ka 10 beſtimmten Aufmachung einer Ware zu begründen; ſie 
Ausftatzundſätlich nur dazu führen, die Entſtehung eines ſolchen 
dazu attungsbeſitzes zu beſchleunigen, ſofern ſie ihrer Art nach 
die beiträgt, die Ausſtattung im Verkehr als Kennzeichen für 
aber erkunft der betr. Ware bekannt werden zu laſſen. Sie kann 
Vert, nicht einen Ausgleich dafür ſchaffen, daß der Kreis der 
und raucher der betr. Ware von zu geringem Umfange iſt — 
lich aneler Zuſtand auch trotz Starker Werbung ſich nicht weſent⸗ 
a. ndert — um einen Ausſtattungsbeſitz i. S. des $15 WLG. 
Werz zu begründen. Die Auffaſſung des BG., daß der große 
gerin aufwand der Bekl. gegenüber dem tatſächlich erzielten 
feine den Umſatz nicht ins Gewicht falle, wird insbef. auch durch 
Bekl weitere Ausführung getragen, daß ſich die Werbung der 
in . erſter Linie auf die Einführung ihrer Waren überhaupt 
un iſchen Kreiſen, die ſich für ſolche Tabakpfeifen intereſſieren, 
Ken nicht auf ein Bekanntwerden des weißen Punktes als deren 
drbelt ichen bezogen habe. Wenn die Rev glaubt, die Werbe⸗ 
kom der Bekl. habe ohne weiteres auch ihrem Zeichen zugute 
it a müſſen, da ein Unterſchied zwiſchen dieſem und den da⸗ 
nicht erſehenen Waren nicht gemacht werden könne und die Bekl. 
woll, den weißen Punkt, ſondern ihre Waren hätten verkaufen 
getrete ſo kann dieſer Auffaſſung ſchon um deswillen nicht bei⸗ 
Rechten werden, weil, wie auch im Bu. des Vorprozeſſes mit 
betont wird, der weiße Punkt ſchon ſeiner Natur nach 
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wenig geeignet iſt, eine Ware als aus einem beſtimmten Be⸗ 
triebe ſtammend zu kennzeichnen. Ohne beſonderen Hinweis hier⸗ 
auf, der in ihm ſelbſt bei ſeiner in keiner Weiſe deutungsfähigen 
Erſcheinungsform nicht enthalten iſt, kann im Beſchauer ſchwer⸗ 
lich die Vorſtellung entſtehen, daß er es mit einem Erzeugnis 
beſtimmter Herkunft zu tun habe. 

Erweiſen ſich hiernach die verfahrens rechtlichen Angriffe 
der Rev. gegen die Feſtſtellung des BG., daß der weiße Punkt 
Verkehrsanerkennung in Deutſchland als Zeichen der Bekl. nicht 
gefunden habe, als unbegründet, ſo kann ihr auch nicht gefolgt 
werden, wenn ſie geltend macht, das BG. habe den Begriff der 
Verkehrsgeltung nach ſeiner rechtlichen Bedeutung verkannt. So⸗ 
weit fie in Zweifel zieht, ob der Ber R. berückſichtigt habe, daß 
es für die Annahme einer Verkehrsgeltung genüge, wenn nach 
dem Wert, den das Zeichen für den Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 
letzers hat, verglichen mit den allgemeinen Anforderungen an 
einen für die Wirtſchaft beachtlichen Betrieb, von einem ſchutz⸗ 
würdigen Beſitzſtand geſprochen werden könne (vgl. Mu W. 1934, 
50 ff. [53] betr. Valvoline⸗Valvonit = JW. 1934, 27), läßt das 
angefochtene Urteil einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Voraus⸗ 
zuſchicken iſt zunachſt, daß in dieſem Urteil des erk. Sen. außer 
der Hervorhebung, daß die Weiterverwendung der ſtreitigen Be⸗ 
zeichnung für den Geſchäftsbetrieb des angeblichen Verletzers 
einen Wert darſtellen müſſe, nur deshalb auch auf die Notwen⸗ 
digkeit hingewieſen iſt, daß dieſer Geſchäftsbetrieb ein wirtſchaft⸗ 
lich beachtlicher fein müſſe, weil die damalige Kl. (Valvolin⸗Ge⸗ 
ſellſchaft) das im Vergleich zu ihrem angeblichen Weltunterneh⸗ 
men beſtritten hatte und ſchon deshalb die Entſtehung eines 
ſchutzwürdigen Beſitzſtandes auf ſeiten des damaligen Bekl. über⸗ 
haupt in Abrede geſtellt hatte. So liegt aber der Sachverhalt 
hier keineswegs. Das BG. konnte im übrigen unbedenklich davon 
ausgehen, daß ein Umſatz an Pfeifen und Spitzen, der die Zahl 
von je 2000 Stück jährlich in ganz Deutſchland nur in einem 
Jahre überſchritten hat, in den übrigen Jahren aber erheblich 
hinter dieſer Ziffer zurückblieb und in mehreren auf nur wenige 
100 Stück jährlich zuſammenſchrumpfte, keinesfalls ausreiche, um 
eine für die Erlangung einer Verkehrsgeltung überhaupt ins 
Gewicht fallende Verbreitung der Waren der Bekl. auch nur 
in den als Abnehmer allein in Betracht kommenden beſonders 
anſpruchsvollen deutſchen Raucherkreiſen darzutun. Es hat dabei 
entgegen der Annahme der Rev. durchaus zutreffend auch be⸗ 
achtet, daß der Abnehmerkreis für die Waren der Bekl. bei deren 
hohen Preiſen naturgemäß nur beſchränkt ſein könne, aber gleich⸗ 
wohl den Umſatz in Deutſchland für zu gering befunden, als 
daß ſich auch in dieſem beſchränkten Kreiſe der Weißpunkt als 
Kennzeichen für die Herkunft der Waren aus einem beſtimmten 
Betriebe hatte durchſetzen können. Damit hat es ſeiner Prüfung 
ebenſo, wie es im Vorprozeß geſchehen war (vgl. RG. 141, 
118), den Verhältnismaßſtab zugrunde gelegt, deſſen Anwendung 
die Rev. vermißt. Wie ſchon oben erwähnt, bot auch eine etwaige 
Durchſetzung des Weißpunktes als Kennzeichen der Bekl. i m 
Auslande für ſich allein keinen Anlaß, daraus Schlüſſe auf 
eine auch in Deutſchland erlangte Verkehrsgeltung zu ziehen. 


Scheitert hiernach der Verwirkungseinwand der Bekl. ſchon 
an der rechtsirrtumsfreien Feſtſtellung des BG., daß der Erwerb 
eines feſten Beſitzſtands der Bekl. an dem beanſtandeten Zeichen, 
der durch das Eingreifen der Kl. zerſtört werden könnte, nicht er⸗ 
wieſen ſei, ſo kann unerörtert bleiben, ob auch die ſonſtigen Er⸗ 
wägungen des BG., mit denen es eine Verwirkung ablehnt, einer 
rechtlichen Nachprüfung ſtandhalten. Soweit hierbei weſentlich 
iſt, ob die Bekl. nach dem Verhalten der Kl. annehmen konnten, 
dieſe ſei mit ihrem Tun einverſtanden, kann jedenfalls der Kl. 
nicht zum Vorwurf gemacht werden, daß ſie ihrer im Vorprozeß 
auch nach der Anſicht des BG. bekundeten Warnung der damali⸗ 
gen Kl., das ihr geſchützte Zeichen zu benutzen, nicht auch als⸗ 
bald eine gerichtliche Geltendmachung ihres Verbietungsrechts 
habe folgen laſſen. Handelte es ſich in jenem Vorprozeß im 
weſentlichen um die Frage, wer den Altersvorrang für das Weiß⸗ 
punktzeichen beanſpruchen könne, und hatte die jetzige Kl. damals 
unmißverſtändlich zum Ausdruck gebracht, daß ſie ſich für vor⸗ 
berechtigt halte und den Zeichengebrauch durch die damaligen Kl. 
als mißbräuchlich anſehe, ſo mußten ſich dieſe ſagen, daß die Kl. 
an ihrem Standpunkt mindeſtens ſo lange feſthalte, bis der 
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Rechtsſtreit entſchieden war. Das war mit dem Erlaſſe des 
Rep. v. 26. Mai 1933 der Fall. Erſt von da an konnten die 
Bekl. ein weiteres untätiges Zuwarten der Kl. dahin deuten, 
daß dieſe die Weiterbenutzung des Zeichens durch ſie dulden wolle. 
Ob dann die Zeit bis zum Antrag der Kl. auf Erlaß einer 
Einſtwyfg. — im Dez. 1934 —, aus dem auch die Bekl. zu 2 
die Mißbilligung eines ferneren Zeichengebrauchs durch ſie ent⸗ 
nehmen mußte, hätte genügen können, um die Kl. der Möglich⸗ 
keit einer Rechtsverfolgung zu berauben, muß um fo mehr be- 
zweifelt werden, als die Umſätze der Bekl. in Deutſchland gerade 
in der Zwiſchenzeit nur unerheblich geweſen waren und erſt 
im Jahre 1934 wieder zugenommen hatten. Da hat aber die 
Kl. auch nicht gezögert, ihrem Rechte Geltung zu verſchaffen. Da⸗ 
mit erledigt ſich auch der Angriff der Rev., das BG. habe zur 
Feſtſtellung eines ſittenwidrigen Mißbrauchs formalen Rechts 
durch die Kl. ſchon deshalb gelangen müſſen, weil dieſe erſt 1935 
mit ihrem Unterlaſſungsanſpruch hervorgetreten ſei, bis dahin 
aber in Kenntnis der Bemühungen der Bekl. um die Einfüh⸗ 
rung ihres Zeichens ſich untätig verhalten habe. Träfe dies zu, 
ſo könnte ein derartiges Verhalten der Kl. allerdings die Grund⸗ 
lage für einen auf die 81 UnlWG., § 826 BGB. geſtützten 
Einwand ſittenwidriger Rechtsausübung bilden (val. z. B. RG. 
111, 192, 197 JW. 1925, 2453 — Goldina —; RGz3. 114, 360, 
363 — Vox⸗Schallplatten —; GRUR. 1934, 464 — Cito⸗ 
Preſto —). Der erwieſene, ſoeben gekennzeichnete Sachverhalt 
läßt jedoch für eine Anwendung dieſes Rechtsgedankens keinen 
Raum. 

Wenn es die Rev. endlich als widerſpruchsvoll und un⸗ 
befriedigend bezeichnet, daß die Kl. nach dem BU. berechtigt ſei, 
den weißen Punkt als Bildzeichen auf ihren Waren anzubrin⸗ 
gen, während den Bekl. dies verboten, nach dem Ergebnis des 
Vorprozeſſes aber geſtattet ſei, ſich der Bezeichnung „The White 
Spot“ im gewerblichen Verkehr zu bedienen, ſo iſt demgegen⸗ 
über darauf hinzuweiſen, daß nach der Entf. im früheren Pro⸗ 
zeß der Kl. — damaligen Bekl. — der jetzigen Bekl. zu 2 gegen⸗ 
über unterſagt iſt, Rauchutenſilien mit einem Zeichen zu 
verſehen, das aus einem ſchwarzen Balken beſteht, in deſſen 
Mitte ſich ein weißer Kreis befindet, und der als Inſchrift oder 
Überſchrift die Worte „Der weiße Punkt“ oder „Weißpunkt“ 
trägt. Danach iſt die Bekl. zu 2 nicht behindert, ſich ihres, dieſem 
der Kl. verbotenen im weſentlichen gleichen und von ihm nur 
nach der ſprachlichen Wiedergabe der Inſchrift verſchiedenen 
Warenzeichens zu bedienen. Soweit ihr im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit die Benutzung des weißen Punktes für ſich allein un⸗ 
terſagt wird, ſteht dies mit dem ſoeben angeführten Ergebnis 
des früheren Prozeſſes nicht in Widerſpruch. Die Kl. hat ja auch, 
offenſichtlich mit Rückſicht auf die mangelnde Verwechſlungs⸗ 
fähigkeit des der Bekl. zu 2 geſchützten zuſammengeſetzten Waren⸗ 
zeichens mit dem ihrigen, davon abgeſehen, von der Bell. zu 2 
Löſchung ihres Zeichens zu beanſpruchen. 

(RG., II. ZivSen., U. v. 2. März 1937, II 226/36.) [W. R.] 


Anmerkung: Nachdem in dem erſten Weißpunkt⸗Urteil des 
RG. die damaligen Kl. und jetzigen Bekl. mit der Behauptung 
eines ſtärkeren Ausſtattungsſchutzes gegenüber dem Warenzeichen 
der damaligen Bekl., jetzigen Kl., nicht durchgedrungen waren, 
weil die Priorität des Warenzeichenrechts der damaligen Bekl., 
jetzigen Kl., feſtgeſtellt war (Urteil des RG. v. 26. Mai 1933: 
JW. 1933, 2332), hat nunmehr die damalige Bekl. ihrerſeits 
Unterlaſſungsanſprüche gegen die Verwendung von Tabakpfei⸗ 
fen und Spitzen, die mit einem Weißpunkt ausgeſtattet ſind, 
gegen die damaligen Kl. geltend gemacht. Sie iſt mit dieſen 
Anſprüchen durchgedrungen, da das RG. erneut die zeichenrecht⸗ 
liche Priorität der jetzigen Kl. feſtſtellte und auch den übrigen 
Einwendungen der Bell. kein Gehör ſchenkte. 

Die Rechtsgrundſätze, die das RG. hierbei anwendet, lie⸗ 
gen im weſentlichen im Rahmen der ſtändigen Rſpr. Von In⸗ 
tereſſe iſt, daß das RG. den unter dem alten Rechtszuſtand ent⸗ 
wickelten Rechtsſatz, daß ein zeichenrechtlicher Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch auch gegenüber dem Inhaber des eingetragenen Zei⸗ 
chens gegeben ſei, wenn die Benutzung des Zeichens dem Ver⸗ 
letzten gegenüber widerrechtlich iſt, nunmehr dem 8 24 Abf. 1 
des neuen Geſetzes unmittelbar entnimmt. 

Weiter hält das RG. feine früher wiederholt ausgeſpro⸗ 


chene Auffaſſung aufrecht, daß es ein Vorbenutzungsrecht a 
dem Gebiete des Warenzeichen⸗ und Ausſtattungsrechts = 
gibt. Es wiederholt, daß die Grundſätze von Treu und * 
ben nur erforderten, daß das lediglich förmliche Recht vor en 
ſachlichen Recht zurücktreten müſſe. Soweit es ſich um Fuss 
zeichenmäßigen Gebrauch handle, komme ein ſolches ſachl , 
Recht nur in Frage, wenn ein Beſitzſtand i. S. der Verken 
geltung erworben ſei. ihres 

Gegenüber dem Hinweis der Bekl. auf die Benutzung! el; 
Zeichens im Auslande und eine dort erworbene Verkehrsbe 
tung wiederholt das RG. den ſchon früher im Manon⸗ le 
(JW. 1932, 579) ausgeſprochenen Satz, daß eine Schubs ant 
im Auslande allein in Deutſchland keinen materiellen 7 
anſpruch begründen könne. 


Wel“ 
Schließlich hält das RG. auch auf dem Gebiete der Be 
wirkung an ſeinen bisherigen Rechtsgrundſätzen feſt. äöte 
bew 


Während es ſich bei dieſen Rechtsgrundſätzen um auf 
Rechtsſätze handelt, fordert die Entſch. doch in zwei Punkten d 
Widerſpruch heraus. das 

Bei der Behandlung des Vorbenutzungsrechts erklärt for⸗ 
RG., daß nur dann dem ſachlichen Recht gegenüber dem 2 
malen Recht ein Vorzug zu geben ſei, wenn das ſachliche ‚ct? 
hier der Ausſtattungsſchutz, ſich vor Erwerb des Zeichen e ger 
innerhalb beteiligter Verkehrskreiſe durchgeſetzt habe. Hache 
hinaus erklärt das RG., daß mangels einer ſolchen Verle die 
geltung die Bekl. ſich auch nicht darauf berufen konnten, lend 
Kl. von dem Vertrieb ſo bezeichneter Waren in Deut ie 
Kenntnis hatte. Hiernach ſoll alſo das Plagiat eines unge geit 
ten Kennzeichens, insbeſ. die Eintragung eines auf dieſe ann 
erlangten Zeichens rechtmäßig ſein. Dieſer Auffaſſung dung 
nicht beigetreten werden. Zeichenrechtlich mag die Anmeld N 
des Zeichens nicht zu beanſtanden ſein, fie verſtößt aber luden 
bie Grundſätze des auch das Warenzeichenrecht beherrſ ben 
Wettbewerbsrechts. Es kann ſchlechthin nicht gebilligt nz als 
daß der beſonders eilfertige Nachahmer beſſer daſtehen jo uber 
derjenige, der mit der Nachahmung wartet, bis der Erſtben na 
fein Zeichen im Verkehr durchgeſetzt hat. Jedes Zeichen if, 
das zur Eintragung nicht angemeldete, verkörpert einen nt 
fen geſchäftlichen Wert, und jeder Wettbewerber, der in Ke 
nis einer ſolchen Tatſache das gleiche Zeichen mit in Beruf, 
nimmt, greift damit in einer gegen die guten Sitten verſte her 
den Weile in den Geſchäftsbetrieb des anderen ein. Es ist 7, 
zu wünſchen, daß diefer vom RG. nur nebenher ausgeſpro 
Rechtsſatz baldigſt einer Überprüfung unterzogen wird. den- 

Auch ein weiterer Punkt in der Entſch. gibt zu Be Be⸗ 
ken Anlaß. Bei der Prüfung der Frage, ob die Bekl. einen in? 
ſitzſtand erworben haben, äußert ſich das RG. dazu, ob un pe 
wieweit durch einen Werbeaufwand eine Verkehrsgeltung 
wieſen werden könne. Es ſagt hierzu folgendes: 


m 


m einen 
inet 


ſtattung im Verkehr als Kennzeichen für die Herkunſt ber 
betreffenden Ware bekannt werden zu laſſen. Sie kan Ver- 
nicht einen Ausgleich dafür ſchaffen, daß der Kreis De e tft 
braucher der betreffenden Ware von zu geringem Umfe! mich 
— und dieſer Zuſtand auch trotz ſtarker Werbung ſich des 
weſentlich ändert —, um einen Ausſtattungsbeſitz 1: — 
815 ®36. a. F. zu begründen.“ dafüt 
Es iſt ſicher richtig, daß die Werbung keinen Ausgleich Trotz 
ſchaffen kann, daß der Kreis der Verbraucher zu eng HE dung 
dem läßt ſich der Satz, daß die Werbung für die Begri ern. 


an Anſchlagſäulen, durch Handzettel, Plakate u. dgl. mehr Jar 
die Durchſetzung ſchon vollendet iſt, ehe überhaupt DIE getne 


Fall an. 20. 
R NA. Dr. Heinz Harmſen, Hambueg 
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17. RG. — 88 12, 20 W 3 G. 
1. Maßgebend für die Frage der zeichen⸗ 
echtlichen Verwechſlungsgefahr iſt lediglich 
* eingetragene Form des Zeichens. Uner⸗ 
eblich e iſt daher, obdas geſchützte Wortzeichen 
mit einem Zuſatz verſehen iſt oder ob die 
0 ackungen der konkurrierenden Zeichen ſich 
us reichend voneinander unterſcheiden. 
A 2. Die Frage der Verwechſlungsgefahr iſt 
9 nach der Richtung hin zu prüfen, ob die 
efahr einer Täuſchung nicht ſchon dadurch 
gegeben iſt, daß „in dem Gegenzeichen durch 
daſätgze oder Abwandlungen die Bezeichnung 
er Stammerzeugniſſes oder deſſen charak- 
eriſtiſcher Beſtandteil variiert iſt“. 
{ Für die Annahme einer Verwechſe⸗ 
ungsgefahr im Verkehr kommt es auf die 
Einſtellung der Verbraucher an. 
R. ‚Der Kl. Robert Mi. in S. ſtellte feit dem Jahre 1902 
1 aſterklingen her. Für die Firma wurde auf ihre Anmeldung 
0 25. Aug. 1922 am 21. Okt. 1922 das Wort „Romi“ als 
arenzeichen für Meſſerſchmiedewaren eingetragen; es wurde 
am 25. Aug. 1932 erneuert. 
1 Am 11. Dez. 1929 wurde für Robert Ba. fen., ebenfalls 
15 S., der auch eine Raſierklingenfabrik betrieb, für Raſier⸗ 
ingen für Apparate auf Anmeldung v. 17. Sept. 1929 das 
w ort „Romeria“ als Warenzeichen eingetragen. Das Zeichen 
29 de am 18. März 1930 auf die Firma K. in S. und am 
i 9. Aug. 1932 auf die Bekl. umgeſchrieben. Für die letzte iſt 
Deiter auf ihre Anmeldung v. 6. Juli 1933 das Bild einer 
29 ſierklingenpackung mit der Queraufſchrift „Romeria“ am 
„Juli 1933 als Warenzeichen für Raſierklingen eingetragen. 
. Der Kl. verlangt mit der Behauptung, daß die beiden 
Uingeren Zeichen der Bekl. „Romeria“ mit ſeinem älteren 
zeichen „Romi“ verwechſelbar ſeien, und daß ihm beſonders 
1 der letzten Zeit dadurch ein großer Schaden entſtanden ſei, 
. der Bekl. Unterlaſſung der warenzeichenmäßigen Be⸗ 
gubung des Wortes Romeria im geſchäftlichen Verkehr mit 
keſſerſchmiedewaren, ferner Auskunft, ſeit wann und in 
lialchem Umfange ſie dieſes Wort bisher ſo benutzt hat, end⸗ 
925 1 der Kl. Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht 
eff, 
0 LG. und OLG. haben die Klage abgewieſen. Beide 
erichte haben die Klageberechtigung des Kl. bejaht, aber 
ie Verwechſlungsgefahr verneint. 
Auf die Reviſion wurde die Sache zurückverwieſen. 
0 Das BG. geht bei der Prüfung der Frage der Ver⸗ 
echſlungsgefahr, die es in Übereinftimmung mit dem LG. 
verneint, davon aus, daß als Käufer vorzugsweiſe Wieder⸗ 
erkäufer in Betracht kommen. Doch bürgt dieſe Tatſache, 
1 das BG. meint, nicht dafür, daß dieſe die Warenbezeich⸗ 
Aung ſorgfältiger betrachten, als die ſonſtigen Käufer. Dieſe 
uſicht des BG., durch die der Kl. allerdings nicht beſchwert 
Bad iſt nicht recht verſtändlich. Es kommt, wie auch das 
in einem der nächſten Sätze ausdrücklich hervorhebt, 
def den Standpunkt der Verbraucher an, d. h. ob dieſe 
5 Verwechſlungsgefahr unterliegen. Maßgebend iſt nach der 
d br. des erk. Sen. die Einſtellung des letzten Verbrauchers, 
M der für den Kauf von Raſierklingen in Betracht kom⸗ 
tenden Verkehrskreiſe. Das iſt ein ſehr erheblicher Teil des 
hoben Publikums in weiteſtem Umfange. Die Wiederver⸗ 
wüler, die das WO. allein als Maßſtab in Betracht ziehen 
5 a vermitteln doch nur die Verteilung der Ware vom Er⸗ 
Faber zum Verbraucher; ſie beziehen die Klingen von 
Lebrikanten, z. B. vom Kl., und vertreiben ſie weiter an die 
Lerbraucher. Sie werden, wie der erk. Sen. wiederholt aus⸗ 
belbrochen hat, der Gefahr der Verwechſlung ähnlicher Waren⸗ 
Bieichnungen nicht fo leicht unterliegen, ſchon wegen ihrer 
ranchenkenntnis und der ſich daraus für ſie ergebenden 
enntnis der Fabrikantenfirmen und ihrer Warenbezeich⸗ 
mingen. Außerdem ſpielt die Eile in ihrem Geſchäftsverkehr 
G5 dem Fabrikanten naturgemäß keine bedeutſame Rolle im 
Abzenſatz zu dem Geſchäftsverkehr zwiſchen ihnen und ihren 
nehmern, d. i. dem großen Publikum. Die Eile, in dem 


dieſer ſich erfahrungsgemäß nun einmal abſpielt, aber iſt 
eine weſentliche Urſache für das wenig ſorgfältige Anſehen 
der Warenbezeichnungen durch den im allgemeinen auf dieſem 
Gebiet nicht geſchulten Kaufliebhaber. 

Was nun die Frage der Verwechſlungsgefahr betrifft, 
ſo iſt die Klage allein auf die nach Anſicht des Kl. beſtehende 
Verwechſlungsgefahr ber Wortzeichen Romi und Romeria ge⸗ 
ſtützt. Beide Warenbezeichnungen ſind als Wortzeichen für 
Raſierklingen, alſo für gleiche Waren eingetragen, Romi für 
die Firma des Kl., Romeria für die Bekl. ſowohl allein als 
Wort wie auch als Aufſchrift auf der den Gegenſtand ihres 
Zeichenſchutzes darſtellenden bildlichen Wiedergabe einer ihrer 
Klingenpackungen. Romi hat das zeitliche Vorrecht vor Romeria. 
Es handelt ſich ſomit nur um die Frage, ob das durch frühere 
Eintragung von dem Kl. erworbene Zeichenrecht an dem 
Worte Romi verletzt wird durch das ſpäter für die Bekl. 
ebenfalls für Raſierklingen eingetragene Wort Romeria, weil 
beide Worte nach der Behauptung des Kl. verwechſlungsfähig 
ſind. Für dieſen rein zeichenrechtlichen Verletzungsanſpruch, 
auf den ſich die Klageanträge ſtützen, ſpielen Bildzeichen des 
Kl. auf feinen Packungen, von denen das BG. ſpricht, keine 
Rolle. Die Bekl. hat auf die bildliche Ausſtattung von 
Klingenpackungen des Kl. hingewieſen mit dem Bemerken, daß 
auch die von den Parteien verwendeten Packungen und Re⸗ 
klamen jede Möglichkeit der Verwechſlungsfähigkeit ausſchlöſ⸗ 
ſen, da die Kl. auf allen ihren Packungen ihre Schutzmarke — 
das Bild eines Fuchſes, der einen Haſen raſieren will — deut⸗ 
lich anbringe, dieſem Bildzeichen gegenüber das Wort Romi 
aber verhältnismäßig ſtark zurücktrete. Weiter hatte die Bell. 
daſelbſt behauptet, daß die Kl. ſelbſt in ihren Werbeſchriften 
und Raſierklingenreklamen ihre Kundſchaft ausdrücklich auf 
die Marke Haſe mit Fuchs aufmerkſam mache. Demgegenüber 
hatte die Bekl. auf ihre eigenen Packungen hingewieſen, die 
ausſchließlich von dem Worte Romeria beherrſcht würden und 
daher mit den Packungen des Kl. nicht die geringſte Ahnlich⸗ 
keit befäßen; auch in dem ſonſtigen Werbematerial lehne ſich 
die Bekl. nirgends an die Werbung des Kl. an. 

Das BG. legt ebenſo wie ſchon das LG. dieſe Aus⸗ 
führungen der Bekl. über die Aufmachung der Packungen 
des Kl. und der der Bekl., insbeſ. über das, was in dieſer 
Aufmachung den Geſamteindruck beherrſche, nämlich das Bild 
Fuchs und Haſe, nicht aber das Wort Romi, und daß daher 
bzgl. der Packungen das Wort Romeria keine Verwechſlungs⸗ 
gefahr begründe, rechtsirrig ſeiner Prüfung über die Frage 
der Verwechſlungsgefahr zugrunde. Dieſe ganzen Ausfüh⸗ 
rungen der Vorinſtanzen kommen für die hier zur Entſch. 
ſtehende Frage, ob eine Verletzung des Zeichenrechts der 
Firma des Kl. an ihrem älteren eingetragenen Wortzeichen 
Romi vorliegt, durch das ſeiner Anſicht nach mit ihm ver⸗ 
wechſelbare jüngere Wortzeichen der Bekl. Romeria, überhaupt 
nicht in Betracht. Denn maßgebend für die Frage der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr ift die eingetragene Form des Zeichens, alſo 
Romi. Nur für dieſe verlangt der Kl. gem. 88 12, 20 WZG. 
Schutz, nicht aber für eine von der eingetragenen Form will⸗ 
kürlich abweichende Benutzungsart. Unerheblich iſt daher, ob 
der Kl. ein Wortzeichen Romi nicht allein für ſich, ſondern mit 
einem Zuſatz, z. B. „Nr. 1000“ oder „Luxus“, auf feinen Klingen 
anbringt. Ebenſo unerheblich iſt für die Klageanſprüche wegen 
Verletzung des Zeichenſchutzes der Kl., ob etwa die Packungen 
der Parteien ſich ausreichend voneinander unterſcheiden, weil 
der Kl. die ſeinigen mit einem Bilde auf der Oberfläche ver⸗ 
ſieht, demgegenüber ſein außerdem angebrachtes Wortzeichen 
„Romi“ ſtärker zurücktritt, ſo daß aus dieſem Grunde 
eine Verwechſlungsfähigkeit mit den mit der Bezeichnung 
Romeria verſehenen Packungen der Bekl. nicht beſtehen ſoll. 
Sollte eine Verwechſlungsgefahr für das ältere eingetragene 
Wortzeichen der Firma des Kl., „Romi“, durch das jüngere 
Wortzeichen der Bekl., „Romeria“ begründet ſein, ſo iſt die 
Frage, ob auch die Packungen der Parteien verwechſlungs⸗ 
fähig ſind, ohne rechtliche Bedeutung. Es ſind nicht die 
Packungen einander gegenüberzuſtellen und auf ihre Ver⸗ 
wechflungsgefahr zu vergleichen, ſondern es iſt zu prüfen, 
ob die Eintragung des Wortzeichens Romeria für die Bekl. — 
wobei ſeine Verwendung auf ihren Packungen nicht einmal 
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unbedingt herangezogen werden müßte, da bereits in der Ein⸗ 
tragung für die Bekl. auf ihre Anmeldung eine unzuläſſige 
Benutzung i. S. des $ 12 WZ. liegen würde, falls eine 
Verwechſlungsgefahr gegeben fein ſollte — gegenüber dem 
für die Kl. eingetragenen älteren Wortzeichen Romi, ſo wie 
es eingetragen iſt, eine Verwechſlungsgefahr i. S. des § 20 
ZOG. begründet. Anders wäre es, wenn das Wort „Romi“ 
nicht als Warenzeichen für die Kl. und das Wort „Romeria“ 
nicht als Zeichen für die Bekl. eingetragen wäre. Dann käme 
nicht eine Verletzung des Zeichenſchutzes durch Begründung 
der zeichenrechtlichen Verwechſlungsgefahr in Frage, ſondern 
es wären die Packungen der Parteien mit den beiden Worten 
und die Tatſache, daß beide Parteien ihre Klingen mit ihnen 
N der Prüfung der Verwechflungsgefahr zugrunde zu 
egen. 

Das BG. kommt dann ſchließlich zur Prüfung der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr der beiden Wortzeichen. Dabei geht es zu⸗ 
treffend davon aus, daß Worte nach Klang, Wortbild und 
Sinn übereinſtimmen können, und daß es zur Annahme 
der Verwechſlungsgefahr genügt, wenn ſie auf einem dieſer 
drei Gebiete übereinſtimmen. Das BG. ſieht hier von 
der Möglichkeit einer Übereinftiimmung nach dem Sinn 
beider Worte ab, da es ſich bei ihnen um Phantaſieworte 
handle, deren Sinn alſo für den Durchſchnittskäufer nicht 
erkennbar ſei; es bleibe für ihn daher nur der klangliche und 
bildliche Eindruck zurück, und zwar der erſte weit ſtärker als 
der letzte, weil die Schreibweiſe der beiden Worte einfach und 
unverziert ſei, alſo keine Beſonderheiten biete. Es ſei hier 
nur nebenbei bemerkt, daß das BG. hier wieder in ſeiner 
rechtsirrigen Bewertung der Packungen die Schreibweiſe der 
beiden Worte auf ihnen berückſichtigt. Maßgebend für die 
Frage, ob eine Übereinſtimmung nach dem Wortbild vorliegt, 
iſt allein das Bild des Wortes Romi ſo, wie es in die 
Zeichenrolle eingetragen iſt und daher Zeichenſchutz genießt, 
und andererſeits das Bild des Wortes Romeria in der der 
Bekl. geſchützten und von ihr verwendeten Form. Das BG. 
iſt der Anſicht, daß die Bildwirkung keine Verwechſlungs⸗ 
möglichkeit begründe, da auch der flüchtige Beſchauer, der 
ſich nicht einmal die Mühe gebe, die beiden Worte zu leſen, 
in der Erinnerung behalten werde, daß das Zeichen des Kl. 
ein ganz kurzes Wort enthalte, während das der Bekl. — 
geſchrieben wie gedruckt — einen erheblich größeren Raum in 
Anſpruch nehme. Weiter hebt das BG. hervor, daß entgegen 
der Anſicht der Bekl. die Verwechſlungsgefahr der beiden 
Worte nicht unter Hinweis darauf in Abrede geſtellt werden 
könne, daß die drei erſten Buchſtaben der Zeichen der Par⸗ 
teien ein Freizeichen, nämlich den Namen der Stadt Rom, 
darſtellten und die übrigen Buchſtaben in beiden Zeichen ganz 
verſchieden ſeien. Selbſtverſtändlich ſpielt dieſer völlig ver⸗ 
fehlte Geſichtspunkt der Bekl. hier keine Rolle. Keinem der 
Beſchauer wird beim Anblick der beiden Worte der Gedanke 
an die Hauptſtadt Italiens kommen, keinesfalls aber in dem 
Sinne, daß nun mit Rückſicht auf dieſen allen zur Benutzung 
zu Kennzeichnungszwecken freigegebenen Wortbeſtandteil nur 
der Reſt der beiden Worte, alſo der Buchſtabe i in „Romi“ 
und die Buchſtaben „eria“ in „Romeria“ als unterſcheidend 
in Betracht kämen. 

Inſoweit ſind rechtliche Bedenken gegen die Ausfüh⸗ 
rungen des BG. zur eigentlichen Frage der Verwechſlungs⸗ 
gefahr der beiden Wortzeichen nicht zu erheben. 

Aber die Begründung des BG., mit der die klangliche 
Verwechſlungsgefahr verneint wird, unterliegt rechtlichen Be⸗ 
denken. Dadurch, daß das BG. faſt ausſchließliches Gewicht 
legt auf die abweichende Betonung der beiden Worte durch 
den deutſchen Durchſchnittsbeſchauer kommt es zu der Auf⸗ 
faſſung, daß „es dem flüchtigen Leſer kaum zum Bewußtſein 
komme und kaum in der Erinnerung bleibe, daß beide Zei⸗ 
chen mit den Buchſtaben R, O, M beginnen“. Dieſe Be⸗ 
trachtungsweiſe entſpricht nicht der, die im Geſchäftsverkehr 
von dem eiligen Durchſchnittsbeſchauer geübt wird. Ihm wird, 
wenn er die Bezeichnung „Romi“ geſehen hat, beim Aublick 
der Bezeichnung „Romeria“ gerade zum Bewußtſein kommen, 
daß er eine Bezeichnung, die zwar kürzer war, aber doch mit 
dem erſten Teil des Wortes „Romeria“ im weſentlichen über⸗ 


einftimmte, bereits feine. Dann beſteht für ihn die nicht de 
fernliegende Möglichkeit, daß er die beiden, ſeiner Erinnerung 
nach ſo weitgehend übereinſtimmenden Worte derart m 
einander in Verbindung bringt, daß er vielleicht annimmt 
die ſo bezeichneten Waren ſtammten aus dem gleichen 70 
triebe, indem der Fabrikant ſeine Waren je nach ihrer Be, 
ſchaffenheit mit Spielarten der Grundbezeichnung „Rom, 
oder „Romi“ benenne, es ſich alſo bei der das Wort „Ron 
enthaltenden Bezeichnung „Romeria“ um eine Sortenbeze n 
nung desſelben Fabrikanten handle, der zunächſt die „Romt 
Klingen herausgebracht habe und weiter herausbringe. die 
Verfehlt iſt der von der Bekl. vertretene Standpunkt, d 
von der Rev. geforderte Betrachtungsweiſe verſtoße gehe; 
den Grundſatz, daß für die Verwechſlungsgefahr von Wo 2 
zeichen nur eine zeichenrechtliche Ahnlichkeit nach dem Klang 
oder dem Bilde oder dem Sinne der beiden Worte ma 
gebend ſei. Es trifft — entgegen der Anſicht der Bekl. 
nicht zu, daß durch die von der Rev. geforderte Berückſich 
tigung der Gedankenkombination und Aſſoziation die Prüfung 
der Verwechflungsgefahr von Wortzeichen auf eine NET’ 
Grundlage geſtellt werde mit der Wirkung, daß die Por 
ſetzungen für die Annahme der Verwechſlungsgefahr dabü 
unzuläſſig erleichtert würden. Es entſpricht vielmehr pe 
ſtändigen Rſpr. des erk. Sen., daß in Fällen wie dem do 
liegenden die Frage der Verwechſlungsgefahr auch nach 7 
Richtung zu prüfen iſt, ob die Gefahr einer Täuſchung nich 
ſchon dadurch gegeben iſt, „daß in dem Gegenzeichen du 5 
Zuſätze oder Abwandlungen die Bezeichnung des Stari 
erzeugniſſes oder deſſen charakteriſtiſcher Beſtandteil varm 
iſt“ (vgl. die Urteile des erk. Sen. in JW. 1925, 1299) 
1926, 1982 betr. „Aſpirin“ — „Coffeoſpirin“, „Hegoſpirin 
„Citroſpirium“, ferner Urt. des erk. Sen. betr. „Aſpirin 1 
„Novoaſpirin“, ferner Urt. des erk. Sen. betr. „Wagnella ob 
Abwandlung von „Wagner“ (Margarine), ebenſo betr. „Vo 
und „Vollruhm“ und betr. „Edler von Lorch“ — „Ed 
Neuerburg“). die 
Die Rev. rügt im einzelnen noch, daß das BG. gi 
Berückſichtigung der Auffaſſung der Solinger Rafierkling 
Fabrikanten abgelehnt habe, ebenſo der Tatſache, daß bers 
ganze Anzahl Beſtellungen auf Romeria⸗Klingen, gerichte he 
die Fabrik der Romeria⸗Klingen in Solingen (oder ähnlich 
Anſchriften), von den Poſtboten irrtümlich an den Bet die 
des Kl. ausgehändigt wurden in der Meinung, er ſtelle auch . 
Romeria⸗Klinge her, da er bekanntlich die Romi⸗Klinge herſt 3. 
Aber für die Prüfung der Frage der Verwechſlugen 
gefahr können dieſe Tatſachen nicht herangezogen en 
jedenfalls nicht unmittelbar. Denn ſie betreffen nicht ach 
wechſlungen im Verkehr. Für die Annahme einer Verw der 
lungsgefahr im Verkehr kommt es auf die Einſtellung che 
Verbraucher an. Die Auffaſſung der der gleichen Bee 
angehörenden Fabrikanten und das Verhalten der Poſt ind 
ten ſomit nur infofern berückſichtigt werden, als Diele en 
fände Schlüſſe auf die Einſtellung der Verbraucher zula 
würden. urch 
Der in der Klageſchrift erwähnte Vorſtoß des Kl. 1 
Anmeldung des Wortzeichens „Bonſeria“ in Kenntnis, ba 
für die Bekl. das Wortzeichen „Bonſa“ für gleiche und gene 
artige Waren eingetragen iſt, mit der Folge, daß das Dur re 
patentamt die Eintragung „Bonſeria“ verſagte wegen ſchen 
wechſlungsfähigkeit dieſes Wortes mit dem Wortzer le⸗ 
„Bonſa“ der Bekl., hatte erſichtlich nur den Zweck, an un 
ſem gleichliegenden Fall zu beweiſen, daß auch „Romi rauf 
„Romeria“ verwechſlungsfähig ſeien. Die Rev. weiſt DA. 
hin, daß auch in jenem Falle nur eine auf Kombination 
ruhende Verwechſlungsgefahr vom Reichspatentamt für des 
geben erachtet fein könne, nämlich auf der Annahme an 
Verkehrs beruhend, daß „Bonſeria“ eine Ableitung ber 
„Bonſa“ wäre. Dieſer Standpunkt der Rev. iſt nicht von 
Hand zu weiſen. ö foht 
Nach alledem ift die Verneinung der Verwechſlungs gene 
der beiden Wortzeichen der Parteien „Romi“ und „Rome 
durch das BG. als rechtsirrig zu erachten. 36.) 
(RG., II. ZivSen., U. v. 26. Jan. 1937, II Bi: 
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„* 18. RG. — 88 1, 5, 8, 14 GeſchmMuſtGG.; 8 25 WG.; 
sl Uwe. 

Jede für Geſchmacksmuſter erſtmalig beanſpruchte Schutz⸗ 
10 von mehr als 3 Jahren kann ohne weiteres auf 10 bzw. 
5 Jahre verlängert werden. 
Der Schutz des Geſchmacksmuſters beſchränkt ſich auf die⸗ 
lenigen Teile eines hinterlegten gewerblichen Erzeugniſſes die 
durch ihre äußere Geſtaltung auf den Form⸗ und (oder) Farben⸗ 
nn einwirken können. Die Nachbildung anderer Teile eines 
olchen Erzeugniſſes kann als Verletzung des Ausſtattungsſchutzes 
oder nach § 1 Unl WG. unzuläſſig ſein. 
Die Kl. ſtellt her und vertreibt Vorhängeſchlöſſer be⸗ 
zannter Bauart, deren Vorderſeite durch eine faſt die ganze 
Flache bedeckende Nickelauflageplatte mit Ausſparungen für 
ein Nummerſchild (horizontal die Zahl 1924 zeigend) und 
für die Schlüſſelöffnung (ſenkrecht) bedeckt iſt, jo daß der 
dunkle Schloßkaſten auf der Vorderſeite als Umrahmung der 
idelpfatte wirkt. Dabei iſt oben rechts und links noch ein 
Ausſchnitt halbkreisförmig aus der Platte ausgeſpart, die 
N der Mitte das Fabrikzeichen der Kl. mit ſeitlich als 
trahlen wirkenden Linien trägt. Dieſes Schloß hat die Kl. 
am 12, Sept. 1931 als Geſchmacksmuſter bei dem AG. in 
0. angemeldet und vor Ablauf der zunächſt beanſpruchten Schutz⸗ 
riſt für die Geſamtdauer von 15 Jahren beanſprucht. 

Die Bekl. ſtellt ebenfalls Vorhängeſchlöſſer derſelben 

Bauart her und vertreibt ſie gleich der Kl. nach Indien. 
Dieſe Schlöſſer gleichen den Vorhängeſchlöſſern der Kl. hin⸗ 
lichtlich der Form des Nickelſchildes vollſtändig. Die Ab⸗ 
deichungen beſtehen nur darin, daß an Stelle der Zahl 1924 
ie Zahl 1934 eingeſetzt iſt und daß an der Stelle, an der ſich 
ei der Kl. deren Fabrikzeichen befindet, ein Zeichen der Bekl. 
angebracht iſt, das wie ein Flügelrad wirkt. 
90 In der Herſtellung dieſer Vorhängeſchlöſſer erblickt die 
el. eine bewußte und gewollte Nachahmung ihrer als Muſter 
tungetragenen Erzeugniſſe, Verletzung des von ihr beanſpruch⸗ 
en Ausſtattungsſchutzes, ferner Verſtoß gegen 8 1 UnlWG. 
und 8 826 BGB. und hat nach längeren brieflichen Aus- 
emanderſetzungen mit der Bekl., wobei die den Export nach 
udien und Oſtaſien vermittelnde Hamburger Firma N. U.- 
mbH. auf feiten der Kl. beteiligt war, ſchließlich Klage er- 
Joben, Vorher aber war im Rahmen dieſer Auseinanderſetzung 
zwiſchen den Parteien durch Schreiben v. 20. und 23. März 
I 34 eine Vereinbarung über die beiderſeitigen Exportpreiſe zu⸗ 
lande gekommen und nach Anſicht der Kl. auch darüber, daß 
die Bekl. an Stelle der Zahl 1934 die Zahl 4391 benutzen ſolle. 
on dieſem Abkommen iſt die Kl. mit Brief v. 8. Juni 1934 
zurückgetreten, da die Bekl. die übernommenen Vertragspflich⸗ 
en nicht erfüllt und die Kl. darüber getäuſcht habe, daß ſie 
nicht nur die Fabriknummer der Kl., ſondern die vollſtändige 
tickelplatte der Kl., nicht nur deren frühere (nur die halbe Vor⸗ 
erſeite bedeckende) Nickelplatte verwendet habe. 
1 0 Die Kl. hat Unterlaſſung der Herſtellung und des Ver⸗ 
wiebs von Vorhängeſchlöſſern der beanſtandeten Art, ferner 
Auskunft, Zahlung von Schadenerſatz und Herausgabe der 
dechtswidrig hergeſtellten Schlöſſer und der dazu benutzten 
Derfgeuge zwecks Vernichtung verlangt. Dagegen hat die Bekl. 
ie Abweiſung der Kl. beantragt, weil das eingetragene Muſter 
nicht neu und auch ſonſt nicht ſchutzfähig ſei, ein Ausſtattungs⸗ 
ſchutz für die Kl. nicht beſtehe, auch von unlauterem Wettbewerb 
üer unerlaubter Handlung der Bekl. nicht geſprochen werden 
Inne. Die Bekl. habe nur die längſt bekannten Formen der 
kampſchlöſſer gleich der Kl. verwendet und die geringfügigen 
nderungen der Kl. ohne irgendwelche Täuſchungsabſichten 
ibernommen. 
Ogg Das LG. hat die Klage abgewieſen. Dagegen hat das 
So auf Unterlaſſung, Auskunftserteilung, Feſtſtellung der 
chadenerſatzvflicht und auf Vornahme der in § 14 Ab. 1 
MM. vorgeſehenen Maßregeln erkannt. Die Rev. der 

kl. blieb ohne Erfolg. 5 
„ Das OLG. hat der Klage in allen weſentlichen Punkten 
antſprochen, weil es inſoweit den von der Kl. in erſter Linie 
geltendgemachten Geſchmacksmuſterſchutz zur Begründung der 
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Klageanträge für ausreichend erachtet hat. Abgewieſen iſt 
dabei nur der Antrag auf Vernichtung der bereits beſchlag⸗ 
nahmten und als Nachbildungen beanſtandeten Schlöſſer der 
Bekl., wofür das OLG. auf die beſondere Vorſchrift in 8 14 
Abſ. 1 GeſchmMuſtGG. Bezug nimmt. In der RevInſt. bedarf 
es einer Stellungnahme zu dieſer Entſch. nicht, weil die Kl. 
gegen dieſe Teilabweiſung nicht Rev. eingelegt hat. 

Auf die weiteren Klagegründe (Ausſtattungsſchutz, Ver⸗ 
ſtoß gegen 8 1 UnlWG. und § 826 BGB.) einzugehen, er⸗ 
übrigt ſich daher, ſoweit rechtliche Bedenken gegen die vom 
OLG. angenommene objektive und ſubjektive Geſchmacksmuſter⸗ 
verletzung nicht beſtehen. Dabei muß vorweg eine Frage ge⸗ 
prüft werden, die bisher weder von den Parteien noch von den 
Vorinſtanzen erörtert worden iſt. Wie die Akten des AG. in 
W. betr. das klägeriſche Geſchmacksmuſter ergeben, iſt dieſes 
am 12. Sept. 1931 für die Dauer von 5 Jahren angemeldet 
worden. Folgt man der bisherigen Rſpr. (RGZ. 46, 93), jo 
iſt das Muſter am 12. Sept. 1936 erloſchen, was auch in der 
RevInſt. noch berückſichtigt werden muß. Die Verurteilung der 
Bekl. zur Unterlaſſung könnte dann ebenſowenig aufrechterhal⸗ 
ten bleiben, wie die Verurteilung zur Auskunft und die Feſt⸗ 
ſtellung der Schadenerſatzpflicht für die Zeit ſeit dem 12. Sept. 
1936. Denn die am 8. Aug. 1936 beantragte Verlängerung der 
Schutzfriſt um 10 Jahre wäre dann ohne jede rechtliche Wir⸗ 
kung geblieben, weil die Verlängerung einer in zuläſſiger 
Weiſe von vornherein auf 5 Jahre beantragten Schutzfriſt 
nach §8 8 Abi. 3 GeſchmMuſtc G. überhaupt nicht möglich 
wäre. Das obengenannte Urteil hat dieſe Auslegung des 
Geſetzes für zutreffend erachtet, weil nicht erfindlich ſei, 
zu welchem Zweck das Geſetz überhaupt die Ausübung des 
Rechts auf Verlängerung mit dem Ablauf gewiſſer Perioden 
in Verbindung gebracht haben könnte, wenn die Wahrung 
dieſer Zeitpunkte nicht Bedingung für die Wirkſamkeit der 
Rechtsausübung hätte ſein ſollen. Unterſtützend wurde aus⸗ 
geführt, daß auch die Geſetzesmaterialien für die Richtigkeit 
dieſer Rechtsanſicht ſprächen: die erſt in der Reichstagskom⸗ 
miſſion eingefügte Beſtimmung habe die Schutzfriſt in eine 
organiſche Verbindung mit den Gebühren (vgl. § 12 Abſ. 2 
und 3 GeſchmMuſtG.) bringen und verhindern wollen, daß 
durch eine ſonſt mögliche 14malige Verlängerung das Re⸗ 
giſtergericht ungebührlich belaſtet und das Regiſter ganz un⸗ 
überſichtlich gemacht werde. Auch wenn man alle dieſe Gründe 
als beachtlich anerkennt, ſo zwingen ſie doch nicht zu der oben 
angeführten Auslegung des Geſetzes. Wenn es, wie keinem 
Zweifel unterliegt, unbedenklich zuläſſig iſt, von vornherein 
eine Schutzfriſt von mehr als 3 Jahren zu beanſpruchen, ſo 
iſt nicht recht erkennbar, inwiefern hier noch von einer 
„organiſchen Verbindung mit den Gebühren“ geſprochen wer⸗ 
den kann, die nach dem Kommiſſionsbericht als Zweck der 
Vorſchrift angeſehen wurde. Das wäre im Hinblick auf § 12 
Abſ. 2 und 3 nur zu erreichen geweſen, wenn 8 8 die Regel 
aufgeſtellt hätte, daß die Schutzfriſt zunächſt 3 Jahre be⸗ 
trage und bei (richtiger: vor) ihrem Ablauf auf 10 Jahre und 
alsdann auf 15 Jahre verlängert werden könne. So iſt das 
Geſetz ſicher nicht zu verſtehen, vielmehr ſoll es von vorn⸗ 
herein ohne weiteres zuläſſig ſein, eine Schutzfriſt von mehr 
als 3 Jahren bis zur Höchſtgrenze von 15 Jahren zu be⸗ 
anſpruchen. Das Merkmal einer organiſchen Verbindung der 
Schutzfriſt mit den Gebühren iſt alſo im Geſetz keineswegs 
klar zum Ausdruck gelangt, beſtenfalls durch Erwähnung der 
10jährigen Schutzfriſt nur angedeutet. Dieſe Andeutung kann 
aber noch einen anderen Sinn haben. Aus $ 8 Abſ. 2 könnte 
man entnehmen, daß nur eine einmalige Verlängerung durch 
Ausdehnung der Schutzfriſt auf höchſtens 15 Jahre zuläſſig 
ſei. Dem tritt 8 8 Abſ. 3 entgegen und ſtellt die Regel auf, 
daß, wenn zunächſt eine Verlängerung auf 10 Jahre ſtatt⸗ 
gefunden hat, dann eine nochmalige Verlängerung durch 
Ausdehnung der Schutzfriſt bis auf 15 Jahre zuläſſig ſein 
ſoll. Bei dieſer Faſſung iſt allerdings nicht darauf Rückſicht 
genommen, daß § 8 Abſ. 3 eine Ausdehnung der Schugfrift 
außer bei der Anmeldung auch bei Ablauf der dreijährigen 
Friſt vorſieht. Danach könnte man annehmen, daß eine Schutz⸗ 
friſt von weniger als 3 Jahren überhaupt nicht verlängert 
werden kann. Einmütig iſt man aber der Anſicht, daß eine 
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ſolche Schutzfriſt zunächſt einmal auf 3 Jahre und dann 
weiter in derſelben Weiſe verlängert werden kann, als wenn 
fie von vornherein 3 Jahre betragen hatte. Daraus folgt, 
daß die Faſſung des Geſetzes der durch die Bedürfniſſe der 
Praxis gerechtfertigten bisherigen Auslegung keineswegs voll⸗ 
ſtändig entſprechen. Dann kann aber auch ſonſt nicht der 
Wortlaut, ſondern nur der Zweck der Geſetzesvorſchrift, eine 
übermäßige Belaſtung der Regiſterbehörde und des Regiſters 
zu vermeiden, maßgeblich ſein. Dieſem Zweck genügt die in 
der Praxis der Regiſtergerichte vielfach vertretene Anſicht, daß 
jede erſtmalig beanſpruchte Schutzfriſt von mindeſtens 3 Jahren 
auf 10 bzw. 15 Jahre verlängert werden kann. Der Senat 
hält es deshalb für richtig, die in RG. 46, 93 ff. vertretene 
Rechtsanſicht, ſoweit ſie mit der vorſtehend wiedergegebenen. 
Auslegung in Widerſpruch ſteht, ausdrücklich aufzugeben. 
Dann iſt die von der Kl. beanſpruchte Verlängerung der 
Schutzfriſt des ſtreitigen Muſters rechtswirkſam geworden; das 
Muſter iſt mit Wirkung v. 8. Aug. 1936 um 10 Jahre ver⸗ 
längert worden, wovon auch die Rev. ausgeht. 

Was nun die Rügen der Rev. anbelangt, ſo ergibt der 
Geſamtinhalt der Urteilsgründe, daß das OLG. die Voraus⸗ 
ſetzungen des Geſchmacksmuſterſchutzes im weſentlichen nicht ver⸗ 
kannt hat. Es hat zwar die grundlegende Betrachtung über die 
Wirkung des von der Kl. hinterlegten Muſters 1924 etwas 
verſteckt zwiſchen die Erörterung der ſonſtigen Muſtermerkmale 
eingefügt. Indeſſen beſteht kein Zweifel, daß auch das OLG. 
erkannt hat, es komme — ganz abgeſehen von Neuheit und 
Eigentümlichkeit des Muſters — zunächſt darauf an, daß als 
„gewerbliche Muſter oder Modelle“ Induſtrieerzeugniſſe nur 
ſchutzfähig fein können, ſoweit fie durch ihre äußere Geſtal⸗ 
tung auf den Form⸗ und (oder) Farbenſinn (Geſchmack) zu 
wirken beſtimmt und geeignet ſind. Das OLG. hat die Frage 
nicht beſonders geprüft, welche Teile des als Modell ein⸗ 
getragenen Vorhängeſchloſſes nach §S 1 GeſchmMuſtch. geſchützt 
ſein können. Das war deshalb nicht erforderlich, weil einer⸗ 
ſeits von vornherein unter den Parteien kein Streit darüber 
beſtand, daß in Übereinſtimmung mit der Anmeldung („ge⸗ 
kennzeichnet durch eine große faſſonierte und durchbrochene 
Nickelauflageplatte“) nur die Geſtaltung der Nickelauflage⸗ 
platte hier in Frage kommt, und weil andererſeits von der 
Bekl. niemals behauptet war, daß dieſe Platte allgemein oder 
vermöge ihrer Geſtaltung techniſche Aufgaben zu erfüllen 
habe und dadurch dem Geſchmacksmuſterſchutz entzogen ſei. 
Für eine ſolche Annahme beſteht aber auch ſonſt kein An⸗ 
laß; es iſt nicht erſichtlich, daß die Auflageplatte irgendwie 
den Gebrauchszweck des Vorhängeſchloſſes zu fördern geeignet 
ſei. Aber bei der Begrenzung des Schutzgegenſtandes auf die 
Auflagsplatte iſt das vom OLG. ausgeſprochene Verbot nur 
teilweiſe aus dem rechtlichen Geſichtspunkte der Geſchmacks⸗ 
muſterverletzung gerechtfertigt. Das Verbot des angefochtenen 
Urteils bezieht ſich auf die geſamte Vorderſeite des be⸗ 
anſtandeten Schloſſes der Bekl. und will damit offenbar dem 
erſten Klageantrag entſprechen, alſo auch die Benutzung einer 
Zahl im rechteckigen Ausſchnitt, insbeſondere der Zahl 1934 
unterſagen. Die Rev. beanſtandet das nicht beſonders, aber 
es beſteht kein Zweifel, daß die Anbringung einer Zahl im 
rechteckigen Querausſchnitt keine äſthetiſche Wirkung hervor⸗ 
zubringen geeignet iſt, auch für die äſthetiſche Geſamtwirkung 
in keiner Weiſe in Betracht kommt. Dann konnte die An⸗ 
bringung einer Zahl im rechteckigen Ausſchnitt der Auflage⸗ 
platte nicht wegen Verletzung des Geſchmackmuſters der Kl. 
verboten werden. Vielmehr kann nur in Frage kommen, ob 
einer der ſonſtigen Klagegründe hier durchgreift. Das iſt 
ſpäter zu erörtern. 

Dagegen ſind die rechtlichen Bedenken der Rev., welche 
ſich auf die Feſtſtellung einer Geſchmacksmuſterverletzung be⸗ 
ziehen, nicht gerechtfertigt. Die Betrachtung muß ſich freilich, 
wie die Rev. auch nicht verkennt, auf den wahren Gegenſtand 
des beanſpruchten Geſchmacksmuſterſchutzes, alſo auf die Ge⸗ 
ſtaltung der Nickelauflageplatte beſchränken. Die Rev. rügt 
nun, daß das OLG. ſowohl den Begriff der Neuheit wie 
den der Eigentümlichkeit i. S. des § 1 GeſchmMuſtGG. ver⸗ 
kannt habe. Dem kann aber in keiner von beiden Richtungen 
zugeſtimmt werden. 


Das Geſetz verlangt als Grundlage des Schutzes, daß 
ein neues und eigentümliches Erzeugnis vorhanden iſt. Aber 
mit Recht betont das OLG., daß das Gegenteil von dem 
jenigen nachzuweiſen iſt, der das Vorhandenſein der 
Neuheit und Eigentümlichkeit beſtreitet. Das ergibt ſich zwar 
nur in letzterer Beziehung aus § 13 GeſchmMuſtG., wird 
aber von der Rſpr. auch hinſichtlich der Neuheit gewohnheits⸗ 
rechtlich angenommen (RGZ. 142, 341 — JW. 1934, 690 
[m. Anm. ]). N 

Neu iſt ein Muſter, wenn es in ſeiner weſentlichen 
Geſamterſcheinung bis zur Anmeldung noch nicht im Verkehr 
war, alſo weder vorbenutzt noch bildlich veröffentlicht oder 
zur Schau geſtellt war. Mit der Nachahmung hat das be⸗ 
grifflich nichts zu tun, wie die Rev. zutreffend bemerkt. Aber 
dieſe Gegenüberſtellung im angefochtenen Urteil iſt nicht ent? 
ſcheidend, weil das OLG. zutreffend geprüft hat, worin gegen“ 
über den vor der Anmeldung der Kl. bekannten Schlöflen! 
die Abweichung beſteht. Es hat feſtgeſtellt, daß dieſe Ab⸗ 
weichung nicht ſehr groß iſt, aber doch ſo groß, daß von einer 
weſentlichen Abweichung und einer neuen Geſamtwir“ 
kung geſprochen werden könne. Das wird in der Verlänge⸗ 
rung des Zierſchildes über das Schlüſſelloch hinaus gefunden. 
Ein Rechtsirrtum iſt hierin nicht zu erkennen und es iſt zu⸗ 
treffend, wenn hierbei auf die neue äſthetiſche Wir“ 
kung als Schutzvorausſetzung hingewieſen wird (RG.: Mu W 
27/28, 317). 

Unbegründet ift auch die Rüge, daß das OLG. den Br 
griff der Eigentümlichkeit verkannt habe. Nach ſtändiger 
Rſpr. gilt ein Muſter nur dann als eigentümlich, wenn e 
ſich als Ergebnis individueller ſchöpferiſcher Kraft darſtellt 
Gegenſatz dazu iſt die Nachbildung, denn es ſoll die ſelb⸗ 
ſtändige, originäre Schöpfungstat, nicht ein abe 
geleiteter Beſitzſtand geſchützt werden, der erkennbar nach 
einem Vorbild unter Übernahme ſeiner charakteriſtiſchen Merk⸗ 
male geſchaffen iſt Die ſchöpferiſche Leiſtung muß, um ſchuß 
fähig zu fein, auch eine gewiſſe individuelle Eigenart 
aufweifen. Alles das hat das OLG. keineswegs verkannt, 
ſondern zutreffend dargelegt, daß das Muſter der Kl. einen 
ganz anderen äſthetiſchen Eindruck macht als die vorher üb⸗ 
lichen Vorhängeſchlöſſer. Es iſt auch nicht zu bemängeln, daß 
das OLG. das Vorhandenſein einer ſchöpferiſchen Leiſtung 
der Kl. bejaht hat. Zuzugeben iſt, daß dieſe Leiſtung nich 
ſehr groß iſt, doch handelt es ſich hier nicht um Kunſtwerk 
ſchutz, ſondern um den Schutz für die äſthetiſch wirkende 
Ausgeſtaltung der Form von gewerblichen Erzeugniſſen, in® 
befondere von Gebrauchsgegenſtänden des täglichen Lebens. 
Dabei dürfen die Anforderungen an die ſchöpferiſche Leiſtung 
nicht überſpannt werden. Es genügt im vorliegenden Falle, 
daß die von der Kl. gewählte Geſtaltung des Zierſchildes eine 
beſondere äſthetiſche Wirkung gegenüber den bekannten Formen 
hervorbringt. 5 

Unbegründet iſt auch die weitere Rüge der Rev., die dem 
OLG. zum Vorwurf macht, es habe rechtsirrig ein Ver. 
ſchulden der Bekl. feſtgeſtellt. Das OLG. hat auf Grund 15 
von ihm erhobenen Zeugenbeweiſes feſtgeſtellt, daß einer De 
Leiter der Bekl. einem Angeſtellten das Schloß der Kl. MU 
der Zahl 1924 mit der Aufforderung vorgelegt habe, danach 
eine Nachbildung mit kleinen Abweichungen an der unten 
Kante und mit der Zahl 1934 zu ſchaffen. Das OLG. Ps 
ferner feſt, daß die Geſchäftsführer und Geſellſchafter den 
Erſtbeklagten nach Lage der Sache mit der Möglichkeit eine 
Geſchmacksmuſterſchutzes rechnen mußten, an eine in den De 
einbarungen der Parteien liegende Genehmigung der Kl. (09 5 
8 5 GeehmMuft®.) aber keinesfalls glauben konnten. Daran 
folgert das DRG., daß der Verdacht vorſätzlicher Re, 
verletzung vorliege, mindeſtens aber ein grobfahrläſſiges ven 
halten der Bekl. feſtgeſtellt werden müſſe. Ein Rechtsirrtin 
iſt in dieſen Ausführungen, ſoweit ſie überhaupt der 9 
prüfung zugänglich find, nicht zu erblicken. Zweifelhaft kan 
nur ſein, ob die Bekl. bei der unverkennbar beabſichtigten 
Nachbildung des Schloſſes der Kl. damit rechnen mußten, ri 
das Schloß geſchützt ſei. Ohne Rechtsirrtum hat das Oe 
dieſe Frage bejaht, indem es auf die Erfahrungen der Ben 
als Schloßfabrikanten hinweiſt, denen bekannt ſei, daß ſolch 
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Schlöffer nicht ſelten wegen ihrer beſonders gefälligen Form 
= Geſchmacksmuſter eingetragen zu werden pflegen. Es 
ommt hinzu, daß die Bekl. die Herſtellerin des als Vorbild 
ſewählten Schloſſes genau kannte und deshalb mit Leichtig⸗ 
eit durch Anfrage bei dem zuſtändigen AG. feſtſtellen konnte, 
11 ein Geſchmacksmuſterſchutz beſtehe; denn das Muſter iſt 
offen hinterlegt, ſo daß es nicht etwa unmöglich war, es zu 
beſichtigen und ſich dadurch Gewißheit zu verſchaffen. 
Die Rev. meint, der etwaige Irrtum der Bekl. beruhe 
büßt auf Fahrläſſigkeit, weil die Bekl. habe annehmen dürfen, 
riß das Muſter der Kl. gegenüber den bekannten Schlöſſern 
licht als neu anerkannt werden könne. Nun iſt zwar im Ur⸗ 
heber⸗ und Geſchmacksmuſterrecht auch der Irrtum über Zivil⸗ 
techtsſätze als beachtlich anerkannt (vgl. Pinzger, Geſchmacks⸗ 
muſterrecht, Anm. 4 zu § 14 GeſchmMuſtch., S. 120), wenn er 
entſchuldbar erſcheint. Letzteres kann aber nicht anerkannt wer⸗ 
en, wenn für die Annahme mangelnder Eigenart eine zu be⸗ 
rechtigten Zweifeln Anlaß gebende tatſächliche Grundlage fehlt, 
ie das OG. ohne Rechtsirrtum angenommen hat. Ebenſo⸗ 
wenig aber können die Bekl. ſich darauf berufen, daß ſie in ent⸗ 
ſchuldbarem Irrtum hätten annehmen dürfen, in der Verein⸗ 
arung vom März 1934 habe die Kl. eine Genehmigung der 
achbildung ihres Schloſſes erteilt. Das OLG. hat feſt⸗ 
geſtellt, daß die Kl. zur Zeit der Vereinbarung gar nicht 
damit rechnen konnte, daß die Bekl. ein Vorhängeſchloß mit 
ganzſeitiger Nickelplatte bereits hergeſtellt hatten und auch 
zünftig herſtellen wollten. Dann fehlte damals für die Bekl. 
eder Grund für die Annahme, die Kl. werde dieſe Art der 
Nachbildung dulden. 
6 Das OLG. hat danach ohne Rechtsirrtum die Voraus⸗ 
!eBungen objektiver und ſubjektiver Geſchmacksmuſterverletzung 
ſeſtgeſtellt. Es hat daraus, bis auf die bereits erwähnte 
Ausnahme, in ſeiner Entſch. nur die rechtlich zuläſſigen Folge⸗ 
Verden gezogen, insbeſondere ſtatt der eventuell beantragten 
ernichtung der unter Rechtsverletzung hergeſtellten Schlöſſer 
aur gemäß § 14 Abſ. 1 GeſchmMuſtG. angeordnet, daß dieſe 
1 löſſer ihrer gefährdenden Form entkleidet oder während 
er Schutzfriſt in amtliche Verwahrung genommen werden. 
0 Es bleibt daher nur noch zu prüfen, ob die tatſächlichen 
‘ eſtſtellungen des OLG. die Verurteilung der Bekl. auch in⸗ 
Oweit rechtfertigen, als fie ſich auf die Anbringung einer 
Schl insbeſondere der Zahl 1934 bezieht. Mit Recht hat das 
f G. die Verurteilung der Bekl. wegen Verletzung des Aus⸗ 
ſtattungsſchutzes der Kl. verneint, weil der von der Kl. geltend 
gemachte Schutz nach deren eigenen Behauptungen ſich nur 
be eine im Auslande, insbeſondere Indien, begründete Ver⸗ 
Ohrsgeltung ſtützt. Zur Begründung dieſer Anſicht hat ſich das 
ne nur kurz auf die Rſpr. des 2. ZivSen. des RG. (RG. 
265 76 JW. 1928, 347; RG. 140, 25 JW. 1933, 
ages fm. Anm.!) berufen, der ſich der jetzt erk. Sen. an⸗ 
ſchließt. Zur Erläuterung der vorgenannten Rſpr. kann auch 
fo auf ein weiteres Urt. des 2. ZivSen. v. 10. Juni 1936 
le RUN. 1937, 311) verwieſen werden, das das vorher zu⸗ 
80 genannte Urteil dahin erläutert, daß die Kl. einen Aus⸗ 
in tungsſchutz nur für diejenigen Gebiete verlangen könnte, 
de denen ſich ihre Ausſtattung im Verkehr wirklich durch⸗ 
eſetzt hat. Daß hieran, wie bei dem Tatbeſtand des Urt 
„ 10. Juni 1936, die Anträge der Kl. betr. Benutzung einer 
Fahl, insbeſondere der Zahl 1934, im Querausſchnitt der 
Duflageplatte ſcheitern müſſen, leuchtet ohne weiteres ein. 
enn dieſe Anträge beziehen ſich ganz allgemein auf die nach 
licht der Kl. rechtsverletzenden Herſtellungs⸗ und Ver⸗ 
reitungshandlungen, die im weſentlichen in Ländern vor⸗ 
ommen werden, für die eine Verkehrsgeltung ſeitens der 
1b. gar nicht behauptet iſt. Außerdem könnte ſich in Deutſch⸗ 
= + folange der Geſchmacksmuſterſchutz beſteht, eine Ver⸗ 
bührsgeltung für den Gegenſtand des Muſterſchutzes gar nicht 
A den (vgl. Pinzger, Warenzeichenrecht, 2. Aufl., Anm. 2 
fab 4 zu 825 WEG, S. 235) und dieſer Gegenftand, nicht etwa 
Gr die Zahl 1924, ſoll ja nach der Darſtellung der Kl. die 
undlage der Verkehrsgeltung in Indien bilden 
N Aber das durch den Geſchmacksmuſterſchutz nicht gedeckte 
e bot des ORG. iſt nach § 1 UnlWß ohne weiteres gerecht⸗ 
GE, wenn man die tatſächlichen Feſtſtellungen des an⸗ 
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gefochtenen Urteils zugrunde legt. Danach haben die Bekl. 
für ihre Vorhängeſchlöſſer die Zahl 1934 nur gewählt, um 
die durch die ſonſtige Nachahmung des Schloſſes der Kl. ſchon 
begründete Verwechſelungsgefahr noch zu fördern. Darin liegt 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten des geſchäftlichen Ver⸗ 
kehrs, auch wenn für die Benutzung der Zahl 1924 ein Aus⸗ 
ſtattungsſchutz der Kl. nicht beſteht (vgl. RZ. 140, 25 = 
JW. 1933, 3646 [mit Anm.]). Würden nun die Bekl. dazu 
übergehen, an Stelle der Zahl 1934 eine andere Zahl zu 
verwenden, ſo könnte dadurch nicht viel geändert werden; 
jedenfalls würde dadurch die Verwechſelungsgefahr nicht be⸗ 
ſeitigt und nach wie vor ein Verhalten betätigt, das gegen 
§ 1 UnlWG. verſtößt. Das OLG. hat daher mit Recht fein 
Verbot nicht auf die Verwendung der Zahl 1934 beſchränkt, 
ſondern zutreffend auf die Benutzung irgendeiner Zahl im 
Querausſchnitt abgeſtellt. Unerheblich iſt, daß bei anderen 
Schlöſſern ſchon früher die Benutzung von Zahlen im Quer⸗ 
ausſchnitt üblich war. Denn in ſolchen Fällen war durch die 
anderweitige Geſtaltung der Auflageplatte eine Verwechſelung 
mit dem Vorhängeſchloß der Kl. ausgeſchloſſen, zumal dabei 
auch die Verwendung von Zahlen, die der Zahl 1924 ähneln, 
gar nicht in Betracht kommt. 
(RG., I. Ziv Sen., U. v. 14. April 1937, 1221/36.) [P.] 
(= NG}. 154, 321.) 
* 

19. RG. — 8 1 GebrMuſtch. Auch die zweckmäßige Aus⸗ 
bildung einer an ſich bekannten Vorrichtung zur Löſung einer 
Aufgabe, für die die Vorrichtung bisher noch nicht gebraucht 
wurde, kann den Gebrauchsmuſterſchutz rechtfertigen. 


(RG., I. ZivSen., U. v. 27. Febr. 1937, 1220/36.) [P.] 
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** 20. RG. — 821 Nr. 3, LitürhG. Ein Liederbuch kann auch 
dann ſeiner Beſchaffenheit nach für den Gebrauch in Schulen 
beſtimmt ſein, wenn es nicht ausſchließlich hierfür geeig⸗ 
net iſt, ſondern auch als Volksliederbuch benutzt werden kann. 
Im übrigen ſind als objektive Merkmale der Zweckbeſtimmung 
anzuſehen der Inhalt der Liedertexte und die Anpaſſung der 
ausgewählten Melodien an den Stimmumfang von Schülern. 


Im Verlag der Bekl. iſt i. J. 1934 ein Liederbuch er⸗ 
ſchienen, deſſen erſte Auflage den Titel „Singkamerad, Lieder⸗ 
buch der deutſchen Jugend“ führte und mit dem Vermerk 
„Herausgegeben von der Reichsamtsleitung des National- 
ſozialiſtiſchen Lehrerbundes“ und „miniſteriell genehmigt“ 
auf dem Titelblatt verſehen war. Das Buch enthält in acht 
Gruppen über 300 Lieder, die teils einſtimmig, teils mehr⸗ 
ſtimmig geſetzt ſind. Die im Dez. 1934 erſchienene 3. Aufl. 
führt den Titel „Singkamerad, Schulliederbuch der deutſchen 
Jugend“. Auf der Rückſeite des Titelblattes findet ſich dies⸗ 
mal der Vermerk: „vom bayeriſchen Kultusminiſterium für 
den Schulgebrauch genehmigt und angelegentlich empfohlen“. 
In dieſem Liederbuch ſind 13 Lieder abgedruckt, die in den 
klagenden Verlagen vor dem erſtmaligen Erſcheinen des 
„Singkamerad“ erſchienen waren und an denen den Kläge⸗ 
rinnen im einzelnen die Urheberrechte zuſtehen. Der Ab⸗ 
druck im „Singkamerad“ iſt ohne Genehmigung der einzelnen 
Kl. erfolgt, auch nicht nachgeſucht, da der beklagte Verlag 
auf dem Standpunkt fteht, daß eine Genehmigung nach § 21 
Ziff. 3 Lit UrhG. nicht erforderlich ſei. Die Kl. beſtreiten das, 
erblicken in dem Abdruck eine Urheberrechtsverletzung, bei 
drei Liedern auch durch Fortlaſſung der Quellenangabe, und 
haben mit der Klage Auskunft über den Umfang der Her⸗ 
ſtellung von Exemplaren des „Singkamerad“ ſowie Zahlung 
von 0,01 RM für je ein Exemplar und Lied verlangt. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Dagegen hat das 
OLG. den Bekl. abändernd verurteilt, den Kl. zu 1, 4, 5 
darüber Auskunft zu geben, wieviel Stück des „Singkamerad, 
Schulliederbuch der deutſchen Jugend“ er in Verkehr gebracht 
hat. Das OLG. hat im übrigen die Berufung der Kl. zurück⸗ 
gewieſen, da der Tatbeſtand des § 21 Nr. 3 LitlUrhG. bei 
allen beanſtandeten Abdrucken vorliege. Die Verurteilung iſt 
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erfolgt, weil die Verpflichtung zur Quellenangabe nach § 25 
LitUrhcg. in drei Fällen nicht beachtet fei. 

Das RG. wies die Rev. der Kl. zurück. 

In der Hauptſache iſt die Klage in beiden Vorinſtanzen 
abgewieſen worden, weil im Gegenſatz zu der Anſicht der 
Kl. angenommen wurde, daß das Streitobjekt kein Schul⸗ 
liederbuch i. S. des § 21 Nr. 3 Litlxh®. ſei. Der Rev. iſt 
zuzugeben, daß das OLG. — in einem gewiſſen Gegenſatz 
zu den Ausführungen des LGG. — bei Prüfung der allein 
ſtreitigen Frage, ob es ſich um eine ihrer Beſchaffenheit nach 
für den Schulunterricht beſtimmte Sammlung handelt, etwas 
zu ſtark auf das ſubjektive Moment abgeſtellt hat, das für 
die Entſcheidung nur von geringer Bedeutung iſt, und daß 
es nicht ausreichend betont hat, daß es im weſentlichen auf 
die objektive Beſchaffenheit des Sammelwerks ankommt. Mit 
Recht betont die Rev., daß für die Entſcheidung, ob der Tat⸗ 
beſtand des § 21 Nr. 3 LitllchG. gegeben ſei, die beſondere 
Beſchaffenheit der Sammlung, alſo die planmäßige Zuſam⸗ 
menſtellung nach pädagogiſchen Grundſätzen in erſter Linie 
maßgebend iſt. 

Eine Prüfung dieſer Vorausſetzungen iſt aber erſt mög⸗ 
lich, nachdem zu einer weiteren Frage grundſätzlich Stellung 
genommen iſt, auf die die Rev. in der mündlichen Verhand⸗ 
lung mit beſonderem Nachdruck hingewieſen hat. Unter Be⸗ 
zugnahme auf ein Urt. des KG. v. 3. Dez. 1936 (Ufita 1937 
S. 186) hat die Rev. den Standpunkt vertreten, daß von 
einem Schulliederbuch i. S. des § 21 Nr. 3 LitürhG. nur 
die Rede ſein könne, wenn Beſchaffenheit und Zweck des 
Werkes ausſchließlich auf ſeinen Gebrauch in der Schule 
gerichtet ſeien. Denn bei einer Erweiterung des Gebrauchs⸗ 
zwecks, über den Rahmen des Schulunterrichts hinaus, er⸗ 
weitere ſich das Abſatzgebiet eines Liederbuches in einem 
Maße, daß eine erhebliche, vom Geſetz nicht gewollte Beein⸗ 
trächtigung der Rechte der betroffenen Urheber eintreten 
würde. So ſehr dieſer letztgenannte Geſichtspunkt Beachtung 
verdient, kann ſich der Senat dieſer von der Rev. verteidigten 
Anſicht des KG. doch nicht anſchließen. Die neuere Entwick⸗ 
lung hat ſchon vor der nationalen Revolution dazu geführt, 
daß die Unterrichtsverwaltungen der deutſchen Länder für 
die Auswahl der zu Lehrzwecken geeigneten Muſikwerke andere 
Grundſätze aufgeſtellt haben, als früher maßgeblich waren 
(vgl. Marwitz Möhring, Anm. 1 Abi. 2 zu § 21 Lit⸗ 
UrhG.). Seitdem aber iſt in der neueren Geſetzgebung immer 
ſchärfer der nationalſozialiſtiſche Grundſatz betont worden, 
daß die Belange des einzelnen Urhebers, trotz hoher Bewer⸗ 
tung aller Leiſtungen des ſchöpferiſchen Menſchen, da ihre 
Grenze finden müſſen, wo ſie mit den Belangen der Volks⸗ 
geſamtheit nicht mehr völlig in Einklang zu bringen ſind. 
Dieſer Grundſatz muß auch bei der Auslegung älterer Geſetze 
entſcheidend ſein. Deshalb iſt auch für die Auslegung des 
$ 21 Nr. 3 Lit UrhG. maßgeblich, daß man heute nach den 
von der Reichsunterrichtsverwaltung aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen nicht mehr ſo ſcharf, wie früher vielleicht, zwiſchen 
Volksliederbüchern und Schulliederbüchern unterſcheiden kann, 
weil der Inhalt von Volksliederbüchern in der Regel ſich 
auch für die Aufnahme in Schulliederbücher eignet. Es gibt 
keinen abſoluten Maßſtab für diejenigen pädagogiſchen Grund⸗ 
ſätze, die für die Auswahl des Inhalts von Schulliederbüchern 
maßgeblich wären; maßgeblich iſt vielmehr die grundſätzliche 
Auffaſſung der Unterrichtsverwaltung. Wenn dieſe nicht mehr 
ſcharf zwiſchen Volks⸗ und Schulliederbüchern unterſcheidet, 
jedenfalls einen grundſätzlichen Unterſchied nicht anerkennt, 
wie ſich aus der Empfehlung des bayriſchen Kultusminiſte⸗ 
riums an die Schulleiter hinſichtlich des ſtreitigen Lieder⸗ 
buches ergibt, ſo kann auch die Rſpr. nicht anerkennen, daß 
ein Schulliederbuch ausſchließlich für den Gebrauch in 
den Schulen geeignet und ſeiner Beſchaffenheit nach beſtimmt 
ſein müſſe. Es muß genügen, wenn das Liederbuch ſo be⸗ 
ſchaffen iſt, daß es auch für den Unterricht in Schulen be⸗ 
ſtimmt erſcheint. 

Prüft man unter dieſem Geſichtspunkt das ſtreitige Werk, 
ſo iſt zuzugeben, daß es nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
des OLG. beiden Zwecken, dem Volksgeſang und dem Schul⸗ 
geſang ſeiner Beſchaffenheit nach zu dienen geeignet iſt. Nach 


genauer Prüfung ſeines Inhalts hat aber das OLG. feſt⸗ 
geſtellt, daß das Werk auch die für den Schulgebrauch weſent⸗ 
lichen Eigenſchaften beſitzt, daß alſo die heute maßgeblichen 
pädagogiſchen Grundſätze nicht unbeachtet geblieben ſind. Die 
Rüge der Rev., daß jeder objektive Maßſtab bei den Er 
örterungen des angefochtenen Urt. fehle, iſt deshalb auch un 
gerechtfertigt. Denn das OLG. betont ausdrücklich, daß es 
nach der heute herrſchenden Auffaſſung nicht mehr darauf en, 
komme, ein Schulliederbuch ſo einzurichten, daß nach der 
Reihenfolge vom leichteren zum ſchwereren fortgeſchritten 
wird, daß vielmehr die Auswahl dem Lehrer überlaſſen blei⸗ 
ben könne. Dem kann noch hinzugefügt werden, daß ein 
Schulliederbuch nicht zum Selbſtunterricht beſtimmt iſt. Somit 
bleiben als objektive Merkmale nur der Inhalt der Lieder“ 
texte und die Anpaſſung der ausgewählten Melodien an den 
Stimmumfang von Schülern beachtlich. In beiden Rich 
tungen hat das OLG. den Inhalt des „Singkamerad“ geprüft, 
Anlaß zu Bedenken aber nicht finden können. Auch die Rev 
bemängelt dieſe im weſentlichen auf unanfechtbaren tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen beruhenden Ausführungen nicht, die er“ 
ſichtlich auch nicht durch Rechtsirrtum beeinflußt ſind. 

Nur als Beſtätigung ihrer objektiven Feſtſtellung haben 
beide Vorinſtanzen darauf verwieſen, daß ſowohl die Her“ 
ausgeberſchaft des NS.⸗Lehrerbundes wie auch die Genehmt 
gung und Anerkennung des Werkes als Schulliederbuch durch 
das Bayriſche Kultusminiſterium für die Richtigkeit der ob⸗ 
jektiv gefundenen Beſchaffenheit des „Singkamerad“ ſprechen. 
Es wäre nicht richtig, die beſondere Stellung der Herausgeber 
und der prüfenden Behörde allein für die Entſch. der Rechts“ 
frage als maßgeblich zu erachten. Beide Tatbeſtandsmoment 
ſind aber nicht unbeachtlich, ſondern durchaus geeignet, die 
ſonſt ſchon gefundene richterliche Überzeugung zu ſtützen, 
ſogar beſtehende Zweifel über die „Beſchaffenheit“ auszus 
räumen. Dann kann aber die Rev. keinen Erfolg haben, da 
ein Rechtsirrtum bei der Anwendung des § 21 Nr. 3 Lit⸗ 
UrhG. nicht erkennbar iſt. 


(RG., I. Ziv Sen., U. v. 14. April 1937, 1165/36.) [P. 
Sonſtiges Zivilrecht 
21. RG. — 8843 BGB.; 88 286, 287 ZPO. fen 


Bei der Beurteilung der Minderung der Erwerbsfähig 
darf Energieleiſtung nicht gefordert werden, die weit über 
Durchſchnittsmaß hinausgeht. ; 

Die Beurteilung der zumutbaren Energieleiſtung iſt Sach 
der Veweiswürdigung, nicht Frage der Beweislaſt. 

Zutreffend geht das OLG. davon aus, daß es für die De 
meſſung der Geldrente nach § 843 Abſ. 1 BGB. weſentlich 9 
auf ankommt, wie der Kl. ohne die Verletzung in Zukunft ſein 
Erwerbsfähigkeit ausgenutzt und welchen Erwerb er daraus NA 
dem regelmäßigen Verlauf der Dinge vorausſichtlich gezogen 
haben würde. Das OLG. führt dann aus, der Kl. habe ſein 
ſelbſtändige Praxis wegen erheblichen Verdienſtrückgangs m 
gegeben und würde auch keine Ausſicht gehabt haben, nach er 
Tode des Dentiften G. in L. eine eigene Praxis zu eröffne 
Der Kl. würde aber ohne den Unfall eine dauernde Stellung 5 
Dentiſtenvertreter oder als angeſtellter Dentiſt vorausſichnn g 
gefunden haben, wie er auch ſeither ſeinen Lebensunterhalt du = 
Vertretung von Dentiften verdient habe. Der Kl. fei nach de 3 
Urteil des ärztlichen Sachverſtändigen in ſeiner Tätigkeit ber 
Dentiſt auf ½ in feiner Erwerbsfähigkeit herabgeſetzt, weil 100 
Dentiſt in feinen Berufe auf ſtehende Beſchäftigung angebe, 
ſen ſei und der Kl. infolge feines Fußleidens zu längerem Sie hr 
nicht imſtande ſei. Die Benutzung eines fahrbahren Arbeitaltt 
les ermögliche nur eine beſchränkte Zahl von Behandlung 
und könnte dem Kl. nur nützen, wenn er eine eigene Brad“ 
hätte. Bei der Vergebung von Vertretungen und Angeſte or⸗ 
ſtellungen würden dem Kl. immer geſunde Berufsgenoſſen Dr, 
gezogen werden. Das BG. hat noch folgendes erwogen. Ein 5 
Zeuge gehörter Zahnarzt übt feine Praxis aus, obgleich er ſchü er 
kriegsbeſchädigt und feine Erwerbsbeſchränkung zu 60 % Nr. 
erkannt ſei. Die Bekl. meine, der Kl. ſei ebenſo fähig, die Talg 
keit als Dentiſt voll auszuüben, wenn er nur genügend Wille 


0. Jahrg. 1937 Het 29:80] 


t f 3 5 
10 aufbieten würde. Dem halte der Kl. mit Recht entgegen, 


En es ſich um einen Ausnahmefall handle und daß die gleiche 
1 ‚ Steleiftung nicht von jedem Durchſchnittsmenſchen erwartet 
Em gefordert werden müſſe. Jedenfalls habe die Bekl. nicht dar⸗ 

an, daß der Kl. hierzu fähig fei. 
Es handelt ſich hierbei nicht um die Frage der Beweis- 
il ſondern um eine ſolche der Beweiswürdigung. Das BG. 
Kar: eine Starke Erwerbsbeſchränkung des Kl. gerade in ſeiner 
Bo als Dentiſt auf Grund des ärztlichen Gutachtens an- 
en und wägt das beiderſeitige Vorbringen der Parteien 
“ah gegeneinander ab. Der Bert. hält das Beiſpiel des Zeu⸗ 
u auf den Fall des Kl. nicht für anwendbar. Der abſchlie⸗ 
8 e Satz „Jedenfalls hat die Bekl. nicht dargetan, daß der 
Ve er fähig ſei“, ſoll nach dem Zuſammenhang nur be- 
8 en, daß das eigene Urteil der Bekl. über die Fähigkeit des 
as deim Mangel geeigneter Unterlagen nicht maßgeblich ſei. 
ſam BG. hält ſich dabei im Rahmen feiner Aufgabe, den ge— 
beigen Inhalt der Verhandlungen und das Ergebnis der Be⸗ 
ie, aufnahme frei zu würdigen (§ 286 ZPO.) und den Scha- 

nach 8 287 ZPO. zu ſchätzen. 
1 Die Rev. rügt weiter, das. BG. unterſtelle, daß die Be⸗ 
8 bung eines Arbeitsſtuhles oder ähnlicher Gerätſchaften dem 
wü die volle Berufstätigkeit wenigſtens teilweiſe ermöglichen 

rde, wenn er eine eigene Praxis hätte. Nach dem Zuſam⸗ 
hum ang der Urteilsbegründung will das BG. mit den Worten 
0 Ausdruck bringen, daß es ſich um einen unmöglichen Fall 
zandle und daß der Kl. unfähig ſei, in feiner körperlichen Be⸗ 

erung eine eigene Praxis zu begründen. 
RG, VI. ZivSen., U. v. 8. April 1937, VI 388/36.) (C.] 
* 

pfl 22. RG. — 88 823 Abſ. 2, 831 BGB. Die Entlaſtungs⸗ 
Ian cht des ſtreupflichtigen Grundſtückseigentümers, der fich ſelbſt 


la it, 


mich das Streuen nicht bekümmert, muß ſich nach 8 831 BGB. 
. nur auf den Hauswart, dem vertraglich die Ausführung 
waltskreuens übertragen wird, ſondern auch auf den Hausver⸗ 
I, U erſtrecken, und zwar hinſichtlich der erforderlichen An⸗ 
tung für die Überwachung. 
bell Die Kl. kam in B. vor dem Hauſe zu Fall, das der Erſt⸗ 
ae, einer OHG. in Liqu., gehört und deſſen Hauswart die 
h n ilbetlagte iſt. Sie erlitt einen komplizierten Bruch des rech⸗ 
eidünterarms und des Ellenbogenknochens. Sie verlangt von 
ber en Bekl. Schadenserſatz mit der Behauptung, daß fie infolge 
übe Verletzung ihren Beruf als Klavierlehrerin nicht mehr aus⸗ 
n könne und daß der Unfall auf die ſchuldhafte Unterlaſſung 
nehr treuens bei Glätte zurückzuführen ſei. Sie macht 
ein ere Leiſtungsanſprüche, einen Befreiungsanſpruch und 
708 Feſtſtellungsanſpruch geltend. Bezüglich der Zweitbeklag⸗ 
— ſchwebt das Verfahren noch vor dem LG. Das BG. erklärte 
5 genüber der Erſtbeklagten, der Hauseigentümerin — künftig 
. genannt —, die Anſprüche — abgeſehen vom Feſtſtellungs⸗ 


ant 
auch de — dem Grunde nach für gerechtfertigt und entſprach 
die een Feſtſtellungsantrage. Gegen dieſes Urteil richtet ſich 


ev. der Bekl., jedoch ohne Erfolg. 
in Das BG, ſtellt feſt, daß der Unfall ſich zwiſchen Yal und 
mer Mittags ereignet hat, daß ſeit dem um 6 Uhr vorgenom⸗ 
benen Streuen noch nicht wieder geſtreut war, wiewohl das 
an der damals herrſchenden Glätte vorher erforderlich war, 
zufü daß der Unfall auf die Glätte des Bürgerſteigs zurück⸗ 
übten ift. Die Rev. ftellt nur in Abrede, daß die Bell. als 
useigentümerin ihre Aufſichtspflicht verletzt habe. 
lch Das BG. geht davon aus, daß die Bekl. gegen ihre öffent- 
AR vechtliche Verpflichtung zum Streuen (vgl. hierzu Ket⸗ 
verstoße „Die Streupflicht in Gefebgebung und Rſpr.“ S. g9), 
dal oßen hat (8823 Abſ. 2 BGB.) und daß fie ſich deshalb in 
ung Umfang entlaſten müſſe. Wenn die Bekl. die Ausfüh⸗ 
ſie N des Streuens der Hauswartsfran übertragen habe, habe 
hi doe, auch wenn fie eich ſonſt als zuverläſſig erwieſen habe, 
Hunszchend beaufſichtigen müſſen. Es reiche nicht aus, daß die 
Strevartsfrau in dem mit ihr abgeſchloſſenen Vertrage das 
5 richt übernommen habe. Die Bekl. ſei noch zu beſonderer 
ſindlicht verpflichtet geweſen, weil ſie eine in Liquidation be⸗ 
ſch iche Op G. ſei, deren Liquidatoren ſich in Wien und in der 
echoſlowakei aufhielten. Es könne deshalb auch nicht ge- 
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nügen, daß fie mit der Hausverwaltung Frau G. betraut habe, 
die früher für eine Firma 12 Häuſer und ſeit dem 1. Jan. 1933 
für einen anderen 2 Häuſer verwaltet habe. Sie hatte dieſer 
beſonders ſtrenge Anweiſungen für die Überwachung des 
Streuens erteilen müſſen. Seit dem 1. Mai 1934, dem Beginn 
der Verwaltertätigkeit der Frau G., habe bis zum Unfalltage 
(10. Jan. 1935) noch keine Winterglätte beſtanden. Deshalb habe 
Frau G. einerſeits bis dahin keine Gelegenheit gehabt, ſich von 
der ſorgfältigen Erfüllung der Streupflicht durch die Haus⸗ 
wartsfrau zu überzeugen; andererſeits ſei die Wetterlage wäh⸗ 
rend des ganzen Vormittags jo geweſen, daß beſondere Sorg⸗ 
falt hinſichtlich der Streupflicht und der Beaufſichtigung ihrer 
Ausführung hätte beobachtet werden müſſen. Zur Rede geſtellt 
habe Frau G. die Hauswartsfrau erſt nach dem Unfall. Bei 
ihrer bald nach dem Unfall erfolgten polizeilichen Vernehmung 
habe ſich Frau G. lediglich darauf berufen, daß die von der 
Bekl. eingeſetzte Hauswartsfrau vertraglich die Pflicht habe, bei 
Froſt vor dem Grundſtück den Bürgerſteig vorſchriftsmäßig zu 
beſtreuen. Die Bekl. habe überhaupt nicht angeben können, 
was ſie der Frau G. hinſichtlich der Beaufſichtigung aufgetragen 
habe. Für die Tätigkeit der Hauswartsfrau ſei zu erwägen, 
daß Beauftragte, wenn der Hauseigentümer im Auslande ſei, 
ihre Pflichten leicht vernachläſſigen, wenn dieſe ihnen nicht be⸗ 
ſonders eingeſchärft würden und ſie nicht genügend überwacht 
würden. 

Dieſe Ausführungen enthalten keinen Rechtsirrtum. Der 
Senat hält an feiner Rſpr. feſt (aus neuerer Zeit Urt. vom 
8. Febr. 1934, VI 407/33: Seuff Arch. 88 Nr. 106), daß die Ent» 
laſtungspflicht des ſtreupflichtigen Grundſtückseigentümers, der 
ſich ſelbſt um das Streuen nicht bekümmert, ſich nach §8 831 BGB. 
nicht nur auf den Hauswart, dem vertraglich die Ausführung 
des Streuens übertragen wird, ſondern auch auf den Haus⸗ 
verwalter erſtrecken muß, und zwar hinſichtlich der erforderlichen 
Anleitung für die Überwachung. Die Rev. meint, daß für dieſen 
Grundſatz im vorl. Fall kein Raum ſei. Dem iſt nicht beizutre⸗ 
ten. (Wird ausgeführt.) Die Beleuchtung des Treppenhauſes iſt 
eine regelmäßig wiederkehrende Aufgabe, deren Erfüllung der 
Hausverwalter allerdings auch zu beaufſichtigen hat; bei der 
Ausübung des Streuens aber handelt es ſich um eine unregel⸗ 
mäßig eintretende, ganz den Verhältniſſen des einzelnen Falles 
anzupaſſende Tätigkeit, bei der es auf beſondere Zuverläſſigkeit 
des Ausführenden ankommt. Nachhaltige Anweiſungen nach die⸗ 
ſer Richtung ſind zur Vermeidung von Gefahren für den Ver⸗ 
kehr nicht zu entbehren. Deshalb erſcheint es durchaus erforder⸗ 
lich, daß der Hauseigentümer, der die Erfüllung ſeiner eigenen 
rechtlichen Verpflichtung (Beaufſichtigung der Ausführung des 
Streuens) einem anderen überträgt, dieſem auch einſchärft, daß 
und in welcher Art dieſe Aufgabe zu erfüllen iſt. In letzterer 
Beziehung können bei einzelnen Perſonen die Auffaſſungen über 
den Inhalt der Aufgaben verſchieden ſein. Deshalb iſt ein Hin⸗ 
weis darauf auch keineswegs überflüſſig. Es iſt zu beachten, 
daß es ſich bei dem Hausverwalter nicht nur um die Kenntnis 
der Aufgaben hinſichtlich des Streuens handelt, ſondern auch 
darum, daß er von dieſem Wiſſen den erforderlichen Gebrauch 
macht; und in dieſer Beziehung iſt Hinweiſen ſeitens des Eigen⸗ 
tümers oder des ihm rechtlich gleichſtehenden in der Regel eine 
Wirkung nicht abzuſprechen. 

(NG., VI. Ziv Sen., U. v. 22. März 1937, VI 390/86.) [v. B.] 
* 
23. RG. — $$ 839, 249 ff. BGB. 


„Schaden“ des Gläubigers bei einer Rangverſchlechterung 
ſeiner Hypothek durch Amtsverſehen des Grundbuchbeamten. 

Zur Bejahung eines gegenwärtigen Schadens genügt die 
Feſtſtellung, daß infolge der Rangverſchlechterung die vordem 
ganz entfernte Möglichkeit eines Ausfalls der Hypothek näher 
gerückt und damit die Befriedigung des Gläubigers gefähr⸗ 
det iſt. 

§ 839 Abſ. 1 Satz 2 BOB. macht den Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des in ſeinem Rang verſchlechterten Hypothekengläubi⸗ 
gers nicht davon abhängig, daß der Gläubiger zuvor in der un⸗ 
günſtiger gewordenen Rangſtellung die Fährniſſe eines Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahrens auf ſich nimmt oder ſich um einen 


1918 


Verkauf der Hypothek bemüht, nachdem die Ausſichten hierfür 
durch die Schuld des Beamten verringert worden ſind. 

Für die Rechtsvorgängerin der Kl. ſtand im Grundbuch 
von H. Abt. III Nr. 3 ſeit dem Jahre 1913 eine Darlehnshypo⸗ 
thek von 2000 / eingetragen. Dieſe Hypothek wurde im Dez. 
1922, als ſie nur noch einen Wert von 1,16 GM. hatte, an 
die Tochter der Grundſtückseigentümerin, Frau W., abgetreten. 
Die Abtretung wurde im Grundbuch vermerkt. Im Dez. 1925 
meldete die Kl. für ſich als Rechtsnachfolgerin der früheren 
Gläubigerin den Anſpruch auf Aufwertung von Hypothek und 
Forderung an (5 17 AufwG.). Die Aufwertung auf 269,84 f. 
wurde im Dez. 1926 im Grundbuch eingetragen, ohne daß je⸗ 
doch die Kl. als Gläubigerin dieſer Aufwertungshypothek ver⸗ 
merkt und von der Eintragung benachrichtigt worden wäre. Erſt 
im Jahre 1928 wurde in einem zur Klarſtellung der Rangver⸗ 
hältniſſe beſtimmten Vermerk nachgetragen, daß es ſich um eine 
der Kl. zuſtehende Aufwertungshypothek handele. Auf Grund 
des Geſetzes über die Bereinigung der Grundbücher v. 18. Juli 
1930 (RGBl. I, 305) wurde ſpäter ein Verfahren zur Klar⸗ 
ſtellung der unüberſichtlich gewordenen Rangverhältniſſe ein⸗ 
geleitet (§ 24 des Geſ.). Zu dieſem Verfahren wurde, ſoweit es 
die Poſt Nr. 3 zur Höhe von 269,84 ., betraf, nur Frau W., 
nicht die Kl. zugezogen. Die Poſt erhielt auf dem neuen Grund⸗ 
buchblatt die Stelle Nr. 3 im Rang nach zwei Hypotheken von 
zuſammen 4750 .2,#. Als Gläubigerin wurde Frau W. ein⸗ 
getragen. 

Im Jahre 1932 kam das belaſtete Grundſtück zur Zwangs⸗ 
verſteigerung. Da die Kl. in dem Grundbuch als Gläubigerin 
nicht mehr verzeichnet war, wurde ihr die Beſtimmung des Ver⸗ 
ſteigerungstermins nicht zugeſtellt; ſie erhielt von dieſem Ter⸗ 
min auch auf andere Weiſe keine Kenntnis. Das Grundſtück 
wurde im Febr. 1934 der Frau W. auf ihr Bargebot von 
4200 RA zugeſchlagen. Beſtehen blieben außer der Aufwertungs⸗ 
hypothek der Kl. die beiden ihr vorgehenden Hypotheken von zu⸗ 
ſammen 4750 K und die im Range nachſtehende Hypothek Nr. 4 
von 2625 7%. Insgeſamt betrug der Steigpreis alſo 11575 AM. 
Auf Bewilligung der Erſteherin wurden im April 1934 gleich⸗ 
zeitig die Aufwertungshypothek der Kl. gelöſcht und für den 
Schlachtermeiſter B. eine neue Hypothek von 3000 GM. eingetra⸗ 
gen. Von der Löſchung ihrer Hypothek erfuhr die Kl. erſt Ende 
des Jahres 1934, als ſie rückſtändige Zinſen einklagen wollte. 

Die von der Kl. an den beklagten Juſtizfiskus geſtellte Er⸗ 
ſatzforderung wurde von dieſem abgelehnt. Die Kl. verklagte dar⸗ 
auf Frau W. auf Zahlung des Hypothekenkapitals (269,84 RA) 
und der bis zum 31. März 1935 rückſtändigen Zinſen (51,22 ). 
Gleichzeitig verkündete die Kl. dem Bekl. gerichtlich den Streit. 
Das AG. wies die Klage als unbegründet ab. Das Urteil wurde 
rechtskräftig. 

In dem vorl. Rechtsſtreit fordert die Kl. vom Bekl. nun⸗ 
mehr Schadenserſatz durch Erſtattung des Hypothekenkapitals 
(269,84 A) und der Zinſen (51,22 Fh) ſowie der Koſten des 
voraufgegangenen Rechtsſtreits mit Frau W. (132,30 RM), zu- 
ſammen 453,36 , nebſt näher bezeichneten Zinſen von dieſer 
Summe. 

Die Kl. hat für den Fall ihres Obſiegens dem Bekl. die 
Abtretung ihrer etwa außerhalb des Grundbuchs beſtehenden 
Hypothek angeboten. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Auf Berufung der 
Kl. hat das Os. den Bekl. verurteilt, Zug um Zug gegen 
Abtretung der Aufwertungshypothek von 269,84 S, an die Kl. 
332,30 S nebſt 4% Zinſen auf 132,30 e ſeit dem 1. Dez. 
1935 zu zahlen. 

Nur der Bekl. hat Rev. eingelegt, jedoch ohne Erfolg. 

Nach zutreffender und rechtlich einwandfrei begründeter 
Auffaſſung des BG. hat die dem ſchuldigen Grundbuchbeamten 
unſtreitig zur Laſt fallende Amtspflichtverletzung ſelbſt im wei⸗ 
teren Verlauf der Ereigniſſe nicht zum Untergang der Aufwer⸗ 
tungshypothek geführt. Dieſe Hypothek beſteht vielmehr, wenn 
auch außerhalb des Grundbuchs, heute noch fort und ihre 
Wiedereintragung könnte von der Kl. mit Hilfe der Grundbuch⸗ 
berichtigungsklage (§S894 BGB.) gegenüber der Eigentümerin 
durchgeſetzt werden. Einen Schaden der Kl. — und zwar einen 
gegenwärtig bereits eingetretenen, nicht einen erſt künftig 


Rechtſprechung 


Kl. auch darin recht, daß ſich ihr die Möglichkeit, auf an 


würdigung entnommener Begründung feſtgeſtellt und 
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drohenden Schaden — findet das BG. aber in der esenfall 
rechtlich bedenkenfrei bejahten Rangverſchlechter n * 
der Hypothek, der heute in Abt. III des Grundbuchs Rechte dan, 
Betrag von 7750.24 (ſtatt wie früher 4750 ) vorgehen 
Infolge dieſer Rangverſchlechterung iſt nach dem BU. die Sichng 
heit der Hypothek im Fall einer künftigen Zwangsverſteigern : 
nicht mehr gewährleiſtet, aber auch der Verkehrswert der SUP 
thek geſunken. Das BG. nimmt nicht an, daß die Grundſtu 8 
eigentümerin den neu eingetragenen Gläubiger B. zur — 
gabe ſeiner beſſeren Rangſtellung zugunſten der Kl. würde en 
ſtimmen können. Es hält deshalb eine Herſtellung des früher 

Zustandes (§ 249 BGB.) nicht für moͤglich und erachtet de 
Bekl. folglich für verpflichtet, die Kl. in Geld zu entſchädige 
(8251 Abſ. 1 BGB.). Die Höhe der Entſchädigung bemißt da 
BG. nach dem auf 200 %% geſchätzten Verkehrswert, den de 
Hypothek an ihrer alten Stelle gehabt hätte. Das BG. gib 
Weiſe Erſatz zu erlangen, weder bei Klagerhebung dargebot * 
noch daß ſie eine früher beſtehende Möglichkeit ſchuldhaft wi 
fäumt habe (5 839 Abſ. 1 Satz 2 B08 B.). Mit der Grundbun 
berichtigungsklage ſei der Kl. nicht gedient, weil ſie zur Wieder 
eintragung der Hypothek an alter Rangſtelle nicht führen n 
Ein Recht auf Schadloshaltung durch die Grundſtückseigen 
tümerin ſei ihr in dem voraufgegangenen Rechtsſtreit recht 
kräftig aberkannt worden. Mit der Behauptung, daß der Range 
ſtreit unrichtig entſchieden oder von der Kl. — durch Ni ne 
einlegung der Berufung — ſchlecht geführt worden ſei, n 
der Bekl nicht gehört werden. Die Erſatzpflicht des Bell m. 
faſſe auch die Erſtattung der Koſten, die der Kl. durch = 
Rechtsſtreit entſtanden ſeien. Denn die Anſtrengung der Ee 
klage gegen die Grundſtückseigentümerin ſei eine natürliche, 70 
gewöhnlichen Verlauf der Dinge entſprechende Folge des Aug 
verſehens. Die der Klage gegebene Begründung ſei ſachgem x 
geweſen, übrigens der Kl. vom Bekl. ſelber nahegelegt worde 

Die Rev. bekämpft u. a. die Annahme, daß der Kl. ſc 
jetzt ein Schaden entſtanden ſei. 

Im Rechtsſinne iſt ein Schade dann gegenwärtig 
ten, wenn infolge des ſchädlichen Ereigniſſes die zeitige en 
mögenslage des Betroffenen, verglichen mit ſeinem frühe 
Vermögensſtande, ſchlechter geworden iſt (RG. 153, 101 10 . 
JW. 1937, 815%). Demgemäß kann, wie in der Rſpr. des 72 
anerkannt iſt, bei einer Hypothek ſchon eine Rangverſchlecheg 
rung einen Schaden des Gläubigers bedeuten (RGZ. RN 
JW. 1934, 15644 m. Anm. A, Anm. B 1934, 1904 s; 9 115 
Rgiſpr 1934 Nr. 1479; RGWarn. 1936, 179). Ein Schade w.. 
ſolchenfalls ſtets dann anzunehmen ſein, wenn die Range 
ſchlechterung die Befriedigung des Gläubigers aus dem belaße. 
ten Grundſtück und den mithaftenden Gegenſtanden gefahr. 
(81147 BGB.) oder, wenn fie, was freilich meiſt zuſam ne, 
treffen wird, den Verkehrswert der Hypothek beeinträchtigt. en⸗ 
rade dies aber hat das BG. mit eingehender, der Laib hier 

ie hien, 
gegen ſich richtenden Ausführungen der Rev. ſchlagen uf 
durch. Entgegen der Meinung der Rev. kommt es nicht ae 
an, ob im Fall einer künftigen Zwangsverſteigerung Belt! 1 
gung der Kl. auch bei ſchlechterem Rang ihrer Hypothek z er⸗ 
reich der Möglichkeit“ liegt. Denn nach dem WU. beſteht HT, 
für keine hinreichende Wahrſcheinlichkeit und zur Bejahung = ne 
gegenwärtigen Schadens genügte ſchon die vom BG. getroff 
Feſtſtellung, daß infolge der Rangverſchlechterung die vor e 
nur ganz entfernte Möglichkeit eines Ausfalls der Hype it 


eingetre⸗ 


ſtückseigentümerin nach Kündigung der Aufwertungsfordern g 
die Kl. ohne Zwang befriedigen werde (8 1142 BGB., vgl. Det 
die VO. zur Regelung von Aufwertungsfälligkeiten v. et: 
1936 [REBL. I, 11211) bezeichnet das BG. als unſicher. als 
der von der Eigentümerin im Vorprozeß eingenommenen 9 n 
tung iſt dieſe Auffaſſung nicht zu beanſtanden. Davon abgehen 
wäre mit der Verweiſung auf den guten Willen des single 5 
Schuldners eine Wertverringerung der von ihm geſtellten hol 
thekariſchen Sicherheit nicht auszuſchließen. 2 
Das BG. hat der Hypothek an ihrer alten Rangſte, 
einen gewiſſen Verkehrswert beigemeſſen und dieſen Wert 
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bee der Rangverſchlechterung als gemindert erachtet. Die von 
Ihr ev. zugunſten des Bekl. verwertete Erfahrung mag dafür 
kaeben, daß für eine Aufwertungshypothek von ſo geringem Be⸗ 
nich ſelbſt wenn ſie an ganz ſicherer Stelle ſteht, ein Käufer ſich 
5 t leicht finden laſſen wird. Daß aber, namentlich bei einem 
— G. allein in Rechnung geſtellten Verkauf unter dem Nenn⸗ 
Wert ſolchen Hypotheken erfahrungsgemäß ein Verkehrswert 
zu thaupt nicht beigemeſſen werden könne, iſt der Rev. nicht zu⸗ 
been Die dem Bu. zugrunde liegende Feſtſtellung, daß die 
gotbet der Kl. bei ihrem bisherigen Rang einen gewiſſen 
rkehrswert gehabt habe und der Kl. ein Intereſſe an deſſen 
rmachung nicht abzuſprechen geweſen ſei, bindet deshalb 
evG. (8561 Abſ. 2 ZPO.). Auch hier iſt es belanglos, daß 
1 nmöglichkeit einer Verwertung der Hypothek nach 
die Nangverſchlechterung im BU. nicht feſtgeſtellt iſt; es genügt 
R Feſtſtellung, daß die Möglichkeit der Verwertung durch die 
angverſchlechterung beeinträchtigt worden iſt. 
egenüber der hiernach bedenkenfrei begründeten Annahme 
we gegenwärtigen Schadens der Kl. verſagt der von der Rev. 
fahr gichsgerichtlichen Rſpr. entnommene Leitſatz, daß bei nur 


das R 


an aͤſſigem Amtsverſehen gegen den Beamten oder gegen die 
ein Mer Stelle haftende öffentlich rechtliche Körperſchaft weder 
kö e Leiſtungs⸗ noch eine Feſtſtellungsklage erhoben werden 

rie ſolange nicht der vom Geſchädigten erlittene Ausfall auch 
fall Höhe nach feſtſtehe. Die Rev. verſteht darunter den Aus⸗ 
Er den die Kl. nach Wiedereintragung der Hypothek an ſchlech— 
ii Stelle bei einem Verſuch der Befriedigung aus dem Grund— 
anf etwa erleiden ſollte. Sie bezieht den genannten Leitſatz alſo 
N das Ergebnis des Unternehmens, das durch Amtsverſchul⸗ 
gelt in ſeinem Wert verringerte Recht gegen den Verpflichteten 
Id zu machen. Die von der Rev. angezogenen Entſch. (RG. 
1933 20 JW. 1932, 3256 ; RG. 139, 343 [349] = ZW. 


ſchäd; JW. 1935, 3533 5) betreffen aber den Ausfall, den der Ge⸗ 
Erf Or bei dem Verſuch erleidet, auf andere Weile Erſatz zu 
ngen; fie dienen alfo der Auslegung des § 839 Abſ. 1 Satz 2 
Ee Dieſe Vorſchrift ordnet den Fall, daß der Geſchädigte 
dem g für den erlittenen Schaden von einem anderen als 
ö ſchuldigen Beamten zu erlangen vermag. Der andere muß 
eig ten ſein, den angerichteten Schaden gegenwärtig (in dem 
4 GRͤomm. Bent. 6 zu 8 839 erläuterten Sinne) durch eine 
übern fung, die nicht notwendig auf Grund derſelben oder 
brau aupt einer unerlaubten Handlung geſchuldet zu ſein 
wi cht, wieder auszugleichen. Darum handelt es ſich nicht, wenn, 
Dunn € Rev. es will, der Kl. zugemutet werden ſoll, mit der 
eine Amtsverſchuldeten verurſachten Rangverſchlechterung als 
han gegenwärtigen Vermögensbeſchädigung ſich abzufinden und 
Erei arten, ob in Zukunft ein nicht im voraus berechenbares 
rn enig, nämlich ein günſtig verlaufenes Zwangsverſteige— 
gsverfahren oder ein vorteilhafter Verkauf der Hypothek, den 

In richteten Schaden wieder ausgleichen wird. Die Vorſchrift 
nach 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. greift hier alſo nicht ein. Sie 
9 den Schadenerſatzanſpruch des in ſeinem Nang verſchlech⸗ 
das fi Hypothekengläubigers gegen den ſchuldigen Beamten oder 
bi 5 ihn haftende Reich nicht davon abhängig, daß der Gläu⸗ 
Rip, zuvor in der ungünſtiger gewordenen Rangſtellung die 
oder niſſe eines Zwangsverſteigerungsverfahrens auf ſich nimmt 
Aus ch um einen Verkauf der Hypothek müht, nachdem die 
wo ſichten hierfür durch die Schuld des Beamten verringert 
Oläub, ſind. Eine in der einen oder anderen Richtung dem 
Ab Niger vorzuwerfende Nachläſſigkeit wäre nur nach 8254 
w Sat 1 Halbſ. 2, nicht nach 98930 Abf.1 Satz 2 VOL. 
Schadch erheblich. Daß in dieſen Beziehungen die Kl. etwas der 
hat densabwendung oder minderung Dienliches verſäumt habe, 
Sun, T Bekl. nicht behauptet. Den Verſuch eines Verkaufs der 
betren ek hat er für ausſichtslos erklärt und auch aus dem Nicht⸗ 
ter Aben der Zwangsverſteigerung nicht den Vorwurf ſchuldhaf⸗ 
gen aumnis gegen die Kl. erhoben. Gegenüber den Feſtſtellun⸗ 
keitzdes BG. über die Unsicherheit der Hypothek der Kl an ihrer 
chien Rangſtelle würde einem ſolchen Vorwurf auch die Be- 

gung fehlen. d 

Bm agegen liegt auf dem Gebiet des § 839 Abſ. 1 Satz 2 
Digg: die Rüge der Rev., daß der Kl. ein mit Erfolg zu ver⸗ 
ichender Anſpruch auf Wiedereintragung der Hypothek an 
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„1309 22 m. Anm.; RG. 145, 56 [68] JW. 1934, 2543 4; 
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der alten Rangſtelle gegen die Eigentümerin, Frau W., zuſtehe. 
Träfe dies zu, ſo könnte die Kl. auf andere Weiſe Erſatz des 
nach Vorſtehendem ihr bereits entſtandenen Schadens erlangen 
und die gegen den Bekl. erhobene Klage wäre unbegründet. 

Gegen die Feſtſtellung des BG., daß die Herſtellung des 
bisherigen Zuſtandes nicht möglich ſei, iſt aber mit Rechtsgrün⸗ 
den nicht anzugehen. (Wird ausgeführt.) 

§ 839 BGB. gibt (i. Verb. m. dem hier noch anzuwen⸗ 
denden 812 GBO. a. F.) der geſchädigten Kl. ein Recht auf 
Erſatz ihres nach Vorſtehendem bereits entſtandenen Schadens, 
und zwar ein Recht auf alsbaldigen Erſatz. Auf künf⸗ 
tige, möglicherweiſe zu einem Ausgleich führende Ereigniſſe 
braucht fie ſich nicht verweiſen zu laſſen (RG. 80, 252 [254] 
JW. 1913, 38; RG. 90, 82 [85]; RG.: JW. 1935, 776 1). 
Da nach Feſtſtellung des BG. Herſtellung des früheren Zuſtan⸗ 
des unmöglich iſt, muß der Bekl. die Kl. in Geld entſchädigen 
(8 251 Abſ. 1 BGB.). Die Höhe der Entſchädigung hat das BG. 
nach dem Verkehrswert bemeſſen, den die Hypothek der Kl. an 
ihrer alten Rangſtelle hatte. Das iſt rechtlich nicht zu beanſtan⸗ 
den. Die Schätzung dieſes Wertes war Sache des hier nach § 287 
RO. bei der Handhabung feines Ermeſſens frei geſtellten Tat⸗ 
richters. 

Beizutreten iſt weiter der Auffaſſung des BG., daß aus 
einer vordem etwa beſtehenden Möglichkeit, von Frau W. Er⸗ 
ſatz eines in Geld zu vergütenden Schadens zu erlangen, nichts 
gegen den Beſtand des Klageanſpruchs herzuleiten ſei. Die Kl. 
iſt mit ihrer dahin zielenden Klage gegen Frau W. rechtskräf⸗ 
tig abgewieſen worden. Die im Vorprozeß an den Bekl. be⸗ 
wirkte Streitverkündung verwehrt es ihm, ſich dahin zu vertei⸗ 
digen, daß die Kl. durch Nichtanfechtung des als unrichtig er⸗ 
kannten Urteils des LG. eine ihr ſich darbietende Erſatzmöglich⸗ 
keit ſchuldhaft ungenutzt gelaſſen habe (8868, 74 ZPO.). Der 
durch fahrläſſige Amtspflichtverletzung Geſchädigte, der bei ge⸗ 
richtlicher Geltendmachung eines anderweit ſich darbietenden 
Erſatzanſpruchs abgewieſen wurde, iſt im Fall rechtzeitiger 
Streitverkündung an den Amtshaftungsſchuldner von der Pflicht 
zur Rechtfertigung ſeiner Prozeßführung bis an die Grenzen 
befreit, die im zweiten Halbſatz des §68 ZPO. gezogen worden 
ſind. Danach könnte der Bekl. mit der Behauptung, die Kl. habe 
den Vorprozeß mangelhaft geführt, nur dann gehört werden, 
wenn er durch die Lage des Rechtsſtreits oder durch Erklärungen 
oder Handlungen der Kl. an deren Unterſtützung gehindert wor⸗ 
den wäre, oder wenn die Kl. abſichtlich oder aus grobem Verſchul⸗ 
den dem Bekl. unbekannte Angriffs- oder Verteidigungsmittel 
nicht vorgebracht hätte. Davon kann im Streitfall nicht die 
Rede ſein. 

Rechtlich bedenkenfrei iſt endlich die Verurteilung des Bekl. 
zur Erſtattung der Koſten des Vorprozeſſes. Die Kl. hat un⸗ 
ſtreitig die Vorklage erſt erhoben, nachdem der Bekl. die Ab⸗ 
lehnung des gegen ihn gerichteten Erſatzanſpruchs u. a. auch 
mit der Verweiſung auf eine Erſatzforderung gegen Frau W. 
begründet und deren Einklagung der Kl. nahegelegt hatte. Wie 
das BG. in Würdigung des Sachverhalts annimmt, hatte die 
Kl. aber auch abgeſehen hiervon damals begründeten Anlaß, 
Frau W. für erſatzpflichtig zu halten. Danach bildete der vor⸗ 
aufgegangene Rechtsſtreit, aus deſſen Anſtrengung der Kl. kein 
Vorwurf zu machen tft, eine natürliche, dem gewöhnlichen Ver⸗ 
lauf der Dinge entſprechende Folge der Amtspflichtverletzung. 
Die durch ihn der Kl. erwachſenen Koſten gehören zu dem nach 
8839 BGB. zu erſtattenden Schaden (RG. 139, 193 [198] = 
JW. 1933, 10188 m. Anm.). 

Die Erſatzpflicht des Bekl. führt dazu, daß der Kl. der 
Wert ihrer Hypothek, ſo wie er ſich bei Fortbeſtand des alten 
Rangverhältniſſes ergeben würde, vom Bell. erſtattet werden 
muß. Bei entſprechender Anwendung des $ 255 BGB. iſt die Kl. 
demgegenüber verpflichtet, die Hypothek dem Bekl. zu geeigneter 
Verwertung zu überlaſſen (RGWarn. 1909 Nr. 482; RG. Seuff⸗ 
Arch. 89, 132). Hierzu hat ſie ſich bereit erklärt, und das BG. 
hat die Verurteilung des Bekl. zur Erſatzleiſtung ſo gefaßt, daß 
er nur gegen Abtretung der Hypothek zu zahlen braucht. Damit 
iſt den Belangen des Bekl. nach Recht und Billigkeit Genüge 
geſchehen. 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 24. März 1937, V 271/36.) Iv. B. 
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k 24. RG. — Die Anwendung rein ſachenrechtlicher Grund⸗ 
ſätze darf auf dem Gebiete des privaten Verſicherungsrechts, 
das in beſonderem Maße von den Grundſätzen von Treu und 
Glauben beherrſcht wird, nicht überſpitzt werden; ſie darf nicht 
zu Formalismus führen. 

Das BG. hatte folgende tatſächliche Feſtſtellung getroffen: 

Bei der bekl. Verſicherungsgeſellſchaft ſei ein Deckungsſtock 
gebildet geweſen (S 59 Aufiw®.; 88 56 ff. BerfAufi.). Er ſei auf 
die Verſicherungsgeſellſchaft K. durch einen beſonderen Über⸗ 
nahmevertrag übergegangen, die ihrerſeits ſich verpflichtet habe, 
ſämtliche Verpflichtungen der bekl. Verſicherungsgeſellſchaft deren 
Verſicherungsnehmern gegenüber zu erfüllen. Dieſer Übernahme- 
vertrag ſei vom RAufſ A. genehmigt worden. Das RG. ſprach 
jedoch in einem von einem Verſicherungsnehmer gegen die Bekl. 
anhängig gemachten Rechtsſtreit aus, daß die Bekl. nach wie vor 
aus dem Verſicherungsvertrage hafte, ſoweit es an der Geneh⸗ 
migung der Schuldübernahme durch den Verſicherungsnehmer 
fehle. Daraufhin iſt es bzgl. des Deckungsſtockes ſo gehandhabt 
worden, „wie wenn er nie von der bekl. Verſicherungsgeſellſchaft 
auf die Verſicherungsgeſellſchaft K. übertragen worden wäre“. 
Er iſt alſo der Bekl. zurückübertragen worden, als ſich heraus⸗ 
ſtellte, daß ſie ihren Verſicherungsnehmern noch weiter hafte. 
Er iſt in den Aufwertungsſtock gefloſſen, und das Aufwertungs⸗ 
ſtockverfahren iſt von Anfang an fo durchgeführt worden, wie 
wenn der Prämienreſervefonds bei der Bekl. geblieben wäre. 

Aus dieſer Feſtſtellung hat das BG. gefolgert, daß die 
Vorausſetzungen der gebundenen Aufwertung nach den Vor⸗ 
ſchriften von 88 59 ff. AufwG. i. Verb. m. Art. 95 ff. der 
hierzu am 29. Nov. 1925 ergangenen DurchfVO. gegeben 
ſeien. Hiergegen wendet ſich die Rev. des klagenden Ver⸗ 
ſicherungsnehmers, nach deſſen Anſicht die freie Aufwertung 
gem. § 242 BGB. Platz zu greifen habe. Das BG. geht nicht 
darauf ein, daß auch das RAuff A. für Privatverſicherungen be⸗ 
reits rechtskräftig feſtgeſtellt habe, daß die bekl. Geſellſchaft als 
eine unter Reichsaufſicht ſtehende Unternehmung anzuſehen ſei 
und dieſe Feſtſtellung für die ordentlichen Gerichte bindend iſt 
und damit aber auch Einwendungen außerhalb des im AufwG. 
und in der Durchf VO. geregelten Verfahrens gegen die Durch⸗ 
führung der Aufwertung ausgeſchloſſen ſind. 


Auf dieſe Rechtsfrage brauche nicht eingegangen zu wer⸗ 
den; denn alle Vorausſetzungen der gebundenen Aufwertung bei 
der Lebensverſicherung ſeien nach den oben angeführten, tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des BG. gegeben. Zweifelhaft ſei nur, ob 
zur Zeit des Inkrafttretens des AufwG. der Deckungsſtock bei 
der bekl. Verſicherungsgeſellſchaft noch vorhanden geweſen iſt, ge⸗ 
nauer, ob das, was das BG. hierüber feſtgeſtellt hat, dem gleich⸗ 
zuſtellen iſt. Auch dieſe Frage ſei mit dem Vorderrichter zu 
bejahen. 

Selbſt wenn man das noch Vorhandenſein eines Deckungs⸗ 
ſtockes als Grundlage für die rechtliche Zuläſſigkeit des Aufſtok⸗ 
kungsverfahren und damit für die gebundene Aufwertung über⸗ 
haupt anſehen wollte, ſo müßte auch dieſes Erfordernis im vorl. 
Falle als erfüllt betrachtet werden. Beide Vorinſtanzen haben 
mit Recht dem Art. 5 des vom RAufſA. genehmigten Über⸗ 
nahmevertrages und der ihm entſprechenden tatſächlichen Ent⸗ 
wicklung der Dinge in dieſer Hinſicht entſcheidende Bedeutung 
beigelegt. Nachdem durch die Urteile des RG. v. 20. Nov. 1925 
(RG. 112, 119 JW. 1926, 1973 und v. 4. Okt. 1927 (VAuff⸗ 
APrVerſ. 1928, 3) die Forthaftung der Bekl. gegenüber denjeni⸗ 
gen Verſicherungsnehmern, die nicht ausdrücklich der Übertra⸗ 
gung ihrer Verſicherungsverhältniſſe auf die K. zugeſtimmt hat⸗ 
ten, ausgeſprochen worden war, hat die K. nach der — wie oben 
erwähnt prozeſſual nicht zu beanſtandenden — Feſtſtellung des 
BG. den Deckungsſtock auf den inzwiſchen bei der Bekl. gebildeten 
Aufwertungsſtock zurücküberführt. Da dies in Erfüllung des Be⸗ 
freiungsanſpruchs geſchehen iſt, welcher der Bekl. gegen die K. 
zuſtand, kommt nichts darauf an, ob nicht der Bekl. — ſei es 
aus ſinngemäßer und nach Treu und Glauben erfolgender Ver⸗ 
tragsauslegung, ſei es auf Grund der Vorſchriften über die un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung oder aus anderen Geſichtspunkten — 
ein ſchuldrechtlicher Anſpruch gegen die K. auf dieſe Rücküber⸗ 
tragung zugeſtanden hat, was, wie es ſcheint, das BG. mit Un⸗ 
recht, auch ohne Begründung ſeiner Anſicht, verneinen möchte. 


Die Anwendung rein ſachenrechtlicher Grundſätze darf auf den 
Gebiete des privaten Verſicherungsrechts, das in beſonderen 
Maße von den Grundſätzen von Treu und Glauben beherrſe 
wird, nicht überſpitzt werden; ſie darf nicht zu Formalismus = 
ren. Denn der beherrſchende Gedanke iſt doch — auch von de 
Rechtsauffaſſung aus, die vom Kl. vertreten wird — der: = 
vom RAuffA. am 28. April 1922 erteilte Genehmigung ke 
Übertragung der von der Bekl. eingegangenen Verſicherung 
verhältniſſe (mit gewiſſen Ausnahmen) auf die K. erfolgte en 
verſtändlich im Hinblick auf die Übernahme aller Verpflichtn 
gen, die der Bekl. den Verſicherungsnehmern gegenüber oblage! 
durch die K. und in der Annahme, daß dieſer der Deckung 
fonds der Bekl. zur Erfüllung der übernommenen Verpflichmnn 
gen zur Verfügung ſtehe. Dieſer Übernahme der Verpflichtung 
der Bekl. durch die K. im Innenverhältnis der beiden Verſich 
rungsunternehmungen entſprach die in Art. 5 mit Art. 13 I 
14 des Vertrages geregelte Verpflichtung der K., die Bekl. B. 
Verbindlichkeiten aus den der K. übertragenen Verſicherung 
verhältniſſen freizuhalten. Soweit nun eine Befreiung der ber 
von ihren Verbindlichkeiten Verſicherungsnehmern gegen f 
nach jenen Urteilen des RG. nicht bewirkt werden konnte, 5 
es klar, daß der Deckungsſtock, der jenen Gläubigern zur Bess 1 
digung gedient hätte, falls ſie ſolche der K. hätten werden woll 5 
ihnen zur Befriedigung verbleiben mußte, wenn fie Gläubis 
der Bekl. geblieben ſind. Und ſo iſt es nach den Feſiſtellungz 
des BG. auch gehandhabt worden. Der Deckungsſtock hat Fu, 
der Genehmigung des Übertragungsvertrages durch das Raul, 
nie aufgehört, ihrer Befriedigung zur Verfügung zu ſtehen. 115 
Rückübertragung jenes Stockes in Erfüllung des Befrein . 
anſpruchs darf nicht ſo angeſehen werden, als hätte die oder 
damit einen Deckungsſtock erworben, den ſie bis dahin nicht 
nicht mehr gehabt hätte. 


(Gl., VII. Ziv Sen., U. v. 6. April 1937, VII 269/36) [N. 
(3. 154, 242.) 


* 


€ 
25. RG. — 8 821 HGB.; 858 ADS. affifitationdattel” 
haben für die Feſtſtellung der Seetüchtigkeit eines Schiffes * 
weitergehende Bedeutung als die eines vom Gericht nach 
nem Wert zu würdigenden Beweismittels. 51 
. 


(RG., 1. Ziv Sen., U. v. 20. März 1937, 1202/36.) 
* 


* 26. RG. — 1. Bei Streit der Hinterbliebenen üb 
Ort der Beiſetzung iſt der Wille des nach $2 Abi. 3 Feuer 
tungs. zunächſt Berufenen als maßgeblich anzuſehen. N 


2. Der von der Rſpr. von jeher aufgeſtellte Grundſaß, 110 
nach die Umbettung einer einmal beigeſetzten Leiche nur ; 
ganz beſonderen Gründen verlangt werden kann, gilt auch ich? 
wenn es ſich um das Verlangen nach Umbettung einer beige 
ten Aſchenurne handelt. 


5 n 

1. Das BG, ftellt an der Spitze feiner Urteilsgründe o 

Grundſatz auf, beim Tode eines Ehegatten habe der uͤberle den 

Ehegatte vor deſſen Eltern und Geſchwiſtern die Art un t, 
Ort der Beiſetzung zu beſtimmen; dies gelte nur dann 2 

wenn der Verſtorbene einen anderen Willen darüber aus des- 
lich erklärt habe oder wenn ein anderer mutmaßlicher Wille 

ſelben aus ſonſtigen Umſtänden klar und deutlich hervorgeh i 


50 
Rechtliche Bedenken ſind gegen die vom BG. gewählte dat 
ſung dieſer Leitſätze nicht zu erheben. Der beherrſchende Ge 03 
— an dem das RG. in ſtändiger Rſpr. feſtgehalten hat e 1˙ 
100, 172; 108, 220) und der in dem RGeſ. über die © ‚ieh? 
beſtattung v. 15. Mai 1934 8 2 Abſ. 1 jetzt auch ſeinen Bin, 
lichen Ausdruck gefunden hat — iſt dabei der, daß für IE ni 
ſtattungsart der Wille des Verſtorbenen in erjter Linie; bei 
gebend iſt. Das verkennt auch das BG. nicht, wenn aun dr 
feiner Formulierung dieſer Grundgedanke des Beſtattung. der 
tes au die zweite Stelle verlegt iſt und als Ausnahme DOT ch, 
Regel erſcheinen könnte. Der Wille des Verſtorbenen bra en 
um feine maßgebliche Bedeutung zu bewähren, vom Verflol” 
nicht in einer beſtimmten Form kundgegeben zu fein; 4 


den 
er 
beſtal 
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rs iſt die Einhaltung der Form einer letztwilligen Verfügung 

fab erforderlich; es genügen ferner auch Tatſachen und Um⸗ 

unde, aus denen ein beſtimmter Wille des Verſtorbenen hinſicht⸗ 
ſeiner Beſtattung mit Sicherheit gefolgert werden kann. 


Nj Wenn und ſoweit ein erkennbarer Wille des Verſtorbenen 
Michtlich feiner Beſtattung nicht vorliegt, tritt das Recht und 
. Pflicht der nächſten Angehörigen des Verſtorbenen ein, über 
En. Leichnam zu beſtimmen, über die Art ſeiner Beſtattung eine 
di ch. zu treffen und die letzte Ruheſtätte für ihn auszuwählen. 
„ale Recht und dieſe Pflicht der Angehörigen an der Leiche 
5 Verſtorbenen iſt eine Nachwirkung des familienrechtlichen 
zerhältniſſes, das den Toten bei Lebzeiten mit den Überleben⸗ 
Fr. verbunden hat. Dieſes Recht hat nichts zu tun mit der 
den ge, ob die Angehörigen die Erben des Verſtorbenen gewor⸗ 
u R find, Ebenſowenig beruht dieſes Beſtimmungsrecht der Fami⸗ 
enangehörigen darauf, daß ſie die Koſten der Beſtattung zu 
en haben. Der im BU. ausgeſprochene Gedanke, daß der⸗ 
alte, dem die Verpflichtung zur Tragung der Koſten der Be⸗ 
t ttung obliegt, regelmäßig auch über Art und Ort der Be⸗ 
hattung zu befinden habe, kann in dieſer Allgemeinheit nicht ge⸗ 
5 igt werden. Es ergibt ſich das aus dem von der Rev. an⸗ 
führten Beiſpiel eines Vermächtniſſes an die Wohngemeinde 
W der Auflage, das Begräbnis auszurichten, woraus keines⸗ 
ne ohne weiteres das Recht der Gemeinde abzuleiten iſt, gegen 
n Willen der hinterbliebenen Familienangehörigen Ort und 
BE der Beiſetzung zu beſtimmen; ebenfo ergibt ein Hinweis 
81713 Abs. 2 BGB. oder auf § 844 Abſ. 1 BGB., daß die 
m BG. aufgeſtellte Regel keinesfalls Allgemeingültigkeit be⸗ 
10 ſpruchen kann (vgl. auch RSR Komm. 8 1 Anm. 2). Der gegen 
eſe Begründung des BG. erhobene Einwand der Rev. iſt daher 
R t ohne Berechtigung. Die tragende Begründung für die 
Auchtsauffaſſung des BG. iſt jedoch dieſe Erwägung nicht. Die 
vie effung des BGG. von dem Beſtimmungsrecht der Bekl. wird 
1 mehr, wie der an die Spitze geſtellte Leitſatz ergibt, auf die 
benseffende Erwägung geſtützt, daß die Bekl. die dem Verſtor⸗ 
R en nächſtſtehende Perſon feines Familienkreiſes tft. — Beim 
dor andenſein mehrerer näherer Familienangehöriger des Ver⸗ 
rbenen iſt ſchon die bisherige Rſpr. zu dem Ergebnis gelangt, 
0 eine gewiſſe Rang⸗ oder Reihenfolge unter ihnen feſtzuſetzen 
ber in der fie zur Entſcheüber die Beſtattungsart des Verſtorbenen 
ufen find; dabei hat fi die Rſpr. an die Vorſtellungen an- 
dil dloſſen, die vom Herkommen und der beſtehenden Sitte für 
acht ähe der familienrechtlichen Beziehung als maßgebend er⸗ 
8 et werden. Für die heutige Rſpr. muß als richtungweiſend 
debeſeben werden die Regelung, die in dem RGeſ. über die 
aneerbeſtattung v. 15. Mai 1934 8 2 Abſ. 3 getroffen ift. Bei 
aß er Meinungsverſchiedenheit unter den Angehörigen darüber, 
ö euerbeſtattung oder Erdbeſtattung der Leiche erfolgen ſoll, 
rd hier die Reihenfolge, in der die Angehörigen die Beſtim⸗ 
mend treffen können, geregelt. Der hier zum Ausdruck kom⸗ 
im de Wille des Geſetzgebers, unabhängig von dem Verwandt⸗ 
featsgrad denjenigen beſtimmen zu laſſen, von dem die grö⸗ 
Ei, Rückſichtnahme auf die Gedankenwelt des Verſtorbenen zu 
den arten iſt, muß auch auf andere Fälle von Meinungsverſchie⸗ 
0 heit unter den Angehörigen übertragen werden. Daher iſt 
5 beim Streit der Hinterbliebenen über den Ort der Bei⸗ 
lune der Wille des nach 8 2 Abſ. 3 ReichsfeuerbeſtattungsG. 
beutebſt.Berufenen als maßgeblich anzuſehen. Es kann alſo 
le e keinem Zweifel mehr unterliegen, daß der Wille des über⸗ 
enden Ehegatten hinſichtlich des Beſtattungsortes des Ver⸗ 
benen dem Willen der Verwandten, insbeſ. auch dem der 
ern und Geſchwiſter des Verſtorbenen vorgeht. 
Dieſe durch Sitte und Geſetz vorgeſehene Auswahl und 
uf enfolge der zur Beſtimmung der Beſtattungsweiſe Be⸗ 
delenen kann aber wiederum abgeändert und durchbrochen wer⸗ 


ſtor 
Elt 


Rei 
t N 
kun durch den Willen des Erblaſſers, deſſen maßgebende Bedeu- 
it E der beherrſchende Grundſatz des ganzen, Beſtattungsrechtes 
weit o wie der Wille des Verſtorbenen ausſchlaggebend iſt, jo- 
des des ſich um poſitive Anordnungen hinſichtlich der Art und 
auch Ortes ſeiner Beſtattung handelt, ſo kann dieſer Wille ſich 
ober negativ dahin auswirken, daß durch ihn einem durch Sitte 
ſicht Geſetz dazu an ſich Berufenen das Beſtimmungsrecht hin⸗ 
lich der Beſtattung entzogen wird. Auch hier muß einer aus⸗ 


drücklichen Willenskundgabe des Verſtorbenen gleichgeſtellt wer⸗ 
den das Vorliegen von Tatſachen oder Umſtänden, aus denen 
auf einen ſolchen Willen des Verſtorbenen, einen Angehörigen 
ſeiner Familie vom Beſtimmungsrecht über ſeine Leiche aus⸗ 
zuſchließen, mit Sicherheit geſchloſſen werden kann. 

Die Frage, ob im vorl. Fall Umſtände vorhanden ſind, die 
zu der Schlußfolgerung zwingen, daß der Verſtorbene feine Ehe- 
frau, die Bekl., von jedem Verfügungs⸗ und Beſtimmungsrecht 
über ſeine Leiche ausſchließen wollte, bildet den eigentlichen 
Streitgegenſtand des gegenwärtigen Prozeſſes, zu welchem das 
BG. in eingehender Weiſe Stellung genommen hat. (Wird näher 
dargelegt.) 

Die ſorgfältig begründeten Erwägungen des BG. liegen 
auf rein tatſächlichem Gebiet; ein erfolgreicher Reviſionsangriff 
gegen dieſe Erwägungen und Feſtſtellungen kann daher nicht 
erhoben werden. 

Das Ergebnis, zu welchem das BG. gelangt, beſteht darin, 
daß die Bekl. als die nächſtſtehende Hinterbliebene des Verſtor⸗ 
benen und in Ermangelung einer entgegengeſetzten Willenskund⸗ 
gebung desſelben berechtigt war, allein und ohne Zuſtimmung 
der Kl. alle Anordnungen hinſichtlich der Art ſeiner Beſtattung 
und hinſichtlich des Ortes der Beiſetzung ſeiner irdiſchen Über— 
reſte zu treffen. Die Bekl. war daher nach der Auffaſſung des 
BG. berechtigt, nach der von ihr herbeigeführten Einäſcherung 
der Leiche in X. auch gegen den Widerſpruch der Kl. die Über- 
führung der Urne mit der Aſche nach ihrer Heimatſtadt 9. 
zu veranlaſſen und die Urne auf dem dortigen Friedhof bei⸗ 
ſetzen zu laſſen. Mit dieſer rechtlich einwandfrei begründeten 
Auffaſſung des BG. war die Abweiſung der von den Kl. er⸗ 
hobenen, auf Umbettung der Aſchenurne nach dem Friedhof zu 
K. gerichteten Klage ohne weiteres gegeben. 

II. Das BG. hat feine klageabweiſende Entſch. noch mit 
einer zweiten Begründung verſehen. Es führt aus, ſelbſt wenn 
die Bekl. die Aſche zu Unrecht nach Y. gebracht und dort bei- 
geſetzt haben ſollte, ſo ſtehe trotzdem dem Verlangen der Kl. 
nach Umbettung die Pietätvund die Achtung vor der Toten⸗ 
ruhe entgegen; die erhobene Klage ſei daher auch aus dieſem 
Grunde abzuweiſen. 

Auch gegen dieſe Hilſsbegründung des Bu. ſind recht⸗ 
liche Bedenken nicht zu erheben. Die Rev. bemängelt allerdings, 
daß gar nicht mit Sicherheit feſtgeſtellt ſei, daß eine unter⸗ 
irdiſche Beiſetzung der Aſchenurne in Y. wirklich erfolgt ſei, und 
knüpft daran den Einwand, daß von einer Störung der Toten⸗ 
ruhe nur bei einer in einem Grabe beigeſetzten Aſchenurne die 
Rede ſein könne; ja daß möglicherweiſe von einer Mißachtung 
der Totenruhe nicht einmal dann geſprochen werden könne, wenn 
die Aſchenurne in einer leeren Grabſtätte — in die, außer der 
Aſchenurne noch kein Sarg mit einer Leiche verſenkt war — 
beigeſetzt worden ſei. Was dieſe Reviſionsrüge nach ihrer tat⸗ 
ſächlichen Seite betrifft, ſo iſt ſie ungerechtfertigt. (Wird näher 
ausgeführt.) Die Frage, ob für Aſchenreſte eines Verſtorbenen, 
die in einem leeren Grab beigeſetzt ſind, derſelbe Anſpruch auf 
Wahrung der Totenruhe geltend gemacht werden kann, wie bei 
einem beſtatteten Leichnam, iſt in der von der Rev. angeführten 
Entſch. des RG. v. 15. Mai 1925 (JW. 1925, 21254 RG 
Warn. 1925 Nr. 203) unentſchieden gelaſſen. Im Schrifttum 
iſt im Anſchluß an jene Entſch. ſchon damals entſchieden die 
Meinung vertreten worden, daß Aſchenreſten eines Verſtorbenen 
derſelbe Anſpruch auf ungeſtörte Ruhe zuzuerkennen ſei, wie 
einer Leiche; und daß das zu gelten habe, gleichgültig, ob die 
Urne mit den Aſchenreſten in einem bereits beſetzten Grab oder 
in einem leeren Grab beigeſetzt iſt, oder ob die Urne überhaupt 
nicht unter der Erde, ſondern in einer Urnenhalle oder einem 
Urnenhain über der Erde beigeſetzt iſt (JW. 1925, 2125, Anm. 
zu Nr. 14). — Auch hier hat das RcGeſ. über die Feuerbeſtat⸗ 
tung v. 15. Mai 1934 jeden möglichen Zweifel beſeitigt. In 
§1 dieſes Geſetzes wird ausgeſprochen, daß die Feuerbeſtattung 
der Erdbeſtattung grundſätzlich gleichgeſtellt iſt; in § 9 wird 
vorgeſchrieben, daß die Aſchenreſte in einer Urnenhalle, einem 
Urnenhain oder in einem Grabe beizuſetzen ſind; und in 
§ 10 Abſ. 3 der DurchfVO. zu dieſem Gel. v. 26. Juni 1934 
(RG Bl. I, 520) wird eine Aushändigung der Aſchenreſte an die 
Angehörigen für unzuläſſig erklärt. Einer unterſchiedlichen Be⸗ 
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handlung der Aſche eines Verſtorbenen und des Leichnams eines 
Verſtorbenen iſt alſo durch dieſes Geſetz jeder Boden entzogen. 
Beide genießen den gleichen Anſpruch auf pietätvolle Behand⸗ 
lung und auf Wahrung der Totenruhe (vgl. auch die amtliche 
Begründung zum NReichsfeuerbeitattungs®. zu § 9). Der von 
der Rſpr. von jeher aufgeſtellte Grundſatz, wonach die Umbet⸗ 
tung einer einmal beigeſetzten Leiche nur aus ganz beſonderen 
Gründen verlangt werden kann (RGZ. 71, 22; 108, 220), iſt 
alſo jetzt auch dann zur Anwendung zu bringen, wenn es ſich 
um das Verlangen nach Umbettung einer beigeſetzten Aſchenurne 
handelt. Solche beſonderen Gründe, die das Verlangen der Kl., 
daß die in M. bereits beigeſetzte Aſchenurne wieder nach X. 
zurückgebracht und dort beigeſetzt werde, rechtfertigen könnten, 
ſind, wie das BG. darlegt, im vorl. Fall nicht vorhanden. 
(Wird näher ausgeführt.) Daher war die Abweiſung der Klage 
auch aus dieſem zweiten, vom BG. nur hilfsweiſe gebrachten 
Grunde gerechtfertigt. 


(Rh., IV. Ziv Sen., U. v. 5. April 1937, IV 18/37.) 
(= R®2. 154, 269.) 


Ba. 


* 


27. RG. — I 84 Geſetz über den Ausgleich bürgerlich⸗ 
rechtlicher Anſprüche v. 13. Dez. 1934 (RGBl. I, 1235). Durch 
einen Beſcheid des Reichs⸗ und PrMdFJ., dem Kl. werde „die 
Weiterverfolgung des geltend gemachten Anſpruchs im Rechts⸗ 
wege überlaſſen“, wird lediglich zum Ausdruck gebracht, daß das 
Ausgleichsgeſetz nicht angewendet werden und auf Grund dieſes 
Geſetzes keine Beſchränkung des Rechtswegs eintreten ſoll. Die 
Frage, ob für den geltend gemachten Anſpruch an ſich der 
Rechtsweg zuläſſig iſt, bleibt dadurch unberührt. 

II. § 839 BGB.; Art. 131 WeimVerf. Wenn ein Beamter 
ſchuldhaft die „Anprangerung“ eines Volksgenoſſen auf Grund 
unrichtiger Angaben veranlaßt, dann kann die Körperſchaft, in 
deren Dienſt der Beamte ſteht, zu Schadenserſatz verpflichtet 
ſein. 

(RG., III. ZivSen., Urt. v. 22. Jan. 1937, III 152/36.) [Hn.] 
* 


** 28. RG. — Art. 124 BayAusfG. z. BGB.; 88 195, 852 
BGB. Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen der Gemein⸗ 
den, die durch pflichtwidrige Handlungen ihrer Beamten ge⸗ 
ſchädigt wurden. Nach preußiſchem Beamtenrecht gilt hinſichtlich 
aller Beamten bei Dienſtpflichtverletzungen gegenüber Staat 
oder Gemeinden nur die allgemeine dreißigjährige Verjährung. 
In Bayern finden dagegen für die Staats⸗ und Kommunal⸗ 
beamten die Verjährungsvorſchriften des 8 852 BGB. entſpre⸗ 
chende Anwendung. In dem Art. 124 BayAusſGG. z. BGB. wird 
eine allgemeine Ausſchlußfriſt für öffentlich⸗rechtliche Anſprüche 
des Staates, einer Gemeinde oder eines anderen Kommunal⸗ 
verbandes „auf eine Geldzahlung“ feſtgeſetzt. Dieſer bloße Geld⸗ 
zahlungsanſpruch unterſcheidet ſich grundſätzlich von einem 
Schadenserſatzanſpruch. 


Der Kl. war früher Ortspfleger der Ortsgemeinde G. in 
Bayern, die inzwiſchen in der beklagten Gemeinde aufgegangen 
iſt. Der Ortsausſchuß von G. ſetzte ſich im Jahre 1924 zuſam⸗ 
men aus dem Kl., einem Adam M., einem Karl G. und einem 
Karl M. Letzterer war längere Zeit ortsabweſend. Während 
ſeiner Abweſenheit wurden die Geſchäfte des Ortsausſchuſſes 
von den übrigen Ausſchußmitgliedern allein beſorgt. Sie be⸗ 
ſchloſſen im Frühjahr 1924 in einer Ortsausſchußſitzung den 
Verkauf von Fichtenlangholz und ſetzten den Verkaufspreis da⸗ 
für auf 110 der Forſttaxe feſt. Demnächſt wurde der Kauf 
durch den Kl. als Ortspfleger mit dem Käufer abgeſchloſſen. 
Da die Holzpreiſe inzwiſchen geſtiegen waren, gelang es dem 
Kl., einen höheren Kaufpreis, nämlich 130% der Forſttape, 
zu erzielen. Den Kauferlös mit insgeſamt 412 % nahm der 
Kl. an Stelle des Ortskaſſierers ſelbſt in Empfang, führte an 
die Gemeinde aber nur die beſchlußmäßig feſtgeſetzten 110% 
der Forſttaxe (= 346,50 KR) ab und behielt die übrigen 
65,50 e für ſich. 

Ein im Jahre 1925 dieſerhalb gegen den Kl. eingeleitetes 
Strafverfahren, in welchem außer dem Kl. auch die Ortsaus⸗ 


ſchußmitglieder Adam M. und Karl G. vernommen wurdel 
wurde von der Staatsanwaltſchaft eingeſtellt. Im Jahre 1039 
wurde die Angelegenheit wieder aufgegriffen. Am 2. Okt. u, 
beſchloß der Ortsausſchuß G. auf Veranlaſſung der Auf 
behörde von dem Kl. die Herauszahlung des Betrages * 
65,50 S nebſt Zinſen zu verlangen. Der Kl. verweigerte! 
doch die Zahlung. 921 
Gemäß den Vorſchriften der Baychem O. v. 17. Okt. 1 4 
erfolgte zur Frage der Haftbarkeit des Kl. ein Verfahren ie 
den Verwaltungsbehörden. Durch Beſchl. v. 14. Okt. 1933 fen. 
zunächſt das Bezirksamt feſt, daß der Kl. verpflichtet ſei, e 
Ortſchaft G. den fraglichen Mehrerlös zuzüglich der aufgel m. 
fenen Zinſen mit insgeſamt 129,69 2A zu zahlen. Auf Veſch. 
des Kl. hob die Regierung durch Beſcheid vom 18. Dez. 7 
den vorerwähnten Beſchluß auf und verneinte ihrerſeits re 
Haftpflicht, weil die Haftung nach Art. 124 Bay Ausf. bac 
BGB. verjährt ſei. Dieſer Regierungsbeſcheid wurde aber er 
eine Miniſterialentſchließung wieder aufgehoben. Die 37 
rung hat dann die Beſchw. des Kl. gegen den Beſchluß de⸗ sähe 
zirksamts v. 14. Okt. 1933 verworfen; die Frage der Bell 
rung wurde nunmehr verneint. im 
Hiergegen wendet ſich die vorl. Klage, die zunächſt 9 
AG. erhoben, dann aber an das zuſtändige LG. verwieß „ 
wurde. Der Antrag des Kl. geht dahin, den Beſchluß des 
zirksamts v. 14. Okt. 1933 für wirkungslos zu erklären. 80. 
Das LG. hat dem Klageantrage ſtattgegeben, das een 
hat die Berufung der Bekl. zurückgewieſen. Das RG. hat er 
Beſchluß des Bezirksamts nur inſoweit für wirkungslos 1 
klärt, als er den Kl. für einen Betrag von mehr als 65,50 2 
nebſt 4% Zinſen uſw. für zahlungspflichtig erklärte. Die 5 
die Klagerhebung beim AG. entſtandenen beſonderen Koſten 15 
das RG. dem Kl., die Koſten der Rev nſt. der Bekl. aufer. 
Im übrigen ſind die Koſten erſter und zweiter Inſtanz geg 
einander aufgehoben worden. gap 
Die Rev. ift, ſoweit es ſich um die öffentlich⸗rechtliche Br 
amtenhaftung handelt, ohne Rückſicht auf den Wert des 11 
ſchwerdegegenſtandes zuläſſig nach $ 547 Nr. 2 ZPO Auer 
Abs. 3 Gh., Art. 26 Nr. 3 Bay Ausf. z. GG. Letztere e 
ſchrift (Art. 26 Nr. 3) gilt ausdrücklich für alle öffentlichen 
amten Bayerns, alſo auch für die Gemeindebeamten. Sich 
die Rev. dagegen die Haftung des Kl. auch aus den bürger . 
rechtlichen Vorſchriften über unerlaubte Handlungen und — 
rechtfertigte Bereicherung unmittelbar hergeleitet wiſſen 1 
iſt eine Nachprüfung des angefochtenen Urteils nicht dune 
da die Reviſionsſumme nicht gegeben tft (vgl. RG. 130, 9109 
JW. 1931, 3116; RG. 139, 280 = ZW. 1933, 1192 % 
149, 168 = JW. 1936, 444 m. Anm.). 10 
Mit Recht haben die Vorinſtanzen den Rechtsweg für en 
läſſig erachtet. Der Kl. greift mit ſeinem Klageantrag ener 
vollſtreckbaren Beſchluß der Aufſichtsbehörde an, durch den . 
als früherer Ortspfleger wegen einer Amtspftichtverleeunfnn 
mäß Art. 82 BayGemd. v. 17. Okt. 1927 (GVBl. 293) für feht 
denserſatzpflichtig erklärt worden iſt. Für eine ſolche Klage 10 
nach Art. 83 GemO. und $ 34 Bayangleich O. zur Dent 
v. 1. April 1935 (GVBl. 180) der Rechtsweg vor den berhalb 
lichen Gerichten offen. Die Klage iſt auch rechtzeitig inner e 
der geſetzten Anſchlußfriſt von einem Jahre erhoben und, 
nicht ſtreitig iſt, gegen die richtige Bekl. gerichtet. gie 
Beide Vorinſt. haben nach dem Klageantrage erkannt n 
ſtellen zunächſt — inſoweit ohne Rechtsirrtum — überein 
mend feſt, der Kl. habe durch die Nichtabführung des bag 
Holzverkauf erzielten Mehrerlöſes „mindeſtens grobfahrla eine 
ſeine Amtspflicht verletzt. Sie verneinen dann aber bei Hat’ 
Schadenserſatzpflicht deshalb, weil die Bekl. durch Art. 124 Ti 
AusfS. z. BGB. mit ihren Erſatzanſprüchen wegen 
laufs der dort geſetzten Dreijahresfriſt ausgeſchloſſen ſei. An⸗ 
Die Rev. greift das BU. zunächſt deshalb an, weil Dt 
wendung des Art. 124 BayAusf®. z. BGB. auf einem N wer 
irrtum beruhe. Dieſe Rüge muß als begründet anerkannt r 
den. In dem Art. 124 wird eine allgemeine Ausſchlußfvit der 
öffentlich⸗rechtliche Anſprüche des Staates, einer Gemeinden fr 
eines anderen Kommunalverbandes „auf eine Geldze dens 
ſeſtgeſetzt. Von vornherein unterſcheidet ſich aber ein Scha 
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erſatzanſpruch (vgl. § 249 BGB.) grundſätzlich von einem 
doßen Geldzahlungsanſpruch, wenn auch zuzugeben iſt, daß 
Schadenserſatzanſprüche aus Amtspflichtverletzungen eines Be⸗ 
Men letzten Endes nur einen Anſpruch auf Schadenserſatz in 
geld ergeben können (vgl. RG. 150, 140 = ZW. 1936, 1593 1 
m. Anm.). Hätte ſich der Art. 124 aber ohne weiteres auch 
auf alle Schadenserſatzanſprüche aus Amtspflichtverletzungen 
beziehen ſollen, jo würde das doch wohl in der Faſſung des 
eſetzes klar zum Ausdruck gekommen ſein. Die Rſpr. hat, ſo⸗ 
el erſichtlich, den Art. 124 bisher auf ſolche Schadenserſatz⸗ 
uſprüche nie angewendet. Die führenden Erläuterungsbücher 
zum Bay Ausf. z. BGB. beziehen denn auch derartige An⸗ 
Iprüche nicht darunter, wollen den Art. 124 vielmehr lediglich 
Ridewendet wiſſen auf Anſprüche des bayriſchen Staates auf 
ückſtände oder auf Nachholung öffentlicher Abgaben, ferner 
a Anſprüche der Gemeinden aus Umlagen, öffentlichen Ver⸗ 
zrauchsſteuern und örtlichen Abgaben, ſowie auf Anſprüche der 
Sezirke und Kreiſe aus Bezirks- und Kreisumlagen (vgl. u. a. 
Sales Schneider, „Die BayAusfG. z. BGB“, 3. Aufl., 
Au tel, Anm. 1 zu Art. 124; desgl. Steinert, „Das Bay⸗ 
ſchreſc. z. BGB.“, S. 105, Anm. 1 zu Art. 124). Eine ſolche Be⸗ 
chränkung des Art. 124 auf Steuern, Abgaben und Gebühren 
Nebit Koſten entſpricht auch dem, was die Motive zu dieſer Ge⸗ 
etzesbeſtimmung ergeben. Danach ſollte ſich die in Art. 124 ge⸗ 
offene Regelung (im Entwurf Art. 112) an den $ 32 Finanz. 
om Jahre 1831 anſchließen, der auch nur von „Rückſtänden 
in Staatsgefällen und anderen an die Staatskaſſen geſchulde⸗ 
a Zahlungen“ ſpricht (vgl. Verhandlungen der Kammer der 
Uobeordneten des bayriſchen Landtags im Jahre 1895/99, Beil. 
. 20 Abt. 1 S. 60 und Beil. Bd. 20 Abt. II S. 242 ff. ſowie 
3 32 Gef. v. 28. Dez. 1831 [GBl. 121). Von Schadenserſatzan⸗ 
brüchen der hier fraglichen Art iſt in den Motiven nirgends 
Hi Rede. Vielleicht wird die Vorſchrift des Art. 124 auf öffent⸗ 
ich rechtliche Schadenserſatzauſprüche aus Amtspflichtverletzun⸗ 
dann, aber auch erſt dann, Anwendung zu finden 
üben, wenn ſolche Anſprüche gegen bayriſche Staatsbeamte 
gemäß Art. 179 BayBeamt®., gegen bayriſche Gemeindebeamte 
gemäß Art. 82 BaychemO. und $ 33 Bay AngleichB O. zur 
fe Emo, durch Beſchluß der zuſtändigen Behörde ziffernmäßig 
geftelft worden find, weil fie damit zu öffentlich⸗ rechtlichen 
un Prüghen auf eine Geldzahlung werden. Einer Entſch. hier⸗ 
x er bedarf es hier aber nicht, da es vorliegend nur um die 
veage geht, ob der urſprüngliche Schadenserſatzanſpruch bereits 
be, der Einleitung des verwaltungsbehördlichen Feſtſtellungs⸗ 
a Ahrens verjährt oder erloſchen war. Dabei konnte der 
kt. 124 nicht zur Anwendung kommen. 
Gr Muß ſomit der Art. 124 ausſcheiden, ſo fragt ſich, ob auf 
— und ſonſtiger Vorſchriften die Einrede der Verjährung durch⸗ 
nat Zu entſcheiden iſt die Frage gemäß Art. 80 EGBGB. 
der bayriſchem Landesrecht, wobei allerdings ergänzend allge- 
1 Rechtsgedanken oder auch die Beſtimmungen des BGB. 
ic Anwendung kommen können. An einer ausdrücklichen Vor⸗ 
G. über die Verjährung von Schadenserſatzanſprüchen der 
moneinden, die durch pflichtwidrige Handlungen ihrer Be⸗ 
Genen geſchädigt wurden, fehlt es nun ſowohl in den Boy⸗ 
e O, als auch ſonſt. Es ergibt ſich deshalb die Frage, ob 
y Idnzend die allgemeine dreißigjährige 
ger tläbrung aus 8 195 BGB. oder etwa die ab⸗ 
erkürzte Verjährung für Anſprüche aus un⸗ 
muß ab bten Handlungen ( 852 BGB.) Platz greifen 
Baß. Nach preußiſchem Beantenrecht gilt hinsichtlich aller 
Genmten bei Dienftpflichtverlegungen gegenüber Staat oder 
a inden nur die allgemeine dreißigjährige Verjährung (. 
488 des IV. ZivSen. v. 24. Febr. 1927, IV 574/26: Gruch. 69, 
u und JW. 1927, 1249; vgl. auch Brand, „Das Be⸗ 
iſt rer”, 3. Aufl., § 170 Nr. 5 und § 183). In Bayern 
ie Regelung zum mindeſten hinſichtlich der unmittelbaren 
(chaatsbeamten anders. Das BayBeamtG. v. 16. Aug. 1908 
die Bl. 581) gibt in feinem Art. 13 klare Vorſchriften über 
doftedaſtung der Beamten gegenüber dem Staat aus ſchuld⸗ 
ne Amtspflichtverletzung. Bzgl. der Verjährung tt in Abſ. 3 
der Art. 13 beſtimmt: „Der Anſpruch des Staates auf Scha⸗ 
iserſatz verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 


dem eine zur Geltendmachung des Anſpruchs zuſtändige Be⸗ 
hörde von dem Schaden und der Perſon des erſatzpflichtigen 
Beamten Kenntnis erlangt hat, ohne Rückſicht auf dieſe Kennt⸗ 
nis in dreißig Jahren von der Begehung der Handlung an. 
Beſteht der Schaden darin, daß der Staat wegen einer durch 
eine Amtspflichtverletzung erfolgten Schädigung eines Dritten 
dieſem Erſatz leiſten muß, jo beginnt die dreijährige Verjäh⸗ 
rungsfriſt mit dem Zeitpunkt, in dem die Erſatzpflicht des 
Staates dem Beſchädigten gegenüber anerkannt oder rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellt iſt.“ — Dieſe Regelung der Verjährungsfrage 
entſpricht ganz den in $ 852 Abſ. 1 BGB. und Art. 60 Abſ. 4 
S. 2 Bay AusfG. z. BGB. gegebenen Verjährungsvorſchriften. 
Außerdem hat das Staatsbeamtengeſetz dann auch noch den 
§ 852 Abſ. 2 BGB. ausdrücklich für entſprechend anwendbar er⸗ 
klart (Art. 13 Abſ. 2). Der genannte Art. 60 Bay Ausf. zum 
BGB. regelt die Haftung des Staates und der Kommunalver⸗ 
bände für Amtspflichtverletzungen ihrer Beamten inſofern, als 
dadurch Dritte geſchädigt worden ſind. Der Abſ. 4 des Artikels 
hat durch Art. 226 BeamtG. eine auf Beamte der Kommunal⸗ 
verbände ſich beſchränkende Faſſung erhalten, nachdem die Haf⸗ 
tung der Staatsbeamten in Art. 13 BeamtG. erſchöpfend ge⸗ 
regelt war. Es muß nun angenommen werden, daß das 
Beamt®. mit feinen Beamtenhaftungsvorſchriften nicht etwas 
grundſätzlich Neues hat ſchaffen wollen, ſondern daß es bei 
dem Mangel beſtimmter und einheitlicher Vorſchriften über die 
vermögensrechtliche Haftung der Beamten gegenüber dem 
Staate (vgl. Sutner, „BayBeamt®.”, S. 18) nur das hat 
feſtlegen wollen, was als allgemeiner Grundſatz im bayriſchen 
Beamtendienſtrecht bereits Geltung erlangt hatte. Es iſt des⸗ 
halb anzunehmen, daß im bayriſchen Beamtenrecht auch ſonſt 
ſchon nicht der Grundſatz der allgemeinen dreißigjährigen Ver⸗ 
jährung, ſondern der einer verkürzten Verjährung galt, wie ſie 
der Verjährungsvorſchrift des $ 852 BGB. für Anſprüche auf 
Erſatz eines aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen 
Schadens entſpricht. Darauf mag auch die dreijährige Aus⸗ 
ſchlußfriſt des erörterten Art. 124 AusfG. z. BGB. hindeuten. 
Sit dem aber fo, dann muß dieſe Verjährung auch 
den Kommunalbeamten gegenüber gelten. 
Schließlich iſt auch kein Grund erſichtlich, warum die Gemeinde- 
beamten in Bayern hinſichtlich einer Verjährung weſentlich 
ſchlechter geſtellt ſein ſollten als die Staatsbeamten. Die Ver⸗ 
jährungsvorſchriften des $ 852 BGB. muſſen deshalb auch bei 
ihnen entſprechende Anwendung finden. 

Zweifelhaft kann dann ſein, ob die Verjährung hier ſchon 
im Jahre 1925 zu laufen begonnen hat. Bei entſprechender 
Auwendung des Art. 13 Abſ. 3 BeamtG. kommt es darauf an, 
wann die zur Geltendmachung des Schadenserſatzanſpruches zu⸗ 
ſtändige Gemeindebehörde von dem Schaden und der Perſon 
des erſatzpflichtigen Beamten Kenntnis erlangt hat. Nach 
Art. 153 Abſ. 4 u. 5 der im Jahre 1925 noch geltenden GemO. 
v. 29. April 1869 (BayGBl. 1866/69, 865) kam es hier auf die 
Kenntnis des Ortsausſchuſſes an, der an ſich aus dem Kl. als 
damaligem Ortspfleger und den drei Ausſchußmitgliedern be⸗ 
ſtand. Das Ausſchußmitglied Karl M. war, wie feſtgeſtellt, 
jahrelang ortsabweſend und hat damals nie mit amtiert. Die 
Nichtkenntnis dieſes Mitgliedes hat das BG. deshalb mit Recht 
für unerheblich erklärt. Der Kl. ſelbſt kann als derjenige, gegen 
den ſich der Schadenserſatzanſpruch richtet, ſelbſtverſtändlich 
nicht in Betracht kommen. Es bleiben alſo nur die übrigen 
beiden Ausſchußmitglieder, von denen das an Lebensjahren 
älteſte Mitglied nach Art. 153 Abſ. 5 S. 2 der alten GemO. zu⸗ 
gleich der geſetzmäßige Vertreter des verhinderten Ortspflegers 
war. Unter dieſen Umſtänden kommt es für den Beginn der 
Verjährung darauf an, wann die beiden amtierenden Ausſchuß⸗ 
mitglieder von dem entſtandenen Schaden und der Perſon des 
Schädigers Kenntnis erlangt hatten. Das war nach den tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des BG. im Jahre 1925 der Fall. Eine 
Kenntnisnahme in offizieller Sitzung war nicht erforderlich. 
Danach war die Verjährung aber zu der Zeit, als die Ange⸗ 
legenheit bei der Aufſichtsbehörde im Jahre 1933 anhängig 
wurde, bereits vollendet. 

Die entſprechende Anwendung des § 852 BGB. läßt dann 
der Bekl. noch die Möglichkeit, gemäß Abſ. 2 dieſer Geſetzes⸗ 
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beſtimmung den Bereicherungsanſpruch geltend zu machen. Da⸗ 
nach iſt der Kl. verpflichtet, dasjenige, was er durch die Amts⸗ 
pflichtverletzung auf Koſten der Gemeinde erlangt hat, nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung an die Gemeinde, d. h. jetzt an die Bekl. als ihre 
Rechtsnachfolgerin, herauszugeben. Erlangt auf Koſten der Ge⸗ 
meinde hat der Kl. aber nur den Mehrerlös aus dem Holz⸗ 
verkauf mit 65,50 RA, den er ſeinerzeit in die eigene Taſche 
geſteckt hat. Der Zinsbetrag von 64,19 Hl, für den er in dem 
Beſchluß des Bezirksamts v. 14. Okt. 1933 auch für haftbar er⸗ 
klart worden iſt, ſtellt keine Bereicherung dar. Daß eine Be⸗ 
reicherung bzgl. der 65,50 RA nicht mehr gegeben ſei ($ 818 
Abſ. 3 BGB.), hat der Kl. in den Vorinſt., in denen über den 
Bereicherungsanſpruch bereits verhandelt iſt, ſelbſt nicht be⸗ 
hauptet. Den Betrag von 65,50 e hat der Kl. aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des Verzugs mit 4% zu verzinſen (§ 288 BGB. 
entſpr.). In Verzug geſetzt iſt der Kl., wie nicht ſtreitig iſt, 
durch das ihm am 14. Sept. 1933 zugeſtellte Schreiben der Ge⸗ 
meinde, das ihn zur Zahlung aufforderte. 

Die Koſtenentſcheidung beruht auf §8 276 Abſ. 3, 92 Abſ. 1 
und 97 Abſ. 1 und 3 ZPO. Hierzu iſt noch folgendes zu ſagen: 
Die Vorſchrift des § 97 Abſ. 3 ZPO. ergibt, daß, ſoweit die 
Streitſache ſonſt wegen des geringen Streitwertes vor das AG. 
gekommen wäre, die Koſten der RevInſt., deren Inanſpruch⸗ 
nahme im öffentlichen Intereſſe durch Sondervorſchriften (§ 547 
Nr. 2 ZPO., § 71 Abſ. 2 und 3 GVG.) ermöglicht iſt, unbe⸗ 
dingt auch im Falle des Obſiegens vom Fiskus zu tragen ſind. 
Da nun die Sondervorſchriften über die ausſchließliche Zuſtän⸗ 
digkeit des LG. allgemein auch auf Kommunalbeamte ange⸗ 
wendet werden, und zwar auch dann, wenn die Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchrift nur von Staatsbeamten ſpricht (vgl. RG. 152, 3/4 
= MW. 1936, 35419), fo erſcheint es geboten, die Koſtenvor⸗ 
ſchrift des § 97 Abſ. 3 auch den Kommunalverbänden gegenüber 
anzuwenden, wenn es ſich in dem Rechtsſtreit um einen ihrer 
Beamten handelt und die Rev. von ihrer Seite eingelegt wor⸗ 
den iſt. 


(R., III. Ziv Sen., U. v. 12. März 1937, III 168/86.) [v. B.) 
(Rg. 154, 257.) 
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x 29. 8249 RAbg O. Wenn ein Fin A. ein Poſt⸗ 
ſchließfach unterhält, kann Nachſicht ge⸗ 
währt werden, wenn eine Rechtsmittelſchrift 
(oder z. B. der Empfangsſchein bei einer Ein⸗ 
ſchreibeſendung) ſo rechtzeitig in das Poſt⸗ 
ſchließfach gelangt, daß ſie vor Schluß der 
Poſtdienſtſtunden vom Fin A. noch hätte in 
Empfang genommen werden können. ) 


Streitig iſt, ob der BeſchwF. Nachſicht wegen Verſäumung 
der Berufungsfriſt zu gewähren iſt. Die Friſt zur Einlegung 
der Berufung lief am 17. Sept. 1936 ab. Tatſächlich ging die 
Berufungsſchrift erſt am 18. Sept. 1936, alſo verſpätet, bei 
dem Fin A. ein. Nach den Akten iſt die Berufungseinlegung fol- 
gendermaßen vor ſich gegangen: Der Vertreter der BeſchwF., ein 
Rechtsanwalt, diktierte die Berufungsſchrift am 15. Sept. in 
das Stenogramm und ordnete Abgang der Berufungsſchrift als 
„Einſchreibebrief“ an. Der Einſchreibebrief wurde aus nicht 
mehr aufzuklärenden Umſtänden von dem ſonſt, nach Angabe 
des Rechtsanwalts, zuverläſſigen Büroperſonal — es handelt 
ſich um eine Anwaltsgemeinſchaft von drei Rechtsanwälten — 
weder am 15. noch am 16. Sept. zur Poſt gebracht. An beiden 
Tagen waren nach einer Vereinbarung ſämtlicher Rechtsan⸗ 
wälte in T. die Büros nachmittags geſchloſſen. Erſt am 17. Sept. 
— Tag des Ablaufs der Friſt — wurde der Brief dem Poſt⸗ 
amt in T. vormittags zwiſchen 8 und 9 Uhr zur Beförderung 
an das Fin A. in L. übergeben. Das Fin A. hat ein Poſtſchließ⸗ 
fach und holt ſeine Poſtſachen dreimal täglich beim Poſtamt ab, 


morgens um 7½ und um 10, nachmittags um 15 ½ Uhr. ai 
am 18. Sept. 1936 befand ſich der Empfangsſchein über den 
Einſchreibebrief bei den vom Fin A. morgens um 7 ¼ Uhr 5 
geholten Poſtſachen. Die Stunde des Eingangs des Einſchreie 
briefs bei dem Poſtamt läßt ſich nicht mehr feſtſtellen, we 
der Briefumſchlag ſich nicht bei den Akten befindet. Nachden 
der Empfangsſchein von dem auf dem Fin A. hiermit beau 
tragten Beamten vollzogen und in das Poſteinlieferungsdn 
eingetragen war, wurde der Einſchreibebrief dem Fin A. © 
18, Sept. vormittags zwiſchen 11 und 12 Uhr ausgehändigt, 
T. nach L. — 1 Stunde Bahnfahrt — gehen täglich mehrer 
Poſtzuge, morgens, mittags und abends. 
Das FinGer. hat die Berufung als unzuläſſig verwo⸗ 
fen. Nach ſeiner Auffaſſung wäre es Pflicht des die Sache . 
arbeitenden Rechtsanwalts geweſen, für einen früheren er 
gang der Einſchreibeſendung Sorge zu tragen und den erfolg 
ten Abgang perſönlich zu überwachen. Wegen der Verpflichten 
des Anwalts zu erhöhter Sorgfalt in derartigen Fallen ven 
wies es auf eine Entſch. des RG. Es verſagte Nachſichtgewa!, 
rung, weil die Verſäumung der Rechtsmittelfriſt nicht 1 
einem unabwendbaren Zufall beruhe. Segel 
die Entſch. des FinGer. hat die BeſchwF. RBeſchw. eingeled" 
Die RBeſchw. iſt begründet. Re 
Nach § 86 RAUbgDO. kann Nachſicht wegen Verſäumuen 
einer Rechtsmittelfriſt dem gewährt werden, der ohne e 
Verſchulden verhindert war, die Friſt einzuhalten. M 
die Gründe der Verzögerung der Briefabſendung auf 
Rechtsanwaltsbüro braucht nicht näher eingegangen zul hat 
den. Denn wenn ſich dort auch ein Verſehen zugetragen has 
hätte der Brief doch noch rechtzeitig bei dem Fin A. fein k 8 
nen. Bei einer Entfernung von 1 Stunde Bahnfahrt und meh, 
maliger Poſtzugverbindung zwiſchen T. und L. mußte norm. 
lerweiſe ein Brief, der morgens zwiſchen 8 und 9 Uhr in = 
aufgegeben war, noch am gleichen Tage in die Hände r 
Find. gelangen. Daß der Brief bzw. der Empfangsſchein er 
am 18. Sept morgens um 7% Uhr im Poſtſchließfach n, 
Fin A. vorgefunden wurde, iſt wahrſcheinlich darauf zurteD 
führen, daß das Fin A. letztmalig ſeine Poſtſachen ſchon na 
mittags um 15 ½ Uhr abholt. Hiermit brauchte der die Belhmt, 
vertretende Rechtsanwalt nicht zu rechnen. Es kommt nicht de 5 
auf an, wie das FinGer. ausführt, ob die Verſäumung . 
Friſt auf einem unabwendbaren Zufall beruht UM 
3 PO. 8233 Abſ. 1 bei der Wiedereinſetzung in den vi 
Stand); maßgebend für die Prüfung der Nachſichtgewähr n 
iſt nach 886 RAbgO. vielmehr nur, ob jemand ohne Die 
Verſchulden verhindert war, eine Friſt einzuhalten. 1 
Vorentſcheidung mußte daher aufgehoben werden wegen len 
richtiger Auslegung des 886 a. a. O. Nach dem geſchuibe in 
Sachverhalt war Nachſicht zu gewähren. Unter dieſen 5 4 
den erübrigte ſich eine Prüfung der Frage, ob das Fina. er 
bereits mit dem Einwurf des Empfangsſcheins in fein 5 ift 
ſchließfach die Verfügungsmöglichkeit über die Berufungsſch g 
erhalten hat. Bei Bejahung dieſer Frage wäre die Demi 
noch als am 17. Sept., alfo rechtzeitig, beim Fin A. eingeg 
gen anzuſehen. 
Das ZinGer. wird nunmehr in eine ſachliche Pri 
eintreten müſſen. 
(RZH., 3. Sen., Urt. v. 11. Febr. 1937, III A 19/37 S.) 
: egen 
Anmerkung: 1. Gemäß 886 RAbgoO. kann Nachſicht wel 
Verſäumung einer Rechtsmittelfriſt beantragen, wer ohne er⸗ 
Verſchulden verhindert war, die Friſt einzuhalten. Tor tige 
ſchulden eines geſetzlichen Vertreters oder eines Bevollma 
ten ſteht dem eigenen Verſchulden gleich. ichts 
Die Nachſichtgewährung auf dem Gebiete des Steuer” en 
entſpricht zwar dem Grundgedanken der Wiedereinſetzung * 0 
vorigen Stand im Zivilprozeß⸗ und Strafprozeßrecht, J g6 
ſind die Vorausſetzungen verſchiedenartig geregelt. Währen aus- 
RAbgo. ſchuldloſe Verſäumung einer Rechtsmittelfriſt tut 
feßt, verlangt z. B. § 233 ZPO. Verhinderung durch Na 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle. Be. 
2. Der RF. hat wiederholt ſich mit der Nachſichtgen , 
rung wegen Verſäumung einer Rechtsmittelfriſt befaſſen " 
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en. Der 6. Sen. hat unter Aufgabe feiner früheren Rſpr. (vgl. 
Rip. 24, 31) durch Urt. v. 30. Sept. 1936 (VIA 762/86: RSt- 
Sl. 1936, 994 = ZW. 1936, 3599 71) die Rechtsmittelfriſt be⸗ 
reits dann als gewahrt bezeichnet, wenn die Rechtsmittelſchrift 
2 zum Ablauf des letzten Tages der Friſt in den Briefkaſten 
des Fin A. eingeworfen wurde. Es hat dem Stpfl. bzw. feinem 
ertreter nicht zugemutet, nachzuprüfen, ob eine Leerung des 
;riefkaſtens noch vor Dienſtſchluß ſtattfindet. Der 3. Sen. hat 
dem zur Beſprechung geſtellten Falle dieſe Rechtsentwicklung 
ſortgeſetzt und vom StPfl. bzw. feinem Vertreter nicht verlangt, 
daß dieſer damit rechnen mußte, daß gegebenenfalls das ein 
toftſchließfach unterhaltende Fin A. in den ſpäteren Nachmit⸗ 
agsſtunden die Poſtſachen nicht mehr abholt. 
m Dieſer Entf. ift durchaus beizutreten, wenn auch grund⸗ 
li daran feſtzuhalten iſt, daß die Einlegung eines ſteuer⸗ 
ichen Rechtsmittels nicht bis auf den letzten Tag verſchoben 
werden darf. 
. 3. In den Entſcheidungsgründen läßt es der 3. Sen. da⸗ 
Angeſtellt, ob das Find. bereits mit dem Einwurf des Emp- 
ſangsſcheins in fein Poſtſchließfach die Verfügungsmöglichkeit 
uber die Berufungsſchrift erhalten hat. Iſt der Empfangsſchein 
en letzten Tage der Rechtsmittelfriſt in das Poſtſchließfach ge- 
ſchrgt ſo iſt m. E. bereits in dieſem Augenblick die Rechtsmittel⸗ 
rift dem Fin A. zugegangen. Hier ſind die gleichen Geſichts⸗ 
funkte anzuwenden, die der 6. Sen. im Urt. v. 30. Sept. 1936 
au den Einwurf der Rechtsmittelſchrift in den eigenen Brief⸗ 
ten der Find. angewandt hat. 
5 4. Nachſicht kann nur bei ſchuldloſer Friſtverſäumung ge⸗ 
bährt werden. Nach ſtändiger Rſpr. des NFH. iſt Nachſicht⸗ 
währung bereits bei mitwirkendem Verſchulden ausgeſchloſſen. 
le Nachſichtgewährung iſt auch ausgeſchloſſen, wenn dem Be⸗ 
ollmächtigten ein Verſchulden zur Laſt fällt. Zur Wahrung 
245 Rechtsmittelfriſten verlangt der RF. (VA 355/35 vom 
20 Jan. 1936) die Führung eines Friſtenkalenders und auch die 
ontrolle der Mitarbeiter des Büros. 
2 Nicht überſehen werden darf, daß gem. § 87 RAbgO. der 
lintrag auf Nachſichtgewährung friſtgemäß zu ftellen iſt, näm⸗ 
ich innerhalb zweier Wochen nach Ablauf des Tages, an dem 
zer Antrag zuerſt geſtellt werden konnte; ferner muß unter An⸗ 
ührung und Glaubhaftmachung der den Antrag begründenden 
Tatſachen Nachſichtgewährung erbeten werden. Innerhalb dieſer 
Friſt iſt auch die Einlegung des verſäumten Rechtsmittels nach⸗ 
üholen. Ausnahmsweiſe kann auch gem. 8 87 Abſ. 4 RAbgoO. 
x Nachſicht ohne Antrag bewilligt werden, falls das verſäumte 
giechtsmittel innerhalb der ſoeben erwähnten Zweiwochenfriſt 
gelegt iſt. 
RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
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TER 30. 88 286, Abf. 1, 320 RAbgO. Beider Bemeſ⸗ 
tung des Streitwerts bleibt die Auswir⸗ 
ung der begehrten Anderung der im Streit 
fi angenen Einkommenſteuer auf die zu⸗ 
nftigen Einkommenſteuer⸗Vorauszahlun⸗ 
gen außer Betracht. 


* Der Beim. iſt der Auffaſſung, daß in den Streitwert 
ich die nach der Einkommenſteuer für 1935 ſich bemeſſenden 
inkommenſteuer⸗Vorauszahlungen für 1936 einzurechnen ſeien, 

auch ihre Höhe ſtreitig ſei. Dem tft nicht beizutreten. Wie der 

Ag t bereits im Urt. v. 17. Juni 1931, VI A 1113/31 (RStBl. 

1, 549; StW. 1931 Nr. 928) ausgeſprochen hat, find bei der 
aßen ung des Streitwerts die Wirkungen einer etwaigen Her⸗ 
fie, gung der Einkommenſtener auf die ſpäteren Einkommen⸗ 

Sater⸗Vorauszahlungen nicht zu berückſichtigen. Hieran hält der 

e feſt. Die Höhe der Einkommenſteuer⸗Vorauszahlungen 

no tet ſich allerdings in der Regel gem. 835 EinkStG. 1934 

mac der Höhe der zuletzt veranlagten Einkommenſteuer und er⸗ 

Hi Big ſich bei deren Herabſetzung ohne weiteres entſprechend 
die künftigen Vorauszahlungen; fie iſt aber ohne irgend⸗ 

eben Einfluß auf die Höhe der für das betr. Kalenderjahr 

gültig zu zahlenden Einkommenſteuer: dieſe richtet ſich viel⸗ 

r lediglich nach dem in dieſem Kalenderjahr erzielten Ein⸗ 

men oder nach dem Verbrauch dieſes Jahres. Die Voraus⸗ 


zahlungen können daher — anders als z. B. die in den Rech⸗ 
nungsjahren 1930, 1931 und 1932 zu zahlen geweſenen Zuſchläge 
zur Einkommenſteuer (vgl. Urt. v. 14. April 1931, VI A 691/31; 
RH. 28, 222; RStBl. 1931, 299; StW. 1931 Nr. 635) nicht 
mit als Gegenſtand des Streites angeſehen werden, wenn die 
die Bemeſſungsgrundlage bildende Einkommenſteuer des vor⸗ 
hergehenden Jahres ſtreitig iſt. Als Streitgegenſtand gilt nur 
das, was bezüglich der Steuer, über die unmittelbar zu entſchei⸗ 
den iſt, erſtrebt wird (nal. hierzu z. B. Urt. v. 12. Sept. 1933, 
VIA 986/33: RStBl. 1933, 964 und Urt. v. 30. Jan. 1935, 
VIA 40/35: StW. 1935 Nr. 324). Aus dieſem Grunde kann auch 
das Intereſſe, das der Stpfl. etwa daran haben könnte, daß 
er zunächſt nur niedrigere Vorauszahlungen zu leiſten braucht 
und infolgedeſſen die für die Einkommenſteuerzahlungen erfor⸗ 
derlichen Mittel länger zur eigenen Verfügung behalten kann, 
bei der Bemeſſung des Streitwerts nicht berückſichtigt werden. 


(RFH., 6. Sen., Urt. v. 23. Dez. 1936, VI A 890/36.) 
* 


x 31. 84 Nr. 10 UmjSt®. 1934; § 28 a UmſStdDurchfBeſt. 
1934. Für den Begriff der Gaſtſtätte im umſatzſteuerrechtlichen 
Sinn (§ 28 a UmſStdDurchfBeſt. 1934) iſt es gleichgültig, ob 
möblierte oder vom Mieter zu möblierende Räume vermietet 
werden. 7) 


Der beſchwerdeführende Verein hat den ſatzungsmäßigen 
Zweck, Wohlfahrtseinrichtungen, gemeinnützige und Wohltaätig⸗ 
keitsanſtalten zu ſchaffen, zu fördern und zu unterhalten. Im 
Rahmen dieſes Zwecks betreibt er auch das N.-Heim. Das 
Heim beſteht aus ſechs in einem Park ſtehenden Gebäuden. 
Dieſe enthalten 48 Wohnungen zu je zwei Zimmern, Teeküche 
und Nebenräumen, 8 Einzelzimmer, 5 Speiſe⸗, Spiel⸗, Muſir⸗ 
und Geſellſchaftsräume, Wohnungen für die Vorſteherin, den 
Arzt, den Hausmeiſter, Wohnräume für die Angeſtellten, ſowie 
die erforderlichen Wirtſchaftsräume. Die Wohnungen und 
Einzelzimmer werden an Rahegeld- und Witwengeldempfänger 
— Einzelperſonen oder Ehepaare — ohne Einrichtungsgegen⸗ 
ſtände, jedoch mit Heizung, Waſſer, Beleuchtung und „be⸗ 
grenzter Bedienung“ vermietet. Die Mieter ſind verpflichtet, 
die Beköſtigung aus der Heimküche zu entnehmen, und berech- 
tigt, die obengenannten Gemeinſchaftsräume (und den Park) 
zu benützen. 

Der beſchwerdeführende Verein will für das Streitjahr 
1935 den Teil ſeiner von den Mietern bezogenen Entgelte, 
der auf die reine Vermietung ausgeſchieden werden kann, unter 
Berufung auf § 4 Nr. 10 UmſStG. 1934 von der Umſatz⸗ 
ſteuer befreit wiſſen. Die Vorbehörden hingegen haben auch 
dieſen Teil der Entgelte in Anwendung des § 28a UmſSt⸗ 
DurchfBeſt. 1934 der Umſatzſteuer unterworfen. Die RBeſchw. 
des Vereins kann keinen Erfolg haben. 

Nach § 4 Nr. 10 UmjSt&. 1934 find vom Geſetzgeber 
die Vermietungen von Grundſtücken — auch von Grundſtücks⸗ 
teilen, insbeſ. Wohnungen und Zimmern — umſatzſteuerfrei 
gelaſſen, jedoch mit der Ausnahme der „Beherbergung in 
Gaſtſtätten“. Was hierbei unter einer „Beherbergung in Gaſt⸗ 
ſtätten“ zu verſtehen iſt, iſt ausſchließlich der Vorſchrift in 
§ 28a UmſctdDurchfBeſt. 1934 zu entnehmen (Entſch. des 
RF. v. 10. Dez. 1935, V A 549/35: RStBl. 1936, 206 
St W. 1936 Nr. 157). Hiernach liegt eine Beherbergung in 
einer Gaſtſtätte, abweichend vom ſonſtigen Sprachgebrauch, vor, 
wenn der Unternehmer den zur Beherbergung aufgenommenen 
Gäſten außer ihren Wohnräumen mindeſtens einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Aufenthaltsraum, z. B. zur Einnahme der Mahl⸗ 
zeiten, zur Verfügung ſtellt. Dies geſchieht aber im vorl. Fall; 
denn die obenerwähnten Speiſe⸗, Spiel, Muſik⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsräume ſtehen zur Verfügung der Mieter. Daß der be⸗ 
ſchwerdeführende Verein den Mietern die Wohnungen un⸗ 
möbliert überläßt, muß nach Entſtehungsgeſchichte und Sinn 
der Vorſchrift für die Beſtimmung des Begriffs der Gaſtſtätte 
im umſatzſteuerrechtlichen Sinn ohne Belang ſein. 

(RFH., 5. Sen., Urt. v. 19. März 1937, V A 62/37 S.) 


Anmerkung: Das Urteil behandelt einen Streitfall, der 
an ſich keine übermäßig große Auswirkung auf das Umſatz⸗ 
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ſteueraufkommen haben kann, dennoch von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung iſt. Nach dem Fortfall der Umſatzſteuererhebung für 
die Vermietung aller eingerichteten Räume iſt im UmiSt®. 
1934 allein noch die Steuerpflicht für „Beherbergung in Gaſt⸗ 
ſtätten“ aufrechterhalten worden. Das Urteil ſtellt nunmehr 
klar, daß für die ſteuerliche Auslegung von dem ſpeziellen Be⸗ 
griff der Gaſtſtätte, wie ihn der bisherige § 28, jetzt § 28 a 
UmſcStdDurchfBeſt. abgrenzt, auszugehen iſt, daß alſo weder 
auf den Sprachgebrauch noch auf die Auslegung zum Gaſt⸗ 
ſtätt GG. v. 28. April 1930 zurückzugehen iſt. Es kommt für die 
Umſatzſteuer ausſchließlich darauf an, ob den Gäſten des Heims 
außer ihren Wohnräumen noch „mindeſtens ein gemeinſchaft⸗ 
licher Aufenthaltsraum“ zur Verfügung geſtellt iſt. Natur⸗ 
gemäß muß dieſe Bereitſtellung des Sonderraumes im Rahmen 
der geſamten Vermietung vorgeſehen und als Dauermaßnahme 
vereinbart ſein. Wenn eine Zimmervermieterin dem einen oder 
anderen ihrer Mieter lediglich vorübergehend geſtattet, morgens 
ſeinen Kaffee in dem Wohnzimmer ihrer Wohnräume ein⸗ 
zunehmen, damit inzwiſchen ſein Zimmer aufgeräumt werden 
kann, ſo bedeutet dieſe Handlungsweiſe noch keine Zur⸗ 
verfügungſtellung eines gemeinſchaftlichen Aufenthaltsraumes, 
durch den die Vermietertätigkeit der Wirtin den Charakter der 
„Beherbergung in einer Gaſtſtätte“ im Sinne des Umſatzſteuer⸗ 
rechts annimmt. 

Weſentlich iſt insbeſ. die nunmehr erfolgte Klarſtellung, 
daß kein Unterſchied bei der Auslegung der ſteuerrechtlichen 
Beſtimmungen zu machen iſt je nachdem, ob die Mieter in der 
Gaſtſtätte bereits eingerichtete Räume beziehen oder ob ihnen 
leere Zimmer zur Verfügung geſtellt werden, die ſie mit ihren 
eigenen Möbeln ausſtatten. Der Charakter des Heims als 
einer Gaſtſtätte, deren Mieteinnahmen der Umſatzſteuer unter⸗ 
liegen, bleibt auch in letzterem Falle gewahrt. 

Dagegen dürfte die im Schrifttum umſtrittene Umſatz⸗ 
ſteuerpflicht des Entgelts, das für die Vergebung von Feſt⸗ 
fälen, Vereinszimmern u. dgl. vereinnahmt wird, als einer 
reinen Mieteinnahme ebenſo zu verneinen ſein, wie die der 
Marktſtandgelder, bezüglich deren die entſprechende grundſätz⸗ 
liche Auslegung des im RStBl. 1931, 68 veröffentlichten 
Reiß H Urt. v. 26. Sept. 1930 auch für das neue Umſ Stg. vom 
RED. aufrechterhalten worden iſt. 

ORegR. Bandow, Berlin. 
* 


x 32, Art. 18 9, Art. 4 Schlacht StG. v. 24. März 
1934 (RG Bl. I, 238); § 5 Abſ. 1ff. Durchf VO. zum 
Schlacht StG. v. 24. März 1934. Eine juriſtiſche 
Perſon hat grundſätzlich keinen Anſpruch auf 
die Steuerermäßigung gem. § 5 Abſ. 1 Durchf⸗ 
VO. zum Schlacht StG. für ſogenannte Haus⸗ 
ſchlachtungen. 

Streitig iſt, ob der Preußiſche Staat als Inhaber einer 
Domäne, die er ſelbſt bewirtſchaftet, Anſpruch auf die Steuer⸗ 
ermäßigung aus § 5 DurchfVO. z. Schlacht StG. für ſogenannte 
Hausſchlachtungen hat. Wirtſchaftsleiter der Domäne iſt ein im 
Angeſtelltenverhältnis zum Staat ſtehender Verwalter. Er hat 
u. a. auch für die Verpflegung der Arbeitnehmer der Domäne 
zu ſorgen. Aus der Gutsgemeinſchaftsküche, der ſeine Frau vor⸗ 
ſteht, werden insgeſamt 13 Perſonen verpflegt. Hiervon wohnt 
ein Arbeiter außerhalb des Gutshauſes. Die Gutsverwaltung 
hat für die Schlachtung eines auf der Domäne gezogenen 
Kalbs, deſſen Fleiſch ausſchließlich für den Verbrauch der aus 
der Gutsküche verpflegten Arbeitnehmer beſtimmt war, die 
Steuerermäßigung als Hausſchlachtung beanſprucht. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben die Steuerermäßigung verſagt. Die An⸗ 
fechtungsentſcheidung führt aus, daß die Schlachtung zum aus⸗ 
ſchließlichen Verbrauch im eigenen Haushalt des Tierhalters 
erfolgt ſein müſſe. Tierhalter ſei im vorl. Fall der Preußiſche 
Staat. Dieſer könne aber keinen Haushalt i. S. der DurchfVO. 
haben. 

Die RBeſchw. iſt unbegründet. l 

§ 5 Abſ. 1 DurchfVO. zum Schlacht St. ſetzt voraus, daß 
die Schlachtung zum ausſchließlichen Verbrauch im eigenen 
Haushalt des Tierhalters beſtimmt ſein muß. Nach § 5 Abſ. 2 
umfaßt der eigene Haushalt des Tierhalters deſſen haushal⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


tungsangehörige Familien mitglieder und das von ihm ver 
pflegte Perſonal einſchließlich derjenigen Wanderarbeiter une 
zuſätzlichen Tagelöhner, die aus dem Haushalt verpflegt mer 
den. Aus der geſchichtlichen Entwicklung der Vorſchriften, die 
in der Entſch. des RFH.: RF. 39, 102 näher dargeſtellt ist, 
ergibt ſich, daß die in den früheren Länderſchlachtſteuergeſetzen 
bereits vorgeſehene Steuervergünſtigung für Hausſchlachtungen 
bei der reichsrechtlichen Neuregelung nur unter der Voraus 
ſetzung beibehalten worden iſt, daß der Kreis der ſteuerbegün! 
ſtigten und der zur eigenen Haushaltsgemeinſchaft eines 
Steuerbegünftigten zu zählenden Perſonen möglichſt klein ge 
halten würde. Die Beſtimmung habe daher möglichſt eng ge 
faßt werden müſſen. Die Steuervergünſtigung ſolle in erſter 
Linie den minderbemittelten Kreiſen dienen. 

Tierhalter i. S. des § 5 Abſ. 1 DurchfVO. z. Schlacht Sto 
iſt im vorl. Fall der Preußiſche Staat, für deſſen Rechnung der 
Betrieb der Domäne geführt wird, und in deſſen Stall das 9 
ſchlachtete Kalb gezogen worden iſt (ſiehe auch Erl. des RE 
v. 10. April 1934, V 9000 — 31 II Ziff. 2 zu § 5 Durchf VO. z 
Schlacht Stch. und Erl. v. 1. Okt. 1936, V 9000 — 49 II und 
V9201 — 10 II zu § 5 DurchfVO. z. Schlacht Stch. unter c). 
Der im Angeſtelltenverhältnis zum Staat ſtehende Betriebs? 
leiter kann als Tierhalter nicht angeſehen werden. Es frag! 
ſich nun, ob der Preußiſche Staat als Tierhalter einen eigenen 
Haushalt i. S. des § 5 Abſ. 1 DurchfVO. z. Schlacht StG. haben 
kann. Dieſe Frage muß verneint werden. Nach der Faſſung 
und dem Zweck der DurchfVO. z. Schlacht StG. ſetzt der B 
griff „Haushalt“ grundſätzlich einen aus natürlichen Perfonel 
beſtehenden Perſonenkreis voraus, der durch Verwandtſchaf 
oder ſonſtige Beziehungen zu einer hauswirtſchaftlichen Leben?“ 
gemeinſchaft miteinander verbunden ift. Das ergibt ſich zu⸗ 
nächſt aus $ 5 Abſ. 2 DurchfVO. z. Schlacht Stg., wonach der 
eigene Haushalt des Tierhalters in erſter Linie deſſen re 
haltungsangehörige Familien mitglieder umfaßt. Dieser 
Vorſchrift entſpricht ferner, daß die Steuerermäßigung gemäß 
§ 5 Abſ. 3 Durchf VO. z. Schlacht StG. ausdrücklich Kaſernen, 
Krankenhäuſern, Klöſtern und ſonſtigen Anſtalten verſagt wirt 
ſelbſt wenn fie daneben Landwirtſchaft betreiben. Eine Haus 
haltgemeinſchaft i. S. des § 5 Abſ. 1 und 2 wird alſo in dieſen 
Fall abgelehnt. Hieraus muß dann aber weiter gefolgert ge 
den, daß auch die auf der Domäne beſchäftigten und aus — 
Gemeinſchaftsküche verpflegten Angeſtellten und Arbeit 4 
grundſätzlich keinen gemeinſchaftlichen Haushalt in dieſg, 
Sinn mit dem Staat als ihrem Arbeitgeber haben können. 5 
juriſtiſche Perſon kann der Staat das aus der Schlachtung = 
wonnene Fleiſch nicht in feinem Haushalt ausſchließlich pe 1 
brauchen, er kann auch nicht perſönlich den Betrieb leiten o = 
bewirtſchaften, insbeſ. nicht als Tierhalter durch haushaltsauft, 
hörige Familienmitglieder die von ihm gezogenen Tiere 5 
tern oder pflegen (ſ. Erl. des RF M. v. 1. Okt. 1936 zu §5 Dur 90 
VO. z. Schlacht StG. unter e Ziff. 2; Urt. des RF. : Rö. . 
102). Er iſt vielmehr hierfür ausſchließlich auf fremde ain 
ſonen angewieſen, wobei es unerheblich iſt, ob dieſe zu ihm ich 
einem Angeſtellten⸗ oder ſonſtigen Dienſtverhältnis ſtehen. i 
im Weg der Auslegung darf der Haushaltbegriff keine Ewe 
terung erfahren. Eine ſolche Auslegung würde der Entſtehung 
geſchichte und auch dem Zweck der Vorſchrift widerſprechen, 25 
nach der Begriff grundſätzlich eng auszulegen und die 1 
ermäßigung in erſter Linie der minderbemittelten Bevölke , 
zugute kommen ſoll. Der Anſicht der RBeſchw., daß dieſe 933 
legung mit Art. 9 PrSchlachtſt DurchfBeſt. v. 27. Nov. 1 gi 
nicht in Einklang ſtehe, vermag der Senat ſich nicht ade 
ſchließen. Wie ſich aus Art. 9 Abſ. 2 Satz 2 ergibt, umfaßt de 
eigene Haushalt des Beſitzers gleichfalls in erſter Linte . 
haushaltungsangehörigen Familienmitglieder des Beſitzers, 2 
ner gilt nach Art. 9 Abf. 5 als eigener Haushalt nicht der Die 
halt der Kaſernen, Krankenhäuser und ſonſtiger Anſtalten "rr, 
preußiſchen Vorſchriften haben alſo gleichfalls den Hau at 
begriff eng ausgelegt und grundſätzlich in dem vom Su 
entwickelten Sinn aufgefaßt. Dieſe Auffaſſung entspricht mäß 
der des RM., der um feine Zuziehung zum Verfahren gel 
§ 301 RAbg0O. erſucht hat. 

(RFH., 4. Sen., Urt. v. 27. Jan. 1937, IV A 164/36 8.) 
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— Ausländifhe Gerichte 


Bundesgericht Zürich 


Bo 33. Markenrecht. Umwandlung einer Marke (Eau de 
tot) in ein Freizeichen und Rückbildung zum Individualzei⸗ 
En Bedeutung der Aufnahme der Beſchreibung der Zuſam⸗ 
lumſetzung des Produkts in Pharmakopöen u. dgl. Feſtſtel⸗ 
ng der Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe. Bedeutung 
Auffaſſung derſelben im Ausland. 


100 A. Im internationalen Markenregiſter wurde am 30. März 
5 8 unter Nr. 6800 die Wortmarke „Botot“ für ein Mund⸗ 
N Ner eingetragen und am 6. Febr. 1928 unter Nr. 55 900 
für dert. Am 2. April 1914 gelangte im gleichen Regiſter und 

das gleiche Produkt unter Nr. 15 733 eine kombinierte 
= und Bildmarke zur Eintragung, die am 5. März 1934 
E ter Nr. 85581 erneuert wurde. Die Marke beſteht in einer 

kette, die u. a. die Aufſchrift „Seule veritable Eau dentri- 
de Botot“ (das Wort „Botot“ ſtark hervorgehoben) aufweiſt. 


Das Mundwaſſer iſt nach ſeinem Erfinder, M. J. Botot, 
arzt König Ludwigs XV., benannt. Es wurde unter dem 
A nen „Eau de Botot“ von feinen Rechtsnachfolgern ver⸗ 
; leben und hat ſich unter dieſem Namen beim Publikum ein⸗ 
derurgert. Heutige Rechtsnachfolgerin Botots und Inhaberin 
in „Karten iſt die Erſtklägerin, Witwe M. Th. Waldeck Rouſſeau 
bertbaris, die das Recht, Eau de Botot herzuſtellen und zu 
ürtreiben, vertraglich der Zweitklägerin, Société d’Exploita- 


tion des Produits Botot, J. Brach & Cie, Paris, übertra⸗ 
gen hat. 


ud B. Im 19. Jahrhundert fingen auch Apotheker, Drogiſten 
Ich Parfümeriefabrikanten an, Mundwaſſer nach der Botot⸗ 
en Formel herzuſtellen, ſo ein A. Laurent, Fabrikant von 
„tlettenartikeln in Paris. Laurent verwendete für feine Fla⸗ 
en Etiketten mit der Aufſchrift „Eau dite Botot“, wobei 
det u und „Botot“ gegenüber dem kleiner und unauffällig 
ſchriebenen „dite“ ſtark hervortraten. 
def Am 1. Juli 1883 verkaufte A. Laurent fein Parfümerie⸗ 
N Gäft mit den zugehörigen Rezepten dem Vater des Bell, 
. aeder, in Bafel. Seither ſtellte der Käufer und nach ihm 
tete dell. in feinem Geſchäfte „Eau de Botot“ her und ver⸗ 
es mit der oben beſchriebenen, ſeinerzeit vom Verkäufer 
" Saurent verwendeten Etikette. 
wah C. In der Verwendung des Namens Botot und der er— 
und aten Etikette erblicken die Kl. eine Verletzung ihrer Rechte 
klagten auf Verbot der Verwendung der Bezeichnung „Eau 
otot“, „Eau dite de Botot“ und andern, ähnlichen, den 
aten Botot enthaltenden Bezeichnungen, Verwendung der er⸗ 
betonten Etiketten und Schadenserſatz. Der Bekl. erklärte ſich 
e ohne jede Rechtspflicht ſeinerſeits oder einen rechtlichen 
eld ruch der Kl. anzuerkennen, auf die Verwendung dieſer 
Naleichnungen und Etiketten zu verzichten. Er beſtritt aber die 
chahmung und Verpflichtung zu Schadenserſatz. 
nicht die 1. Inſtanz (Apellationsgericht Baſel⸗Stadt) wies die 
Ver anerkannten Begehren ab. Das Bundesgericht hat das 
et erlaſſen mit dem Recht der Urteilspublikation. Die Scha- 
ein erſatzklage war fallengelaſſen worden für den Fall, daß 
dun Verbot erlaſſen würde. Aus der ſehr eingehenden Begrün⸗ 
9 zuſammengefaßt folgendes: 
1 Die Vorinſtanz nimmt mit dem Bekl. an, der Name Botot 
tra bereits lange vor der am 30. März 1908 erfolgten Ein⸗ 
als ung im internationalen Markenregiſter ſeinen Charakter 
Sachbendividualzeichen verloren gehabt und ſei zur generellen 
bre bezeichnung für Mundwaſſer dieſer Art geworden. Sie ftüht 
Ein Auffaſſung auf die Tatfache, daß die Zuſammenſetzung des 
ei de Botot im weſentlichen ſeit langer Zeit bekannt geweſen 
ber, Ferner ſei nach dem Gutachten Pfau der Name Botot 
US um die Mitte des vorigen Jahrhunderts in verſchiedene 
ic, ale und Pharmakopöen aufgenommen worden. Die Be⸗ 
95 bung des Mundwaſſers in den Pharmakopben habe jedem 
dual ann die Darſtellung ermöglicht und damit das Indivi⸗ 
zeichen Botot zur generellen Sachbezeichnung gemacht. 


Hoe 


Leib 
N 


Dieſe Auffaſſung der Vorinſtanz über die Entwicklung eines 
Individualzeichens zur Sachbezeichnung geht auf ältere mar⸗ 
kenrechtliche Entſch. des Bundesgerichtes zurück (BGE. 31 II 
521 f. und 33 II 332). Die erſtere Entſch. ſprach den Grundſatz 
aus, daß ein Individualzeichen durch die Aufnahme und Be⸗ 
ſchreibung des Produktes in einer Pharmakopöe zur generellen 
Sachbezeichnung werde. 


Allein abgeſehen davon, daß ſchon die ältere Praxis nicht 
einheitlich auf dieſem Boden ſtand (vgl. z. B. BGE. 28 II 559), 
iſt die erwähnte Auffaſſung auf jeden Fall durch die neuere 
Rſpr. überholt. In keinem der beurteilten neueren Fälle, wo 
die Zuſammenſetzung und Herſtellungsweiſe eines Markenpro⸗ 
duktes in Fachkreiſen bekannt geworden war, ſei es durch wiſ⸗ 
ſenſchaftliche Veröffentlichungen, Pharmakopöen oder ſonſtwie, 
hat das Bundesgericht daraus für die Marke ohne wei⸗ 
teres den Verluſt des Individualzeichencharakters abgeleitet, 
vielmehr wurde z. B. die Marke Lyſol trotz jenes Sachverhal⸗ 
tes geſchützt (BGE. 57 II 605). Maßgebend iſt ausſchließlich, 
ob das bisherige Individualzeichen im Verkehr nunmehr als 
Gattungsbezeichnung gebraucht wird, gleichgültig von welchem 
Produzenten die Ware ſtammt. 

Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß das Offenkundigwerden 
der Zuſammenſetzung und der Herſtellungsweiſe eines Mar⸗ 
kenartikels für den Rechtsbeſtand der Marke nicht von Bedeu⸗ 
tung ſein könne. Es iſt ohne Zweifel geeignet, die Umwand⸗ 
lung der Marke in eine generelle Sachbezeichnung zu be⸗ 
günſtigen. Ebenſo kann die Tatſache, daß ein Warenzeichen in 
Druckwerken oder irgendwelchen andern Veröffentlichungen ohne 
Hinweis auf ſeine Markenqualität erwähnt wird, unter Um⸗ 
ſtänden ein Indiz ſein für die bereits erfolgte Umwandlung. 
Das gilt aber, wie das Bundesgericht wiederholt erklär hat, 
nicht bei Wörterbüchern und wiſſenſchaftlichen Abhandlungen; 
denn ſolchen Veröffentlichungen liegt der Hinweis auf Indi⸗ 
vidualrechte auch da, wo ſolche beſtehen und in Fachkreiſen be⸗ 
kannt find, ihrem Zwecke noch fern. Eher wird in dieſer Hin⸗ 
ſicht auf Pharmakopöen abgeſtellt werden dürfen. Nach der 
Feſtſtellung der Vorinſtanz iſt Eau de Botot in verſchiedenen 
älteren Pharmakopöen aufgeführt. Dabei handelt es ſich aber 
entweder um private Werke oder ſolche von örtlich beſchränk— 
ter Bedeutung, über deren Stellungnahme zu Markennamen 
außerdem nichts Näheres bekannt iſt. In der ſchweizeriſchen 
Pharmakopöbe, von der feſtſteht, daß bei ihrer Redaktion die Auf⸗ 
nahme von Wortmarken grundſätzlich vermieden wurde und 
die wegen ihres offiziellen Charakters für ſchweizeriſche Ver- 
hältniſſe in erſter Linie maßgebend iſt, figuriert hingegen der 
Name Eau de Botot gerade nicht. Als Ganzes genommen ſpricht 
daher die Sachlage bei den Pharmakopben nicht nur nicht gegen, 
ſondern ſogar für den Fortbeſtand des Markenrechtes. 


Noch weniger iſt Eau de Botot dadurch zum Freizeichen 
geworden, daß Name und Rezept ſchon verhältnismäßig frühe 
Aufnahme in Apothekermanuale gefunden haben. Das beweiſt 
nur, daß den betr. Apothekern die Zuſammenſetzung des Eau 
de Botot bereits bekannt war, wobei nichts näher lag, als 
das (freie) Rezept mit dem Namen des Erfinders in den Ma⸗ 
nualen aufzuzeichnen; deswegen brauchen die Apotheker das ſo 
hergeſtellte Mundwaſſer keineswegs auch unter dieſem Namen 
verkauft zu haben. Und hätten ſie es getan, ſo bliebe noch immer 
die Frage offen, ob ſie ſich dabei nicht bewußt geblieben ſind, 
daß der Name Eau de Botot eigentlich zum Produkt der Rechts⸗ 
nachfolger Botots gehöre und daß ſie ihrerſeits mit der Ver⸗ 
wendung des Namens einen Mißbrauch begehen. 


Anders ſcheint es ſich freilich beim Rechtsvorgänger des 
Bekl., A. Laurent, zu verhalten, der das Mundwaſſer ſchon vor 
1863 unter dem Namen Eau de Botot vertrieb und ſich auf 
die Vorſtellungen des Rechtsvorgängers der Erſtklägerin, V. 
C. Laurent⸗Richard, lediglich verpflichtete, nicht mehr die bis⸗ 
herigen Flaſchen und Etiketten zu verwenden, den Namen an 
ſich aber für das Mundwaſſer beibehalten konnte und ihn dann 
mit dem Rezepte an den Vater des Bekl. weitergab. Allein 
wie die Vorinſtanz anerkennt, genügte dieſer vereinzelte Fall 
freier Verwendung des Namens Botot nicht, um ihn in eine 
Sachbezeichnung umzuwandeln. 
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Entgegen der Auffaſſung der Vorinſtanz hat ſomit der 
Bekl. nicht darzutun vermocht, daß der Name Eau de Botot 
zur Zeit der Eintragung im internationalen Marken⸗ 
regiſter bereits generelle Sachbezeichnung geweſen iſt. 

Entſcheidend iſt daher, ob ſich dieſer Umwandlungsprozeß 
ſeit der Eintragung vollzogen hat. Dabei darf die Umwand⸗ 
lung nicht leichthin angenommen werden. Schon in den An⸗ 
füngen des modernen Markenrechtes hat ſich die Literatur, ge⸗ 
folgt von der Gerichtspraxis, auf den Standpunkt geſtellt, daß 
ein Verzicht des Markeninhabers auf die Führung der Marke 
nicht zu vermuten iſt, und daß ein bloßes Tolerieren fremder 
Eingriffe nicht notwendig einem Verzichte gleichkommt. Selbſt 
bei verhältnismäßig langer Untätigkeit des Berechtigten gegen⸗ 
über Verletzungshandlungen iſt nach dieſer Auffaſſung nicht ohne 
weiteres auf Verzicht — und Verfall an die Allgemeinheit — 
zu ſchließen. Eine andere Einſtellung würde zu Unbilligkeiten 
führen, indem es, insbeſ. bei Weltmarken, naturgemäß aus⸗ 
geſchloſſen iſt, daß der Inhaber überall und zu gleicher Zeit 
Nachforſchungen anſtellen und ſich gegen Verletzungen zur Wehr 
ſetzen kann. 

Gleiche Tendenzen beherrſchen die neuzeitliche Auffaſſung. 
So geht die ganze neuere bundesgerichtliche Praxis von dem 
Grundſatze aus, die Umwandlung einer geſchützten Marke in 
ein Freizeichen ſtelle etwas Außergewöhnliches dar und trete 
nur unter ganz beſonderen Umſtänden ein, nämlich dann, wenn 
die Erinnerung an die Zugehörigkeit der Marke zur Ware eines 
beſtimmten Produzenten oder Händlers ſämtlichen beteiligten 
Verkehrskreiſen entſchwunden ſei, ſo daß ſie nicht mehr als 
Herkunfts⸗, ſondern als Sachbezeichnung genommen werde und 
ſich einer Rückwandlung trotz darauf gerichteten Bemühungen 
als unzugänglich erweiſe. Dieſe Praxis wird unterſtützt durch 
das auch in internationalen Beziehungen immer mehr zutage 
tretende Beſtreben, auf dem Gebiete des Markenrechtes über die 
Beobachtung von Treu und Glauben zu wachen, ein Beſtreben, 
das ganz ſpeziell in den neueſten Verträgen betr. die Her⸗ 
kunftsbezeichnungen ſeinen Ausdruck findet. 

Um die Auffaſſung der beteiligten Verkehrskreiſe in zu⸗ 
verläſſiger Weiſe zu ermitteln, iſt regelmäßig erforderlich, daß 
in allen dieſen Kreiſen gerichtliche Erhebungen angeſtellt und 
dabei nach Möglichkeit verſchiedene Landesgegenden berückſich⸗ 
tigt werden. Die Vorinſtanz hat ſich darauf beſchränkt, ein Gut⸗ 
achten des Präſidenten des baſelſtädtiſchen Apothekerverbandes, 
Pfau, und einen Bericht des Sekretariates des Schweizeriſchen 
Drogiſtenverbandes einzuholen, die ſich über die bei den 
Apothekern, den Drogiſten und beim Publikum herrſchenden 
Auffaſſungen ausſprechen. Groſſiſten ſowie wiſſenſchaftliche Be⸗ 
rufsarten, die ſich mit Mundwaſſern zu befaſſen haben, Che⸗ 
miker, Arzte und insbeſ. Zahnärzte, find überhaupt nicht zu 
Wort gekommen. Ihre Anhörung wäre aber um ſo notwen⸗ 
diger geweſen, als Apotheker und Drogiſten Konkurrenten der 
Kl. ſind und daher leicht geneigt ſein werden, ſich der Zu⸗ 
gehörigkeit der Marke zum Bototſchen Originalprodukt nicht 
mehr zu erinnern. Aus dem gleichen Grunde hätte es ſich auf⸗ 
gedrängt, die Auffaſſung des kaufenden Publikums durch direkte 
Erhebungen zu ermitteln. 

Die Kl. haben nun 27 ſchriftliche Erklärungen von Apo⸗ 
thekern, Drogerien, Parfümerie⸗ und anderen Detailgeſchäften 
zu den Akten gegeben, in denen dieſe Firmen die Markenquali⸗ 
tät des Namens Botot anerkennen und ſich verpflichten, den 
Namen für die von ihnen ſelbſt hergeſtellten Mundwaſſer nicht, 
bzw. nicht mehr zu verwenden. Über dieſe Erklärungen iſt die 
Vorinſtanz vollſtändig hinweggegangen, ohne ſie auch nur mit 
einem Worte zu erwähnen. In der Nichtberückſichtigung an 
ſich tauglicher Beweismittel liegt aber nach ſtändiger Praxis 
eine Verletzung von Bundesrecht. 

In den von den Kl. eingelegten Beſcheinigungen anerken⸗ 
nen ihre Ausſteller unzweideutig, ſich bewußt geblieben zu ſein, 


daß der Name Eau de Botot als markenmäßiges Attribut ee 
Produkt der Kl. gehöre und daher von andern Produzente! 
nicht verwendet werden dürfe. Dabei verteilen ſich dieſe Firme 
auf verſchiedene Landesgegenden und ſowohl auf das deutſch 
wie franzöſiſche und italieniſche Sprachgebiet. Gegen dieſe aus 
drücklichen Anerkennungen von 27 einzelnen Firmen vermögen 
die generellen abweichenden Außerungen des Apothekererperten 
und des Drogiſtenſekretariates nicht aufzukommen. Sie zeige 
lediglich, daß der Experte und das Sekretariat entweder über bi 
in ihren Branchen herrſchenden Auffaſſungen nicht genügen 
orientiert find, oder daß das Standes⸗ bzw. Verbandesintereſ 
die unbefangene Beurteilung der Verhältniſſe beeinträchtigt hal 

Daß die Kl. nicht von allen Firmen, die bisher eigene 
Produkte unter der Bezeichnung Eau de Botot verkauft haben, 
eine Anerkennung ihres Markenrechtes beibringen konnten, ve 
ſchlägt demgegenüber nichts. Sache des Bekl. wäre es geweſen 
den Nachweis dafür zu leiſten, daß die vorl. Firmen nur en 
geringen Bruchteil der Geſamtheit ausmachen, und daß 15 
große Mehrzahl der übrigen den Namen Botot als genere 3 
Sachbezeichnung gebrauchen. Dieſen Nachweis hat er nicht er⸗ 
bracht und hätte ihn offenbar auch nicht erbringen können; 
denn es iſt wenig wahrſcheinlich, daß ſich die vorl. Firmen, u 
mal die größeren, zur Anerkennung der Marke bereit gefun 5 
hätten, wenn in andern Kveiſen der betr. Branche gutgläubiget” 
weiſe eine gegenteilige Auffaſſung über die Bedeutung W 
Namens Botot vertreten würde. 


Wenn auch der Name Botot unverkennbar im Begriffe wan 
ſich zur generellen Sachbezeichnung zu entwickeln, ſo iſt demng 
dieſe Entwicklung immerhin nicht zum Abſchluß gekommen; 23 
es müßte, wenn die Umwandlung ſeinerzeit entgegen - 
vorl. Beweisergebnis tatſächlich eingetreten wäre, angenomme 
werden, daß ſich der Name dank der Bemühungen der "7" 
ſeither jedenfalls im Detailhandel wieder zum Individun ei 
zeichen zurückgebildet hätte. Welche Auffaſſung bet 
den Groſſiſten, bei Arzten und Zahnärzten herrſcht, it * 
dieſer Sachlage unerheblich. Für den Beſtand der Marke 925 
nügt es nach der oben angeführten Rſpr., daß fie auch nur 5 
einem der beteiligten Verkehrskreiſe noch, bzw. wieder als J. 
dividualzeichen angeſehen wird. 2 

Schließlich fällt zugunſten des ſtreitigen Markenrechts = 
Betracht, daß die Bezeichnung Eau de Botot auch in 9 
reich und Deutſchland weiterhin als Marke geſchützt il. n 
lich gilt für die Frage, welche Bedeutung der Bezeichnung ber 
Verkehr beigelegt werde, das Territorialprinzip, d. h. maßge g 
ift die ſchweizeriſche Verkehrsauffaſſung. Wie das Bundesgernd 
ſchon wiederholt ausgeſprochen hat, liegt aber auf der Gan 
daß bei einem Erzeugnis von Weltruf die Anſchauung der des 
tereſſierten ausländiſchen Verkehrskreiſe diejenige des Inland 
beeinflußt. Ein derartiger Einfluß aus den beiden der Scher 
benachbarten Ländern Frankreich und Deutſchland hat ſich da 1b 
ohne Zweifel auch im vorl. Falle geltend gemacht. Das dem 
insbeſ. für Frankreich als Urſprungsland zutreffen, au? An⸗ 
das Bototſche Originalprodukt heute noch eingeführt wird, nt 
derſeits dürfte auch dem Beiſpiel Deutſchlands um fo unbede n 
licher gefolgert werden, als dort die Eintragung im Ja ven 
nach einläßlicher Vorprüfung gegen den ſtarken Widerſtand an⸗ 
deutſchen Apothekervereins und des deutſchen Drogiſtenver 
des bewilligt worden iſt. Gu. 


(Bundesgericht, 1. ZivAbt., Urt. v. 23. Sept. 1936; aus 
ſcheidung Bundesgericht 62 II 317 ff.) 
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2 n 
Das Zitat JW. 1937, 1713, linke Spalte, Zeile 6 be 
unten heißt richtig: „JW. 1926, 2086“. 
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